


THEORIE & STRATEGIE 

von Thornas Westphal 

Zu den Spontizeiten von Joschka Fi- 
scher ist alles und von allen gesagt. 
Eine ernste Debatte über die gesell- 
schaftliche Funktion der 68er Revolte 
und über die Entwicklung des terrori- 
stischen Flügels war ja ohnehin riicht 
zu erwarten. Statt dessen der 
krampfhafte Versuch, etwa von Mi- 
chael Wolfssohn, den Historikerstreit 
in Miniatur wieder zu beleben. 
Ebenso krampfhaft aber auch der 
Versuch von Antje Vollmer, die Zei- 
ten, in denen der heutige Bundesau- 
ßenminister sich noch Joseph Martin 
Fischer nannte, zum Mythos der Ge- 
schichte der Bundesrepublik zu erhe- 
ben. 

Einen unbeabsichtigten, aber 
treffenden Beitrag zu der ganzen 
Aufführung steuerte im übrigen der 
Altkanzler Helmut Schmidt bei. Man 
müsse schon ein Idealist vom Schlage 
Fischers sein, um den Kosovo-Feldzug 
rechtfertigen zu können und eine 
europäische Einheitspolitik gegen alle 
ökonomischen Daten zu betreiben, 
ließ er in der ,,Zeit" weit vor der Ver- 
gangenheitsdebatte vernehmen. In 
der Tat, bei allen biographischen Brü- 
chen und Wandlungen im Leben von 
Fischer, scheint eine Konstante den- 
noch zu existieren: Der politische 
Idealismus! 

Kurzum: Ich brauche keine Ent- 
schuldigungen des Bundesaußenmi- 
nisters, ich benötige keine Beweise 
dafür, ob er Steine nur in die Luft 
oder doch Molotow-Cocktails auf 
Polizeibeamte geworfen hat, mich 
interessiert nicht, wer sich aus der 
Sympathisantenszene vor 2 5  Jahren 
in Fischers Wohnung aufgehalten 
hat. Mir würde es reichen, wenn Fi- 
scher erkennen würde, dass die Leh- 
re des politischen Idealismus auch im 
Gewande des Staatsmannes kein gu- 
ter Ratgeber für verantwortliche Poli- 
tik ist. 

Aufschlussreich an der Fischer- 
Debatte sind aber die lebenskulturel- 
len Seitenarme und Ausläufer der 
Diskussion in den Tageszeitungen und 
Magazinen. Die Süddeutsche Zeitung 
organisierte z. B. einen Schlagab- 

tausch auf ihre Feuilletonseiten zu 
der Frage ob Fischer ein typisch deut- 
scher Opportunist sei oder ein Mann 
der eine aufregende Vita vorweisen 
kann, anders etwa als der langweili- 
ge Spießer Friedrich Merz, der seine 
Jugend mit ausgedachten Geschich- 
ten künstlich befruchten musste. 
Nicht die Antworten auf diese Fra- 
gen sind aufschlussreich, sondern die 
Tatsache, dass der historische Sach- 
verhalt der Mitgliedschaft von Fischer 
in der Frankfurter Putzgruppe, poli- 
tisch entkernt und nach heutigen 
kulturellen Maßstäben beurteilt wird. 
Es geht um die allgemeine Bewer- 
tung von biographischen Brüchen, 
die persönliche Bewusstseinslage ei- 
nes Menschen mit solch einer Vita. 

Kurzum: Zur Debatte steht die all- 
gemeine Beurteilung von Charakter 
und Persönlichkeit solcher Menschen 
die sich veränderten Lebensbedin- 
gungen anpassen. Darin liegt wohl 
auch die eigentliche Faszination des 
Vorgangs. 

Es kann keinen Zweifel geben: Fi- 
scher war für viele, unabhängig von 
der eigenen Zugehörigkeit zum poli- 
tisch-gesellschaftlichen Lager, schon 
immer ein Opportunist und politi- 
scher Schauspieler. Interessant an der 
nun wieder entflammten Debatte ist 
die Umkehrung der Werte. Wieder- 
um unabhängig von der eigenen po- 
litischen Orientierung, bewerten im- 
mer mehr Menschen die Wandlungs- 
fähigkeit von Fischer und seine thea- 
tralische Begabung als äußerst posi- 
tiv. Politiker mit solchen Attributen 
werden als kreativ, faszinierend, ma- 
gnetisch, kurz als menschlich beur- 
teilt. Sie sind die Lieblinge der Medi- 
en und ihnen fliegen die Sympathie- 
werte zu. 

Dieser Sachverhalt, der am Rande 
der Fischer-Debatte für kurze Mo- 
mente zum Vorschein kam, verweist 
auf einen grundlegenderen Werte- 
wandel in unserer Gesellschaft: Auf 
den Einzug einer neuen flexiblen Be- 
wusstseinsform von Selbstwert und 
menschlichem Miteinander. Amerika- 
nische Soziologen verfolgen seit Iän- 

gerem einen gesellschaftlichen Trend 
zur Veränderung des Selbstbildes der 
Individuen. Das Selbstbild des Indu- 
striezeitalters war geprägt vom pro- J 

testantischen Arbeitsethos und dem 
kleinbürgerlichem ldeal etwas aus 
sich zu machen, eine fleißige, inte- 
gre, hart arbeitende und selbststän- 
dige Persönlichkeit zu werden. Heute 
sind die Menschen an viel mehr Be- 
ziehungen in viel größerer Vielfalt 
und mit größerer Intensität beteiligt 
als jemals zuvor. Dies scheint sich auf 
das Selbstbild und dem Entwick- 
lungsideal von Persönlichkeiten dra- 
stisch auszuwirken. Jeremy Rifkin 
schreibt: „Die (...) Explosion sozialer 
Interaktionen zieht und zerrt an je- 
dem individuellen Bewusstsein und 
zwingt, das zentrierte Selbst aufzuge- 
ben. In den Wellen miteinander kon- 
kurrierender und oft widersprüchli- 
cher Diskurse, verteilen wir verzwei- 
felt unsere begrenzte Aufmerksam- 
keit, indem wir Bereiche unseres Be- 
wusstseins allem widmen, das uns 
begegnet und Anspruch auf unsere 
Zeit erhebt. Wir riskieren uns im Netz 
kurzlebiger (...) Verbindungen zu ver- 
lieren." 

Kenneth Gergen, Psychologe in 
Swarthmore beschreibt die Tendenz, 
dass die Vielzahl inkohärenter und 
gegenseitig isolierter Beziehungen 
uns einladen, viele verschiedene Rol- 
len zu spielen, dass das eigentliche 
authentische Selbst mit erkennbarem 
Charakter dabei in Zukunft immer 
weiter aus dem Blick gerät. Die selb- 
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ständige Persönlichkeit mit einem er- 
arbeitetem Ich aus dem Industrie- 
zeitalter, wird abgelöst durch die ver- 
mittelte, relative Persönlichkeit, die 
wiederholte Gestaltveränderung als 
ldeal anstrebt. 

Kurzum: Wenn Wandelbarkeit 
zum übergreifenden Konsens der mo- 
dernen Gesellschaft im menschlichen 
Miteinander wird, dann hat Joschka Fi- 
scher noch Chancen mehr zu werden 
als ,,nur" Bundesaußenminister. Wie 
ging noch das Lied des alten Sponti- 
Kumpanen Rio Reiser: ,,Wenn ich Kö- 
nig von Deutschland wär!" SPW 

mie. Bedenkt man, dass im durch- Fünftens operieren die Tarifpartei- 
schnittlictien ostdeutschen Metallbe- en unter arbeitsmarktpolitischen Be- 
trieb 1998 etwa 87 Beschäftigte und dingungen, die sich einerseits durch 
im durchschnittlichen Westbetrieb Überfluss (Massenarbeitslosigkeit) ., , 1 
etwa 175 Beschäftigte waren, so wird 
deutlich, dass wir über unterschiedli- 
che lndustrielandschaften sprechen. 
Die tarifpolitische Schieflage zwischen 
Ost- und Westdeutschland wird stark 
relativiert, wenn man nicht die klein- 
betriebliche Struktur zum Maßstab 
macht, sondern die Entwicklung in 
den großen ostdeutschen Betrieben, 
die am ehesten mit den typischen 
westdeutschen Verbandsbetrieben 
vergleichbar sind und in denen insge- 
samt etwa 20 Prozent aller in der ost- 
deutschen Metallindustrie Beschäftig- 
ten arbeiten. Die Häufigkeit der Tarif- 
bindung in den größeren Betrieben 
unterscheidet sich kaum von der 
westdeutschen Praxis in diesem Be- 
triebssegment. Denn etwa 90 Prozent 
der Beschäftigten, die in den großen 
ostdeutschen Betrieben arbeiten, 
können sich auf kollektivvertraglich 
geregelte Arbeitsbedingungen beru- 
fen. 

Schlussfolgerungen 
Zusammenfassend kann die tarifpoli- 
tische Problemkonstellation in Ost- 
deutschland auf fünf Hauptlinien 
konzentriert werden: 

Erstens ist eine abnehmende Gel- 
tungskraft des Flächentarifvertrages 
festzustellen. 

Zweitens ist eine Verbetriebli- 
chung und Pluralisierung der Arbeits- 
bedingungen erfolgt. Bezogen auf 
die Gesamtbranche resultiert daraus 
eine ,,negative Lohndrift" zwischen 
tariflichem Mindestlohn und effekti- 
vem Lohn- und Gehaltsniveau. 

Drittens ist der Tarifprozess durch 
eine stecken gebliebene Angleichung 
geprägt, die seitens der Arbeitgeber- 
verbände durch eine offensive Infra- 
gestellung des Repräsentationsmono- 
pols der IG Metall verschärft wurde. 
Die Arbeitgeberverbände haben Ver- 
träge mit dem CGM abgeschlossen, 
obwohl diese Organisation keine für 
dieTarifautonomie hinreichende Basis 
in den Betrieben besitzt. 

Viertens erklärt sich diese Situation 
nicht nur durch ökonomische und po- 
litische Einflüsse, sondern auch durch 
die im Zuge von Privatisierung und 
Outsourcing entstandene kleinbetrieb- 
liche Struktur. Zwar fehlen größere Be- 
triebe in den fünf neuen Ländern nicht 

und andererseits durch Knappheit 
(Fachkräftemangel) auszeichnen. 

Die ostdeutsche Metallindustrie 
hat sich mittlerweile als abhängige ost- 
deutsche Regionalökonomie mit 
durchaus dynamischem Charakter 
konsolidiert. Während die Arbeitgeber 
auf einer spezifisch ostdeutschen Ver- 
tragspolitik insistieren, fordert die IG 
Metall die Übernahme westdeutscher 
Pilotabschlüsse und die Schließung der 
noch vorhandenen Unterschiede zu 
Westdeutschland. Auf dem Feld der 
Abkopplungspolitik schwankten die 
Arbeitgeberverbände in den vergange- 
nen Jahren zwischen einer offensiven 
und einer defensiven Gangart. Ange- 
sichts des von den Arbeitgebern selbst 
festgestellten drohenden Facharbeiter- 
mangels, der sich alleine für das verar- 
beitende Gewerbe in Sachsen auf per- 
spektivisch etwa 30.000 Beschäftigte 
belaufen kann, wären die Arbeitgeber- 
verbände aus eigenem Interesse gut 
beraten, sich wieder auf eine kalkulier- 
barere Kooperation mit den Gewerk- 
schaften einzulassen. 

Ostdeutschland ist zu einem Ne- 
benschauplatz des deutschen Modells 
geworden. Gegen skeptischen Stim- 
men kann festegestellt werden, dass 
die Arbeit der Tarifparteien beim Auf- 
bau Ost eher für als gegen das deut- 
sche Modell industrieller Beziehungen 
spricht. Die Gründe für die schwache 
Akzeptanz der Tarifparteien liegen nur 
zu einem kleinen Teil im Erbe der DDR 
und der spezifischen Transformations- 
problematik. Vielmehr sind die Proble- 
me auf dynamische Veränderungspro- 
zesse in der gesamtdeutschen Ökono- 
mie im Kontext von Europäisierung, 
Globalisierung und sozialem Wandel 
zurückzuführen, die weitgehend un- 
abhängig von den Einflüssen des 
Transformationsprozesses verlaufen. 
Durch die abweichende Praxis in Ost- 
deutschland wird das deutsche Modell 
nicht in Frage gestellt. Im Hinblick auf 
die weitere Entwicklung bedeutet dies, 
dass es nicht die Leistungsfähigkeit der 
vorhandenen Institutionen ist, die sich 
belastend für die Zukunftsfähigkeit des 
deutsche System industrieller Bezie- 
hungen auswirken, sondern die Bereit- 
schaft der Akteure, dieses System - 
wenn auch in veränderter Form - flexi- 
bel zu nutzen. SPW 
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geringes Konfliktniveau erreicht wer- 
den. Damit der Flächentarifvertrag eine 
möglichst umfassende Geltung er- 
reicht, bedarf es mitglieder- und ver- 
pflichtungsstarker Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände. 

Auf der Ebene des Flächentarifver- 
trages erfolgte bis zum 1.7.1 996 eine 
fast vollständige Angleichung an das 
nominale westdeutsche Monats- 
grundlohnniveau. Seitdem ist dieser 
Angleichungsprozess blockiert: Die 
im Sommer 1996 noch offenen Posi- 
tionen konnten mit Ausnahme der 
vermögenswirksamen Leistungen bis- 
lang nicht geschlossen werden. Dies 
gilt insbesondere für die um drei 
Stunden längere Arbeitszeit (38 statt 
35 Stunden). Die vermögenswirksa- 
men Leistungen werden erst im Jahre 
2005 das westdeutsche Niveau errei- 
chen. Infolgedessen liegt auch das ta- 
rifliche Lohnniveau in der ostdeut- 
schen Metall- und Elektroindustrie 
noch nicht bei 100 Prozent, sondern 
ungefähr bei 91 Prozent des ver- 
gleichbaren westdeutschen Niveaus. 

Vertieft wird die blockierte Anglei- 
chung dadurch, dass die Bemessungs- 
basis der Arbeitsleistung für Leistungs- 
Iöhner in Ostdeutschland ungünstiger 
ausfällt als in den westdeutschen Be- 
trieben. Zudem gibt es einen geringe- 
ren Anteil der Akkordlöhner und einen 
höheren Anteil von Prämienlöhnern. 
Seit einigen Jahren lasst sich beobach- 
ten, dass die effektive Lohndifferenz zu 
Westdeutschland wieder ansteigt, 
wozu vor allem die abnehmende Gel- 
tungskraft des Flächentarifvertrages 
beigetragen hat. Im Jahr 2000 lagen 
die statistisch erhobenen Arbeitsko- 
sten in der ostdeutschen Metallindu- 
strie bei etwa 70 Prozent des west- 
deutschen Niveaus, die Produktivität 
jedoch schon bei etwa 75 Prozent. 
In der ostdeutschen Metall- und Elek- 
troindustrie lässt sich eine bestandig 
abnehmende Geltungskraft des FIä- 
chentarifvertrages konstatieren. Im 
Verhältnis zur Norm des Flächentarif- 
vertrages lassen sich die Betriebe in 
drei Gruppen einteilen: Erstens jene, 
die sich an den Mindestnormen des 
Flächentarifvertrages orientieren oder 
sogar darüber hinausgehen. Zweitens 
solche Betriebe, die eine durch den FIä- 
chentarifvertrag legitimierte Härtefall- 
oder Beschäftigungssicherungsrege- 
lung in Anspruch nehmen, oder durch 
Firmentarifverträge eine direkte Rege- 
lung mit der Gewerkschaft vereinba- 
ren. Neben diesen ordnungspolitisch 
konformen Regelungen, die allerdings 
im Niveau durchaus eine erhebliche 
Lohnspreizung besitzen, befinden sich 

in der dritten Kategorie jene Betriebe, 
deren Arbeitsbedingungen primär 
nach betrieblichen Gesichtspunkten 
geregelt werden. Aus der Perspektive 
der Gewerkschaften ist der Beschäftig- 
tenorganisationsgrad der Arbeitgeber- 
verbände entscheidend, um den Gel- 
tungsgrad des Flächentarifvertrages zu 
bestimmen. In der ostdeutschen Me- 
tallindustrie halbiert sich dieser zwi- 
schen 1992 und 2000 von ca. 60 Pro- 
zent auf etwas 30 Prozent. Will man 
jedoch die Zahl der Beschäftigten erhe- 
ben, für die das Niveau des Flächenta- 
rifvertrags relevanz hat, so reicht es 
nicht aus, nur auf die Verbandsmit- 
gliedschaft der Betriebe zu schauen, 
denn durch die steigende Zahl der An- 
erkennungs- und Haustarifverträge 
konnte in den letzten Jahren seitens 
der IG Metall in einer Reihe von ver- 
bandsungebundenen Betrieben eine 
Tarifbindung hergestellt werden, so 
dass für etwa 50 bis 60 Prozent der 
Beschäftigten die Mindestnormen des 
Flächentarifvertrages relevant sind. 

Der Ost-West-Vergleich ergibt, 
dass die Zahl der Beschäftigten, die in 
den fünf neuen Ländern direkt unter 
den Flächentarifvertrag fielen, nur halb 
so hoch war wie im Westen der Repu- 
blik. Zweitens sind die Arbeitsbedin- 
gungen von mehr Beschäftigten durch 
einen Firmentarifvertrag geregelt als 
im Westen. In  der Debatte über die Ur- 
sachen der ,,negativen Lohndrift" wer- 
den neben der Hypothek der Startpro- 
grammierung zwei weitere Erklä- 
rungsstränge herangezogen: 

1. Verschiebung der politischen 
Kräfteverhältnisse: 
Durch die mittlerweile erreichte relati- 
ve Konsolidierung der ostdeutschen 
Metallindustrie und durch die Mög- 
lichkeit, für ökonomisch prekäre Be- 
triebe eine Härtefallklausel einzuset- 
zen, ist die betriebliche Anwendung 
der Tarifverträge weniger zu einer Fra- 
ge des Könnens als vielmehr des Wol- 
l e n ~  geworden, zumindest, wenn 
man dies im Vergleich zu West- 
deutschland betrachtet. Der maßgeb- 
liche Anreiz zur Unterschreitung tarif- 
licher Mindestnormen dürfte im poli- 
tischen Gesamtklima zu suchen sein. 

2. Kleinbetriebliche Struktur: 
lnfolge der Privatisierungs- und Zerle- 
gungspolitik kam es in der ostdeut- 
schen Metallindustrie zu einer ,,Ver- 
kleinbetrieblichung". Zwar ist der kol- 
lektive Organisationsbedarf kleiner 
Betriebe grundsätzlich sogar höher 
als jener der größeren Betriebe; 
gleichwohl gibt es hinsichtlich der 
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Am 09. Dezember 2000 veranstal- 
tete spw mit den Jusos Niedersachsen 
und HKS 13 eine Tagung zum Thema 
,,Moderne Sozialpolitik", dessen we- 
sentlichen Beiträge wir im Schwer- 
punkt dieses Heftes dokumentieren. 

In der im Anschluss an die Tagung 
durchgeführten Mitgliederversamm- 
lung des Vereins zur Förderung von 
Demokratie und Völkerverständigung 
am 10. Dezember 2000 ging es dann 
um ein neues Selbstverständnis und 
eine Funktionsbestimmung, die Leitli- 
nie für die Arbeit des neu gewählten 
Vorstandes sein soll. 

Grundorientierung für ein linkes 
Zukunftsprojekt, das Tageskompetenz 
und Zukunftskompetenz gewinnen 
soll, kann nur darin liegen, dieses Pro- 
jekt als arbeitsteiliges Netzwerk 
durchaus unterschiedlicher Akteure 
zu verstehen. Sie müssen sich also ar- 
beitsteiliger Bestandteil der Gesamt- 
linken bei Bewahrung der eigenen hi- 
storisch gewachsenen Identität be- 
greifen. Entscheidend für ein Netz- 
werk ist dabei, was der einzelne Teil- 
nehmer des Netzwerkes einbringen 

kann. Die Kooperation mit dem Fo- 
rum DL21, das ab dieser Ausgabe ei- 
nen eigenen publizistischen Platz in- 
nerhalb der spw haben wird, ist ein 
konkreter Ausdruck, wie ein solches 
Netzwerk erfolgreich konkrete Ergeb- 
nisse hervorbringt. 

Für spw bedeutet dies aber noch 
mehr, nämlich aus den Abonnentln- 
nen und Leserlnnenn der spw Dis- 
kursteilnehmer zu machen. Dazu soll- 
ten wir in drei Richtungen weiterar- 
beiten: 

Erstens sollten wir ähnliches wie 
das Forum des Netzwerks in Berlin als 
Modell, das die Gelegenheit bietet Ta- 
geskompetenz in einem größeren Be- 
zugsrahmen des in der Zeitschrift ge- 
führten Diskurses rückzu koppeln 
auch in anderen Regionen, die dafür 
eine Basis bieten, etablieren. Vielleicht 
könnten solche ,,Netzwerkknoten8' ei- 
gene Schwerpunkte in Praxisfelden 
setzen, beispielsweise Sozialstaat und 
veränderte Arbeit, ökologisch orien- 
tierte Politik. 

Zweitens sollten wir die Präsenta- 
tions-, Kommunikations- und Koope- 
rationsfunktion des lnternet als Träger 
des Diskurses mit dem Ziel der weite- 
ren Vernetzung und Öffnung nutzen. 

Drittens sollten wir das, was wir 
am besten können, den theoretischen 
Diskurs um eine moderne sozialisti- 
sche Perspektive als Basis einer linken 
Zukunftskompetenz weiterführen um 
neue Dimensionen und Fragestellun- 
gen erweitern, Träger dieses Projekts 
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ist unsere Theoriegruppe. 
Einstimmig zum neuen Vorsitzen- 

den des Vereins zur Förderung von 
Demokratie und Völkerverständigung 
wurde Horst Peter aus Kassel gewählt. 
Thomas Westphal (Dortmund), der 
aus beruflichen Gründen nicht wieder 
für den Vorsitz kandidierte, wurde 
ebenso in den Vorstand gewählt wie 
Ulf-Birger Franz (Hannover), Ulrike 
Hensel (Hamburg), Oliver Kaczmarek 
(Kamen), Felix Welti (Lübeck) und Bir- 
git Zoerner (Dortmund). 

Auf der Jahrestagung wurden 
auch Herausgeberlnnenkreis sowie 
Redaktion erweitert. Neu in den Her- 
ausgeberlnnenkreis aufgenommen 
wurden Andrea Nahles MdB aus Wei- 
ler, Thomas Sauer MdB aus Mölln, 
Rene Röspel MdB aus Hagen, Benja- 
min Mikfeld, Bundesvorsitzender der 
Jusos, Bochum, Prof. Michael Krätke, 
Amsterdam, Dr. Klaus Dörre, Reck- 
linghausen und Prof. Ulrich Zachert, 
~pensen.  

Neu in der spw-Redaktion sind 
Oliver Kaczmarek, die Bochumerln- 
nen Lars Neumann und Anja Kruke,, 
Thorben Albrecht und Björn Böhning 
aus Berlin sowie Svea Reiners aus 
Leipzig. Verabschiedet wurden Clau- 
dia Walther und Joachim Schuster. 
Für ihre langjährige Mitarbeit in Re- 
daktion und Geschäftsführung be- 
danken wir uns an dieser Stelle noch- 
mals ganz herzlich. 

Horst PeterlReinhold Rünker 

II Frauen wollen nicht mehr Opfer sein!" 
SPD-Frauen in Nordrhein-Westfalen suchen neue Strategien 

Von Barbara König 

,,Mich stört, dass die 
Frauenbewegung 
der 70er Jahre die 
Frauen immer als 

Opfer sieht. Opfer 
sind aber zur 

Ohnmächtigkeit 
verdammt. " 

,,Jammerfeminismus contra Jugend- 
wahn" lautete der provokante Titel ei- 
ner Podiumsdiskussion, zu der die 
,,Arbeitsgemeinschaft sozialdemokra- 
tischer Frauen" (AsF) gemeinsam mit 
den Jungsozialistlnnen (Jusos) in 
Nordrhein-Westfalen eingeladen hat- 
ten. 

NRW-Frauenministerin Birgit Fi- 
scher (SPD) hatte es sich nicht neh- 
men lassen, persönlich an der Talkrun- 

Barbara König, Politikw~ssensachafilerin, arbeitet als Jugendbilderungs- 
referentin derJusos NRW Sie lebt in Bonn und ist 
Mitglied der spw-Redaktion. 
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de teilzunehmen. Neben ihr diskutier- 
ten ,,Spiegel"-Redakteurin Marianne 
Wellershof, die gemeinsam mit Su- 
sanne Weingarten Autorin des Bu- 
ches „Die widerspenstigen Töchter" 
ist, sowie Bettina Kohlrausch, stellver- 
tretende Juso-Bundesvorsitzende, 
und Dorothee Vorbeck, die erste stell- 
vertretende Bundesvorsitzende der 
AsF nach ihrer Gründung im Jahre 
1973. 

Während der engagierten Diskus- 
sion wurde der Generationenkonflikt 
in der Frauenbewegung sehr deutlich. 
Bettina Kohlrausch, 24 Jahre, brachte 
es auf den Punkt: ,,Mich stört, dass 
die Frauenbewegung der 70er Jahre 

die Frauen immer als Opfer sieht. Op- 
fer sind aber zur Ohnmächtigkeit ver- 
dammt." Vor allem mit Alice Schwar- 
zer, der Ikone der Frauenbewegung, 
könnten sich jüngere Frauen heute 
nicht mehr identifizieren. 

Keineswegs würde sie die Leistun- 
gen der Emanzipationsbewegung 
schmälern wollen, versicherte auch 
Marianne Wellershof (37). Dadurch 
sei heute selbstverständlich gewor- 
den, was sich die Frauen in den 70er 
Jahren hart erkämpfen mussten. 
Trotzdem brauche die Frauenbewe- 
gung heute einen neuen Ansatz. Der 
könnte sein, dass Frauen Netzwerke 
bilden und dadurch wichtige Positio- 
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stemwechsels wurde seit 1992 als 
problematische Belastung für den 
Aufbau einer leistungsfähigen Öko- 
nomie in Ostdeutschland gedeutet. 
So wuchs der teils marktinduzierte 
und teils politikinduzierte Druck auf 
eine Differenzierung der tariflichen In- 
strumente wie auf eine Reduzierung 
der Kosten. Im Zentrum dieser Etappe 
stand infolgedessen der Kampf um 
die Stufentarifverträge. Während die 
Arbeitgeber nunmehr eine grundle- 
gende Korrektur der Startpolitik ver- 
langten, agierte die IG Metall als An- 
walt der inneren Einheit und der 
Glaubwürdigkeit des Westens. Da die 
von den Arbeitgebern angestrebte 
Korrektur zudem rechtlich umstritten 
war, kam es in Ostdeutschland zu ei- 
ner stellvertretenden Auseinanderset- 
zung mit gesamtdeutscher Relevanz, 
nämlich um die Legitimität des Tarif- 
vertrages als solchem. 

Das Ziel der Arbeitgeberverbände, 
den Stufentarifvertrag zu korrigieren, 
folgte sowohl dem eigenen ostdeut- 
schen Mitgliederdruck als auch dem 
in Westdeutschland schon länger ver- 
folgten Ziel einer grundlegenderen 
Veränderung der Tarifverträge. Letzte- 
res wurde in der ostdeutschen Mit- 
gliedschaft nicht einhellig akzeptiert, 
so dass der von westlicher Seite orga- 
nisierte Konflikt immer auch eine 
Überforderung der ostdeutschen Kli- 
entel zur Folge haben konnte. Ein be- 
sonderes Moment dieses Konfliktes 
bestand darin, dass der Staat durch 
die Treuhandanstalt direkt zugunsten 
einer Partei intervenierte und damit 
substantiell in die Tarifautonomie ein- 
griff, ohne dafür ein Mandat zu besit- 
zen. Dieser Konflikt war ein Test dafür, 
inwieweit die Verbände auf die Folge- 
bereitschaft ihrer Mitglieder zählen 
konnten. Die Arbeitgeber befürchte- 
ten, dass eine Fortschreibung des Stu- 
fentarifvertrages die Motivation zur 
Verbandsmitgliedschaft enorm ab- 
schwächen würde, weil die Betriebe 
ihre Handlungsfähigkeit durch die 
Geschwindigkeit des Angleichungs- 
prozesses zu stark eingeschränkt sa- 
hen. Die IG Metall befürchtete, dass 
ein Abrücken vom Stufentarifvertrag 
zu einer Schwächung ihrer Stellung in 
der ostdeutschen Arbeitnehmerschaft 
beitragen könnte. 

Kennzeichnend für den Verlauf des 
ersten ostdeutschen Großkonfliktes im 
Frühjahr 1993 war, dass er den bisheri- 
gen Einigungsprozess nicht infrage 
stellte. Vielmehr setzten die Verbands- 
funktionäre beider Seiten darauf, 
durch eine gewissermaßen nachholen- 
de Mitgliederpartizipation die eigene 

Organisation zu stärken. Da diese Aus- 
einandersetzung in die gesamtdeut- 
sche Konfliktdynamik über die Finan- 
zierung der deutschen Einheit und die 
zukünftige Richtung des Modells 
Deutschland eingebunden war, han- 
delt es sich um einen gesamtdeut- 
schen Konflikt, der an seiner schwäch- 
sten Stelle ausgetragen wurde. Das 
wichtigste materielle Ergebnis des Ta- 
rifkonfliktes bestand darin, dass der 
Stufentarifvertrag als Instrument erhal- 
ten blieb, gleichwohl - den veränder- 
ten wirtschaftlichen Bedingungen und 
politischen Kräfteverhältnissen Rech- 
nung tragend - zeitlich gestreckt wur- 
de. Die entscheidende Neuerung be- 
stand in einer konditionierten Öffnung 
im Flächentarifvertrag. Mit  der soge- 
nannten Härtefallklausel, die es Betrie- 
ben unter definierten Bedingungen 
gestattet, vom geltenden Tarifvertrag 
abzuweichen, vollzog sich in der noch 
jungen Tarifgeschichte der ostdeut- 
schen Metall- und Elektroindustrie eine 
institutionelle Veränderung bei der Ge- 
staltung der Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen, die es bislang in West- 
deutschland in dieser ausformulierten 
Form nicht gegeben hatte. 

Die dritte Phase begann nach der 
Revision des Stufentarifvertrages. Die- 
ser fuhrte nicht zu einer Konsolidie- 
rung des Verhältnisses zwischen den 
Tarifparteien. Im Gegenteil, seit 1994 
nahm der Prozess der Differenzierung 
zu und die Pluralisierung der Ver- 
handlungsarenen wurde zementiert. 
Die Auflösung der Treuhandanstalt, 
der Druck einzelner Unternehmen 
und eine schwach ausgeprägte Ko- 
operationsfähigkeit auf der Verhand- 
lungsebene trugen dazu bei, dass es 
bei fast allen westdeutschen Tarifer- 
gebnissen, die auf die fünf neuen 
Länder übertragen werden sollten, zu 
Unstimmigkeiten, Verzögerungen 
und Ungleichzeitigkeiten kam, so 
dass Legitimation und Effizienz des 
Tarifsystems auch auf dieser Ebene 
sukzessive belastet wurden. 

Eine besondere Zuspitzung ging 
von der Politik des sächsischen Arbeit- 
geberverbandes aus, der teilweise in 
Reaktion auf Unzufriedenheiten in 
der eigenen Mitgliedschaft und teil- 
weise in Eigeninitiative das Verhand- 
lungsmonopol der IG Metall auf Ar- 
beitnehmerseite öffentlich in Frage 
stellte. Dabei setzten die Arbeitgeber- 
funktionäre darauf, dass relevante Be- 
triebsräte sich mit ihnen für eine spe- 
zifisch ostdeutsche Tarifpolitik gegen 
die IG Metall aussprechen würden. 
Da sich die IG Metall ihren Vorstellun- 
gen von einer ostdeutschen Tarifpoli- 

tikverweigerte, schufen sie auch eige- 
ne Tarifverträge. Zu diesem Zweck 
bauten sie die Christliche Gewerk- 
schaft Metall zu einem Verhandlungs- 
Partner auf. 

In der dritten Phase gesellte sich 
neben die Verhandlungen zwischen 
den Tarifparteien zur Entwicklung des 
Flächentarifvertrages unmittelbare 
betriebliche Verhandlungen, die zu 
einer forcierten Differenzierung der 
Arbeitsbedingungen führten. Aber 
auch diese aus Sicht der Arbeitgeber 
positive Entwicklung konnte nicht ver- 
hindern, dass der Organisationsgrad 
in den Arbeitgeberverbänden sank. 
Auf diese zusätzliche Belastung rea- 
gierte die IG Metall mit sogenannten 
II. Tarifrunden, mit denen sie nach 
Ablauf der regulären Tarifrunde ver- 
sucht mit nichtverbandsgebundene 
Betrieben Tarifverträge abzuschlie- 
ßen. So konnte die Zahl der Firmenta- 
rife gesteigert werden und den Ar- 
beitgberverbänden neue Mitglieder 
zugeführt werden. 

Auf einen Nenner gebracht: In 
Ostdeutschland existiert mittlerweile 
eine entwickelte Form der tariflichen 
und marktlichen Entgeltdifferenzie- 
rung. Wenngleich der Flächentarifver- 
trag weiterhin die wichtigste normati- 
ve Referenzkategorie ist, prägte er nur 
noch für eine Minderheit der Beschäf- 
tigten das konkrete Entgeltniveau. 
Trotz ökonomischer Konsolidierung in 
der Metall- und Elektroindustrie (seit 
etwa 1996 werden jährliche Umsatz- 
zuwächse von 5 bis 15% erreicht) ist 
die Angst vor Arbeitslosigkeit nicht 
gesunken. Im Gegenteil. Die anglei- 
chungsorientierte Tarifpolitik der Ge- 
werkschaften hat nach wie vor viele 
Hürden in der eigenen Mitgliedschaft 
zu überwinden. 

Die Geltungskraft des Flächenta- 
rifvertrages 
Kommt schon unter ,,normalen" Bedin- 
gungen die Tarifautonomie nicht ohne 
Legitimationskrisen aus, so galt dies erst 
recht für die außerordentliche Bela- 
stungssituation des Transformations- 
prozesses. Da im Zentrum derTarifauto- 
nomie in Deutschland der Flächentarif- 
vertrag steht, möchte ich kurz auf des- 
sen Vorzüge zu sprechen kommen: Der 
Flächentarifvertrag ist ein überbetriebli- 
cher Vertrag, der sich in Deutschland an 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitts- 
werten orientiert. Auf diese Weise 
konnten in der Vergangenheit ein rela- 
tiv egalitäres Lohnniveau , eine außeror- 
dentlich hohe Produktivität, ein kurzes 
und intensives Arbeitszeitregime, eine 
flexible Anpassungsfähigkeit sowie ein 
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Metallindustrie im Gegensatz zu ande- 
ren Branchen wie der Chemieindustrie 
schließlich für einen mehrjährigen Ta- 
rifvertrag, mit dem binnen vier Jahren 
(bis 1994) das westdeutsche Nominal- 
lohnniveau erreicht werden sollte. 
Maßgeblich für die lange Laufzeit wa- 

Die Startlogik der ren indes die Arbeitgeberverbände. 
Tarifpolitik war auf Während die IG Metall zunächst aus 

Kontinuität, Stabili- demokratiepolitischen Gründen gegen 
sierung und Sicher- eine längere Laufzeit votierte, verspra- 

heit bedacht. chen sich die Arbeitgeberverbände da- 
von nicht nur Planungssicherheit, son- 
dern auch einen großen Schritt hin zu 
einer neuen sozialen Friedensordnung 
zwischen den Verbänden. 

Mit  dem Stufentarifvertrag ent- 
schieden sich die Tarifparteien ange- 
sichts der unsicheren ökonomischen 
Entwicklungsperspektive für das ris- 
kanteste aller Projekte. Gleichzeitig 
wirkte dieser Vertrag, wie dessen po- 
sitive öffentliche Aufnahme zeigte, 
zunächst stabilisierend. Gerade weil 
klar war, dass Deindustrialisierung 
und massiver Beschäftigtenabbau da- 
nach erst beginnen würden (aus der 
Perspektive Frühjahr 1991), zündeten 
dieTarifparteien mit diesem Abschluss 
ein Licht am EndedesTunnels und de- 
finierten die Krise auf dem Arbeits- 
markt als Teil einer zeitlich begrenzten 
Übergangssituation. Damit gaben sie 
der prognostizierten Normalität 
(Weststandard) in einer Situation un- 
gewisser Verhältnisse eine materiell 

greifbare Vertrauensbasis und trans- 
formierten so das Angleichungsver- 
sprechen von der Ebene der politi- 
schen Propaganda auf die der materi- 
ellen Naherwartung. Dass es den Ta- 
rifparteien möglich war, einen schnel- 
len Konsens zu finden, ist neben der 
Normativität des Faktischen vermut- 
lich auch auf prognostische Fehlein- 
schätzungen (über die ökonomische 
Substanz und Investitionsbereit- 
schaft) sowie auf weitere Komplexi- 
tätsreduzierungen zurückzuführen. 
Aus dieser Konstellation heraus ent- 
wickelte sich die tarifpolitische Praxis 
der Startphase zum Sprungbrett da- 
für, dass aus der alternativlosen Insti- 
tution Tarifautonomie in den folgen- 
den Jahren eine der umstrittensten In- 
stitutionen der Republik wurde, mit- 
hin ein idealer Sündenbock, um die 
Verwerfungen des Transformations- 
Prozesses zu erklären. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
mit der angleichungsorientierten Ta- 
rifpolitik das Einigungsversprechen 
vom Kopf auf die Füße gestellt wurde. 
In der Revolutionsphase war die Ori- 
entierung am westdeutschen Kon- 
sumniveau mitunter die wichtigste 
Triebkraft für einen schnellen Beitritt, 
weshalb wir auth von einer Konsu- 
mentenrevolution sprechen können. 
Da auch die westdeutschen Akteure 
ihre Strategien an dieser Präferenz 
ausrichteten, avancierte die Beteili- 

gung der ostdeutschen Bevölkerung 
am westdeutschen Lebensstandard 
zu einem der wichtigsten Bestim- 
mungsfaktoren für die Richtung des 
Transformationsprozesses. In der Ent- 
scheidung für eine vertraglich abgesi- 
cherte Anbindung an das westdeut- 
sche Einkommensniveau wurden be- 
stimmte Elemente der DDR-Sozialpo- 
litik, wie die Entkopplung von Ein- 
kommen, Leistung und Produktivität, 
fortgeschrieben und damit auch die 
sogenannte Schocktherapie relati- 
viert. Zu berücksichtigen ist auch, 
dass der dramatische Beschäftigungs- 
einbruch durch umfangreiche arbeits- 
marktpolitische Maßnahmen und So- 
zialtransfers aufgefangen wurde. In- 
dem die Perspektive einer schnellen 
Einkommensangleichung zum legiti- 
matorischen Kernelement der ,,Ein- 
heitspolitik" wurde, wuchs auch die 
Bedeutung der sozialstaatlichen und 
intermediären Organisationen der 
Verteilungspolitik vorübergehend 
über das in Westdeutschland bekann- 
te Maß hinaus. 

Vereinigungskrise Ost u n d  
Standortkrise West 
In der zweiten Phase der tarifpoliti- 
schen Entwicklung (1 992 bis 1994) 
verknüpfen sich die Vereinigungskrise 
Ost und die Standortkrise West zu ei- 
ner spannungsreichen Mischung. Die 
tarifpolitische Flankierung des Sy- 

Es gibt 
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Politik droht von der Weltökonomie 
untetworfen zu werden. Dann sind 
sich kritische Autoren mit den Ideo- 
logen des Tubokapitalismus einig. 
Gerhard Schröder, Joschka Fischer 
und Hans Eichel verfüaen also über 
genug Argumente, ihr- Handeln als 
alternativlos zu begründen. Doch die 
Durchsetzung ihres Anpassungspro- deutsche und aramms st6ßt auf aeaenliiufiae lnter- 
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Wer Kosten und Segnungen der 
Altersversorgung steuern will, der 
kann an einer Vielzahl von Rädern 
drehen. Gegenwärtig stehen aber 
nur bestimmte Steuerungsmöglich- 
keiten im Blickpunkt. Geradezu ent- 
schlossen werden wesentliche Ent- 
wicklungen ausgeblendet. Tobias 
Nickel begutachtet die Renten- 
pläne der Bundesregierung. 
(,,Blätteru, 1112000) 

Zweistellige Wachstumsraten beim 
Güterverkehr, just-in-time-Systeme 
statt Lagerhaltung, Verlagerung von 
der Schiene auf die Straße ... Die 
Industriestaaten werden ihre Klima- 
schutzziele auf diesem Weg nicht 
erreichen. Mohssen Massarrat 
erklärt, warum das so  ist und wie 
ein Ausweg aussehen könnte. 
(,,Blätterc', 12/2000) 
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nen besetzten. Marianne Wellershof: 
,,Frauen müssen vor allem lernen, 
strategisch zu denken und sich in der 
heutigen Mediengesellschaft ange- 
messen zu präsentieren." 

Kontrovers wurde auch die The- 
menwahl in der Frauenpolitik disku- 
tiert. Während erfahrene ASF-Frauen 
eine - auch von der Zeitschrift 
,,Emma" initiierte - öffentliche De- 
batte gegen Pornographie führen 
wollen, sehen jüngere Frauen vor al- 
lem die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie im Mittelpunkt des Interes- 

ses. Auch Frauenministerin Birgit Fi- 
scher plädierte für eine Verbesserung 
der politischen Rahmenbedingungen 
in diesem Feld: ,,Gerade für junge 
Frauen i s t  es selbstverständlich, Beruf 
und Familie gleichermaßen zum Le- 
bensziel zu erklären. Hier muss die 
Politik zum Beispiel mit der Flexibili- 
sierung von Arbeitszeiten und flä- 
chendeckender Kinderbetreuung an- 
setzen." 

Bei allen Kontroversen waren sich 
die Teilnehmerinnen darin einig, das 
gestiegene Selbstbewusstsein junger 

Frauen als Erfolg der Frauenbewe- 
gung zu werten. In der SPD wollen sie 
in Zukunft mit einem Mentoring-Pro- 
gramm mehr junge Frauen zum poli- 
tischen Engagement ermutigen. 

Nach der Diskussion wählte die 
AsF auf ihrer Landeskonferenz eine 
neue Vorsitzende als Nachfolgerin für 
llse Ridder-Melchers, die zur Ehren- 
vorsitzenden ernannt wurde. Mit gro- 
ßer Mehrheit stimmten die Frauen für 
die Landtagsabgeordnete Renate 
Drewke (geb. 1952, Hagen) aus dem 
Bezirk Westliches Westfalen. 

Von Seattle nach Prag, von Dakar nach Genua - 
Stationen einer anderen Globalisierung 

Von Thomas Seiberl 

M edico international hat die 
Bildung der Jubilee South- 
Bewegung politisch und fi- 

nanziell von Anfang unterstützt. Das 
Dakar Manifesto und die Dakar Decla- 
ration for the total and unconditional 
Cancellation of African and Third 
World Debt (beide englisch) können 
über die Geschäftsstelle bezogen wer- 
den: info@medico.de, www.medi 
co.de. 

Im Vorfeld des Prager Treffens von 
Weltbank und IWF im September war 
der Presse ein treffendes Urteil zur ge- 
genwärtigen Entwicklungspolitik zu 
entnehmen. Der entscheidende Satz 
war ebenso knapp wie wahr formu- 
liert und lautete: „Die Kürzung der öf- 
fentlichen Entwicklungshilfe ist ein 
Verbrechen". Ausgesprochen wurde 
er nicht von einem der Gewerk- 
schafts-, NGO- oder grassroots-Aktivi- 
stlnnen, die zu dieser Zeit die Gegen- 
demonstrationen organisierten. Die 
Sentenz stammt von keinem Geringe- 
ren als dem Präsidenten der Welt- 
bank, James D. Wolfensohn. Gegen- 
über der britischen Tageszeitung The 
Independent legte Wolfensohn noch 
einmal nach und bekundete der Öf- 
fentlichkeit seine Symphatie für die zu 
dieser Zeit bereits auf dem Weg nach 
Prag befindlichen Demonstrantlnnen: 
,,Meine Sicht der Demonstrationen ist 
nicht völlig negativ. Ich begrüsse die 
weltweit zunehmende Besorgnis über 
Themen wie Gleichheit und Armut." 

Die vom martialischen Einsatz der 
staatlichen Repressionsorgane gleich 

wieder dementierte neue Empfind- 
samkeit der Globalisierungsstrategen 
hat zwei Gründe: der eine hat mit ih- 
rem kaum noch zu verbergenden 
Bankrott zu tun, der andere damit, 
dass weltweit immer mehr Menschen 
beginnen, aus diesem Bankrott ihre 
Lehren zu ziehen. 

In nur zwei Jahrzehnten hat die 
auch und gerade von IWF und Welt- 
bank vorangetriebene Globalisierung 
zu einer historisch nie zuvor gekann- 
ten Verarmung von Millionen ge- 
führt. Wie wenig sie jetzt noch anzu- 
bieten haben, belegen die sog. ,,Po- 
verty Reduction Strategy Programs" 
(PRSP), die den neo-liberalen ,,Struk- 
turanpassungsprogrammen" seit 
neuestem angeheftet werden. Nach- 
dem die afrikanischen Staaten auf 
Druck des IWF 15 Jahre lang ihre Aus- 
gaben für Gesundheitspolitik absen- 
ken mussten -was gemessen am zu- 
vor erreichten Stand einer Reduktion 
um 20% entsprach - soll ihnen ab 
2000 erlaubt werden, ihr Budget um 
jährlich 2% zu erhöhen. Damit kann - 
im Klartext gesprochen - im Jahr 
201 0 das Ausgabenniveau des Jahres 
1985 wieder erreicht werden - wäh- 
rend sich die gesundheitspolitische Si- 
tuation zwischenzeitlich dramatisch 
verschärft hat. 

Seit im Dezember 1999 Massen- 
proteste von grassroots-Aktivistlnnen, 
Gewerkschaften und NGOs und inne- 
re Widersprüche zwischen USA und 
EU sowie zwischen beiden und einer 
bedeutenden Gruppe-von Entwick- 

lungsstaaten die IWF-Tagung von Se- 
attle platzen liessen, scheint wenig- 
stens die ideologische Hegemonie des 
Neoliberalismus ins Wanken geraten. 
Jedes Treffen von IWF und W O ,  der 
G7- oder der EU-Staaten sieht sich 
mit z.T. militanten Demonstrationen 
konfrontiert, deren Ziel wenigstens 
die umfassende Demokratisierung der 
internationalen Finanzinstitutionen, 
oft deren Abschaffung ist. Die Vielfalt 
und Verschiedenartigkeit dieser - so ,,Ich begrüsse die 
die Wirtschaftswoche - „Neuen Inter- weltweit zunehmen- 
nationale" offenbart ihre Stärke und de Besorgnis über 
ihre Schwäche. lhre Stärke, weil Sicht- Themen wie 
bar wird, wie weit verbreitet der Pro- Gleichheit und 
test ist und wie schnell die verschie- Armut." (Welfen- 
densten Strömungen der sozialen sohn, Weltbank) 
Opposition zusammenfinden, ohne 
auf eine zentrale Steuerung oder eine 
bürokratische Führung angewiesen 
zu sein. lhre Schwäche, weil die Breite 
der Allianz enorme Unterschiede der 
Erfahrung, der Motive und der Inter- 
essen überbrücken muss und sich 
deshalb bis jetzt nur auf einen vagen 
Konsens stützen kann: den, irgend- 
wie gegen den Neoliberalismus, die 
Globalisierung und das Finanzkapital 
zu sein. Was das dann aber bei indi- 
schen Kleinbauern, us-amerikani- 
schen Stahlarbeitern, indianischen 
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Guerilleros aus Mexiko, spanischen 
Nonnen, tschechischen Anarchisten 
und internationalen NGO-Lobbyisten 
im einzelnen heißt, ist noch lange 
nicht ausgemacht. Dabei durchzieht 
die Nord-Süd-Spaltung im System der 
Nationalstaaten auch die NGOs und 
die sozialen Bewegungen und bringt 
die oppositionellen Kräfte der Metro- 
polengesellschaft auf internationaler 
Ebene strukturell in Widerspruch zu 
Regierungen, im Extremfall aber auch 
zu sozialen Bewegungen des Südens. 
Deshalb ist eine offene Debatte inner- 
halb der internationalen Globalisie- 
rungsopposition erheblich wichtiger 
als die eilfertige Beteiligung am ,,kon- 
struktiven Dialog", durch den die sog. 
,,Zivilgesellschaft" an den Katzentisch 
der Regierungs- und Finanzbürokrati- 
en gelockt werden soll. Die in dieser 
Debatte zwangsläufig zentrale Frage 

,,D;e Nord-Süd- - w i e  halten wirs mit IWF und Welt- 
Spaltung im system bank, sind wir ,nur' für deren radikale 
der Nationalstaaten und universelle Demokratisierung 
durchzieht auch die oder gleich für deren Abschaffung? - 

N ~ ~ s  und die muss dabei nicht schon zu Beginn 
Bewegungen3, und nicht unmittelbar beantwortet 

werden. Zuerst einmal sollte über die 
unterschiedlichen Interessenlagen, Er- 
fahrungen und Forderungen gespro- 
chen werden -von ihnen her beant- 
wortet sich die Frage zuletzt wahr- 
scheinlich „von selbst". 

Einen ersten wesentlichen Schritt 
zu einer solchen Debatte hat die inter- 
nationale Konferenz gehen können, 
zu der die Jubilee South-Bewegung 
im Dezember 2000 rund 300 Vertre- 
terlnnen von grassroots-Organisatio- 
nen, sozialen Bewegungen, Gewerk- 
schaften, Kirchen und NGOs aus der 
ganzen Welt nach DakarISenegal ge- 
laden hat. Jubilee South ist ein Zu- 
sammenschluss nationaler Kampa- 
gnen aus Afrika, Asien und Latein- 
amerika, die in ihren jeweiligen Län- 
dern für die einseitige Einstellung des 
Schuldendienstes kämpfen und zu- 
gleich von IWF, Weltbank und (nördli- 
chen) ,,Geber"-ländern den bedin- 

gungslosen Erlass dieser Schulden for- 
dern. Ursprünglich Teil der von der ka- 
tholischen Kirche initiierten Erlassjahr- 
kampagne Jubilee 2000, haben sich 
die Südkampagnen vor über einem 
Jahr von denen des Nordens abge- 
setzt, weil sie mit deren Forderung 
nach einem bedingten Schuldenerlass 
nur für die ärmsten Länder nicht Iän- 
ger einverstanden sein konnten. Die- 
sem historischen Dissens folgte die 
Konferenz, die als interne Generalver- 
sammlung der afrikanischen Kampa- 
gnen begann und erst dann zum all- 
gemeinen ,,Nord-Süd-Dialog" erwei- 
tert wurde. Verabschiedet wurden ein 
Dakar-Manifest und eine auch kon- 
krete strategische Schritte umfassen- 
de Deklaration. Die Verschuldung der 
Länder des Südens wird darin als we- 
sentliches lnstrument zur Aufrechter- 
haltung der gegebenen Herrschafts- 
und Ausbeutungsverhältnisse und als 
zentrale Ursache der fortschreitenden 
Verelendung von Millionen benannt. 
Die Forderung nach einseitiger Ein- 
stellung des Schuldendienstes ,,ohne 
Warnung und Verzögerung" wird 
nicht mehr wie anfangs mit der fakti- 
schen Nichtrückzahlbarkeit der Schul- 
den, sondern mit ihrer politischen Ille- 
gitimität begründet; zugleich wird 
umgekehrt eine umfassende Schuld 
des Nordens eingeklagt: ,,blutige 
Schuld der Sklaverei; ökonomische 
Schuld der Kolonialisierung und der 
Plünderung menschlicher und natürli- 
cher Ressourcen und des ungleichen 
Tausches; ökologische Schuld durch 
die Zerstörung der Natur; soziale 
Schuld der Erwerbslosigkeit und der 
Massenarmut; kulturelle Schuld durch 
die Erniedrigung der afrikanischen Zi- 
vilisationen zur Rechtfertigung der 
Kolonialisierung" (Dakar Declaration, 
5 2). Die politische Umkehrung des 
Schuldverhältnisses begründet dann, 
über die Forderung nach Einstellung 
des Schuldendienstes hinaus, die Zu- 
rückweisung jeglicher Strukturanpas- 
sungsprogramme unter explizitem 
Einschluss der neuen ,,Armutsbe- 
kämpfungsstrategien" und schlies- 
slich die Forderung nach umfassender 
,,Kompensation für die menschlichen, 
moralischen, physischen, materiellen 
und ökologischen Verluste infolge der 
Schuldenlast, der Strukturanpas- 
sungsprogramme und der Vernich- 
tung der Reichtümer Afrikas und der 
Dritten Welt überhaupt" (5 13). For- 
derungen werden aber auch an die 
,,eigenenM Regierungen gestellt: diese 
sollen nicht nur den Schuldendienst 
einstellen, sondern sich gegen zu er- 
wartende Repressionen des Nordens 
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regional und international zusam- 
menschliessen, Auflagen des IWF zu- 
rückweisen, Menschenrechte, soziale 
Rechte und umfassende demokrati- 
sche Partizipation garantieren, nach- 
haltige und vor allem endogene, an 
den eigenen Bedürfnissen und nicht 
den Weltmarktgeboten ausgerichtete 
Entwicklungspolitiken umsetzen und 
sich kohärent und wiederum in inter- 
nationalem Zusammenschluss gegen- 
über den USA, der EU und den von 
diesen dominierten Finanzinstitutio- 
nen behaupten, auch und gerade 
durch eine eigenständige ökonomi- 
sche Integration. 

Das unmittelbare Ziel der Jubilee 
South-Bewegung und ihrer Unterstüt- 
zerlnnen in den Ländern des Nordens 
ist die Brechung des neoliberalen Wa- 
shington Consensus und seine Ablö 
sung durch eine neue, in Dakar mit Be- 
zug auf den eigenen Kontinent zu- 
nächst African Peoplei Consensus ge- 
nannte soziale Übereinkunft, von dei 
es heisst, dass sie ,,from the bottom 
up" erzielt werden muss, gegründet 
auf das ,,fundamentale Recht allei 
Menschen auf Entwicklung und auf 
Beseitigung der Armut" (012). Zur Er- 
reichung dieses ersten Ziels setzt Jubi- 
lee South auf die Entfaltung und Ver- 
netzung nationaler, kontinentaler und 
internationaler Widerstandsbewegun- 
gen um ej,nen solchen Consensus her- 
um. Diese Bewegungen sind dann 
selbst die Alternative, nach der die Da- 
kar-Konferenz in ihrem Titel - From Re- 
sistance to Alternatives - gesucht hat. 

Wie die klassischen Nationalstaa- 
ten ist auch der transnationale Kapi- 
talstaat, der sich in der fortschreiten- 
den Vernetzung der G7-Allianz, der 
OECD, der W O ,  des IWF und der 
Weltbank herausbildet, nicht einfach 
ein lnstrument der mächtigen Kapital- 
gruppen, sondern eine Verdichtung 
der unausgesetzt umkämpften 
(welt)gesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nisse. Diese umschliessen auch die so- 
zialen Oppositionen, die sich der He- 
gemonie der Staaten des Nordens 
und der Transnationalen Konzerne 
widersetzen. 

Die nächste Gelegenheit zur Ver- 
breiterung dieser Debatte wird sich im 
Sommer des nächsten Jahres in Genua 
ergeben, anlässlich der Zusammen- 
kunft der G7-Regierungen. Christophe 
Aguiton, Sprecher der französischen 
Erwerbslosenbewegung AC!, rechnet 
mit 200.000 Demonstrantlnnen. Das 
dürfte reichten, den People's Consen- 
sus ein gutes Stück voranzubringen, 
der den Washington Consensus ablö- 
sen wird. SPW 
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Brachte die deutsche Einheit das 
deutsche Modell industrieller 
Beziehungen zu Fall? 

D iese Frage ist in den letzten 
Jahren vielfach positiv beant- 
wortet worden. Offensichtlich 

ist, dass auch elf Jahre nach dem 
Ende der DDR die industriellen Bezie- 
hungen in den fünf neuen Ländern 
alles andere als konsolidiert sind. Be- 
lege dafür sind ein anhaltender Mit- 
gliederrückgang bei den Verbänden 
und mannigfaltige Abweichungen 
vom Flächentarifvertrag bis hin zu 
dessen grundlegender ordnungspoli- 
tischer Infragestellung. Zudem ist der 
Anpassungsprozess an das westdeut- 
sche Tarifniveau seit 1996 blockiert. 
Statt eines konstruktiven, dynami- 
schen Beziehungsgeflechts innerhalb 
und zwischen den Verbänden sind die 
verbandlichen Akteure mit einer ge- 
wissen Verselbstständigung ihrer je- 
weiligen betrieblichen Basis konfron- 
tiert, so dass mit fortschreitender Di- 
stanz zur Startphase die intermediä- 
ren Organisationen immer weniger 
als ,,Herren des Verfahrens" agieren. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage: Ist die ostdeutsche Entwick- 
lung der Beginn des Endes des deut- 
schen Modells industrieller Beziehun- 
gen? 

Kontroverse Positionen 
Die sozialwissenschaftlichen Einschät- 
zungen über den Einigungsprozess 
fallen auch elf Jahre nach dem Mauer- 
fall höchst gegensätzlich aus. Bestim- 
mend ist einerseits die These von „ei- 
ner im wesentlichen gelungenen 
nachholenden Modernisierung Ost- 
deutschlands" und andererseits ihre 
komplementäre Gegenthese, der zu- 
folge der lnstitutionentransfer als mis- 
slungen betrachtet werden müsse, da 
die Angleichung der Lebensverhält- 
nisse noch lange nicht vollendet sei 
und auch in absehbarer Zeit nicht ge- 
lingen werde. Die Optimisten gehen 
davon aus, dass die Vereinigung bis- 
her deshalb erfolgreich verlaufen sei, 
weil der lnstitutionentransfer schnell 
und effizient vollzogen wurde, die 
Angleichung der Lebensbedingungen 
weit fortgeschritten sei und somit die 
Gewinne der Einheit über die Verluste 
dominierten. Demgegenüber führen 
die Skeptiker an, dass die transferier- 
ten Institutionen den Ostdeutschen 
übergestülpt wurden und von deren 
Lebenswelt abgekoppelt seien. Der 
Akt der ,,Landnahme8' sei dafür ver- 
antwortlich, dass ein ,,Gefälle der Un- 
sicherheit" und ein neuer ,,regionaler 
Verteilungskonflikt" zwischen Ost 

und West entstanden sei. Zwar habe 
der lnstitutionentransfer eine schnelle 
Systemintegration bewirkt, doch füh- 
re dies bisher zu keiner wirklichen So- 
zialintegration. Andere monieren, 
dass zwar ein formal erfolgreicher In- 
stitutionentransfer festzustellen sei, 
dass aber dieser Prozess zu sehr auf 
die westdeutschen und zu wenig auf 
die neuen internationalen Herausfor- 
derungen abgestellt sei. 

Die Übertragung des westdeut- 
schen Modells nach Ostdeutsch- 
land 
Mit der Zusammenführung zweier 
höchst unterschiedlicher Volkswirt- 
schaften wurden an die politischen 
Akteure Anforderungen gestellt, wie 
sie nie zuvor in der Nachkriegsge- 
schichte bewältigt werden mussten. 
Unter enormem Zeitdruck sollten 
Antworten auf Massenarbeitslosig- 
keit, Deindustrialisierung, den institu- 
tionellen Zerfall und den grundlegen- 
de Wandel der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen sowie der politischen 
Kultur gefunden werden. Die maß- 
geblichen Impulse gingen zunächst 
von der Bundesregierung aus, die in 
der Phase der Startprogrammierung 
entgegen den üblichen Gepflogen- 
heiten des ,,semi sovereign state" auf 
eine enge Konsultationspolitik mit der 
parlamentarischen Opposition und 
den intermediären Organisationen 
verzichtete. Deren Beteiligung stand 
erst auf der Tagesordnung, nachdem 
die Regierung die wichtigsten Eck- 
punkte des außenpolitischen Abstim- 
mungsprozesses geklärt hatte. Ent- 
sprechend der Struktur des deutschen 
politischen Systems erfolgte dann die 
Transformation im Kontext des föde- 
ralen und sektoralen Mehrebenensy- 
stems, wobei sich in der Startphase 
ein hoher Grad an Gemeinsamkeiten 
zwischen den Akteuren herstellen 
ließ. 

Die richtungsweisende Kraft des 
lnstitutionentransfers war die stabili- 
tätsorientierte Machtstrategie der 
westdeutschen Akteure, deren kurz- 
und mittelfristige Ziele dabei recht er- 
folgreich verwirklicht werden konn- 
ten: In der Frühphase desTransforma- 
tionsprozesses stieg die Mitglieder- 
zahl rasch an, der Flächentarifvertrag 
wurde anstelle des verschiedentlich 
geforderten Vorrangs betrieblicher 
Regelungen weitgehend akzeptiert, 
die Tarifverbände leisteten durch un- 
konventionelles, improvisiertes Han- 
deln einen nachhaltigen Beitrag zur 
politischen Abpufferung des Transfor- 
mationsschocks, und es konnte ein 

10 Jahre Tarifpolitik 
in Ostdeutschland 

von Wolfgang Schroeder 

Fahrplan zur materiellen Angleichung 
an das westdeutsche Tarifniveau ver- 
einbart werden, ohne dass unauflös- 
bare Konflikte zwischen den Tarifpar- 
teien entstanden 

In der Startphase, die vom Som- 
mer 1990 bis zum Abschluss des Stu- 
fentarifvertrages im Jahre 1991 reich- 
te, dominierte eine politische Tarifpo- 
litik, die den Systemwechsel sozial 
friedlich flankierte und damit die ma- 
terielle Basis für die Akzeptanz eines 
transparenten Angleichungsprozes- 
ses legte. Die Startlogik der Tarifpolitik 
war auf Kontinuität, Stabilisierung 
und Sicherheit bedacht. Um eine Ver- 
betrieblichung der Tarifpolitik zu ver- 
hindern und ein damit einhergehen- Brachte die deutsche 
des Machtvakuum abzuwehren, ei- Einheit das deutsche 
nigten sich die Tarifparteien auf eine Modell industrieller 
schnelle Übertragung des Flächenta- Beziehungen zu Fall? 
rifvertrages. Die tarifpolitische Flan- 
kierung des Einigungsprozesses wur- 
de durch die Treuhandanstalt und die 
aktive Arbeitsmarktpolitik geleistet. 
Verhindert werden sollten mit der 
schnellen Angleichung einerseits poli- 
tische Turbulenzen, Abwanderung 
und langfristige Disparitäten zwi- 
schen Ost- und Westdeutschland, an- 
dererseits wollte man durch eine der 
Produktivität vorauseilende Tarifpoli- 
tik die wirtschaftliche Dynamik forcie- 
ren. 

Auch wenn die Tarifparteien auf 
die Angleichungslogik, als einer der Ta- 
rifpolitik vorgelagerten raisons d'etre, 
keinen direkten Einfluss ausüben 
konnten, so war damit noch nichts 
über die konkrete Geschwindigkeit 
und den Modus dieses Prozesses ge- 
sagt. Es kam also für sie darauf an, In- 
strumente und Verfahren zu bestim- 
men, um diesen Prozess zu steuern 
und zu kontrollieren. Im Dickicht wi- 
derstreitender Ziele, ökonomischer 
und politischer Sachzwänge, Interes- 
senlagen und Erwartungshaltungen 
entschieden sich die Tarifparteien der 

Dr Wolfgang Schrödec Politikwissenschaftle~ Referent beim 
Vorstand der /G Metall, Abt. Tarifpolitik, Privatdozent an der 

Johann. Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfuri. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 117. 2001 



THEORIE & STRATEGIE 

(ebd.: 1388), gehen also als aktive Be- populär organisiert wird, d.h. wenn an len." (Haug 1998: 351) 
standteile eines neuen, gehobenen die fortschrittlichen, bereits bestehen- Dass Gramscis Votum für eine na- 
Alltagsverstandes ein? Angenom- den Elemente des Alltagsverstandes tionale Orientierung rein strategisch 
men, ein Mann aus dem ,,Volke" träfe angeknüpft wird mit dem Ziel, sie zu begründet und er dem Mythos ,,Nati- 
auf einen Intellektuellen, dessen Ar- synthetisieren und gleichzeitig die re- on" also keineswegs auf den Leim ge- 
gumenten er nichts entgegensetzen aktionären Elemente zu eliminieren. gangen ist, wird schnell deutlich, 
könnte: ,,Sollte der Mann aus dem Hierzu ist die Hegemonie der entspre- wenn man sich eine Stelle aus den 
Volk deswegen seine Überzeugungen chenden Gruppe unerlässlich. Die af- ,,Gefängnisheftenl' ansieht, die meist 
ändern? ... Das wichtigste Element hat fektive Ablehnung, die die Leitkultur- sehr unvollständig zitiert wird: Zur Zeit 
unzweifelhaft nichtrationalen Charak- Debatte der CDU bei vielen Linken aus- der Oktoberrevolution war die Haupt- 
ter, ist Glaube. [kurs. V. M.B.] Aber an löst, ist daher ein ganz grundsätzlicher aufgabe nämlich ,,national" (!), das 
wen und an was? Besonders an die strategischer Irrtum. Ohne den Begriff heißt, die Zeit erforderte ,,eine Erkun- 
gesellschaftliche Gruppe, der er ange- der Leitkultur verliert der der Hegemo- dung des Terrains und eine Fixierung 
hört, insofern sie in allen Einzelheiten nie jeden Sinn. Wer den Begriff der der Elemente von Schützengraben 
so denkt wie er: der Mann aus dem Leitkultur dem Inhalt nach ablehnt, und Festung ..., die durch die Elemente 
Volk denkt, dass sich so viele nicht ir- kann nicht nur kein politisches Ziel der Zivilqesellschaft repräsentiert wur- - 
ren können, ... daß er zwar unfähig mehr formulieren, sondern hat auch den, usw. Im Osten war der Staat alles, 
ist, die eigenen Gründe so zu vertre- keinerlei Kriterien für die Ablehnung die Zivilgesellschaft war in ihren An- 
ten und darzulegen, wie der Gegner z.B. rechsextremistischer Positionen. fängen und gallertenhaft; im Westen 
die seinen, daß es aber in seiner Grup- Die oftmals postulierte Gleichwertig- bestand zwischen Staat und Zivilge- 
pe jemanden gibt, der es tun könnte, keit der Kulturen und Weltanschauun- sellschaft ein richtiges Verhältnis, und 
und zwar besser als dieser bestimmte gen würde ja auch rechtsextremisti- beim Wanken des Staates gewahrte 
Gegner ... Er entsinnt sich der Gründe schen Weltanschauungen dieselbe Le- man sogleich eine robuste Struktur der 
nicht konkret und wüßte sie nicht zu gitimität zusprechen wie der eigenen - Zivilgesellschaft. Der Staat war nur ein 
wiederholen, aber er weiß, daß es sie eine Konsequenz, die man nicht wirk- vorgeschobener Schützengraben, hin- 
gibt, denn er hat gehört, wie sie dar- lich akzeptieren kann. Der ,,Fehlern der ter welchem sich eine robuste Kette 
gestellt worden sind, und er ist davon CDU ist daher nicht, über eine Leitkul- von Festungen und Kasematten be- 
überzeugt worden." (ebd.: 1389) Auf tur zu diskutieren, sondern sie borniert fand; von Staat zu Staat mehr oder 
subtile Weise erweist sich das Wissen an die ,,deutsche Nation" binden zu weniger, versteht sich, aber gerade 
also als ,,demokratisch" organisiert. 
Um eine neue Weltauffassung popu- 
lär zu machen, d.h. im Volk zu veran- 
kern, ist vielmehr dreierlei nötig: 1. 
das beharrliche Wiederholen der ei- 
genen Argumente in abgewandelten 
Kontexten, 2. der Versuch, Intellektu- 
elle eines neuen Typus aus der ,,Mas- 
se'' zu gewinnen, die ,,gleichwohl mit 
ihr in Kontakt" (ebd.: 1390) stehen 
und so zu ihren ,,Korsettstangen8' 

Die ,,nationale werden und 3. eine linke Kulturpoli- 
Identität" ist nicht tik, die es auf der Grundlage eigener 

die Voraussetzung, Organisationen (Parteien, Vereine, 
sondern das Verbände, Bürgerinitiativen, Zeitun- 
Ergebnis des gen etc.) erlaubt, in die Zivilgesell- 

deutschen National- schaft zu intervenieren, sie zu trans- 
Staats. formieren und große Teile des ,,Vol- 

kes" in einem eigenen kulturellen Mi- 
lieu dauerhaft an sie zu binden. Dabei 
plädiert Gramsci von Anfang an für 
eine Strategie der Vielfalt: ,,Sich auf 
den Standpunkt einer ,einzigen' Linie 
fortschrittlicher Bewegung zu stellen, 
für die jede neue Errungenschaft ak- 
kumuliert und zur Voraussetzung 
neuer Errungenschaften wird, ist ein 
schwerer Irrtum: die Linien sind nicht 

wollen. Die Antwort darauf kann nicht 
sinnvoll die vollständige Ablehnung ei- 
ner ,,Leitkultur", nämlich einer Pro- 
grammatik mit Anspruch auf gesell- 
schaftliche Fuhrung, sein, sondern nur 
die Formulierung einer eigenen ,,Leit- 
kultur" im Sinne eines ,,modernen Hu- 
manismus" (Gramsci), der bereits per 
definitionem einen internationalisti- 
schen Standpunkt einschließt. Von die- 
ser Sachebene ist freilich die semanti- 
sche strikt zu unterscheiden: Wer dem 
Inhalt nach den Begriff der Leitkultur 
für sinnvoll hält, muss auf semanti- 
scher Ebene das Wort ,,Leitkultur" 
noch lange nicht sinnvoll finden, eben 
weil es durch die Debatte der CDU auf 
die Bedeutung einer ,,nationalen Leit- 
kultur" verengt ist. Allerdings ist dies 
eher eine taktische Frage. 

National muss diese Strategie in- 
sofern sein, als der moderne National- 
staat aufgrund seiner lnstitutionen 
den Rahmen vorgibt, in dem eine Lin- 
ke sich zunächst organisieren muss, 
um die entscheidenden lnstitutionen 
zu erringen, mit deren Hilfe sich eine 
wirksame internationalistische Politik 

dies verlangte eine genaue Erkundung 
nationaler Art." (Gramsci 1991 ff: 874; 
kurs. V. M.B.) SPW 
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Hierzu muss der Alltagsverstand trans- die Hegemonieverhältnisse bilden, 87-1 06 
formiert werden. Dies gelingt nur, muss die Linke nach Gramscis Einsicht zmm, Gabi (2000): “ich liebe Deutsch- 
wenn eine kohärente Weltanschauung ,popular', das heißt vom Volk her fül- land". in: taz vom 28./29.10.2000 
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reffen marxistische Kategorien 
auch auf vermeintlich neue Phä- T nomene wie die ,,New Econo- 

my" oder die ,,Neue Weltordnung" 
zu, und können Jusos aus verschiede- 
nen Zusammenhängen zu gemeinsa- 
men Positionen kommen? Das marxi- 
stische Profil, das die Programmatik 
der Jusos seit der Linkswende 1969 
bestimmt, sollte angesichts des Abge- 
sangs auf Regulierung, Solidarität, 
Klassenspaltung und natürlich Marx 
selbst auf Aktualität überprüft wer- 
den. Mit dem Kongress sollte eine 
Ebene angeboten werden, in der sich 
verschiedene Sichtweisen auf aktuelle 
Entwicklungen von Wirtschaft und 
Gesellschaft gegenseitig befruchten. 
Zusätzlich erschienen waren Jusos aus 
Hessen-Süd. 

Relevanz der New Economy 
Die zentrale Arbeit fand in zweimal 
drei Arbeitsgruppen statt, in denen 
die 50 Teilnehmenden anhand von 
den vier Bezirken erstellten Thesen 
diskutierten. So konnten auch die ein- 
geladenen Referenten auf die Ein- 
schätzung der Jusos Bezug nehmen 
und die Diskussion auf die Knack- 
punkte konzentrieren. 

In der Arbeitsgruppe „New vs. Old 
Economy" schloss sich Klaus Dräger, 
Fraktionsmitarbeiter der Konfödera- 
len Fraktion der Vereinigten Europäi- 
schen Linken/ Nordische Grüne Linke, 
Einschätzung an, auch die „New Eco- 
nomy" falle unter die Gesetze des Ka- 
pitalismus und sei damit krisenanfäl- 
lig. Er warnte aber auch davor, durch 
Negation der „New Economy" sich 
völlig aus der Diskussion auszukop- 
peln. Auch die Arbeitsgruppe ,,Krise" 
fand in den jüngsten Entwicklungen 
eine Bestätigung der Argumente. 
Marxistische Analytik könne eins zu 
eins auch auf die heutige Zeit übertra- 
gen werden. 

Globalisierung 
Im Zusammenhang mit dem ,,Ende 
der Lohnarbeit?" war schnell geklärt, 
dass auch ein am Unternehmen Betei- 
ligter objektiv ein Lohnabhängiger sei 
und die Abhängigkeit auch auf viele 
neue Selbstständige zutreffe. Interes- 
santer war jedoch, wie sie zu einer 
Regulierung in ihrem eigenen Sinne 
gebracht werden könnten. In der Ar- 
beitsgruppe ,,Nationalstaat und Glo- 
balisierung" wartete Christian 
Schmitz, Landesvorsitzender der Ju- 
sos Rheinland-Pfalz mit einem Raum- 
konzept auf, um ein Gegengewicht 
zur forcierten Internationalisierung zu 
schaffen. Denn hier wie auch bei der 

Arbeitsgruppe ,,Internationale Fi- 
nanzmärkte" war allen klar, dass das 
Rad nicht zurückgedreht werden 
kann. Die Probleme mit weltweiten 
Handel von Waren, Dienstleistungen 
und Kaital blieben jedoch bestehen. 
Conny Gilges MdB, DGB-Vorsitzender 
aus Köln, analysierte dies auch für die 
,,Neue Weltordnung". Die Möglich- 
keiten des Eingriffs sind aufgrund der 
Schwäche der Linken schlechter ge- 
worden und über andere Instrumente 
der Konfliktverhütung müsse nachge- 
dacht werden. Aber die Grundthesen 
über eine gerechte Weltwirtschafts- 
ordnung, die Frieden sichert, blieben 
auch nach Ende des Systemgegensat- 
zes gültig. 

Wellenreiter 
Einen guten Abschluss des Wochen- 
endes bildete die Podiumsdiskussion 
mit Klaus Wiesehugel MdB, PD Win- 
fried Thaa, Antje Trosien und Chri- 
stoph Vietzke. Klaus Wiesehügel 
wandte sich im starken Maße gegen 
die gängigen Meinungen über die 
,,Jobmaschine New Economy". Die 
Zahl aller Beschäftigten in der IT- 
Branche machten noch nicht einmal 
die Arbeitsplatzverluste im Bauge- 
werbe des letzten Jahres wett. Doch 
kämen ihm viele Mitkämpfer abhan- 
den, die weiterhin auf arbeitsplatz- 
schaffende Maßnahmen in der „Old 
Econorny" drängten und manchmal 
habe er den Eindruck, dass selbst 
Jungsozialistlnnen diese Entwicklung 
begrüßten. Diesen Eindruck versuch- 
te der Autor zurechtrücken. Die Ju- 
sos verfolgten keine Strategie, die 
sich isoliert auf die „New Econorny" 
beziehe. Trotzdem müsse die Aus- 
strahlungsfähigkeit der extrem flexi- 
blen und hierarchiearmen Arbeits- 
weise beachtet werden, die sich im 
Endeffekt auf die Ladenschlusszeiten 
auswirke. Auch im internationalen 
Bereich sei vieles anders geworden 
durch das Ende des Systemgegensat- 
zes, führte Antje Trosien (Juso- und 
SPD Landesvorstand Bayern) aus. Der 
Analysen aus dem Anfang des Jahr- 
hunderts, wonach Kapitalinteressen 
zu Krieg führen, sei wenig hinzuzu- 
fügen. Jedoch seien die politischen 
Voraussetzungen für die Durchset- 
zung einer Friedenspolitik extrem 
schwierig geworden. Die Schwäche 
der Friedensbewegung und der feh- 
lende Austausch von Friedenstheore- 
tikern mache die Arbeit schwierig, 
aber ändere nichts an der grundsätz- 
lichen Aktualität der antimilitaristi- 
schen und antiimperialistischen Poli- 
ti k. 

What's left of 

Tagung der Jusos Mittelrhein, Bayern 
und Rheinland-Pfalz 

von Christoph Vietzke 

Winfried Thaa von der Uni Trier stellte 
den Unterschied zu den 70er Jahren 
vordringlich auf die Klassenlage ab. Es 
könnten sich Linke nicht mehr als 
Sprecher einer abhängigen Klasse ge- 
rieren, da erstens das Klassenbe- 
wusstsein an Qualität eingebüßt und 
zweitens prominente Probleme nicht Die ,,New Economy" 
mehr anhand von Klassenlinien disku- mit ihren ca. 
tiert werden könnten. Als Beispiele 700.000 Beschäftig- 
nannte Thaa die Gentechnik, die Bio- ten ist den ,,Hype" 
technologie und die Landwirtschaft. darum nicht wert. 
An genau denselben Punkten sei es 
Linken jedoch möglich, ,,Wellenreiter- 
politik" zu betreiben. Krisenerschei- 
nungen in diesen Bereichen sollten 
genutzt werden, die erhöhte Medien- 
aufmerksamkeit auf vorhandene Al- 
ternativkonzepte zu lenken. 

Fazit 
Mit dieser gesunden Mischung aus 
innerer und äußerer Sichtweise der 
SPD und der Linken ergab sich ein 
zwar wenig optimistisches, aber kla- 
res Bild von der Lage der Linken und 
der Jusos. Die Jungsozialistlnnen kön- 
nen nicht erfolgreich sein, wenn sie 
außerhalb der aktuellen Debatten ihre 
Inhalte präsentieren. Jedoch wird ihr 
Weg zur Marginalisierung unumkehr- 
bar, wenn sie traditionslos agieren 
und ihre analytische Stärke zugunsten 
von Realpolitik vernachlässigen. Die 
Jusos müssen sich auf kommende De- 
batten vorbereiten, um ihre Analytik 
nicht nur auf Kongressen zu präsen- 
tieren, sondern Ausstrahlung entwik- 
keln zu können. SPW 

Christoph Vietzke, 26, Historiker, Vorsitzender der Jusos Mittelrhein, 
lebt i n  Jülich und Koln. 
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Ketzer im Kommunismus 
Von Frank Schauff 

lnsgesamt stellt 
dieser Band eine 

gelungene Einfüh- 
rung dar, die insbe- 

sondere jüngeren 
Interessierten ans 

Herz gelegt sei. 

Dr Frank Schauft; Historikec Ir 
und Düren 

Theodor Bergmann, Marion Keßler 
(Hg.), Ketzer im Kommunismus. 23 
biographische Essays. VSA. Hamburg 
2000, 464 Seiten. D M  49,80. ISBN 3- 
87975-768-2. 

B ei dem Band handelt es sich um 
die zweite erweiterte und über- 
arbeitete Auflage einesTitels, 

der zu Beginn der 90er Jahre bereits 
herausgekommen ist. Die beiden Her- 
ausgeber Bergmann und Keßler ver- 
suchen stringent, bedeutende Persön- 
lichkeiten der Linken vor dem Verges- 
sen zu bewahren. Bei diesem Vorha- 
ben, das 21 Biographien und zwei 
Parteien - nämlich die Kommunisti- 
sche Partei Jugoslawiens und der 
Tschechoslowakei - behandelt, ist wie 
bei den meisten Sammelbänden die 
Qualität der Beiträge heterogen. 

Der Band enthält neben den un- 
vermeidlichen und meist soliden Bei- 
trägen zu Rosa Luxemburg, Leo Trok- 
kij, August Thalheimer, Antonio 
Gramsci, Nikolai Bucharin, auch inter- 
essanterweise solche über Persönlich- 
keiten, die weithin unbekannt sind, 
aber auch solche, die gemeinhin nicht 
als Ketzer in Betracht gezogen wür- 
den. Zu letzteren gehören sicherlich 
Nikita Chruschtschow und Michail 
Gorbatschow, die beiden Generalse- 
kretäre der KPdSU, mit deren Namen 
sowohl Aufbruch und Reform als 
auch Krise und Gefahr verbunden 
wird. Zu den starken Beiträgen des 
Bandes gehören jener über den sehr 
interessanten, aber kaum noch be- 
kannten Arthur Rosenberg, der sich 
mit verschiedenen Grundfragen des 
Marxismus theoretisch auseinander- 
gesetzt hat. Er gehört sicher zu den 
kritischten Geistern des deutschen 
Kommunismus. Ebenfalls weniger be- 
kannt ist Christian Rakowski, der Bol- 
schewik rumänischer Herkunft, der 
Opfer des Stalinschen Terrors wurde, 

~ternationaler Sekretär der Jusos, lebt in Berlin 

Martemjan Rjutin, einer der führen- 
den Köpfe der KPdSU, der als promi- 
nenter Fall zu Beginn der 30er Jahre in 
Konflikt mit Stalin geriet und auf- 
grund seiner fundierten Kritik an In- 
dustrialisierung und Kollektivierung 
ebenfalls beseitigt wurde. Hervorzu- 
heben sind ebenso die in einer Dop- 
pelbiographie behandelten katalani- 
sche Aktivisten, die sich einerseits ge- 
gen Stalins Generallinie wie auch ge- 
gen Trotzkis Sektierertum abgrenzten 
und mit ihrer Partei, dem POUM, 
während des Spanischen Bürgerkrie- 
ges untergingen. Nin wurde unter bis 
heute ungeklärten Umständen umge- 
bracht, während Maurin politisch jeg- 
lichen Einfluß im Exil verlor. Interes- 
sante Einblicke gewähren auch die 
Biographien des kosmopolitischen 
Revolutionärs Victor Serge, der bei- 
den mit Mao Zedong in Konflikt ste- 
henden Parteiführer Liu Shaoqi und 
Sun Yefang, die beide eine Bucharin 
ähnelnde Linie in den Auseinander- 
setzungen um den richtigen Kurs in 
der chinesischen Industrialisierungs- 
politik vertraten. Zuletzt sei hier noch 
auf zwei deutsche Linke der neueren 
Zeit verwiesen, die in dem Band be- 
handelt werden. Hierbei handelt es 
sich um den Schriftsteller Peter Weiss, 
der der Arbeiterbewegung mit Die 
Ästethik des Widerstands ein literari- 
sches Monument setzte, ohne sich an 
Dogmen zu stören, und Robert Ha- 
vemann, der vom orthodoxen Anhän- 
ger des Stalinismus zu dessen be- 
kanntesten Kritiker in der DDR wurde. 

Die Biographien der bekannteren 
Figuren in diesem Band sind gut be- 
schrieben und geben einen Überblick 
über die theoretischen Ansätze, die 
von diesen verfolgt worden sind. 
Fragwürdig erscheint mir die Zuord- 
nung von Nikita Chruschtschow und 
Michail Gorbatschow unter die Rubrik 
der Ketzer. Erstens weil beide die füh- 
renden Figuren der kommunistischen 
Weltbewegung waren und damit 
schlichtweg keine Ketzer sein konn- 
ten. Zudem ist es Chruschtschow zu- 
viel der Ehre angetan, da dieser prak- 
tisch keinerlei neue Position formuliert 
hat und die Entstalinisierung nur 
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halbherzig einleitete, um verständli- 
cherweise das sowjetische System 
nicht insgesamt in Gefahr zu bringen. 
In dem Beitrag Lothar Kölms wird zu- 
dem Chruschtschows Rolle in den 
dreißiger Jahren heruntergespielt, ob- 
wohl er als Chef der Moskauer Partei 
seit Anfang der dreißiger Jahre und 
der ukrainischen Partei in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrzehnts sowie mit sei- 
ner Mitgliedschaft im Poliotbüro der 
KPdSU bereits seit langem an den 
Schalthebeln der Macht saß. Dass er 
sich während des Terrors den zweifel- 
haften Ruf des Schlächters der Ukrai- 
ne erwarb, wird ebenso allenfalls ge- 
streift wie die ,,soziale Revolution des 
Nikita Chruschtschow" (Heinz Brandt) 
bei der Millionen von Lagerinsassen in 
aller Stille in den fünziger und sechzi- 
ger Jahren freigelassen wurden. 

Ähnlich unzureichend ist aus mei- 
ner Sicht der Beitrag zu Bucharin, der 
nur unzusammenhängend dessen 
Aktivitäten in den dreißiger Jahren 
darzustellen vermag, obwohl Wladis- 
law Hedeler sicherlich einer der besse- 
ren Kenner der Materie ist und es neu- 
es Material dazu gibt. In einer Biogra- 
phiensammlung originell plaziert, 
aber inhaltlich ebenfalls nicht befrie- 
digend sind die beiden Darstellung 
der KP Jugoslawiens und der Tsche- 
choslowakei. Bei beiden bezieht sich 
das Essay nur auf sicherlich entschei- 
dende, aber sehr kurze Perioden, 
nämlich die Anfangsphase des kom- 
munistisch regierten Jugoslawien und 
die Tschechoslowakei der sechziger 
Jahre. In bezug auf die jugoslawi- 
schen Kommunisten werden der Kon- 
flikt mit Stalin, die Arbeiterselbstver- 
waltung sowie die mit ihr verbunde- 
nen Probleme skizziert. Dabei spielt 
aber der springende Punkt, nämlich 
die Nationalitätenpolitik der jugosla- 
wischen KP, überhaupt keine Rolle. Im 
tschechoslowakischen Falle ist zwar 
die Zielsetzung der KP dargestellt, 
aber es werden keine Akteure be- 
nannt, zudem fehlt jeglicher Hinweis 
auf weiterführende Literatur. 

Überhaupt hat der Band eine gro- 
ße Schwäche: jeder der Autoren 
konnte sich offensichtliche seine Zi- 
tierweise selbst aussuchen und damit 
sind die Verweise sehr unübersichtlich 
gestaltet. Ein ausführlicheres Litera- 
turverzeichnis wäre angemessen ge- 
wesen, da diese Biographien ja nur ei- 
nen einführenden Überblick bieten 
können. 

Insgesamt stellt dieser Band eine 
gelungene Einführung dar, die insbe- 
sondere jüngeren Interessierten ans 
Herz gelegt sei. SPW 

THEORIE & STRATEGIE 

nal, sondern interregional unterbun- 
den werden sollen. 

Gramscis Strategie des ,,Popular- 
Nationalen" 
Es gibt für die Linke mindestens noch 
eine dritte Möglichkeit, mit dem Natio- 
nen-Problem umzugehen. Man muss 
als LinkeIr Deutschland weder hassen 
noch lieben, sondern man kann auch 
schlicht zur Kenntnis nehmen, dass sich 
der Kapitalismus über Nationalstaaten 
organisiert und daher eine anti-natio- 
nale Haltung, wenn sie kohärent durch- 
geführt wird, zum Scheitern verurteilt 
sein muss, weil dann jeglicher Zugang 
zu entscheidenden (nationalen) politi- 
schen Strukturen verbaut ist: ,,Seit mehr 
als hundert Jahren beklagt die Linke in 
der ganzen Welt das Dilemma, daß die 
Arbeiterschaft sich allzu häufig als 
,Volk' organisiert hat. Das Dilemma Iäßt 
sich jedoch nicht lösen, weil es aus den 
Widersprüchen des Systems selbst er- 
wächst ... Wir können innerhalb dieses 
Systems den Begriff des Volkes [daher, 
M.B.] nicht einfach eliminieren oder 
ihm eine Nebenrolle zuweisen. Ande- 
rerseits sollten wir uns auch nicht durch 
die ihm zugeschriebenen Tugenden 
einlullen lassen, weil wir sonst blind 
werden für die Art und Weise, in der er 
das bestehende System legitimiert." 
(Wallerstein 1998: 106) 

Diese Gleichzeitigkeit der Anerken- 
nung der Existenz der modernen Natio- 
nalstaaten und des Willens, die beste- 
henden Strukturen dennoch nicht so zu 
belassen, wie sie sind, macht (vielleicht) 
den Kern der Strategie des ,,Popular- 
Nationalen" bei Gramsci aus. Gramsci 
gehört zu den ersten Intellektuellen, die 
begreifen, dass der Kapitalismus des 
20. Jahrhunderts beginnt eine ,,Sphäre" 
auszuweiten, die sich mit den Hegel- 
schen Kategorien des „Staates" und der 

' ,,bürgerlichen Gesellschaft" nicht mehr 
fassen lässt. Der junge Marx griff auf 
diese Begriffe zurück, um den Selbstwi- 
derspruch der bürgerlichen Gesellschaft 
zwischen dem Postulat des citoyen und 
der gesellschaftlichen Realität des bour- 
geois zu charakterisieren: „Der vollen- 
dete politische Staat ist seinem Wesen 
nach das Gattungsleben des Menschen 
im Gegensatz zu seinem materiellen L e  
ben. Alle Voraussetzungen dieses egoi- 
stischen Lebens bleiben außerhalb der 
Staatssphäre in der bürgerlichen Gesell- 
schaft bestehen, aber als Eigenschaften 
der bürgerlichen Gesellschaft. Wo der 
politische Staat seine wahre Ausbildung 
erreicht hat, führt der Mensch nicht nur 
im Gedanken, im Bewußtsein, sondern 
in der Wirklichkeit, im Leben ein dop- 
peltes, ein himmlisches und ein irdi- 

sches Leben, das Leben im politischen 
Gemeinwesen, worin er sich als Ge- 
meinwesen gilt, und das Leben in der 
bürgerlichen Gesellschaft, worin er als 
Privatmensch tätig ist, die andern Men- 
schen als Mittel betrachtet, sich selbst 
zum Mittel herabwürdigt und zum 
Spielball fremder Mächte wird." (MEW 
113540 Diese Differenzierung, die von 
Beginn an unzureichend gewesen ist, 
weil sie private Betätigung der Individu- 
en jenseits der ökonomischen Sphäre 
ausschloss, wird sinnenfällig problema- 
tisch zu einem Zeitpunkt, wo der Kapi- 
talismus infolge seiner wachsenden 
Reichtumsbasis sowie seiner fortschrei- 
tenden Ausdifferenzierung der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung jene Sphäre 
zwischen Staat und bürgerlicher Gesell- 
schaft stark ,,aufbläht", die wir im An- 
schluss an Gramsci heute ,,Zivilgesell- 
schaft" nennen. Insofern ist es auch un- 
präzise davon zu sprechen, dass sich im 
Laufe der Zeit die Zivilgesellschaft zwi- 
schen den Staat und die bürgerliche 
Gesellschaft ,,schob". 

Der moderne Kapitalismus, so 
Gramsci, organisiert seine Stabilität 
nicht nur über den Zwang des Staates, 
sondern vor allem über den Konsens in 
der Zivilgesellschaft. Die Zivilgesellschaft 
erweist sich damit als die Instanz, die 
die Überwindung des Kapitalismus ver- 
hindert. Wenn der Konsens der Gesell- 
schaft aber in der Zivilgesellschaft orga- 
nisiert wird, muss die Linke, bevor sie 
die Gesellschaft insgesamt erobern 
kann, die Hegemonie innerhalb der Zi- 
vilgesellschafterrungen haben. Gramsci 
differenziert deutlich zwischen Hege- 
monie und Herrschaft. Herrschaft ist 
das, was man gegenüber denjenigen 
ausübt, deren Konsens man nicht ge- 
wonnen hat, und Hegemonie ist der 
Einfluss über diejenigen, die einem zu- 
stimmen (Gramsci 1991 ff: 1947). Die 
Zivilgesellschaft erweist sich daher nicht 
-wie es manche Diskutanten heute of- 
fenbar glauben - per seals der Hortvon 
Demokratie und Freiheit, sondern als 
umkämpftes Feld. Wie aber erlangt die 
Linke die Hegemonie innerhalb der Zi- 
vilgesellschaft? Hier setzt Gramscis Stra- 
tegiedes Popular-Nationalen ein. Er un- 
terscheidet hauptsächlich zwischem ei- 
nem philosophischen Standpunkt, den 
er ,,kritisch kohärente Weltauffassung" 
(Gramsci 1991ff: 1376) nennt, und 
dem Alltagsverstand (der ,,einfachen1' 
Leute). Der Alltagsverstand stellt - als 
historisches Produkt - „die verbreiteten 
und zusammenhanglosen Eigenschaf- 
ten eines allgemeinen Denkens einer 
bestimmten Epoche in einem bestimm- 
ten Volksmilieu" (ebd.: 1381) dar: Er 
setzt sich sowohl aus fortschrittlichen 

als auch aus reaktionären Elementen 
zusammen, die einander nicht selten 
widersprechen und den Alltagsverstand 
inkohärent machen: „Die Philosophie 
ist die Kritik sowie die Überwinduns ... 
des Alltagsverstands und fällt in diesem 
Sinn mit dem ,gesunden Menschenver- 
stand' zusammen, der sich dem All- 
tagsverstand entgegensetzt." (ebd.: 
1377) Grarnsci sieht dafür insofern eine 
Möglichkeit, als er das Bedürfnis nach 
Kohärenz und rationalem Weltverste- 
hen als den ,,gesunden Kern des All- 
tagsverstandes" (ebd.: 1 379) begreift. 
Die Kohärenz des Denkens erweist sich 
insofern als fundamentale Kategorie 
politischer Strategie, als ein Individuum, 
um Handlungsfähigkeit zu gewinnen, 
„ein gewisses Maß an Kohärenz errei- 
chen" (Haug 1996: 21) muss. Aus ei- 
nem inkohärenten und in sich wider- 
sprüchlichen Bewusstsein Iässt sich kein 
klares politisches Handeln ,,gewinnen". 
Um zur zielgerichteten politischen Akti- 
on fähig zu sein, bedarf es daher der 
Ausbildung eines - möglichst - einheit- 
lichen, kohärenten Bewusstseins. Daher 
formuliert Gramsci die Aufgabenstel- 
lung: ,,Es handelt sich darum, eine Phi- 
losophie auszuarbeiten, die, indem sie 
bereits eine Verbreitung oder eine Ver- 
breitungstendenz besitzt, weil sie mit 
dem praktischen Leben verbunden und 
ihm implizit ist, zu einem erneuerten 
Alltagsverstand wird, mit der Kohärenz 
und der Kraft der individuellen Philoso- 
phien: dazu kann es nicht kommen, 
wenn nicht ständig das Erfordernis des 
kulturellen Kontakts mit den ,Einfachen' 
verspürt wird." (ebd.: 1382) In diesen ,,Nationale Identität,, 
Zusammenhang ist auch Gramscis be- beruht der 
rühmte Aussage über die Vergesell- Annahme, dass alle, 
schaftung des Wissens zu stellen: ,,Eine die zur Nation 
neue Kultur zu schaffen bedeutet nicht gehören, 
nur, individuell ,originelle' Entdeckun- miteinander 
gen zu machen, es bedeutet auch und sind, 
besonders, bereits entdeckte Wahrhei- 
ten kritisch zu verarbeiten, sie sozusa- 
gen zu ,vergesellschaften' und sie da- 
durch Basis vitaler Handlungen, Ele- 
ment der Koordination und der intellek- 
tuellen und moralischen Ordnung wer- 
den zu lassen. Daß eine Masse von 
Menschen dahin gebracht wird, die 
reale Gegenwart kohärent und auf ein- 
heitliche Weise zu denken, ist eine ,phi- 
losophische' Tatsache, die viel wichtiger 
und ,origineller' ist, als wenn ein philo- 
sophisches ,Genie' eine neue Wahrheit 
entdeckt, die Erbhof kleiner Intellektuel- 
lengruppen bleibt." (ebd.: 1377) 

Kultur, Alltagsverstand und das 
Volk 
Wie aber, so fragt Gramsci, werden 
neue Weltauffassungen ,,populär" 
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Oder: Das große Fressen 

chung der Sprache etc. - und das 
braucht seine Zeit. Von einem nationa- 
len Bewusstsein lasst sich in Deutsch- 
land daher wohl erst zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts sprechen, das insbeson- 
dere im Zuge des Ersten Weltkrieges 
eine erhebliche Radikalisierung erfuhr. 
Dieser Nationalismus wurde im Zuge 
des Aufstiegs der Nazis von biologisch- 
rassistischen Mustern stark überwölbt. 
Die Nation ging sozusagen in der Ras- 
se auf: Ihre Grenzen wurden von Be- 
dürfnissen der ,,arischen Rasse" (,,Er- 
oberung von Lebensraum im Osten") 
bzw. ihrer geographischen Verbrei- 
tung (,,Heim-ins-Reich-Holung") über- 
determiniert. Nach dem Zweiten Welt- 
krieg schließlich kam es - gerade infol- 
ge der Kriegsauswirkungen - und 
durch die weitreichenden Eingriffe des 
modernen Wohlfahrtsstaats in die 
Struktur der Gesellschaft zu einem bis 
dahin nicht dagewesenen Ausmaß an 
,,ethnischer Homogenität". Gerade 
deshalb wird ja auch in modernen For- 
men des Rechtsextremismus nicht ein 
biologisch definierter Mensch zum 
Feindobjekt, sondern der ,,Fremde2' 
schlechthin, zumal dann, wenn es zu 
sozialen und ökonomisch tiefgreifen- 
den Umbrüchen kommt. 

Die ,,d&utsche Nation" 
Dass sich die ,,deutsche Nation" in ihren 
heutigen Grenzen zeigt, ist nicht nur 
mit historischen Zufällen verbunden, 
sondern vor allem aus einer sinn- und 
Gemeinschaft stiftenden ,,Substanz" 
nicht zu begründen. Dies wäre ja nur 
möglich, wenn diese ,,Substanz", in un- 
serem Fall die ,,nationale Identität", be- 
reits vor oder jedenfalls mindestens 
gleichzeitig mit dem Nationalstaat auf- 
treten würde. Gerade dies ist ja aber 
gerade nicht der Fall. Vielmehr ist die 
,,nationale Identität" nicht die Voraus- 
setzung, sondern das Ergebnis des 
deutschen Nationalstaats. Die Nation ist 
folglich nicht mehr als ,,ein vielschichti- 
ges und formbares historisches Produkt 
der kapitalistischen Weltwirtschaft" 
(Wallerstein 1998: 106). Zwar gibt es 
,,Nationen", also geographisch definier- 
te Gebiete, die von staatlichen Appara- 
ten sowohl ökonomisch als auch kultu- 
rell bewirtschaftet werden, aber hieraus 
Iässt sich nicht begründen, warum man 
sich mit Menschen, dieauch auf diesem 
Territorium leben, mehr verbunden füh- 
len soll als mit Menschen auf einem an- 
deren Kontinent. Es mag daher in der 
subjektiven Vorstellung mancher Men- 
schen so etwas wie eine ,,nationale 
Identität" geben, aber diese hat selbst 
nur eine fiktive, ideologisch konstruierte 
Grundlage. ,,Fiktiv1' meint hier freilich 
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nicht, dass es die Vorstellung von einer 
,,nationalen Identität" nicht tatsächlich 
gibt, sondern dass sich ihre Vorausset- 
zungen nicht sinnvoll begründen las- 
sen. ,,Keine Nation besitzt von Natur 
aus eine ethnische Basis, sondern in 
dem Maße, wie die Gesellschaftsforma- 
tionen einen nationalen Charakter be- 
kommen, werden die Bevölkerungen 
,ethnizisiert', die sie umfassen, die sie 
sich teilen oder die sie dominieren; d.h., 
diese werden für die Vergangenheit 
und Zukunft so dargestellt, als würden 
sie eine natürliche Gemeinschaft bilden, 
die per se eine herkunftsmäßige, kultu- 
relle und interessenmäßige Identität 
hat, welche die Menschen und die ge- 
sellschaftlichen Bedingungen transzen- 
diert.'' (Balibar 1998: 1 18) In diesen 
Kontext wäre dann auch das berühmte 
Zitat aus dem ,,Manifest der Kommuni- 
stischen Partei" zu stellen, dass die Ar- 
beiter kein Vaterland hätten. Dies be- 
sagt nichts anderes, als dass die bloße 
Existenz des modernen Nationalstaats 
uns keinen Grund gibt, uns mit denjeni- 
gen, die auf dessen Territorium wohnen 
und ,,zu ihm gehören", mehr verbun- 
den zu fühlen als mit anderen Men- 
schen dieser Welt. Zwar hat Anthony 
Smith zu Recht darauf hingewiesen, 
dass ,,Nationen in einem doppelten Sin- 
ne sowohl als Konstrukte wie als reale 
Prozesse zu betrachten sind" (Smith 
1998: 146), also nicht wirklich nur Kon- 
strukte sind, sondern ihrerseits als Vor- 
aussetzung zur Nationenbildung be- 
stimmter identitätsstiftender Momente 
bedürfen. Allerdings Iässt sich hieraus 
nicht die mit modernen Nationalstaa- 
ten verbundene Ex- und Inklusionspra- 
xis mit Berufung auf eine ursprüngliche 
,,Substanz" legitimieren. Denn damit 
würde man das tun, was in der Philoso- 
phie ,,naturalistischer Fehlschluss" ge- 
nannt wird: Von Tatsachen kann man 
nicht ohne weiteres auf Normen schlie- 
ßen. 

Dies ist übrigens keine Analyse des 
Nationen-Problems, die nur von Ver- 
tretern der politischen Linken lanciert 
wird. Der Begründer der Neuen Rech- 
ten, Alain de Benoist, argumentiert in 
einem Interview mit der NPD-Zeitung 
,,Deutsche Stimme" ganz ähnlich ge- 
gen den Nationalismus, um ihn durch 
einen Regionalismus und damit regio- 
nale Substanzen zu ersetzen (Benoist 
2000). Es wäre übrigens ein Fehler, 
diese Position deshalb nicht mehr als 
,,rechtsextremistisch" anzusehen, nur 
weil bei ihr der Nationalismus gestri- 
chen wird. Im Gegenteil: Diese Ideolo- 
gievariante verschärft sogar noch die 
politischen Konsequenzen, weil Migra- 
tionsströme eben nicht nur internatio- 
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wie ihr seht, hat sich der inhaltlichen 
Aufbau der SPW im Jahr 2001 etwas 
geändert. Mit  Beginn dieses Jahres 
wird das Forum Demokratische Linke 
21 eine redaktionell eigenständige 
Beilage in der SPW abdrucken. 

Die SPD-Linke hatte sich mit dem 
Anspruch neuorganisiert, die pro- 
grammatischen und politischen Auf- 
gaben der Linken in der SPD effektiver 
gestalten zu können. Um diesen An- 
spruch zu verwirklichen, ist u.a auch 
eine Vernetzung linker Zusammen- 
hänge innerhalb der SPD und eine 
stärkere Kooperation mit Partnern 
ausserhalb der Partei dringend gebo- 
ten. Diese Zusammenarbeit von Fo- 
rum DL 21 und SPW ist dazu ein 

wichtiger Schritt, für dessen unbüro- 
kratische Umsetzung der Vorstand 
des Forums DL 21 sich ausdrücklich 
bei den Herausgebern und der Redak- 
tion der SPW bedankt. 

In diesem Zusammenhang arbei- 
tet das Forum DL 21 mit der SPW an 
einem Angebot, das ein Abonne- 
ment der SPW und eine gleichzeitige 
Mitgliedschaft im Forum DL 21 mög- 
lichst günstig macht. Gewerkschafts- 
beiträge, Parteibeiträge, Abonne- 
ments und nun auch Beiträge für 
eine Mitgliedschaft bei DL 21 stellen 
für einige von Euch, die noch nicht 
verdienen, eine Belastung dar, die 
wir mit  dem Doppelpack abmildern 
möchten. Näheres dazu werdet ihr in 
der nächsten Ausgabe der SPW er- 
fahren. 

Neben dieser Kooperation sind 
aber auch weitere Maßnahmen zur 
Vernetzung der Parteilinken in Ar- 
beit. Vor allem das lnternet bietet 
eine Vielzahl von Möglichkeiten, po- 
litische Inhalte zu vermitteln, abzuru- 
fen und Diskurse zu führen. Diese 
wollen wir nutzen. Die Verhandlun- 
gen bezüglich unseres Internetauft- 
ritts sind weitestgehend abgeschlos- 
sen, so daß wir im Februar 2001 im 
lnternet vertreten sein können. Unse- 
re Domaln wird www.forum-dl2l.de 
sein. 

Wir würden uns sehr freuen, 
wenn Ihr dann auch dieses Angebot 
nutzt, wünschen Euch jetzt aber eine 
interessante und informative Lektüre. 

Der Vorstand von Forum DL 2 1 

Demokratische Linke 21 

Ich möchte ordentliches Mitglied im Forum Demokratische Linke 21 werden. Bitte schickt mir die 
Satzung, Beitragsordnung und Aufnahmeantrag zu. 

Angaben zur Person: 

(Titel), Vorname, Name: 

TelefonIFax (privat): 

TelefonIFax (dienstlich): 
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Adresse und Strategie - Zwischenbilanz eines 
unvollständigen Jahres 
Von Andrea Nahles* 

D ie Ziele und Erwartungen an 
das neu gegründete Forum 

Demokratische Linke 21 sind 
in 2000 klar bestimmt worden. Ge- 
stärkt werden soll das organisatori- 
sche Rückgrat der Linken in der SPD, 
die Kräfte der kommunalen und über- 
regionalen Ebenen sollen gebündelt 
und neue Positionsfindungen einge- 
leitet werden. Notwendig erscheint 
eine grundlegende strategische und 

* Andrea Nahles, MdB, ist Vorsitzende des Forum Demokratische Linke 2 1 

inhaltliche Neuausrichtung unserer 
Arbeit. Die Durchsetzbarkeit linker Po- 
litik zu erhöhen, ist das zentrale Vor- 
haben des Übergangs vom Frankfur- 
ter Kreis hin zu einer neuen Formation 
im Forum DL21. 

Bestandsaufnahme 
Für Bilanzen -auch vorläufiger Art - 
ist es zu früh. Dennoch ist eine kurze 
Bestandsaufnahme sinnvoll. Nach- 
dem wir unliebsame Bekanntschaft 
mit dem deutschen Notarwesen und 

Vereinsrecht gemacht haben, stehen 
wir nunmehr als eingetragener Verein 
unmittelbar vor der Einlösung einiger 
der zentralen organisatorischen Ver- 
besserungen, die wir uns vorgenom- 
men hatten. Es wird mit dieser Ausga- 
be der spw ein regelmäßig erschei- 
nenden ,,Newsletter" von DL 21 ge- 
ben. Mit  Hilfe einer Agentur richten 
wir ab Februar ein professionelles In- 
ternet-Forum ein und werden voraus- 
sichtlich (bei weiter steigenden Mit- 
gliederzahlen sogar gewiss!) schon 
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uf dem Cottbusser Parteitag A hat die neue PDS-Vorsitzende 
Gabi Zimmer mit einem 

,,Tabu1' gebrochen hat: Als Linke hat 
sie öffentlich zugegeben, dass sie 
Deutschland liebe. Sie wollte damit, 
so Zimmer in einem taz-Interview, die 
eigene Partei ,,provozieren". 

Was heißt es für Gabi Zimmer, 
dass sie Deutschland ,,liebe"? Jeden- 
falls nicht, so betont sie aufgeregt, 
dass sie stolz sei, eine Deutsche zu 
sein: ,,Ich lasse mich nicht in die Nähe 
von Leuten rücken, die mit diesem 
berüchtigten Ausruf eine bestimmte 
politische Grundhaltung zum Aus- 
druck bringen wollen." Vielmehr liebe 
sie es, über die Hessische Rhön zu flie- 
gen und alte ,,deutsche Städte wie Er- 
furt oder Marburg" etc. Wollte Gabi 
Zimmer etwa damit ihre Partei ,,pro- 
vozieren"? 

Wohl nicht. Eigentlich geht es um 
etwas völlig anderes. Gabi Zimmer hat 
durchaus eine berechtigte Frage aufge- 
worfen - nämlich: Wie muss eine sozia- 
listische Linke mit dem Nationen-Pro- 
blem umgehen? Kann man sinnvoller- 
weise ,,Deutschland, halt's Maul!" oder 
,,Deutschland verrecke!" skandieren? 
Lässt sich mit Hass die Bevölkerung ge- 
winnen? Die meisten Diskutanten las- 
sen sich nun auf diese Entscheidungs- 
frage ein und begründen entweder, 
warum man Deutschland irgendwie lie- 
ben oder hassen müsse. Was aber, 
wenn Gabi Zimmer uns vor eine falsche 
Alternative gestellt hat? Ist es richtig, 
dass die Linke nur zwischen den beiden 
Möglichkeiten wählen kann, Deutsch- 
land entweder zu lieben oder zu has- 
sen? Und dass es Zimmer schließlich 
um mehr geht als nur schöne Land- 
schaften, ist klar: ,,Ich bin auf der Suche 
nach einer neuen Identität. Man kann 
Thüringerin, Europäerin, Weltbürgerin 
sein, wie man will -für mich gibt es dar- 
über hinaus eine nationale Identität." 
Für Gabi Zimmer gibt es also das, wo- 
mit die CDU ihren Anspruch auf eine 
Leitkultur begründet: „Wir Deutschen 
haben auf der Grundlage der europäi- 
schen Zivilisation im Laufe der Ge- 
schichte unsere nationale Identität und 
Kultur entwickelt, die sich in unserer 
Sprache und in Künsten, in unseren Sit- 
ten und Gebräuchen, in unserem Ver- 
ständnis von Recht und Demokratie, 
von Freiheit und Bürgerpflicht nieder- 
schlägt." (CDU 2000: 1) Auch wenn 
Zimmers Liebesbekenntnis mit der Leit- 
kultur-Debatte recht wenig zu tun ha- 
ben dürfte, so verweisen derartige 
Überschneidungen doch offenbar auf 
ein erhebliches Problem: Wesentliche 
Teile der sozialistischen Linken sind dem 

Nationen-Begriff bereits auf den Leim 
gegangen. 

Zur Fiktivität der Nation 
Von einer sich herausbildenden Nation 
kann in Deutschland frühestens seit 
dem Jahr 1871 (Reichsgründung) die 
Rede sein. Die dynamischsten Teile der 
damaligen Gesellschaft, Bürgertum 
und politischer Liberalismus, drängten 
spätestens seit 1848 stark auf einen 
Zusammenschluss der vielen deut- 
schen Klein-Staaten. Der Grund hierfür 
lag zunächst und vor allem in ökono- 
mischen Motiven: Bewegungsfreiheit 
für Güter, Kapital, Arbeit, Einheitlich- 
keit der Maße und Währungen, Frei- 
heit der Unternehmen von Zunftbe- 
Stimmungen Aufhebung der Zölle, ver- 
einheitlichtes Börsenrecht, Patentge- 
setze, standardisiertes Post- und Tele- 
graphenwesen, Ausbau der Verkehrs- 
infrastruktur, Regelung der Außenbe- 
ziehungen, der Kolonialfrage etc. Der 
deutsche Nationalstaat ist daher nicht 
das Ergebnis einer Volksbewegung, 
sondern - besonders mit Blick auf die 
entwickelteren Staaten Frankreich und 
England - die Umsetzung einer Mo- 
dernisierungsideologie aufstrebender 
Eliten. Zunächst wurde nicht mehr als 
eine äußere politische Struktur ge- 
schaffen, die erst noch mit einer ,,na- 
tionalen Identität" gefüllt werden 
musste. ,,Es ist unklar, wie weit die po- 
litischen Manöver der 1860er Jahre 
das Bewußtsein der meisten gewöhnli- 
chen Deutschsprachigen zumal auf 
dem Land erreichten, und im Weiteren 
hatte der neue Staat langfristig damit 
zu kämpfen, seine Legitimität im Volk 
zu verankern. In diesem Sinne zog die 
Einigung einen späteren Prozeß der 
kulturellen Verschmelzung nach sich ... 
In diesem grundlegenden Sinne war 
die Schaffung des Kaiserreichs der An- 
fang und nicht das Ende der Eini- 
gung." (Eley 1996: 38) Dies geschah 
(und geschieht) auf drei Ebenen: 

auf der ökonomischen Ebene: Zu- 
nehmende wirtschaftliche Aktivitäten 
und Verflechtungen, Handel etc. 
brachten die Menschen miteinander 
in Kontakt und konstituierten unter 
staatlicher Regie einen nationalen 
Wirtschaftsraum; 

auf zivilgesellschaftlicher Ebene: 
Der Nationalismus als politische Ideo- 
logie agierte in Form von Parteien, 
Vereinen und anderen zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen in der 
Gesellschaft und versuchte die durch 
die ökonomischen Entwicklungen be- 
günstigten Vorstellungen von einer 
,,Nation" politisch zu kanalysieren 
und synthetisieren; 

Was ist deutsch an 
Gabi Zimmer? 

Über "nationale Identität" und  Gramscis Strategie 
des Popular-Nationalen 

Von Mathias Brodkorb * 

auf staatlicher Ebene: Eine .der 
wichtigsten Funktionen bei der Schaf- 
fung einer ,,nationalen Identität" 
übernahm (und übernimmt) der 
Staat. Im Zentrum stand dabei die 
kulturelle Vereinheitlichung der Bevöl- 
kerung mittels ,,ideologischer Staats- 
apparate" (Althusser): z.B. durch 
Schulen, durch Wehrpflichtigen-Ar- 
meen, durch Einflussnahme auf die 
Beschäftigten des öffentlichen Sek- 
tors, Feiertage, Denkmäler (häufig in 
Interaktion mit zivilgesellschaftlichen 
Akteuren): ,,Eine Gesellschaftsforma- 
tion reproduziert sich nur in dem 
Maße als Nation, wie das Individuum 
von seiner Geburt bis zu seinem Tod 
durch ein Netz von Apparaten und 
täglichen Praktiken den Status des 
horno nationalis, horno oeconomicus, 
politicus, religiosus.. . erhält." (Balibar 
1998: 114) 

DieVorstellung von einer ,,nationa- 
len Identität" beruht auf der Annah- 
me, dass alle, die als einer Nation zu- 
gehörig klassifiziert werden, auf ir- 
gendeine Art und Weise substanziell 
miteinander verbunden sind. Die 
,,Substanz" wird innerhalb der Nation 
weitergereicht und bildet das Unter- Wie muss eine 
scheidungsmerkmal der Nationen un- sozialistische Linke 
tereinander. Diese ,,Schicksalsgemein- mit dem Nationen- 
schaft" (Smith 1998: 132) kann so- Problem umgehen? . 
wohl biologisch als auch im weitesten 
Sinne kulturell definiert werden. Ent- 
scheidend ist allerdings, dass diese 
,,Substanz" historisch konstruiert ist: 
,,Schon bei oberflächlicher Betrach- 
tung erweist sich ... das Nationale als 
ein in langen und komplizierten Pro- 
zessen entstandenes historisch-politi- 
sches Konstrukt und nicht als quasi-na- 
türliche Gegebenheit." (Lodovico 
1992: 190) Die Konstruktion dieser 
,,Substanz" erfolgt mittels Feiertagen, 
Mythen, einer bestimmten Interpreta- 
tion der Geschichte, der Förderung 
und lnstitutionalisierung bestimmter 
kultureller Praxen, der Vereinheitli- 

Mathias Brodkorb ist Mitglied im SPD-Landesvorstand Mi( Student der 
Philosophie und des Altgriechischen an der Universität Rostock 
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Betriebsverfassungsgesetz 
vom 15. Januar 1972 in der Fassung vom 
23. Dezember 1988, zuletzt geändert durch Art. 9 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1998 
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von Betriebsräten gefährdet wird, sondern dass die Be- 
triebsräte genauso flexibel sind wie der wirtschaftliche 
Wandel es erfordert, und dass wir weiterhin eine flächen- 
deckende Betriebsratslandschaft haben. 

Weitere Reformfelder 
Zu Recht wird aber auch von Gewerkschaften problema- 
tisiert, dass bestimmte Beschäftigtengruppen nicht mehr 
ohne weiteres von der Betriebsverfassung erfasst werden. 
Hier geht es darum, dass gesetzlich klargestellt wird, dass 
Leiharbeitnehmerlnnen, Telearbeitnehmerlnnen unter die 

Betriebsverfassung fallen. 

Ein wichtiger Schwerpunkt der Re- Selbständige und Werkver- 
tragsunternehmen können 

form wird sein, dafür zu sorgen, dass natürlich nicht einbezogen 

die Betriebsräte auch in Zukunft zur werden. Wegen der um sich 
greifenden Gesetzesumge- 

deutschen Wirtschaft gehören. hung, die so betrieben wird, 
dass abhängig Beschäftigte als 

Subunternehmer oder das Leiharbeitsverhältnis als Arbeit 
eines Werkvertragsunternehmers qualifiziert werden, 
muss der Betriebsrat aber Einsicht in die Vertragsunterla- 
gen und Auskunftsrechte erhalten. 

Die Unterscheidung in Arbeiterlnnen und Angestellte 
wird immer fragwürdiger und ist sicher überholt. Wir 
sollten uns trauen, das zu ändern. 

Natürlich gehört zu einer Reform auch, die Arbeitsbe- 
dingungen der Betriebsräte zu verbessern. Es könnten z.B. 
Beschäftigte zu Arbeitsgruppen des Betriebsrates als 
Sachverständige mit herangezogen werden, auch wenn 
sie nicht Betriebsräte sind. Es bedarf einer Verbesserung 
der Möglichkeit, Sachverständige durch den Betriebsrat 
beauftragen zu lassen. Der Betriebsrat sollte auch die 
Möglichkeit haben, Teile seiner Rechte (widerrufbar) auf 
Arbeitsgruppen der Beschäftigten zu delegieren. Wenn 
die Unternehmen ihre Entscheidungen dezentralisieren, 
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müssen die Betriebsräte das auch können. Natürlich ge- 
hören auch die Arbeitsmittel der Betriebsräte zu den Din- 
gen, die sich verbessern müssen. Computer und andere 
Kommunikationsmöglichkeiten müssen den Betriebsräten 
zur Seite stehen. 

Es hat sich gezeigt: Ein wichtiger Schwerpunkt der Re- 
form wird sein, dafür zu sorgen, dass die Betriebsräte 
auch in Zukunft zur deutschen Wirtschaft gehören. In ei- 
ner Welt wachsender Globalisierung und beschleunigter 
wirtschaftlicher Restrukturierungsprozesse müssen die Be- 
triebsräte genauso flexibel sein können wie der wirt- 
schaftliche Wandel es erfordert. Daneben muss es aber 
darum gehen, dass wir auch materiell die Arbeit der Be- 
triebsräte verbessern. 

Mehr Kompetenzen für Betriebsräte 
Die Betriebsräte sollen mehr Einfluss auf die Zusammen- 
setzung der Belegschaft erhalten. Das betrifft die Frage 
der Personalplanung, der Auswahlrichtlinien, der Einstel- 
lungen. Es ist hilfreich, wenn die Möglichkeiten, die sich 
für Auswahlrichtlinien nach 5 95 BetrVG ergeben, inhalt- 
lich erweitert würden und wenn die Hürde von 1000 Be- 
schäftigten als Voraussetzung für eine erzwingbare Mit- 
bestimmung des Betriebsrates deutlich reduziert würde, 
so dass in jedem Betrieb Vereinbarungen getroffen wer- 
den können, die auch solche Fragen mit betreffen. Dann 
wäre auch die Folge, dass ein Betriebsrat unter Bezugnah- 
me auf eine solche Auswahlrichtlinie der Einstellung eines 
Arbeitnehmers oder einer Arbeitnehmerin entgegentre- 
ten kann bzw. der Entlassung eines Beschäftigten, wenn 
die Voraussetzungen dieser Auswahlrichtlinie nicht erfüllt 
sind. Zum Beispiel könnte eine Festlegung, dass nur eine 
bestimmte Zahl befristet Beschäftigter in einem Unterneh- 
men zulässig ist, dazu führen, dass dann, wenn die Zahl 
überschritten werden soll, der Einstellung weiterer befri- 
stet Beschäftigter auch materiell widersprochen werden 
kann. 

Erweiterte Kompetenzen der Betriebsräte bei der Per- 
sonalplanung und den Auswahlrichtlinien können auch 
die Grundlage für gezielte Frauenförderung im Betrieb 
sein. 

Von besonderer Bedeutung ist die Qualifizierung von 
Beschäftigten. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsra- 
tes sollte bei betrieblicher Weiterbildung zu einem Initia- 
tivrecht ausgebaut werden. 

Ein weiteres zentrales Thema der Reform im materiel- 
len Bereich der Betriebsverfassung ist eine Verankerung 
der Beschäftigungssicherung im Aufgabenkatalog der Be- 
triebsräte. Es sollte im Rahmen der erzwingbaren Rege- 
lungen eines Sozialplans ermöglicht werden, alles durch- 
zusetzen, was sozialrechtlich im Arbeitsförderungsrecht 
möglich ist. Das können z.B. Outplacement-Konzepte, 
Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Beschäfti- 
gungsverhältnisses und daran anschließende Beschäfti- 
gungsgesellschaften und betriebsorganisatorische Einhei- 
ten sein. Die Frage der Zukunft der zur Entlassung anste- 
henden Beschäftigten in Sozialpläne mit einzubeziehen, 
wäre eine wirkliche Modernisierung. 

Der Gedanke des betrieblichen Umweltschutzes be- 
darf einer Verankerung in der Betriebsverfassung. Hier 
existiert bei den Beschäftigten im jeweiligen Betrieb oft 
ein erhebliches Wissenspotential, was genutzt werden 
sollte. Fragestellungen in diesem Bereich sollten daher 
nach einer Bündelung dieser Kenntnisse von Betriebsräten 
im Rahmen ihrer Aufgaben wahrgenommen werden 
können. SPW 

ab MärzIApril eine hauptamtliche Be- 
treuung unserer Arbeit ermöglichen 
können. Die Kontaktaufnahme zu re- 
gionalen Linken Zusammenhängen 
hat besonders im Osten bereits er- 
freulich konkrete Formen angenom- 
men und wird in den nächsten Mona- 
ten auf Schleswig-Holstein, Bayern 
und Rheinland-Pfalz ausgedehnt. De- 
nen, die uns bisher einen Vertrauens- 
vorschuss gewährt haben, Mitglied 
geworden sind und Kontakte ge- 
knüpft haben, möchte ich danken. 
Denen, die sich bisher noch abwar- 
tend zurückgehalten haben, möchten 
wir weitere Angebote in den näch- 
sten Monaten machen. Stark werden 
wir nur, wenn es Aktivitäten gibt, die 
den bisherigen Aktionsradius unserer 
Arbeit überschreiten. Jeder und Jede 
darf sich da angesprochen und auf- 
gefordert fühlen. 

Erwartungen noch nicht befrie- 
digend erfüllt 
Nicht zu leugnen ist allerdings auch, 
dass die Erwartungen im Hinblick auf 
eine orientierende inhaltlich-pro- 
grammatische und strategische Neu- 
ausrichtung der Parteilinken noch 
nicht befriedigend erfüllt sind. Die Ar- 
beit an einer inhaltlichen Plattform ist 
im Vorstand von DL 21 weit fortge- 
schritten, aber noch nicht beendet. 
Die Gründe möchte ich in aller Offen- 
heit thematisieren. 

An Aufgaben und Herausforde- 
rungen mangelt es nicht. Sie liegen 
uns zu Füßen. Politisch strittige The- 
men und Grundsatzfragen bieten viel 
Platz zur Diskussion. Was wird aus 
Europa nach dem schwachen Auftritt 
in Nizza? Welche Schlussfolgerungen 
ziehen wir, wenn eine Weltmacht wie 
die USA in Den Haag schlicht aus der 
Klimapolitik aussteigt? Was überlas- 
sen wir den Märkten und was bleibt 
im Hinblick auf die Herstellung von 
Gerechtigkeit Sache der Politik? Was 
kann die Linke tun, um eine wissens- 
bestimmte Arbeitswelt mit den bil- 
dungspolitischen und sozialen Be- 
dürfnissen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Einklang zu 
bringen, und gibt es überhaupt prak- 
tikable politische Gestaltungsmög- 
lichkeit der biotechnologischen Revo- 
lution - irgendwo zwischen Heilsver- 
sprechungen und apokalyptischen 
Untergangsszenarien? Spannend und 
von zentraler Bedeutung ist jede ein- 
zelne dieser Fragen. Spannende öf- 
fentliche oder auch parteiinterne De- 
batten entwickeln sich daraus aber 
noch lange nicht. Unser Anliegen als 
Linke ist es, auf die oben angespro- 

chen grundlegenden Fragen eine 
nachhaltige progressiv ausgerichtete 
Politik zu entwerfen, Handlungsop- 
tionen aufzuzeigen und umzusetzen. 
Das verlangt einen kontinuierlichen 
Diskurs, eine sich selbst reflektierende 
Auseinandersetzungskultur. Und ge- 
nau daran bricht sich immer wieder 
unsere konkrete Arbeit. Die Linke lei- 
det nicht nur an der Regierungsdomi- 
nanz des politischen Alltags, dem 
Mangel an populären und konfliktfä- 
higen Positionen oder schwachen 
Bündnispartnern. Sie leidet ganz fun- 
damental an der Art des ,Politikma- 
chens' - so wie es sich in den letzten 
10 Jahren herauskristallisiert hat. Feil- 
geboten in Live-Time-Arrangements, 
sind die ,Politik-Events' schon wieder 
aus dem öffentlichen Bewusstsein ver- 
schwunden, wenn Foren und Kom- 
mission der Partei sich ihrer anneh- 
men. Sind erst einmal entscheiden- 
den Schlagwörter von den gerade an- 
gesagten Wortführern präsentiert 
und durchgekaut worden, erlahmt 
das Interesse - und das gilt für Partei- 
mitglieder wie ,normale' Bürgerlnnen 
gleichermaßen. Nicht selten steht die 
ganze Partei und mit ihr auch die Lin- 
ke gleichzeitig vor mehreren schwer- 
gewichtigen Grundsatzfragen, die 
hektisch medial verwurstet und bald 
ersetzt werden. Ein neuer Strauß von 
Themen. Der Frühling ist vorbei. Wir 
machen jetzt in sommergelb. Selbst 
einschneidende Ereignisse wie der Ko- 
sovo-Krieg reihen sich in diese Mecha- 
nik ein. Diskussionen - in und außer- 
halb der Partei - folgen einer Wellen- 
logik. Oben schwimmt ein Thema, 
wenn es tatsächliche Krisen (z.B. BSE) 
gibt oder bei bewusst angelegte Kam- 
pagnen ( nicht selten gegen Regie- 
rungsvorhaben z.B. Staatsangehörig- 
keit oder einzelne Personen). Länger 
als ein paar Wochen hält sich nichts. 

Schlussfolgerungen 
Was hat das nun mit dem Forum De- 
mokratische Linke 21 im Jahre 2001 
zu tun? Nun, leider sehr viel. Selbst 
gut vorbereitete Diskussionsangebote 
der Linken drohen an den Rand der 
>live< geschalteten Dauernachrich- 
ten zu geraten. Appellativ vorgetrage- 
ne Politik wird leicht im großen Ge- 
summe überhört - es sei denn, es 
kommt gerade eine Welle .... Ich be- 
haupte, dass diese knapp gefasste Be- 
schreibung eines dicht gewebten po- 
litisch-medialen Komplexes zwar kei- 
ne unbekannte Größe im politischen 
Geschäft ist. Aber ich fürchte, dass die 
Kurzlebigkeit, das ständig auf allen 
,,KanälenJ' präsent sein müssen uns 

mit unseren eigenen Ansprüchen, 
eben keine Phrasendrescher zu sein, 
eben Kritikfähigkeit und Perspektive 
miteinander zu verbinden, in Konflikt 
bringt. Schlussfolgerungen daraus 
sind bisher nicht offen genug ange- 
sprochen worden. In einer Mischung 
aus Selbstbestätigungsbedürfnis auf 
der einen Seite und Selbstüberschät- 
zung der eigenen Möglichkeiten auf 
der anderen Seite wird kaum regi- 
striert, dass der Aufwand politisch 
auch nach Außen wirken zu können 
und durchsetzungsfähig zu sein, sich 
dramatisch erhöht hat. Das gilt es zu 
verstehen und in die eigenen strategi- 
schen und politischen Planungen mit 
einzubeziehen. 

Einige persönliche Anmerkun- 
gen möchte ich anfügen: 
Adressenfragen sind Strategiefragen. 
Wir müssen unsere Kommunikations- 
absichten klären. An wen richtet sich 
unser Politikangebot jeweils. Masse 
der Bevölkerung, Parteitag, Kleine Ge- 
meinde DL 21?! Das ist nicht nur eine 
Frage, die den Vorstand angeht. 

Wir bieten Demokratie, Diskussi- 
on und Position. Wir reiten nicht jede 
,Welle1. Wir verknüpfen politische 
Kommunikation im Internet, im Ver- 
bund mit politischen Partnern und 
mit allen Parteigliedern. Wir kommu- 
nizieren gezielt und sind dabei gleich- 
zeitig offen. 

Der dominierende politisch-media- 
le Komplex verlangt professionelles 
Auftreten und geschicktes Ausnutzen 
der Chancen. Bescheiden formuliert 
geht es zunächst darum, für linke Poli- 
tikansätze das Bewusstsein zu schaffen 
und zu schärfen. Gegebenenfalls (s. 
Rente) können einzelne Streitfragen in 
unserem Sinne durchgesetzt werden. 
Medien und Politik stehen sich immer 
weniger >gegenüber<. Wie Zwillinge 
geben sie wechselseitig Takt, Methode 
und Inhalt von Politik vor. 

Wir setzen Schwerpunkte unsere 
Arbeit für die nächsten 2-4 Jahre fest. 
Nur so lassen sich nachhaltige Diskur- 
se und öffentliche Aufmerksamkeit 
miteinander vereinbaren. Wir lassen 
uns Zeit für die eigene Positionsfin- 
dung, aber wir schließen uns auf - 
sind Forum, geben Impulse und neh- 
men Debatten Dritter auf. In diesem 
Sinne stellen wir eine inhaltliche Platt- 
form des Vorstandes der DL 21 ab Fe- 
bruar im lnternet zur Diskussion, wer- 
den wir 2-3 mal im Jahr als reales 
>Forum< in Berlin präsent sein. 

Wir fangen mit der Diskussion 
dieser Schlussfolgerungen genau jetzt 
an. Forum DL2l 
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Ernüchternde 
Wirklichkeit 
- Bilanz der ersten zwei Jahre rot-rote Koalition in 
Mecklen burg-Vorpommern 

Von Rudolf Borchert* 

I m Herbst 1998 haben in unserem 
Land SPD und PDS die bundesweit 

PDS und eines klugen Krisenmanage- 
ments an den Schnittstellen der Koali- 
tion. 

Gründe für das Ausbleiben eines 
echten Politikwechsels 
Warum ist es bisher nicht zum erhoff- 
ten Politikwechsel gekommen? 

Die neue Landesregierung ist für 
eine wirksame sozial-ökologische Re- 
formpolitik viel zu kurz im Amt. Das 
Arbeitsministerium, das wichtigste 
Ressort in der Hoffnung der vielen Ar- 
beitslosen im Land, hat die Erwartun- 
gen nicht erfüllt. Man fragt sich: Kön- 

I erste gemeinsame rot-rote Koaliti- nen sie nicht - oder wollen sie nicht! 
on gebildet. Dies ist Grund genug für 
eine kritische Halbzeitbilanz aus Sicht 
der SPD-Linken (Forum Demokrati- 
sche Linke 21 1 Warener Kreis) in 
Mecklenburg-Vorpommern. Ernüch- 
ternde Wirklichkeit ist sicherlich die 
kürzeste und treffendste Beschrei- 
bung des Erreichten. Warum? 

Befürchtungen aber auch 
Hoffnungen nicht erfüllt 
Für die Konservativen und die vielen 
Gegner einer SPDIPDS-Zusammenar- 
beit ist es sicherlich enttäuschend, dass 
das Land trotz aller Unkenrufe und 
Prophezeiungen nicht ins Chaos ge- 
stürzt wurde. Die Wirtschaft ist nicht 
zum Erliegen gekommen, die Touri- 
sten besuchen zahlreicher als je zuvor 
unser Land. Das Abendland ist trotz 
des Schreckgespenstes einer PDS-Re- 
gierungsbeteiligung also nicht unter- 
gegangen. Genauso wenig haben sich 
aber auch bisher die Hoffnungen vieler 
Wähler und linker Politiker auf den an- 
gekündigten Politikwechsel erfüllt. Für 
die Menschen in Mecklenburg-vor- 
Pommern ist kaum erkennbar, was die 
SPDIPDS anders macht als die Vorgän- 
gerregierung von CDUISPD. Die Ar- 
beitslosigkeit ist genauso hoch wie vor- 
her, das einzige bildungspolitische Re- 
formprojekt, die Einführung der schul- 
artunabhängigen Orientierungsstufe, 
scheiterte trotz Koalitionsvertragsfest- 
legung kläglich und die kommunale Fi- 
nanzausstattung hat sich nicht verbes- 
sert. Der eigene Anspruch der SPDI 
PDS-Landesregierung: trotz notwendi- 
gen Sparkurses auch noch Politik zu 
gestalten, verkommt zusehends zu ei- 
ner Phrase, und der Eindruck verfestigt 
sich, dass einzig und allein das Diktat 
des Geldes regiert. 

* Rudolf Borchert (SPD) i5t Mitglied des Landtages von Mecklenburg- 
Vorpornrnern und im Vorstand Forum Dernokrat~sche Linke 2 1 
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Bescheide Ansätze eines Politik- 
wechsel 
Heute, zwei Jahre nach dem Beginn 
des Schweriner Modells, muss man 
nüchtern konstatieren, dass nur weni- 
ge bescheidene Ansätze eines Politik- 
wechsels erkennbar sind. Dazu zählen 
wir zum Beispiel: Dass eine Reihe von 
Projekten und Initiativen Politikinhalte 
der Demokratie, der Versöhnung und 
der Gerechtigkeit einen größeren Stel- 
lenwert als zuvor haben. Dass es ge- 
lungen ist, Kürzungen bzw. Abbau 
von sozialpolitischen Leistungen weit- 
gehend verhindert und erstmals das 
Bildungs- wie das Sozialministerium 
beim Haushalt 2OOlvon Kürzungen 
verschont zu haben. Der Einstieg in 
einen öffentlich geförderten Beschäf- 
tigungssektor, insbesondere mit den 
Programmen ,,Jugend- und Schulso- 
zialarbeit", ,,Jugend baut" und vielen 
neuen Arbeitsförderprojekten ist ge- 
macht - die Ergebnisse sind allerdings 
mager. Die Schaffung eines eigen- 
ständigen Umweltministeriums hat 
eine Reihe ökologischer Impulse und 
einen höheren Stellenwert umweltpo- 
litischer Themen gebracht. Positiv ist 
z.B. die schnelle Meldung der FHH- 
Gebiete an die EU und die neue Ab- 
fallwirtschaftspolitik. Es gibt Ansätze 
einer neuen, besseren Ausländer- und 
Migrationspolitik, der Kampf gegen 
Rechts ist eine zentrale Aufgabe der 
Landesregierung geworden. Die Ver- 
abschiedung eines Bildungsfreistel- 
lungsgesetzes wird ein wichtiger Bei- 
trag zur Verbesserung der Möglich- 
keiten zur beruflichen Weiterbildung, 
der politischen Bildung und zur Stär- 
kung des Ehrenamtes sein. 

Positiv ist vor allem das gute Kli- 
ma, die gute Atmosphäre in der SPDI 
PDS-Regierung, die sachbezogen und 
konstruktiv ohne größere Krisen 
agiert. Sicherlich ist dies ein Verdienst 
der Führungsarbeit des Ministerpräsi- 
denten, der Anpassungsfähigkeit der 

- Und - gibt es eine Konzeption? 
Mecklenburg-Vorpornmern hat als 
ärmstes und strukturschwächstes 
Bundesland eine besonders kompli- 
zierte Haushaltslage und nur sehr ge- 
ringe finanzielle Spielräume für Ge- 
staltungspolitik Die RotIGrüne Bun- 
desregierung hat nicht die erhofften 
günstigen Rahmenbedingungen für 
einen Politikwechsel gebracht. Im Ge- 
genteil, bundespolitische Zwänge en- 
gen die Spielräume zusätzlich zum 
Sparkurs weiter ein. Die SPD Mecklen- 
burg-Vorpommern ist kein linker, pro- 
gressiver Landesverband, nur weil sie 
mit der PDS regiert. Sie ist in weiten 
Teilen eher strukturkonservativ und 
vor allem machtpragmatisch orien- 
tiert. 

Am wertvollsten bleibt sicherlich 
die bundespolitische bündnisstrate- 
gische Bedeutung der erstmaligen 
Beteiligung der PDS an einer Landes- 
regierung, die nicht nur für die PDS 
einen ,,Wert an sich" darstellt. Mit  
dem ,,Schweriner Modell" hat sich 
die deutsche Parteienlandschaft ent- 
scheidend verändert. Weitere Beteili- 
gungen an SPDIPDS-Landesregierun- 
gen in Ostdeutschland stehen auf 
der Tagesordnung. Diese Entwick- 
lung eröffnet für die gesellschaftliche 
Linke in Deutschland neue Perspekti- 
ven und Spielräume, die allerdings 
auch konstruktiv genutzt werden 
müssen. 

Trotz aller Kritik am bisher Erreich- 
ten ist eine rot-rote Koalition selbst- 
verständlich viel besser als ein Regie- 
rungsbündnis der Sozialdemokraten 
mit den Christdemokraten, deshalb 
gibt es zur Fortsetzung der SPDIPDS- 
Koalition im Jahr 2002 keine Alterna- 
tive. Die SPD-Linke muss bis dahin ver- 
stärkt Einfluss auf das zukünftige Re- 
gierungsprogramm nehmen, damit 
nach ersten bescheidenen Ansätzen 
in Mecklenburg-Vorpommern eine 
nachhaltige Politikgestaltung Wirk- 
lichkeit werden kann. Forum DLZ? 
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Foto: Christian Kiel (Berlin) 

ie Reform des Betriebsverfassungsgesetzes ist eines D' der großen Reformvorhaben der neuen Bundesre- 
gierung. Es ist unser Ziel, diese Reform noch 

rechtzeitig zu den nächsten Betriebsratswahlen zustande 
zu bringen. 

Wir haben in Deutschland ein sehr ordentliches Be- 
triebsverfassungsgesetz. Ich bin davon überzeugt, dass die 
Betriebsverfassung in Deutschland ein Standortvorteil ist. 
Das vielerorts so diskutierte Co-Management zwischen 
Betriebsrat und Unternehmensleitung hilft Friktionen zu 
beseitigen, Probleme rechtzeitig zu erkennen und die Be- 
schäftigten in die Zukunftsorientierung des Unterneh- 
mens und dessen Zielsetzungen mit einzubinden. Es geht 
jetzt darum, das Gesetz an die veränderte Betriebs- und 
Unternehmenswirklichkeit seit der letzten Reform im Jahr 
1972 anzupassen. 

Themen 
Eines der großen Themen der Betriebsverfassungsreform 
wird sein, dafür zu sorgen, dass die Betriebsräte mit den 
veränderten Unternehmensstrukturen zurechtkommen 
und dass wieder mehr Betriebsräte gebildet werden. Der 
momentane Rückgang der Zahl der Betriebsräte hat 
ganz viel zu tun mit neuen Konzernstrukturen, mit Out- 
sourcing, mit der Schaffung von selbständigen Unter- 
nehmenseinheiten in eigenständigen Rechtsformen, die 
früher alle in den Rahmen eines einheitlichen Unterneh- 
mens eingefügt waren. Wir müssen dafür sorgen, dass 
die Betriebsräte flächendeckend in den Unternehmen 
tätig sein können. Es geht darum, konkrete Regelungen 
zu finden. 

Bei Ausgliederung von Unternehmensteilen soll der 
Betriebsrat zuständig bleiben und ein Übergangsmandat 
haben. Wir werden daher angelehnt an das Umwand- 
lungsgesetz ein Übergangsmandat für Betriebsräte 
schaffen, wenn Unternehmensteile ausgegliedert wer- 
den. Wir werden dafür Sorge tragen müssen, dass ein 
einheitlicher Betrieb mehrerer Unternehmen auch auf 
gesetzlicher Grundlage einen gemeinsamen Betriebsrat 
haben kann. 

Moderne Organisationsformen von Betrieben haben 
oft  etwas damit zu tun, dass Sparten gebildet werden, 
die übergreifend zu den rechtlichen Strukturen eines Un- 
ternehmens tätig sind. Wir wollen daher die Möglichkei- 
ten, die heute bereits in 5 3 BetrVG bestehen, ausweiten. 
Dort ist heute die Möglichkeit gegeben, im Rahmen eines 
Unternehmens eine abweichende Organisation eines Be- 
triebrates oder mehrerer Betriebsräte in einem Unterneh- 
men zu vereinbaren. Die Unternehmensgrenze kann aber 
nicht überschritten werden. Also nur innerhalb einer AG 

Reform des Betriebsver- 
fassungsgesetzes 

von Olaf Scholz 

kann eine abweichende Struktur vereinbart werden, nicht 
in einem Konzern mit vielen GmbH und AG als Töchter. 
Das wollen wir ermöglichen. 

Ebenfalls von Bedeutung erscheint eine Regelung, 
wonach in Unternehmen auch dann ein Betriebsrat gebil- 
det werden kann, wenn an einzelnen Standorten die 
Größenordnung für die Bildung eines Betriebsrats nicht 
erreicht wird. Dann kann für einen großen Filialbetrieb 
mit vielen Dienstleistungsfilialen zum Beispiel ein einheitli- 
cher Betriebsrat gewählt werden. Auch selbständige Be- 
triebsteile sollen bei der Wahl zusammengefasst werden 
können. 

Der Bildungsprozess von Betriebsräten stößt bisher auf 
viele bürokratische Hürden. Wir müssen dafür sorgen, 
dass die lange Zeit zwischen der Idee einer Betriebsratsbil- 
dung und der tatsächlichen Installation eines Betriebsrates 
verkürzt wird. Für kleinere Be- 
triebe sollten vereinfachte 
Wahlverfahren gelten. Auf alle Wir müssen dafür sorgen, dass 

Fälle muss der Kündigungs- Betriebsräte flächendeckend in ( 

die 

Jen 
schutz der Initiatoren von Be- Unternehmen tätig sein können. 
triebsratswahlen verbessert 
werden. Hierher gehört natür- 
lich auch eine Stärkung der Jugend- und Auszubilden- 
denvertretung. Jugendliche sollten schon früh an die Auf- 
gaben im Betriebsrat herangeführt werden. Nur so kann 
der Generationenwechsel in der betrieblichen Interessen- 
vertretung ohne Reibungsverluste sichergestellt werden. 

Mehr Zusammenarbeit der Betriebsräte muss möglich 
werden und zu deren Aufgaben gehören. Sie müssen sich 
zu Arbeitsgemeinschaften zusammenschließen können. Es 
soll auch auf dem Werksgelände z.B. einer ,,atmenden" 
Fabrik ein gemeinsamer ,,Betriebsrat", eine Betriebsräte- 
gemeinschaft, gebildet werden können. Ähnliches kann 
ich mir für ein Einkaufszentrum vorstellen. Die Beschäfti- 
gungszeiten in diesem Einkaufszentrum oder die Arbeits- 
bedingungen werden doch sehr einheitlich festgelegt. 

Alles, was ich bisher gesagt habe, dient dazu, weiße 
Flecken zu reduzieren und dafür zu sorgen, dass in einer 
Welt wachsender Globalisierung und beschleunigter wirt- 
schaftlicher Restrukturierungsprozesse nicht die Existenz 

Olaf Scholz, MdB, Rechtsanwalt, SPD-Landesvorsitzender in Harnburg 
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beiten der Fachpolitiker in den gemeinsamen Antrag 
der beiden Regierungsfraktionen zur Erstattung eines 
regelmäßigen Armuts- und Reichtumsbericht durch die 
Bundesregierung. Im Oktober 1999 haben die Regie- 
rungsfraktionen und die Wohlfahrtsverbände gemein- 
sam mit der Bundesregierung ein Konzept für einen er- 
sten Armuts- und Reichtumsbericht erarbeitet. Seine 
Struktur sieht vor, dass 

an Problemlösungen orientiert mit der Analyse gear- 
beitet werden, 

Lebenslagen analysiert und qualifiziertes ~ahlenmateri- 
al enthalten sind, 

Armutsgrenzen an internationalen Standards orien- 
tiert sind und 

er zur Versachlichung der Diskussion beiträgt. 
Dabei müssen drei wesentliche Anforderungen erfüllt 

werden. Zum einen soll er materielle Armut und Unterver- 
sorgung sowie Strukturen der Reichtumsverteilung unter- 
suchen. Zum anderen sollen dem Bericht Hinweise für die 
Entwicklung politischer lnstrumente zur Vermeidung und 
Beseitigung von Armut entnommen werden können. 
Drittens soll die kontinuierliche Berichterstattung die Wir- 
kungsweise und Wirksamkeit dieser lnstrumente darstel- 
len. Neben Zahlen zur Einkommens-, Vermögens- und 
Verschuldungssituation werden verschiedene Lebenslagen 
mit Armutsrisiko untersucht - kollektiv wie individuell. 
Dazu gehören auch die Versorgung mit Bildung, Arbeit, 
Wohnraum sowie das Leben mit GesundheitIKrankheit, 
Behinderung, Pflegebedürftigkeit, Zuwanderung und Kri- 
minalität. 

Die Erstellung des Berichts durch die Bundesregierung 
wird ständig begleitet von einem wissenschaftlichen Gut- 
achtergremium und von einem Beraterkreis, in dem ver- 
schiedene gesellschaftliche Gruppen vertreten sind. Ar- 
mut und Reichtum, beides Pole unserer gesellschaftlichen 

Entwicklung, werden dabei 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen und - ihre 
und Auswirkungen. Dabei 

damit die weitere Bekämpfung der folgt der Bericht in der Defini- 

Massenarbeitslosigkeit ist unabding- tion Armut dem 
genkonzept, bei der Definition 

bar zur Bekämpfung der in der Ver- ~ i ~ k ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  der 

gangenheit stetig gestiegenen EU. Der erste Bericht wird ZU- 

nächst die Datenlage zu bei- 
Verelendung. den Phänomenen deutlich ver- 

bessern, während der nächste 
Bericht - das ist bereits heute erkennbar - die oben ge- 
nannten Ansprüche noch besser umsetzen wird. Noch ist 
die Datenlage zum Bereich Reichtum nicht zufriedenstel- 
lend. Doch angesichts der zur Verfügung stehenden Zeit 
und Datengrundlagen können einige Defizite erst im 
nächsten, im zweiten Bericht und in den Folgejahren be- 
seitigt werden. 

Bisherige Armutsbekämpfung seit dem Regie- 
rungswechsel 
Nach dem Regierungswechsel ging die neue rot-grüne 

der in der Vergangenheit stetig gestiegenen Verelen- 
dung. Neben der Arbeitsmarktpolitik sind besonders 
Wirtschafts-, Bildungs- Finanz- und Sozialpolitik Felder 
der politischen Auseinandersetzung. Die bisherigen Re- 
formen sollen vor allem die Familien entlasten und das 
Armutsrisiko senken. Als Beispiele dienen folgende Re- 
formen: 

Die Steuerentlastungsgesetze von 1999 und 2000 
brachten für eine durchschnittlich verdienende Familie mit 
zwei Kindern zuerst eine Entlastung um jährlich rund 600 
Euro und im zweiten Jahr um etwa 1 100 Euro. 

Das ,,Gesetz zur Familienförderung" von 1999 erhöh- 
te den Kinderfreibetrag auf rund 3533 Euro und schuf ei- 
nen Kinderbetreuungsfreibetrag von 1545 Euro. Das Kin- 
dergeld für das erste und zweite Kind wurden zugleich 
auf 135 Euro erhöht. 

Die Änderung des Erziehungsgeldgesetzes räumt die 
Möglichkeit ein, in Teilzeit zu arbeiten, um so die materiel- 
le Existenz abzusichern. Mehr junge Familien erhalten Lei- 
stungen, nachdem die von der Familiengröße abhängigen 
Einkommensgrenzen um 10 bis 24 Prozent angehoben 
worden sind. 

Das Programm ,Entwicklung und Chancen' zielt auf 
benachteiligte Kinder und Jugendliche in sozialen Brenn- 
punkten ab. Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe sol- 
len dort unterstützt werden, um die Entwicklung der 
Heranwachsenden besser unterstützen zu können zu 
können. 

Der Arbeitsmarktpolitik standen 1999 etwa 22,25 
Milliarden Euro zur Verfügung, 2000 rund 23 Milliarden 
Euro. 1999 sank die Zahl der Arbeitslosen auf 4,099 Mil- 
lionen, 2000 auf 3,645 Millionen. 

In-das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendar- 
beitslosigkeit traten 1999 197 Tausend Jugendliche ein, 
die Ausgaben betrugen rund 950 Millionen Euro. Ende 
Juli 2000 nahmen etwa 70,6 Tausend Jugendliche an 
dem Programm teil. Rund 24.4 Tausend konnten mit 
Lohnkostenzuschüssen in den ersten Arbeitsmarkt inte- 
griert werden. 

Auch der wiederhergestellte Kündigungsschutz, die 
volle Entgeldfortzahlung im Krankheitsfall und die Neure- 
gelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse sol- 
len zur Bekämpfung der Armut beitragen. 

Erst in einigen Jahren wird es mit  Hilfe des Armuts- 
und Reichtumsberichts der Bundesregierung möglich 
sein festzustellen, inwieweit lnstrumente der Arbeits- 
markt- und Sozialpolitik sowie anderer Politikbereiche 
zur Bekämpfung der Armut in unserer Republik beige- 
tragen haben. Ohne einen solchen Bericht würden wir 
aber keinen Überblick über das tatsächliche Ausmaß, 
noch über den Erfolg von Maßnahmen zur Bekämpfung 
erhalten. SP W 

Literatur: 
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m 4. Dezember 2000 traf sich A der Vorstand des Vereins „So- 
ziale Republik Europa", in 

dem sich die linken Sozialdemokratln- 
nen und Sozialistlnnen EUROPAS ver- 
sammeln, im Vorfeld des Gipfels der 
Staats- und Regierungschefs bewußt 
in Nizza. Es ging darum, eine Stel- 
lungnahme zum weiteren Prozeß der 
Vertiefung und Erweiterung der EU 
zu verfassen und auf ihrer Grundlage 
diejenigen zu unterstützen, die wäh- 
rend des Gipfels für mehr Demokra- 
tie, für soziale Grundrechte in Europa. 
für ein politisches Europa und gegen 
die neoliberale Ausrichtung des Eini- 
gungsprozesses friedlich demonstrier- 
ten. 

Auf der Grundlage der intensiven 
Diskussionen vor und auf der Sitzung 
in Nizza schrieb Detlev V. Larcher* fol- 
gende Stellungnahme, die eine von 
ihm überarbeitete Version der Presse- 
erklärung des Vereins ,,Soziale Repu- 
blik Europa" ist. 

Geschacher statt Visionen: So 
kommt Europa nicht voran 
Die Staats- und Regierungschefs ha- 
ben in Nizza dem europäischen Geist 
einen Bärendienst erwiesen. Offenbar 
müssen andere gesellschaftlichen 
Kräfte die Vision eines Europa der Bür- 
ger verbreiten. 

Wer das Feilschen in Nizza über 
die Medien beobachtete, konnte den 
Eindruck gewinnen, es säßen orien- 
talische Teppichhändler zusammen, 
nicht aber die Staats- und Regie- 
rungschefs Europas. Wie Präsident 
Chirac angesichts der kümmerlichen 
Ergebnisse von einem historischen 
Gipfel sprechen mag, bleibt vollends 
unerfindlich. Die Beteiligten betrei- 
ben eine rückwärtsgewandte Politik, 
die vermeintliche nationale Interes- 
sen über das eigentlich überragende 
Interesse aller Menschen in Europa 
an weiteren Integrationsschritten 
stellt. 

Wenn dieVerhandlungen in Euro- 
pa so weiter gehen, bleiben die Län- 
der Europas Konkurrenten, die erbit- 
tert miteinander um eigene Vorteile 
kämpfen. Ein politisch geeintes, soli- 
darisches Europa der Bürger bleibt in 
weite Ferne gerückt 

Nizza ist bestenfalls ein winziges 
Schrittchen für Europa 
In den Wochen vor dem Gipfel in Niz- 
za war die öffentliche Diskussion be- 
herrscht von der Frage, ob den euro- 
päischen Staats- und Regierungschefs 
über die künftige Größe der Kommis- 
sion, über die Stimmgewichtung im 

Rat und über das Mehr-heitsprinzip 
eine Einigung gelingen würde. Ein 
Scheitern des Gipfels in diesen Fragen 
würde die Einigung Europas verhäng- 
nisvoll zurückwerfen, so war die allge- 
meine Meinung. Die europäische Per- 
spektive würde sich für die beitritts- 
willigen Länder verdüstern. 

Aber selbst wenn all die Probleme 
in Nizza sachgerecht gelöst worden 
wären; die wichtigsten Themen in Eu- 
ropa standen gar nicht auf der Tages- 
ordnung des Gipfels. Schon von da- 
her konnten die Ergebnisse von Nizza 
weder den Erwartungen der Bürge- 
rinnen und Bürger noch den ErForder- 
nissen der Osterweiterung gerecht 
werden. Durch die Beschränkung der 
Tagesordnung auf die Restanten von 
Amsterdam haben die Regierungs- 
chefs die Arbeit der Regierungskonfe- 
renz auf rein funktionalistische Punkte 
fokussiert. 

Aber nicht einmal den selbst ge- 
setzten anspruchslosen Zielen in Niz- 
za sind die Staats- und Regierungs- 
chefs gerecht geworden: Europa 
bleibt auch nach dem Nizza-Vertrag 
unter der Knute des Vetoprinzips. Da 
wo Mehrheitsentscheidungen mög- 
lich sind, gibt es Blockademöglichkei- 
ten im Ministerrat, und das EU-Parla- 
ment wird unterlaufen. 

Das EU-Parlament sollte diesen 
Vertrag nicht ratifizieren und die na- 
tionalen Parlamente erst recht nicht. 
Damit würde man die Staats- und 
Regierungschefs zu neuen Verhand- 
lungen und zu besseren Ergebnissen 
für Europa zwingen. Allerdings soll- 
ten die Parlamente die Regierungen 
auch auffordern, die Nachbesserun- 
gen bis spätestens 2004 vorzuneh- 
men, damit nicht durch die Blockade 
der Parlamente der erste Beitritt eines 
Staates verzögert wird. Denn zu be- 
denken ist, daß die Beitritts-kandida- 
ten den Nizza-Kompromiß begrüßt 

Geschacher in Nizza 
von Detlev von Larcher 

haben - allerdings nicht, weil sie 
vom Vertragstext begeistert sind, 
sondern weil die 15 ihnen versichert 
haben, damit sei der Weg für die 
Neuen in die EU frei. Die Parlamente 
müssen mit ihrer Verweigerung zu- 
gleich deutlich machen, daß sie den 
Weg nicht wieder versperren wollen 
und auch keine Verzögerung zulas- 
sen. Und schließlich wäre es für die 
Neuen besser, einem Europa auf der 
Basis des alten Amsterdamer Vertra- 
ges beizutreten als einer Union nach 
dem Nizza-Vertrag. 

Alles kommt auf den Nach- 
Nizza-Prozeß an 
Wegen der völlig unzureichenden Er- 
gebnisse des Gipfels von Nizza 
kommt dem Prozeß nach Nizza die 
entscheidende Bedeutung zu. Wenn 
der Vertrag von Nizza nicht ratifiziert 
wird, muß er neu ausgehandelt wer- 
den. Wenn er ratifiziert wird, müssen 
die entscheidenden Schritte dennoch 
gemacht werden. 

Unfähig, das politische und sozia- 
le Europa zu vertiefen während die 
Europäische Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion in Kraft gesetzt wurde, 
haben die Unterzeichner der Verträge 
von Maastricht und später Amster- 
dam die notwendigen Entscheidun- 
gen immer weiter aufgeschoben. 

Seit langem ist zu beobachten, 
daß die neoliberale Logik, die die eu- 
ropäische Einigung seit mehr als 15 
Jahren dominiert, zwangsläufig zur 
Auflösung des europäischen Projekts 
führt, zur Schwächung und Margina- 
lisierung der politischen Macht. 

Aber die Union darf nicht nur ein 
großer Markt sein, ein Raum, wo die 
Menschen und die Länder in Konkur- 
renz zueinander gesetzt werden, 
während sie eigentlich solidarisch, 
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und einig sein sollten, sich und ihre 
kulturellen Eigenarten gegenseitig er- 
gänzend. Ohne Verdeutlichung unse- 
res politischen Projekts, ohne Verteidi- 
gung unseres gesellschaftlichen und 
kulturellen Modells, ohne Stärkung 
der politischen Macht wird sich der 
allmächtige Markt durchsetzen und 
eine Reihe der republika-nischen Wer- 
te vernichten. Jeder weiß, dass die 
Gefahr nationalistischer, regiona-listi- 
scher und fremdenfeindlicher Ant- 
worten dann wachsen kann. Die Ver- 
führbarkeit der Menschen in dieser 
Richtung kehrt schnell zurück, wenn 
die Völker befürchten, auf einen 
Schlag ihre Identität und ihre Selbst- 
bestimmung zu verlieren und sich 
ohnmächtig fühlen, eine gemeinsa- 
me, fortschrittliche Zukunft zu schaf- 
fen. 

Der bisher eingeschlagene Weg 
der EU-Staaten enthält einen ent- 
scheidenden Fehler: er beinhaltet kei- 
nerlei föderale Vision und geht darum 
meilenweit an den Erwartungen der 
Menschen vorbei. Einmal mehr schei- 
tert die Strategie der so genannten 
kleinen Schritte. Die politischen und 
sozialen Schritte sind klein, die Schrit- 
te zur freien Konkurrenz und zur De- 
regulierung groß. Die weitere Ent- 
wicklung dieser liberalistischen Logik 
muss gestoppt werden. Mehrheits- 
entscheidungen im Bereich der inter- 
nationalen Vereinbarungen wie zum 
Beispiel über die Liberalisierung des 
Welthandels mit Dienstleistungen 
sind abzulehnen, wenn nicht zugleich 
sozialer Fortschritt und entscheiden- 
de Machtposition des Europäischen 
Parlamentes erreicht werden. Sonst 
besteht die Gefahr der Wiederbele- 
bung des MAI mit seinen negativen 
Auswirkungen. 

Europa muss mehr sein als eine 
Wirtschafts- und Währungsunion. 
Wir wollen ein politisches und sozia- 
les Europa, wir wollen langfristig die 
soziale Republik Europa. Die Men- 
schen Europas erwarten die Stärkung 

des europäischen gesellschaftlichen 
und kulturellen Modells, eine solidari- 
sche Gesellschaft, in der sich die euro- 
päischen Kulturen fruchtbar ergän- 
zen. Das heißt: die politische und so- 
ziale Union muss in Europa voran 
kommen, denn Europa soll das Euro- 
pa der Menschen und Völker und 
nicht nur das Europa der Wirtschaft 
sein. 

Wir linken Sozialdemokraten und 
Sozialisten Europas befürworten die 
Osterweite-rung Europas. Aber es 
wäre schlimm, wenn sie im gegen- 
wärtigen politischen und institutio- 
nellen Rahmen Europas mit den we- 
nigen Korrekturen im Bereich der Re- 
stanten von Amsterdam, den soge- 
nannten ,,left overs" geschehen wür- 
de. Dadurch würde die Gefahr her- 
aufbeschworen, dass Europa auf eine 
Freihandelszone reduziert wird. 

Die Vertiefung und die Erweite- 
rung Europas müssen zusammen ge- 
hen. Die Grundrechtscharta darf 
nicht eine einfache Erklärung blei- 
ben, sondern muss um soziale 
Grundrechte ergänzt Bestandteil ei- 
ner noch auszuarbeitenden europäi- 
schen Verfassung werden, die die 
Mitwirkung der Bevölkerung Euro- 
pas an den wichtigen Entscheidun- 
gen konstituiert. 

Die europäischen Verträge müs- 
sen um einen Sozialvertrag ergänzt 
werden, der Sozial- und Umweltstan- 
dards festlegt, die schrittweise nach 
oben harmonisiert werden. Dazu zäh- 
len u.a. Mindestlohn, Arbeitszeit und 
Arbeitsbedingungen, aber auch Ver- 
braucherschutz und Mitbestimmung 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer mit ihren Organisationen 
(Gewerkschaften und Betriebsräte) 
sowie Regeln für die öffentlichen 
Dienste, die die hemmungslose Dere- 
gulierung stoppen. Der Weg dahin 
kann eingeschlagen werden, indem 
das Prinzip der Konvergenz wie bei 
der monetären lntegration aufgegrif- 
fen wird. 

Die nächsten notwendigen 
Schritte: 
Europa muss neuen Schwung erhal- 
ten, mit einer Verfassung, mit politi- 
scher, sozialer und ökologischer Inte- 
gration und mit der energischen Ver- 
stärkung der Rechte des europäischen 
Parlaments sowie einer Stärkung der 
Kommission. 

Europa braucht eine Wirtschafts- 
regierung, korrespondierend zur Eu- 
ropäischen Zentralbank um im Zu- 
sammenspiel für die Stabilität der 
Währung, für hohe Be-schäftigung . - 

und gleichmäßiges, sozial und ökolo- 
gisch verträgliches Wachstum zu sor- 
gen. 

Die Verstärkung der gesetzgeberi- 
schen Kompetenzen des europäi- 
schen Parlaments ist vordringliche 
Aufgabe. Es entscheidet gegenwärtig 
in sehr begrenzten Bereichen, nur im 
Rahmen der Mitentscheidung. Es 
muß zukünftig mit direkter, eigener 
Gesetzgebungskompetenz ausgestat- 
tet sein und die Möglichkeit zu parla- 
men-tarischen Initiativen haben. 

Nötig ist eine Europäische Richtli- 
nie über die wirtschaftlichen Dienste 
von allgemeinem Interesse um die 
Deregulierung zu stoppen. Solange 
diese Richtlinie aussteht,. muss ein 
Moratorium die weitere Deregulie- 
rung öffentlicher Dienste (Post, Eisen- 
bahnen, Fluglotsenwesen, Elektrizi- 
tätsversorgung) verhindern. 

Um die politische, soziale und 
ökologische lntegration Europas vor- 
an zu bringen, sollten die Länder, die 
das wollen, als Avantgarde voran- 
schreiten. Diese Kerngruppe muss al- 
lerdings stets für jedes Land, das mit- 
machen will, offen sein. Der Verein 
,,Soziale Republik Europa", die Ver- 
sammlung der linken Sozialdemokra- 
ten und Sozialisten Europas steht auf 
der Seite derer, die in Nizza gegen ein 
neoliberales Europa und für eine Ver- 
stärkung der politischen Einheit Euro- 
pas friedlich demon-striert haben. 

Wir haben die Vision eines Gesell- 
schaftsmodells auf hohem Niveau, 
das hohe demokratische Ansprüche 
erfüllt und das aus unserem Konti- 
nent einen mächtigen Akteur in ei- 
nem weltweiten Gleichgewicht 
macht, der ein neues Entwicklungs- 
modell für unseren Planeten verwirkli- 
chen hilft. 

Die Soziale Republik Europa ruft 
deshalb alle fortschrittlichen Kräfte in 
Europa, besonders die sozialistischen 
und sozialdemokratischen Parteien 
auf, sich für eine europäische Verfas- 
sung und einen Sozialvertrag einzu- 
setzen. Forum DL2l 

I m März 2001 wird die Bundesregierung aller Voraus 
sicht nach den ersten Armuts- und Reichtumsbericht 
vorlegen und damit in die parlamentarische Beratung 

einbringen. Der Armuts- und Reichtumsbericht gilt in der 
fachpolitischen Diskussion als zentrale Grundlage zur Be- 
kämpfung der Armut in unserer Republik. Nach fast 
zwanzigjähriger Diskussion über eine Berichterstattung 
mit dem Schwerpunkt Armut/Reichtum haben Sozialde- 
mokraten und Bündnisgrüne mit dem Regierungswechsel 
den Weg für dieses politische Projekt bereitet. Dies hätte 
keiner erwartet: weder die Pessimisten, die geglaubt ha- 
ben, der Bericht käme gar nicht zustande - noch die Op- 
timisten, die der Meinung waren, es werde nur einen Ar- 
mutsbericht geben. 

Aktueller Befund 
Die Ergebnisse des neuen Armutsberichts der Hans-Böck- 
ler-Stiftung, des Deutschen Gewerkschaftsbundes und 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes sind weiterhin 
alarmierend. Obwohl inzwischen das Ausmaß der Ein- 
kommensarmut leicht rückläufig ist, lebten 1998 9,l Pro- 
zent der Bevölkerung in Einkommensarmut und 34.5 
Prozent mussten mit einem Niedrigeinkommen von weni- 
ger als 3/4 des Durchschnitts auskommen. Nach der EU ist 
einkommensarm das Iiaushaltsmitglied, in dessen Haus- 
halt das Einkommen nicht mehr als 50 Prozent des Äqui- 
valenzeinkommens beträgt. Für die neuen Bundesländern 
beträgt der Wert etwa 874 Euro, für die alten etwa 
1038. (vgl. Hanesch, WalterIKrause, PeterIBäcker, Gerhard 
u.a.: Armut und Ungleichheit in Deutschland, Hamburg 
2000.) 

Konservativ-liberale Blockade 
Es war ein langer Weg seit Ende der 80er JahreIAnfang 
der 90er Jahre zum ersten Mal die Vorstellung von einem 
Armutsbericht entstanden ist. Eingang in die sozialdemo- 
kratische Bundestagsfraktion fand dieser Gedanke durch 
die ersten Fachtagungen ihrer Arbeitsgruppe Armut 
1992 und 1993. Die alte, konservativ-liberale Bundesre- 
gierung zeigte sich gegenüber dem Ansinnen verstockt, 
Armut in Deutschland zu definieren und zu analysieren. 

Erster Armuts- und Reich- 
tumsbericht der 

Bundesregierung im 
Frühjahr 2001 

von Konrad Gilges, Md6 

Diese Haltung wird durch den Glauben begründet, das 
Bundessozialhilfegesetz mit seinen Leistungen verhindere 
das Entstehen breiter Armut. Die Folge dieser ideologi- 
schen Verbohrtheit war, dass die frühere Bundesregie- 
rung selbst Armutsprogramme der Europäischen Union 
abwertete oder deren Umsetzung in unserer Republik gar 
stoppte. Noch in dieser Legislaturperiode haben Christde- 
mokraten und Christsoziale die Erstellung eines Armuts- 
und Reichtumsberichts abgelehnt 

Der Initiative der SPD-Bundestagsfraktion, vor allem 
ihrer Arbeitsgruppe Armut, ist es zu verdanken, dass das 
Thema ,Armut in Deutschland' in den vergangenen zehn 
Jahren in der politischen Diskussion gehalten werden 
konnte. Dazu veranstaltete die 

AG Armut jährlich eine Fach- Die alte Bundesregierung zeigte sich 
taauna. um Ausmaß und Lö- 

< <. 

sungsmöglichkeiten der Ar. gegenüber dem Ansinnen verstockt, 

mutsfrage Der Armut in Deutschland zu definieren 
Deutsche Gewerkschaftsbund 
und die Wohlfahrtsverbände und ZU 

unterstützten durch regelmä- 
ßige, kleiner angelegte Armutsberichte dieses Engage- 
ment. Gleichzeitig erkannten Länder und Kommunen zu- 
nehmend die Notwendigkeit, Definition und Analyse von 
Armut ihren sozialpolitischen Maßnahmen vorangehen zu 
lassen. Höhepunkt der Aktivitäten, Armut in unserer Re- 
publik nicht von der politischen Tagesordnung verschwin- 
den zu lassen, war das ,Gemeinsame Wort zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage in Deutschland' der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland und der römisch-katholi- 
schen Bischofskonferenz von 1995. Darin wurde eine Ar- 
mutsberichterstattung eingefordert und damit ein ,Kon- 
sultationsprozess' begründet, der die Themen ,Armut in 
Deutschland' und ,Armutsberichterstattung' im gesell- 
schaftlichen Diskurs gehalten hat. 

Nach dem Machtwechsel 1998 
Die Sozialdemokratische Partei hat bereits in ihrem Pro- 
gramm zur Bundestagswahl 1998 einen Armuts- und 
Reichtumsbericht versprochen. SPD- und B90IGrüne- 
Fraktion haben dieses Versprechen in ihrem Koalitions- 
vertrag wiederholt. Im Frühjahr 1999 mündeten die Ar- 
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und höchsten Leistungen erhalten diejenigen, deren Eltern 
bereits mehr haben. Mit einem aktivierenden, Chancen- 
gleichheit fördernden Sozialstaat hat das wenig zu tun, viel 
aber mit konservativer Gesellschaftspolitik (Knapp 2000, 
45 ff.; Butterwegge 2000, 58). Ein Teil der Verantwortung 
liegt beim Bundesverfassungsgericht, das mit dem Konzept 
des steuerlichen Familienleistungsausgleichs ein politisches 
Vakuum mit konservativen Inhalten gefüllt hat. Der nötige 
nächste Schritt aber wäre eine klare Gegenposition, die 
Chancengerechtigkeit in den Mittelpunkt der Familienpoli- 
tik stellen würde. 

Mittel- und Gutverdienenden zeitweisen (und auch nur 
teilweise) Erziehungszeiten ohne erhebliche Einkommens- 
verluste zu ermöglichen. Die zaghaften Ansätze der Erzie- 

Rentendiskussion endet mit Erfolg für 
die SPD-Linke hungszeitreform müssen so ausgebaut werden. Die Si- 

cherung des Lebensunterhalts der Kinder und Jugendli- 
chen darf nicht länger im großen Ausmaß der Sozialhilfe 
überlassen bleiben, sondern muss in einem vorgelagerten 
System allgemein und möglichst weitgehend übernom- von Andrea Nahles* 
men werden. Es wird zunehmend und zu Recht als frag- 
würdig empfunden, dass die Verantwortung der Familien 
für die Alten nun nahezu voll vergesellschaftet ist, wäh- D ie Zusammenarbeit mit den 

Gewerkschaften hat zu einem 
Erfolg für die SPD-Linke bei 

der Auseinandersetzung um die Ren- 
tenreform geführt. Das war so im 
Sommer 2000 nicht abzusehen. 

Kooperation mit den Gewerk- 
schaften strategisch und 
inhaltlich zwingend geboten 
Das machte die Parteilinke in diesem 
Fall besser. Bei den Verhandlungen 
um Verbesserungen an dem Gesetz- 
entwurf war es inhaltlich wie strate- 
gisch zwingend geboten, die Koope- 
ration mit den Gewerkschaften zu su- 
chen. Aus strategischen Gründen 
brauchte die SPD-Linke die Gewerk- 
schaften und den damit verbundenen 
gesellschaftlichen Rückhalt als Druck- 
mittel. Umgekehrt hätten die Ge- 
werkschaften ohne die Blockademög- 
lichkeiten der Linken in der SPD-Frak- 
tion nicht so einen großen Einfluss 
ausüben können. 

Neben diesen strategischen Über- 
legungen sprach eine sehr hohe in- 
haltliche Übereinstimmung für eine 
Kooperation. Bei der Suche nach einer 
einheitlichen Verhandlungslinie gab 
es jedoch auch unterschiedliche Auf- 
fassungen. Dies betraf vor allem die 
Fragen, die mit der kapitalgedeckten 
Altersvorsorge in Zusammenhang 
standen. Die Position der Gewerk- 
schaften wird durch folgendes State- 
ment der stellvertretenden DGB-Vor- 
sitzenden deutlich: ,, Die Gewerk- 
schaften akzeptieren den zusätzlichen 
Aufbau einer kapitalgedeckten Alters- 
vorsorge als Anpassung an die demo- 
graphischen Veränderungen. Aller- 
dings müssen daran die Arbeitgeber 
beteiligt werden. Deshalb wäre die 
gerechteste Lösung eine obligatori- 
sche betriebliche Altersvorsorge." 
Hinter dieser Argumentation steht die 
berechtigte Hoffnung, dass der Vor- 
rang der Betriebsrente vor anderen 
Formen der privaten Vorsorge zu ei- 
ner indirekten Beibehaltung der pari- 
tätischen Finanzierung der Alterssi- 
cherung führt. In den Tarifverhand- 
lungen müssten die Gewerkschaften 
den Arbeitgebern eine mindestens 
hälftige Finanzierung der Betriebsren- 
te abringen - bei bestehenden Verein- 
barungen geht die Finanzierung oft 
noch deutlicher zu Lasten der Arbeit- 
geber. 

In weiten Teilen der SPD-Linken 
stand man der Einführung der kapi- 
talgedeckten Altersvorsorge jedoch 

ablehnend gegenüber. Unter dem 
Gesichtspunkt, dass die grundsätzli- 
che Frage des Einstiegs nicht mit der 
Bundesregierung verhandelbar war, 
denn der war im Koalitionsvertrag 
festgelegt, wurde der Vorschlag der 
Gewerkschaften als intelligenter und 
vernünftiger Kompromiss unterstützt, 
um zumindest eine paritätische Fi- 
nanzierung der privaten Altersvorsor- 
ge zu sichern. 

rend die Aufwendungen für Kinder Privatsache bleiben. 
2. Notwendigkeit einer Reform 
Der weitere Ausbau der Familienleistungen liegt in der Lo- IV. Schluss 
gik der Sozialstaatsentwicklung. Dort, wo tradierte Struktu- Die deutsche Linke muss ihren Begriff von Generationen- 
ren mit dem Bedarf an gesellschaftlicher Einbettung des 
Kapitalismus in Widerspruch gerieten, mussten sozialstaat- 
lich reguliert werden (Ganßmann 2000, 49 ff.). Sinkende 

gerechtigkeit noch entwickeln. Dabei muss sie eine gesell- 
schaftlich wirksame Familienpolitik aus ihren sozial-, frauen- 
und jugendpolitisch begründeten Teilen zusammenzuset- Globalsteuerung der Rentenre- 

form war ungenügend 
Erst mit der Verabschiedung der Uni- 
on aus den Rentenkonsensgesprä- 
chen im Spätsommer fiel der Parteilin- 
ken wieder Gestaltungsmacht zu, die 
wir auch genutzt haben. Schröderl 
StrucVMüntefering hatten versucht, 
die Reform im Schweinsgalopp 
durchzupauken. Auch eindeutige Be- 
schlüsse zentraler Bezirke und Lan- 
desverbände wie WW und Bayern 
konnten an dieser Haltung nichts än- 
dern. Der Höhepunkt der Auseinan- 
dersetzung wurde mit Schröders Ba- 
sta!-Ausspruch und dem anschlie- 
ßenden Rücktritt des Ö ~ o r s i t z e n -  
den erreicht. Spät wurden der Partei- 
und Fraktionsspitze klar, dass sie die 
Reform ohne gesellschaftlichen Rück- 
halt nicht durchsetzen würden. Frak- 
tionslinke und Gewerkschaften er- 
kannten dies als Chance. Es folgten 
monatelange Ringkämpfe um die 
Höhe des Rentenniveaus und eine ge- 
rechte Finanzierung der Privatvorsor- 
ge. Walter Riester kämpfte um jeden 
Millimeter seiner ursprünglichen Kon- 
zeption. So viel Beharrlichkeit kann ei- 
nem fast schon Bewunderung abrin- 
gen. Aber sie hat nicht zuletzt den Ar- 
beitsminister selbst beschädigt. Die 
Globalsteuerung der Rentenreform 
war ungenügend. Und das bezieht 
sich keinesfalls auf das Bundesarbeits- 
ministerium alleine. Weder der Bun- 
deskanzler noch der Generalsekretär 
schätzten die Brisanz und politische 
Dynamik - trotz vielfältiger Hinweise 
- richtig ein. Wie so oft  fehlte eine 
sachgerechte und frühzeitige Abwä- 
gung von Argumenten. Wie so oft 
kämpfte jeder (Minister) für sich, bis 
das Kind in den Brunnen gefallen war. 
Wie so oft fehlte eine inhaltliche Ver- 
knüpfung langfristiger sozialdemo- 
kratischer Zielbestimmung mit einer 
Strategie für ihre Verankerung in Ge- 
sellschaft und Partei. 

Geburtenraten, steigende Kinderarmut und Vernachlässi- Zen. Solange Generationengerechtigkeit in der Öffentlich- 
gung von Kindern und Jugendlichen indizieren, dass die 
Reproduktion der Gesellschaft unter den heutigen Bedin- 

keit mit kapitalgedeckten Lebensversicherungen assoziiert 
wird, bleibt diese Aufgabe bestehen. Sie liegt nicht am 

gungen gefährdet ist. Noch problematischer als die demo- Rande, sondern mitten in den Auseinandersetzungen um 
grafische Entwicklung erscheint für eine Gesellschaft, die 
auf Innovationskräfte dringend angewiesen ist, wenn im- 
mer mehr Jugendlichen aus einer Jugend in Sozialhilfe in 

die soziale Regulation einer neuen kapitalistischen Entwick- 
lungsstufe. SPW 

Verhandlungsgrundlagen 
Als Grundlage für die Verhandlungen 
innerhalb der Fraktion und mit der 
Bundesregierung formulierten Ge- 
werkschaften und Fraktionslinken ge- 
meinsam folgende Eckpunkte: 
1. Das Rentenniveau darf nicht so 
stark abgesenkt werden wie von der 
Bundesregierung vorgesehen. Es muß 
dabei bleiben, dass das Versorgungs- 
niveau auch in Zukunft den Lebens- 
standard annähernd absichert und 
paritätisch finanziert wird. 
2. Die staatliche Förderung der zu- 
sätzlichen Altersvorsorge muss Priori- 
tät auf den Ausbau der betrieblichen 
Altersversorgung legen unter beson- 
derer Berücksichtigung bestehender 
und beabsichtigter tariflicher Rege- 
lungen. 
3. Es ist so schnell wie möglich ein 
Konzept vorzulegen, wie weitere 
Gruppen von Erwerbstätigen in die 
gesetzliche Rentenversicherung ein- 
bezogen werden. 

Wegen der öffentlichen Andro- 
hung linker Fraktionsmitglieder, in der 
Fraktionssitzung am 14. November 
2000 gegen den Gesetzentwurf zu 
stimmen, übernahm die Fraktions- 
spitze diese Eckpunkte in einen Be- 
schluss der Fraktion, dem auf dieser 
Sitzung mit großer Mehrheit zuge- 
stimmt wurde. 
1. Die Fraktion erwartet, dass der Ent- 
wurf unter Beachtung der Eckpunkte 
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sen werden. Im Generationenvertrag müsste jede Genera- 
tion möglichst vollständig die Chance zu gesellschaftlicher 
Integration und einem aktiven Berufsleben haben 

Armut von Kindern und Jugendlichen hängt eng mit 
den beruflichen Chancen ihrer Eltern zusammen. Die Tatsa- 
che, dass Kinder insbesondere für allein erziehende Frauen 
und für Eltern mehrerer Kinder zum Hemmnis der berufli- 
chen Entwicklung und zum Armutsrisiko werden, weil eine 
verantwortungsvolle Kindererziehung und die flexiblen An- 
forderungen des modernen Erwerbslebens schwer zu ver- 
einbaren sind, ist das eigentliche Manko der Generationen- 
gerechtigkeit. Wenn neue und flexiblere Erwerbsformen 

nicht zu einer neuen Polarisie- 

Private Altersvorsorge wird heute rung jm Geschlechterverhältnis 
und zu verschlechterten Chan- 

nicht ZU J e n e n  ltlvestitionetl führen, cen Kinder und Jugendli. 

die für den wohlstand künftiger cher führen sollen, liegt hier ein 
wesentliches Feld zukünftiger 

nerationen erforderlich sind. Sozialpolitik. Würde diese sich 
weiterhin auf die Förderung 

ohnehin privilegierter Schichten und die fragile Stabilisierung 
der Hausfrauenrolle - wie zur Zeit durch Erziehungsgeld und 
Ehegattensplitting (vgl. Berghahn 1999) - beschränken, so 
geriete sie in Konflikt zu den ökonomischen Anforderungen 
gesteigerter Erwerbsbeteiligung und der Erschließung von 
Bildungspotenzialen. Das europäische Sozialmodell kann jene 
Widersprüche besser bearbeiten, die im Nebeneinander von 
,,new economy" und ,,family values" (Sennett 1998, 29 ff.), 
in der sozialen und qualifikatorischen Spaltung der USA er- 
kennbar sind (Stolz-Willig 1999, 49 ff.). Europäische Vollbe- 
schäftigungsländer wie Dänemark zeigen sich gerade auch 
in diesem Sektor als überlegen 

3. Vorschläge 
Bei der sozialstaatlichen Förderung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie muss eine bedarfsgerechte Infrastruk- 
tur zur Kinderbetreuung verbunden werden mit leistungs- 
gerechten Einkommensersatzleistungen für die Eltern: Das 
Erziehungsgeld müsste nach skandinavischem Vorbild an 
der Einkommenshöhe ausgerichtet werden, um auch 
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rung im Ausschuss für Arbeit und Durchführungsweg zugelassen, um 
Sozialordnung des Deutschen Bun- die Durchführungswege Direktzusage 
destages am 11 ./I 2.11 3. Dezember und Unterstützungskasse steuer- und 

Aufbau der kapitalgestützten Säule, 
Beitragsstabilität, Verbesserung der ei- 
genständigen Anwartschaften von 
Frauen und Bekämpfung der Altersar- 
mut daraufhin überprüft wird, inwie- 
weit er in folgenden beiden Punkten 
verbessert werden kann: 
a) Vorrang der Betriebsrenten, ein- 
schließlich Tarifvorrang. 
b) Gestaltung des Ausgleichsfaktors 
mit positiven Wirkungen auf das Ren- 
tenniveau. 
2. Die Fraktion geht davon aus, dass 
künftig weitere Gruppen von Er- 
werbstätigen in die gesetzliche Ren- 
tenversicherung einbezogen werden 
(Harmonisierung der Alterssiche- 
rungssysteme). 
3. Die Fraktion setzt für die anste- 
henden Beratungen eine Fraktionsar- 
beitsgruppe ein. 
4. Die Fraktion wird weiterhin den 
engen Dialog mit den Gewerkschaf- 
ten und Sozialverbänden suchen, um 
möglichst viel Gemeinsamkeiten zu 
erreichen. 

Als Vertrauensvorschuss stimmte 
der größte Teile der Fraktionslinken 
diesem Verfahrensbeschluss zu, be- 
hielt sich aber vor, in der Schlussab- 
stimmung im Bundestag gegen das 
Gesetz zu stimmen, wenn sich nicht 
wirklich substantielle Verbesserungen 
im weiteren Verfahren ergeben wür- 
den. 

Einigung zwischen Bundesregie- 
rung und Gewerkschaften 
Beschleunigung erfuhren die Ver- 
handlungen dann durch die Anhö- 

als alle, für die Sozialdemokratie in 
ihrer Bedeutung wichtigen Sachver- 
ständigen, die Positionen der Ge- 
werkschaften und der SPD-Linken 
unterstützten. Insbesondere der sog. 
Ausgleichsfaktor, der zu einer steti- 
gen Absenkung des Rentenniveaus 
ab 201 1 geführt hätte, wurde scharf 
kritisiert. Der VDR machte einen Al- 
ternativvorschlag, der DGB modifi- 
zierte diesen dann und dieser sog. 
VDR 90 Vorschlag setzte sich in den 
Diskussionen dann immer mehr 
durch 

Fraktionsspitze und Bundesregie- 
rung erkannten nun, dass ihre ur- 
sprünglichen Positionen nicht mehr 
haltbar waren und einigten sich am 
17. Dezember mit den Gewerkschaf- 
ten auf folgende Eckpunkte: 
1. Das Rentenniveau wird dauerhaft 
real nicht unter 67 Prozent sinken. 
2. Der Beitragssatz zur gesetzlichen 
Rentenversicherung wird bis zum Jah- 
re 2030 den Satz von 22 Prozent 
nicht überschreiten. 
3. Es werden Regelungen geschaf- 
fen, die die bestehenden Systeme der 
betrieblichen Altersvorsorge sichern. 
Die bisherigen Durchführungswege 
der betrieblichen Altersvorsorge blei- 
ben erhalten. Bisherige Möglichkeiten 
der Beitragsbefreiung in der Sozialver- 
sicherung bleiben bis zu einem Volu- 
men von vier Prozent der Beitragsbe- 
messungsgrenze für einen Zeitraum 
bis einschließlich 2008 bestehen. Der 
lndividualanspruch auf Entgeltum- 
wandlung wird auf vier Prozent be- 
grenzt. Es gilt der Tarifvorbehalt. Zu- 
künftige Tarifverträge sollen auf der 
Grundlage der neuen Förderung mit 
verbeitragtem Entgelt entwickelt wer- 
den 
4. Die ergänzende private Altersvor- 
sorge wird auf bis zu vier Prozent des 
rentenversicherungspflichtigen Brut- 
toeinkommens aufgebaut. 

Auf Grundlage dieser Vereinba- 
rungen wurde in der Arbeitsgruppe 
Arbeit und Sozialordnung der SPD- 
Bundestagsfraktion inhaltlich folgen- 
de Änderungen am Gesetzentwurf 
vereinbart: 
1. Herausnahme des Ausgleichsfak- 
tors und Ersetzung durch eine ab 
dem Jahr 201 1 anzuwenden Anpas- 
sungsformel (VDR-Vorschlag) mit der 
Basiszahl 90 vom Hundert mit der 
Wirkung, dass das Rentenniveau auch 
im Jahr 2030 bei 67,99 '10 liegt. 
2. Gemäß der Beschlüsse der Frakti- 
on werden Pensionsfonds als 5. 

beitragsfrei zu überführen, und so 
eine steuerliche Förderung nach dem 
Förderkonzept zu ermöglichen. Im 
Unterschied zur klassischen Lei- 
stungszusage sollen Pensionsfonds 
auch Beitragszusagen ermöglichen. 
Der Anspruch der Arbeitnehmer, Ar- 
beitsentgelte in Beiträge zur zusätzli- 
chen Altersvorsorge umzuwandeln , 
wird eingeschränkt. In Betrieben mit 
Tarifbindung gilt dafür ein Tarifvorbe- 
halt. 
3. Gemäß dem Vorschlag der A-Län- 
der soll die Umsetzung der Ziele der 
bedarfsorientierten Grundsicherung 
nicht mehr im Rahmen des BSHG er- 
reicht werden, sondern durch ein ei- 
genständiges Gesetz. Abzusichernder 
Personenkreis und Leistungshöhe 
bleiben ebenso bestehen wie Zustän- 
digkeiten der Kommunen bei der 
Durchführung. 

Erfolg der guten Koordination von 
Gewerkschaften und SPD-Linke war 
somit, dass nahezu vollständig die zu 
Verhandlungsbeginn formulierten 
Eckpunkte von der Bundesregierung 
übernommen wurden und die Ren- 
tenreform damit deutlich im Sinne 
der sozialen Gerechtigkeit verbessert 
werden konnte. Auch die Einbezie- 
hung aller Erwerbstätigen wurde als 
Prüfauftrag in den Gesetzentwurf 
übernommen. Allerdings wird hier 
noch Druck und Schieben notwendig 
sein, um das voranzutreiben. Darüber 
hinaus wurde auf Druck der Woh- 
nungspolitiker vereinbart, dass Bürger 
staatliche Förderung für Immobilien 
als Altersvorsorge beanspruchen kön- 
nen, wenn dies in Altersvorsorgever- 
trägen geregelt wird, die den Förder- 
kriterien der Rentenreform entspre- 
chen. 

Das soviel Kraft und Konflikte 
notwendig waren, um eine sozialde- 
mokratische Reform durchzusetzen, 
die diese Betitelung verdient, ist eine 
bedenkliche Bestandsaufnahme 
nach zwei Jahren rot-grüner Regie- 
rung. 

Die deutlichen Korrekturen der ur- 
sprünglichen Riester-Reform dürfen 
sich Partei, Gewerkschaften und Frak- 
tionslinke positiv anrechnen. Die vor- 
bildliche Zusammenarbeit (,,Die gut 
organisierten Linken in Fraktion, Par- 
tei und Gewerkschaften arbeiten so 
effizient wie seit Lafontaines Zeiten 
nicht mehr." Die Welt am 
13.12.2000) sollte Schule machen. 
Denn die nächste Reform kommt be- 
stimmt. Forum DL2l 

kappte Rentenversicherung beschränkt bleiben. Das Risi- 
ko einer aus demografischen oder anderen Gründen ne- 
gativen Wirtschaftsentwicklung schlägt in den privaten 
kapitalgedeckten Systemen zudem stärker auf ihre An- 
spruchsberechtigten durch als in der besonders stark risi- 
kostreuenden gesetzlichen Rentenversicherung . Bei der 
geplanten Ausweitung des privat kapitalgedeckten Sy- 
stems ist ein solcher Effekt in besonderer Weise dann zu 
erwarten, wenn die Ersparnisse erstmals aufgelöst wer- 
den (Scholz 2000, 578 ff.). Schon der Zufluss hoher zu- 
sätzlicher Mittel auf-den Finanzmarkt kann die Renditen 
dämpfen (Zinn 1999, 86 f.) Dazu kommt, dass in privaten 
konkurrierenden Alterssicherungssystemen Verwaltungs-, 
Transaktions- und Marketingkosten einen hohen Anteil 
der eingezahlten Werte (bis zu 40% in Großbritannien) 
verzehren (Queisser 1999) und im europäischen Vergleich 
die steuerliche Förderung privater Vorsorge mittlerweile 
vor allem als Subvention der Finanzwirtschaft angesehen 
wird (Sinfield 2000, 156 f). Soziale Gerechtigkeit wird 
durch diese Reform ganz sicher nicht im Sinne von Be- 
darfsgerechtigkeit verstärkt. Aber es ist auch fragwürdig, 
ob das die Alterssicherung prägende Prinzip der Lei- 
stungsgerechtigkeit gestärkt wird. Denn nur wer viel ein- 
setzen kann, könnte zu den Gewinnern gehören, nicht 
jedoch der Durchschnittsanleger (Nickel 2000, 1325). 
Hauptgewinner ist jedoch das Finanzkapital. 

5. Generationengerechtigkeit durch Investitionen? 
Ein Übergang zur kapitalgedeckten Alterssicherung könnte 
aber dann gerecht sein, wenn er verhindert, dass die heu- 
te aktive Generation lnvestitionen zugunsten des Konsums 
vernachlässigt (Rawls, 1971, 31 9 ff.). Die Stärkung der In- 
vestitionen ist auch der Effekt, den linke Befürworter einer 
teilkapitalgedckten Altersversorgung anstreben, wobei sie 
von einer demografisch bedingten Abnahme der Erwerbs- 
quote ausgehen (Aglietta, 2000, 125). Dies setzt voraus, 
dass heute für die zukünftige Wirtschaftstätigkeit nötige 
lnvestitionen unterbleiben und dass sie von den Institutio- 
nen der privaten Altersvorsorge vorgenommen würden. 
Real ist es aber so, dass Versicherungen, Pensionsfonds und 
Banken nach rentablen Geldanlagen suchen. Es fehlt nicht 
an Kapital, sondern an Anlageobjekten (Huffschmid 1999, 
18). Dies wird noch verschärft werden durch die Nachfra- 
geausfälle, welche durch die Mehrbelastung der Beschäf- 
tigten mit privater Vorsorge entstehen (DIW-Wochenbe- 
richt 4611999, 823). Allerdings unterbleiben auch heute 
Investitionen, die für künftige Generationen wichtig sind: 
in Schulen und Hochschulen, in die Erneuerung der Kanali- 
sation, das Eisenbahnnetz oder die Altlastensanierung. Es 
handelt sich um Investitionen, die selbst keine kurzfristige 
Rendite abwerfen, sondern langfristig die Bedingungen für 
Rentabilität und Produktivität der Volkswirtschaften schaf- 
fen. Diese öffentlichen lnvestitionen eignen sich jedoch 
nicht für die Finanzierung der Alterssicherung: Pensions- 
fonds suchen kurzfristig profitable Anlagen (Huffschmid 
1999, 21 7). In den USA oder Großbritannien werden sie 
noch schwerer als in Deutschland vernachlässigt. Dazu 
kommt, dass ein Umlageverfahren Gelder in der Volkswirt- 
schaft hält, also über die Nachfrage der Rentnerinnen und 
Rentner den binnenwirtschaftlichen Sektor stärkt , wäh- 
rend die privaten Finanzinstitutionen sie auf die internatio- 
nalen Finanzmärkte transferieren. Private Altersvorsorge 
wird heute nicht zu jenen lnvestitionen führen, die für den 
Wohlstand künftiger Generationen erforderlich sind. Den- 
noch muss die Frage unterlassener lnvestitionen themati- 
siert werden: Sie steht im Gegensatz zu der Argumentati- 

on, nach der Staatsverschuldung per se eine illegitime Be- 
lastung künftiger Generationen sei. Wenn die heute unter- 
lassene Verschuldung notwendige lnvestitionen finanziert 
hätte, ist das Gegenteil richtig 

III. Ungerechter Generationenvertrag für Kinder 
und Familien? 
Erweist sich die Rentenreform 2001 also als schlechter 
Beitrag zur Generationengerechtigkeit, so kann zusätzlich 
gefragt werden, wie es um den anderen Teil des Genera- 
tionenvertrages steht, nämlich die Transfers zugunsten 
der Kinder und Jugendlichen. In den neunziger Jahren 
hierüber vielfach diskutiert worden. Die diesbezüglichen 
Urteile des Bundesverfassungsgerichts hatten den Charak- 
ter eigenständiger politischer Initiativen. Die rot-grüne 
Bundesregierung hat Kindergeld, Steuerfreibeträge und 
die Einkommensgrenzen für das Erziehungsgeld angeho- 
ben. Zugleich ist aber auch die Anzahl von Kindern und 
Jugendlichen in Armut stetig gewachsen: Jedes siebte 
Kind in der Bundesrepublik lebt von Sozialhilfe 

1. Besitzstandsgerechtigkeit als Prinzip der 
Familienleistungen 
Zu fragen ist also, welcher Begriff von Generationenge- 
rechtigkeit den staatlichen Transfers zugrundeliegt. Diese 
wachsen mit steigendem Einkommen der Eltern: Die Steu- 
erverschonung der Kinderfrei- 
beträge und Betreuungsfreibe- 
träge liegt für Besserverdienen. Privatvorsorge wird nur für Einige zu 

de über dem Kindergeld für einem Gewinn. Untere Einkommens- 
die Normal- und Geringverdie- 
ner. Die staatlichen Aufwen- schichten und alle, die unstetige 

dungen für Schulen und Erwerbsbiographien haben, werden 
Hochschulen liegen am höch- sich nur wenig daran beteiligen. 
sten für dieieniqen, welche am . - 

längsten möglichst teure Bil- 
dungseinrichtungen in Anspruch nehmen. Dies sind wie- 
derum die Kinder der Bessergestellten. Ein ähnlicher Effekt 
liegt sogar bei den Kindertageseinrichtungen vor. Diese sind 
überwiegend als Halbtagseinrichtungen am Bedarf der 
Mittelschichten orientiert (DIW-Wochenbericht 4712000. 
11). So liegt zwar die Kindergartengebühr für eine alleiner- 
ziehende Mutter niedriger, sie erhält aber dafür nicht die 
ihrem Bedarf entsprechende Leistung. Insgesamt folgen 
die staatlichen Transfers für Kinder und Jugendliche nicht 
dem Prinzip der Bedarfsgerechtigkeit, sondern dem der 
Besitzstandsgerechtigkeit. Die besten Startbedingungen 
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II. Ungerechter Generationenvertrag in der 
Alterssicherung? 

1. Die Begründung 
In der Debatte um Generationengerechtigkeit wird be- 
hauptet, dass bestimmte Beteiligte des Generationenver- 
trages benachteiligt würden, weil ihren vorangegangenen 
Zahlungen unzureichende spätere Leistungen gegenüber- 
stünden oder weil ihre zu einem bestimmten Zeitpunkt zu 
erbringenden Zahlungen unzumutbar hoch seien. Begrün- 
det wird dies mit der demografischen Entwicklung: Wenn 
die stark besetzten Jahrgänge 1950-1 970 in den Ruhe- 
stand gingen, so könnten die nachfolgenden, durch den 
Geburtenrückgang schwächer besetzten Jahrgänge die 
daraus folgende Belastung mit Rentenbeiträgen nicht 
mehr tragen . Dieses Problem werde noch verstärkt durch 
die steigende Lebenserwartung, die zu einem immer grö- 
ßeren Anteil von Alten an der Bevölkerung führe. Genera- 
tionengerechtigkeit Iässt sich nach dieser Argumentation in 
einer Rendite auf eingezahlte Beiträge ausdrücken. Die ge- 
burtenstarken Jahrgänge tragen nach dieser Argumentati- 
on mit einer niedrigeren Rente nur die gerechte Konse- 
quenz aus ihrer Weigerung, durch eine hinreichende An- 
zahl von Kindern eine andere demografische Entwicklung 
herbeizuführen (Sinn/ Werding 2000, 19). 

2. Generationengerechtigkeit in der dynamischen 
Gesellschaft 
Die These vom ungerecht gewordenen Generationenvertrag 
ist jedoch in ihren theoretischen Voraussetzungen und tat- 
sächlichen Annahmen fragwürdig. In ihrem theoretischen 
Modell vernachlässigt sie, dass die Abfolge der Generationen 
in einer dynamischen und nicht in einer statischen Gesell- 

schaft stattfindet (AG Alternati- 

Definiert man Generationen- ve Wirtschaftspolitik 2000, 337 
ff.). Produktion und Produktivi- 

gerechtigkeit mit  vergleichbaren Auf- tät in Deutschland und anderen 
wendungen der jeweils aktiven entwickelten Ländern wachsen 

von Jahr zu Jahr. So würde sich 
Generation, erscheinen Renten- bei einem wachstum von 2,501~ 

beiträge von 22 oder 2401~ 2030 als jährlich das Sozialprodukt von 
heute bis 2030 mehr als ver- 

tragbar. doppeln. Würde man Genera- 

tionengerechtigkeit nicht mit 
gleichen prozentualen Aufwendungen, sondern mit im Ver- 
hältnis zum Wohlstand vergleichbaren Aufwendungen der 
jeweils aktiven Generation definieren, erscheinen Rentenbei- 
träge von 22 oder 24% 2030 als tragbar. Weiterhin könnte 
Generationengerechtigkeit auch bedeuten, die Entscheidung 
über die tragbare Beitragsbelastung möglichst von den be- 
troffenen Generationen selbst treffen zu lassen. Die Renten- 
reform 2001 wurde wesentlich von Vertretern einer nicht 
oder nur noch am Rande betroffenen Generation ausge- 
handelt und unterstellte der zum Teil noch nicht einmal ge- 
borenen aktiven Generation von 2030-2050 eine nur gerin- 
ge Bereitschaft, soziale Lasten zu tragen. Die ursprünglich 
gewählten Mechanismen hätten diesen Effekt besonders 
hervorgehoben, da der dynamische Kürzungsfaktor (,,Aus- 
gleichsfaktor") das Rentenniveau von Jahrgang zu Jahrgang 
hätte niedriger ausfallen lassen. Der jetzt gewählte Kür- 
zungsmechanismus ist dagegen auch wieder offen für nach- 
trägliche Korrekturen des Rentenniveaus nach oben. 

3. Fragwürdige Annahmen 
Auch die der These vom ungerechten Generationenvertrag 
zugrundeliegenden Annahmen sind fragwürdig. Sie ver- 
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nachlässigen Dynamik und Komplexität gesellschaftlicher 
Entwicklungen. Merkwürdigerweise versuchen sich dabei 
gerade diejenigen, die schon auf kurze Frist jede gesell- 
schaftliche Planung und Steuerung als vergeblich ansehen, 
um extrem langfristige Setzungen. Ob sich aber Geburten- 
rate und Zuwanderung in den nächsten dreißig Jahren 
wirklich so niedrig halten, dass das vorgestellte Szenario ei- 
ner stark schrumpfenden Bevölkerung eintrifft, ist unge- 
wiss (und beeinflussbar). Und vor allem wird vernachlässigt, 
dass gerade der sozialstaatlich vermittelte Generationen- 
ausgleich das Potenzial hat, die Gewichte zwischen den Ge- 
nerationen auch bei gegebenem Altersaufbau zu verschie- 
ben. Eine höhere Erwerbsquote der Bevölkerung kann 
durch ein höheres Ruhestandsalter erreicht werden. Nir- 
gends ist festgeschrieben, dass steigende Lebenserwartung 
alleine den Ruhestand verlängern muss. Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt, Fortschritte der Medizin und Humanisie- 
rung der Arbeitswelt könnten im Gegenteil dazu führen, 
dass eine längere Lebensarbeitszeit als verlängerte Teilhabe 
als erstrebenswertes Ziel erschiene. Auch die Ausdehnung 
der Jugendphase scheint an Grenzen gestoßen. Der schnel- 
le Wandel der Arbeitswelt Iässt eine kürzere primäre Aus- 
bildung und frühere Integration ins Erwerbsleben bei steti- 
gem berufs- und lebensbegleitendem Lernen sinnvoll er- 
scheinen. Und schließlich ist die Erwerbsbeteiligung vor al- 
lem von Frauen in der potenziell aktiven Generation noch 
lange nicht ausgeschöpft. Ob sie aber realisiert wird, hängt 
wesentlich vom Sozialstaat ab. 

4. Gerechte Rentenreform? 
Doch diese Fragen wurden von den Verfechtern der Ren- 
tenreform so wenig thematisiert wie Maßnahmen, um 
die Rentenversicherung an den Wandel der Wirtschafts- 
und Sozialstruktur anzupassen wie insbesondere eine Ver- 
sicherungspflicht der selbstständig Erwerbstätigen, eine 
ergänzende Wertschöpfungsabgabe (Steffen u.a. 2000, 
156 f.) und eine Eindämmung von Sondersystemen. Dies 
verwundert, weil eine Beibehaltung des reformfähigen 
Systems unter dem Gesichtspunkt der Generationenge- 
rechtigkeit mehr überzeugt als Leistungsabbau, der die 
Generationen trifft, die heute einzahlen, um der älteren 
Generation ein Rentenniveau zu ermöglichen, das sie 
selbst nicht bekommen sollen. 

So bleibt als Kernpunkt der Rentenreform 2001 nur, 
dass das Niveau der gesetzlichen Rentenversicherung ge- 
senkt wird, um zugleich mit einem hohen Aufwand an 
Steuermitteln (20 Mrd. p.a.) das Ausmaß privater Alterssi- 
cherung zu erhöhen. Wegen deren höherer Renditen, so 
wird argumentiert, sei auch das ein Beitrag zur Genera- 
tionengerechtigkeit. Spätestens hier wird deutlich, dass 
dieser diffus gebliebene Begriff nicht ohne das Verständ- 
nis von sozialer Gerechtigkeit im übrigen diskutiert wer- 
den kann. Denn die Privatvorsorge wird nur für Einige zu 
einem Gewinn. Untere Einkommensschichten und alle, 
die unstetige Erwerbsbiographien haben, werden sich 
trotz Förderung nur wenig daran beteiligen. Frauen ge- 
hören nicht nur überwiegend zu dieser ohnehin benach- 
teiligten Gruppe, sondern erhalten wegen ihrer höheren 
Lebenserwartung auch geringere Renditen (näher: Fuchs- 
loch, 2000). Aber diejenigen, die überdurchschnittlich 
und kontinuierlich verdienen, werden nicht nur - durch 
Steuerfreibetrag - stärker staatlich gefördert, sondern 
sind auch die einzige Gruppe, die tatsächlich eine Chance 
hat, eine höhere Rendite zu erzielen als in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung. Dazu kommt, dass der soziale 
Ausgleich und die Sicherung bei Invalidität auf die ge- 
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D ie SPD im sozialdemokrati- 
schen Stammland Nordrhein- 
Westfalen ist zur Zeit aufge- 

scheucht durch eine Diskussion um 
die Reform ihrer eigenen Organisati- 
onsstrukturen. Das Ergebnispapier ei- 
ner vom Landesparteitag eingesetz- 
ten Strukturkommission empfiehlt die 
Schaffung eines Landesbezirkes Nord- 
rhein-Westfalen und damit verbun- 
den die Abschaffung der vier beste- 
henden Bezirke in NRW zur Bünde- 
lung vorhandener Kräfte. Das hat gro- 
ße Aufregung in der Partei und insbe- 
sondere deren Funktionärsmittelbau 
erzeugt. 

Ausgelöst hat diese Debatte letzt- 
endlich ein ganzes Bündel von Proble- 
men, die offensichtlich im Umfeld der 
Landtagswahl 2000 besonders deut- 
lich zum Vorschein kamen: 

Die Mitgliederzahlen sinken in ei- 
nem dramatischen Maß. Waren 1980 
noch ca. 300.000 Genossinnen und 
Genossen in der NRW SPD organi- 
siert, so waren es 2000 noch etwa 
21 2.000. Die abnehmende Tendenz 
wird in den nächsten Jahren noch 
durch eine Progression aufgrund des 
Altersaufbaus der NRW SPD verstärkt 
werden. 

Die vergangenen Landtagswahlen 
brachten immer schlechtere Ergebnis- 
se. Von den Traummehrheiten in der 
Blüte der Ära Rau ist die NRW SPD 
mittlerweile deutlich entfernt und bei 
der letzten Landtagswahl trotz gün- 
stiger Umfragewerte aus der Bundes- 
politik gerade noch bei 42,8 % gelan- 
det. 

Die bittere Niederlage bei der 
Kommunalwahl 1999 hat die Gliede- 
rungen vor Ort nicht nur in arge poli- 
tische Nöte gebracht: der Verlust von 
1600 Mandaten landesweit hat auch 
schwere Finanzeinbußen infolge feh- 
lender Sonderbeiträge gebracht. 

Die SPD als Organisation ist immer 
weniger in der Lage, den von ihr 
selbst forcierten Strukturwandel im 
Land nachzuvollziehen. Die traditio- 
nellen Wählermilieus brechen zuneh- 
mend weg für die Sozialdemokratie. 
Dabei handelt es sich nicht, wie oft 
suggeriert, um ein reines Mobilisie- 
rungsproblem bei Wahlen. Viel mehr 
wandeln sich die Milieus und die Be- 
darfslagen der Menschen radikal. Die 
SPD wird, so scheint es, durch den 
von Ihr selbst in Gang gesetzten 
Strukturwandel vom Bergmann und 
Stahlarbeiter zum Arbeiter in der Lo- 
gistikbranche und Fachangestellten 
im High-Tech-Bereich überrollt. 

Seit Jahren wissen wir, dass Men- 
schen sich immer seltener zur lebens- 

langen Mitgliedschaft in einer Partei 
und der mit Funktionen verbundenen 
Ochsentour entschließen. Thematisch 
eingegrenztes, zeitlich und teilweise 
auch räumlich flexibles Engagement 

Auf zum letzten 
Gefecht? 

sind gefragt. Doch genau dieses kann Wie Landesverband und Bezirke u m  eine Reform 
die NRW SPD mit ihrer Organisations- der NRW SPD streiten 
fixiertheit überhaupt nicht anbieten. 
Die Folge ist eine mangelnde Präsenz Von Oliver Kaczrnarek 
in und Vernetzung mit neuen sozialen 
Bewegungen und Initiativen. 

Nach einigen Diskussionen und ei- 
nem geplatzten Landesparteitag zur 
Wahl eines Generalsekretärs hat der 
Landesvorstand eine Strukturkommis- 
sion des Landesverbandes und der 
Bezirke eingesetzt, die eine intensive 
Diskussion um die Parteistrukturre- 
form führen sollte. Nach beinahe wö- 
chentlichen Tagungen hat diese einen 
mit deutlicher Mehrheit verabschiede- 
ten Vorschlag erarbeitet, der nun in- 
tensiv beraten wird. Im Mittelpunkt 
dieses Vorschlages stehen folgende 
Eckpunkte: 

der Landesverband wird anstelle 
der vier bestehenden Bezirke zum 
Landesbezirk und erhält die Personal- 
und Finanzhoheit 

in allen 54 Unterbezirken soll es 
eine hauptamtlich besetzte Ge- 
schäftsstelle mit mindestens einem/r 
Geschäftsführerlin und einemlr Mitar- 
beiterlin geben, darüber hinaus sollen 
(personell deutlich reduziert) an den 
Standorten der bisherigen Bezirksbü- 
ros Regionalgeschäftsstellen einge- 
richtet werden 

es werden einle Generalsekretärin 
und ein Präsidium in der Satzung ver- 
ankert 

als weitere Organe fungieren ein 
neuer Landesparteirat aus Vertretern 
der Unterbezirke, eine Unterbezirks- 
vorsitzendenkonferenz und ein Kom- 
munal-Rat 

Unstrittig ist, dass eine Verlage- 
rung der Finanzhoheit noch keine Par- 
teireform macht. Vieles, was an quali- 
tativen Veränderungen angestrebt 
wird, verharrt noch im Unklaren oder 
in belanglosen Andeutungen. Ganz 
abgesehen davon muss natürlich 
auch die Frage bearbeitet werden, wo 
das politische lnitiativzentrum der 
nordrhein-westfälischen Sozialdemo- 
kratie zukünftig liegen soll: beim Lan- 
desvorstand der Partei oder aus- 
schließlich der Landesregierung? Die 
Bedarfe der Unterbezirke sind so sim- 
pel, wie kompliziert umzusetzen: 

Vernetzung von Kommunal- und 
Landespolitik 

Nutzung neuer Medien 
bedarfsgerechtes und kontinuier- 

liches Bildungsprogramm 

Vereinfachung von Verwaltungs- 
arbeiten auch für die ehrenamtliche 
Seite etc. 

Das weitere Verfahren sieht vor, 
dass in 10 verschiedenen Regional- 
konferenzen mit den Vertreterinnen 
und Vertretern der Unterbezirke und 
Ortsvereine die Strukturvorschläge 
diskutiert und offene Fragen mög- 
lichst ausgeräumt werden können. In- 
teressant wird es also für alle Beteilig- 
ten sein, zu hören, wie die von Bezir- 
ken und Landesvorstand geführte Dis- 
kussion bei den Basisgliederungen 
ankommt und welche Ansprüche die- 
se formulieren. Ein Landesparteitag . 
am 31. März wird entscheiden, ob 
der Parteivorstand aufgefordert wer- 
den soll, die Grenzen des Bezirkes so 
festzulegen, dass am Ende ein neuer 
Landesbezirk NRW anstelle der jetzi- 
gen Bezirke entsteht. Bleibt zu hoffen, 
dass die Diskussion, egal wie sie aus- 
geht, mit dem Landesparteitag tat- 
sächlich beendet ist und die unterle- 
gene Gruppe nicht die in der Diskussi- 
on entstandenen Spaltungen vertieft. 

Die Frage, ob die NRW-Bezirke 
sich mit einem Landesbezirk neu auf- 
stellen, ist auch für die Partei insge- 
samt nicht ganz uninteressant. Neben 
der Tatsache, dass damit ein riesiger 
Bezirk entstünde, würde diese Ent- 
scheidung sicher auch auf derzeit 
ähnlich strukturierte Landesverbände 
wie Hessen und Niedersachsen aus- 
strahlen. Der Bezirksparteitag in Han- 
nover hat noch am 20.01.2001 be- 
schlossen, dass ein organisationsstar- 
ker Landesbezirk Niedersachsen 
zweckmäßig sei. Ein Zeichen aus 
NRW würde die Debatte sicher auch 
hier einmal neu anheizen. Forum ~ ~ 2 1  

Oliver Kaczrnarek, Sozialwissenschaftler, ist Jugendbildungsreferent der 
Jusos NRW und lebt in Karnen 
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Was ist Generationen- 
Moderne Sozialpolitik 
Einleitung zum Schwerpunkt 

Von Ulf-Birger Franzl Felix Weiti 

D er vorliegende Heftschwerpunkt dokumentiert Re- 
ferate und Diskussionsergebnisse der Tagung 

,,Umbau statt Abbau - Beiträge für eine moderne 
Sozialpolitik", die die spw am 9. Dezember 2000 in Zu- 
sammenarbeit mit Bundesverband und Landesverband 
Niedersachsen der Jusos in der SPD sowie dem Zukunfts- 
forum HKS 13 in Hannover veranstaltet hat und an der 
rund 100 Personen teilgenommen haben. 

Sozialpolitik ist modern: Das ist die Ausgangsthese, 
mit der die Redaktion der spw an die Diskussion herange- 
gangen ist. Die Umbrüche des Kapitalismus, in dem sich 
auf der Basis von Informations- und Kommunikations- 

technologien und internatio- 
nalen Güter- und Finanzmärk- 
ten neue Strukturen der Ak- So wie lnnovation erst durch Gerech- kumulation von her- 

tigkeit in Schwung kommt, so bedür- ausbilden, braucht nicht weni- 
fen auch sogenannte Modernisie- ger Sozialstaat, sondern einen 

aualitativ erneuerten Sozial- 
rungsgewinner sozialer Sicherung staat. Und das ist keineswegs 

der ausgedünnte ,,schlanke8' 
Sozialstaat, den neoliberale 

Ideologen als Konsequenz von Globalisierung und ,,new 
economy" predigen, sondern ein Sozialstaat, der neue 
Aufgaben zu bewältigen hat. So wie der von der Arbei- 
terbewegung konfli kthaft durchgesetzte europäische 
(und auch US-amerikanische) Sozialstaat an Regulation 
und Prosperität des fordistischen lndustriekapitalismus 
entscheidenden Anteil hatte, indem er die Kaufkraft sta- 
bilisierte und die notwendige Einbettung der Ökonomie 
durch Qualifikation und Reproduktion der Arbeitskraft 
und gesellschaftliche Kohärenz ermöglichte, so wird auch 
ein von Dienstleistung und Netzwerken geprägter Kapita- 
lismus sozialstaatlich reguliert sein müssen, um funktionie- 
ren zu können. 

„Die qualitativ vergleichende Wohlfahrtsstaatsfor- 
schung hat gezeigt, dass Handelsoffenheit und Umfang 
der Staatsausgaben stark positiv korrelieren. Staatsausga- 
ben für soziale Sicherung und Wohlfahrtszwecke sind in 
den Ländern am höchsten, die auch verstärkt außenwirt- 
schaftlichen Risiken (..) ausgesetzt sind." (Elmar Riegerl 
Stephan Leibfried, Wohlfahrtsmerkantilismus - Wechsel- 
wirkungen zwischen demokratischer Sozialpolitik und 
Welthandelsordnung, Aus Politik und Zeitgeschichte 481 

Ulf-Birger Franz, Abgeordnetenmitarbeiter, Hannover; 
Dr. Felix Welti, Wiss. Ass., Jurist, Kiel1 Lubeck, beide sind Mitglied im spw-Arbeitauschuss 

2000, S. 12, 16). ,,In der aktuellen wirtschaftspolitischen 
Diskussion wird häufig gefordert, dass die Menschen flexi- 
bler werden müssen, damit die Marktwirtschaft besser 
funktioniert. Implizit wird bei einer solchen Argumentati- 
on von der Idee ausgegangen, dass die Präferenzen der 
Menschen entsprechend einem bestimmten Leitbild geän- 
dert werden sollten. (..) In der Volkswirtschaftslehre wird 
die Forderung, dass sich der Mensch in seinen Präferenzen 
ändern sollte, üblicherweise vermieden. (..) In dieser me- 
thodischen Tradition wird hier die Natur des Menschen 
ernst genommen, die neben Wagemut durch Risikoscheu 
bestimmt ist, und nicht für eine Umerziehung plädiert." 
(DIW-Wochenbericht 4712000, Wohnungs-, Bildungs- 
und Familienpolitik sollten im Sinne eines sozialen Risiko- 
managements verändert werden, S. 3.). Diese beiden in 
den letzten Wochen veröffentlichten Zitate von namhaf- 
ten Wissenschaftlern können dafür stehen, dass in der 
Wissenschaft wie in der öffentlichen Meinung.die simple 
These vom Gegensatz zwischen ökonomischer Effizienz 
und sozialer Gerechtigkeit immer weniger akzeptiert wird. 
Dass sozialpolitische Regulierung notwendiger denn je ist, 
belegt schließlich auch die drohende massenhafte Ent- 
wertung nicht nur von Geld-, sondern auch von Human- 
kapital im Rahmen der ersten Krise der ,,new economy" in 
den USA. 

Die neoliberale Ideologie vom Sozialstaat als veralte- 
tem Klotz am Bein der Ökonomie hatte aber auch ihr Ge- 
genstück in linken Diskursen aller Spielarten: Dort wurde 
allzu schlicht gefordert, sich vom ,,Terror der Ökonomie" 
zu emanzipieren, oder - moderat - nicht nur ,,Innovati- 
on", sondern auch ,,Gerechtigkeitt' zu üben, eben so als 
seien beides Gegensätze. Die immer wieder populäre Ge- 
genüberstellung von Gewinnern und Verlierern der Mo- 
dernisierung sitzt der gleichen theoretischen Verkürzung 
auf: So wie lnnovation erst durch Gerechtigkeit in 
Schwung kommt, so bedürfen auch sogenannte Moder- 
nisierungsgewinner sozialer Sicherung - eben damit sie 
wirklich Gewinner sind. Und sogenannte Modernisie- 
rungsverlierer stehen keineswegs in einem antagonisti- 
schen Verhältnis zu den materiell erfolgreicheren neuen 
Arbeitnehmerschichten. 

G. Günter Voß erläutert in seinem Essay zum Arbeits- 
kraftunternehmer nicht nur die Entwicklung eines - wie 
er meint - neuen Basistyps der Arbeitskraft, sondern 
auch, dass dieser alte und neue Bedürfnisse nach sozialer 
Sicherheit hat. Werden diese nicht eingelöst, wird auch 
die erweiterte Selbstausbeutung nicht die Produktivitäts- 
reserven der neuen Netzwerkökonomie ausschöpfen. Der 
unternehmerische Tagelöhner und Netzsklave ist zwar 
durchaus Realität und Gefahr. Die Grenzen dieser Ent- 
wicklung sind aber in den USA durchaus schon zu besich- 

I n der sozialpolitischen Debatte des Jahres 2000 hat der 
Begriff der Generationengerechtigkeit eine starke Rolle 
gespielt. Er findet sich in der Begründung der Renten- 

reform (BT-Drucks. 1414595, 85). Der Begriff ist vor allem 
von jenen besetzt worden, die mehr Generationenge- 
rechtigkeit durch eine Kürzung künftiger Rentenansprü- 
che hergestellt sehen (vgl. Butterwegge 2000, 56 ff.). Der 
Begriff und die dazu gehörenden gesellschaftlichen Insti- 
tutionen sollen hier näher betrachtet werden. 

I. Generationenausgleich und Generationenver- 
trag 
Jede Gesellschaftsordnung und Epoche bedarf eines Aus- 
gleichs zwischen den Generationen. Nur ein Teil der Men- 
schen ist in der Lage, als aktive Generation durch Arbeit 
die für alle nötige Produktion vorzunehmen. Wer zu jung 
oder zu alt ist, sich daran zu beteiligen, muss von der akti- 
ven Generation am Reichtum beteiligt werden. Erfolgte 
diese Umverteilung früher vor allem durch die Familie, so 
ist im Kapitalismus der Generationenausgleich zuneh- 
mend vergesellschaftet worden. Die Familien konnten 
und wollten bei gestiegener sozialer und räumlicher Mo- 
bilität der Arbeitskräfte die Versorgung der Alten nicht 
mehr übernehmen. Als primäre Instanz der Altersversor- 
gung wurden in Europa Sozialstaat und Sozialversiche- 
rung geschaffen. Nur ergänzend und für Minderheiten 
wurde Alterssicherung durch die Bildung privaten Vermö- 
gens betrieben, das im Alter verbraucht werden konnte 
oder Zinsen brachte. Für die Kinder und Jugendlichen 
blieb es dagegen bei der Verpflichtung der Eltern, für sie 
aufzukommen. Der Staat gab hierzu allenfalls Zuschüsse 
und stellte Bildungs- und Betreuungseinrichtungen bereit. 

Dieses Modell wurde in Deutschland mit dem Begriff 
des Generationenvertrages belegt. Er besagt, dass die ak- 
tive Generation sich durch ihre Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung - die an die alte Generation ausge- 
schüttet werden -zugleich Anrechte gegen die später ak- 
tive Generation auf Renten erwirbt. Für die noch junge 
Generation kommt sie zugleich im Wege des privaten Un- 
terhalts und zusätzlicher Transfers auf, bis diese selbst ar- 
beitet. Dieses Modell hat in den letzten 120 Jahren als 
nicht-kapitalistisches Element einen erheblichen Beitrag 
zur Stabilität und Weiterentwicklung des kapitalistischen 
Systems geleistet. Es ermöglichte diejenige Flexibilität und 
Zufriedenheit der Arbeitskräfte, die nötig war, um die 

gerechtig keit? 
Von Felix Welti 

Produktivität zu steigern (Ganßmann 2000, 49 ff., 95). 
Der Konsum der nicht erwerbstätigen Teile der Bevölke- 
rung wurde stimuliert. Die gesellschaftliche Organisation 
des Generationenausgleichs schaffte jenen Spielraum bei 
der Definition der jungen, aktiven und alten Generation, 
der es überhaupt erst möglich machte, die Ausbildungs- 
phase der Jugend in dem für die wissenschaftlich-techni- 
sche Entwickluna nötiqen Maß zu verlänqern und zu- 
gleich die Ruhestandsphase der Älteren flexibel zu hand- 
haben. In den letzten dreißig Jahren bedeutete das, dass 
das Ruhestandsalter relativ früh einsetzte. Hierdurch wur- 
de der Arbeitsmarkt auf der Angebotsseite entlastet und 
den Unternehmen die Anpassung vieler älteren Beschäf- 
tigten an neue Techniken und Arbeitsformen (oder der 
Arbeitsformen an die älteren Beschäftigten) erspart. Bei- 
de Effekte haben wiederum ihren Anteil an der Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität. Der Sozialstaat hat Jugend 
und Alter in vorher unbekanntem Maß zu relativen Grö- 
ßen gemacht. Gerade weil die Finanzierung der nötigen 
Ausgleichsleistungen nicht über den Kapitalmarkt vermit- 
telt wurde, konnte der Generationenvertrag während Ar- 
beitslosigkeit und ökonomischer Krise die Gesellschaftli- 
chen stabilisieren. Im Gegensatz zum Status der Arbeitslo- 
sigkeit wurden ausgedehnte Ausbildung und früher Ru- 
hestand von Betroffenen und Gesellschaft weitgehend 
akzeptiert. 

Der Generationenvertrag ist zunächst ein Ausgleich, 
der sich zu jedem gegebenen Zeitpunkt ereignet. Jeder 
aktuelle Sozialaufwand wird aus aktueller Wertschöpfung 
bestritten (Mackenroth, 1952, 23). Diese ökonomische 
Regel lässt sich auch nicht durch kapitalfinanzierte Leistun- 
gen außer Kraft setzen. Wer 
von angespartem Vermögen 
leben will, ist darauf angewie- Der Generationenvertrag hat als 

dass ihm zu dem Zeit- nicht-kapitalistisches Element zur 
punkt, an dem man von ihm 
leben will, aktuelle Wertschöp- Stabilität und Weiterentwicklung des 
fung gegenübersteht, die sich kapitalistischen Systems beigetragen. 
in Zinsen umsetzt und Gegen- 
werte bereitstellt . Geld und 
Aktien kann man nicht essen. Eine gewisse Ausnahme bil- 
den langfristig nutzbare Immobilien, mit denen späterer 
Aufwand vermindert werden kann. Seine langfristige 
Komponente erhält der Generationenvertrag erst da- 
durch, wenn die aktuellen Beiträge in Ansprüche für die 
Zukunft übersetzt werden, was nötig ist, um die Bereit- 
schaft zum aktuellen Verzicht herzustellen. 

Dr. Felix Welti, Wiss. Ass. am Institut fur Sozialrecht und Sozialpolitik in Europa der Uni 
Kiel, M~tgl ied im spw-Arbeitsausschuss. 
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die ihre Praxis als mikroökonomische Einheit führen, kurz- 
fristig attraktiv, ebenso wie das auf Mengenausweitung 
angelegte System der Einzelleistungsvergütung. 

Die Vorschläge der Gesundheitsökonomen des Main- 
stream laufen dabei auf eine steuerfinanzierte Grundver- 
sorgung für die ärmeren Schichten und für medizinische 
Großrisiken im Verbund mit privatwirtschaftlichen Struk- 
turen für die Mehrheit der Bevölkerung hinaus und stel- 
len einen Bruch mit dem GKV-System dar. Diese Grund- 
richtung findet die Unterstützung der Arbeitgebe~erbän- 
de, die hier die Chance sehen, zumindest perspektivisch 
aus der paritätischen Beitragsfinanzierung auszusteigen. 

Vergleiche mit den USA zeigen, dass ein solches Sy- 
stem nicht nur teuer, unsozial und unübersichtlich in der 
Nutzung ist, sondern letztlich Burokratisierung und Einen- 
gung der ärztlichen Versorgung hervorbringt. Das Sagen 
haben Gesundheitsmanager, die auch verantwortlich für 
den shareholder-value ihrer Versicherungsfonds sind und 
keinen sozialstaatlichen Gemeinwohlauftrag vertreten. 

b. Die Gegenstrategie zur Reform der GKV 
Die Gegenstrategie, die sich auf das oben beschriebene 
Steuerungsmodell stützt, hat eine empfindliche Schwä- 
chung mit der Forcierung des Kassenwettbewerbs erfah- 
ren. Das kann auch durch den Risikostrukturausgleich in 
seiner jetzigen einnahmeorientierten Form ausgeglichen 
werden. Derzeit verursacht ca. 1% der Bevölkerung Ca. 
30% der Gesundheitskosten und für ca. 25% der Bevöl- 
kerung müssen Ca. 90% der Krankheitskosten ausgege- 
ben werden. Es ist einleuchtend, dass die Kassen versu- 
chen, möglichst viele Versicherte aus jenen 50% der Be- 
völkerung zu gewinnen, die zusammen nur 3% der 

Krankenversorgungskosten 

~~~~h bessere prävention und benötigen und daher die „gu- 
ten Risiken" darstellen. Das 

Gesundheitsförderung können Ca. macht die K„„, auch für 

25% der heutigen Kosten der Kran- die Differenzierung des Lei- 
stungskatalogs empfänglich 

kenversorgung eingespart werden. und schwächt ihre Verhand- 
lungsposition gegenüber der 

Anbieterseite. Die Stärkung der Position der Krankenkas- 
sen ist aber notwendige Voraussetzung dafür, dass das 
beschriebene Steuerungsmodell durchgesetzt werden 
kann. 

Deshalb darf der einheitliche und gemeinsame Lei- 
stungskatalog in allen Versorgungsformen nicht angeta- 
stet werden. Für die Vertragsgestaltung und bei den 
Steuerungsinstrumenten ist ein Verbund aller gesetzlichen 
Krankenkassen unverzichtbar. Die bessere Alternative ei- 
ner regionalisierten Einheitsversicherung ist auf absehbare 
Zeit unrealistisch. Deshalb muss der Risikostrukturausgleich 
zumindest um Komponenten der Morbidität und die Ver- 
teilung von Härtefällen ergänzt werden. Der Leistungs- 
wettbewerb muss auf Formen der Qualität der Versor- 
gung begrenzt werden. 

Eine Reform der GKV, welche die Disparitäten der Ver- 
sorgung ausgleichen, die Effizienzreserven durch eine 
Stärkung der Nachfrage- und Steuerungskompetenz der 
Kassen realisieren, die organisatorische Trennung durch 
horizontale und vertikale integrierte Versorgungsstruktu- 
ren überwinden und die Qualität steigern soll, bedarf 
großer politischer Anstrengungen 

C. Weitere Handlungsfelder 
Wir haben uns in diesem Diskussionsbeitrag auf die Re- 
form der Krankenversorgung als den Kern der gesund- 
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heitspolitischen Konflikte konzentriert. Es darf jedoch 
nicht aus dem Blickfeld geraten, dass Gesundheitspolitik 
für die Zukunft im nachhaltigen Entwicklungsmodell 
noch weiterreichende Dimensionen enthält, die für die 
Politik große Herausforderungen bedeuten. 

aa. Prävention 
Ein Feld, das engen Bezug zum Versorgungsgeschehen 
hat, ist die Integration von Primärprävention und Ge- 
sundheitsförderung. Primärprävention bezeichnet dabei 
bevölkerungs- und individuenbezogene Anstrengungen, 
mit denen die Eintrittswahrscheinlichkeit von Krankheiten 
gesenkt werden soll. Gesundheitsförderung im Sinne von 
Anfälligkeitssenkung durch Förderung der individuellen 
Gesundheitspotenziale (Ressourcen) ist inzwischen Be- 
standteil moderner Konzepte der Primärprävention. Be- 
sondere Bedeutung hat sie für die Qualität der Bewälti- 
gung des Lebens mit chronischer Krankheit. 

Die politische Herausforderung bei der lntegration 
von Primärprävention und Gesundheitsförderung liegt in 
der Kooperation in der Region und den Betrieben, Schu- 
len etc., da eine Vielzahl von Akteuren kooperieren sollen, 
ohne ihren jeweils eigenen Auftrag preiszugeben. Das in- 
tegrierende Leitbild ist die gesundheitsförderliche Region. 
Darauf sollen sich Akteure einigen, hierfür Projekte for- 
mulieren und Ressourcen bereitstellen. Dazu müssen die 
gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen oder weiterent- 
wickelt werden ( 5  20 SGB V, Arbeitsschutzrecht). Wichtig 
ist in diesem Zusammenhang die Aufnahme der betriebli- 
chen Gesundheitsförderung in den Mitbestimmungskata- 
log des Betriebsverfassungsgesetzes. 

bb. Gestaltung des medizinisch-technischen Fortschritts 
Ein weiteres gesundheitspolitisches Aktionsfeld ist die 
Gestaltung des medizinisch-technischen Fortschritts. 
Gen- und Biotechnologie, Nanotechnik und Bionik wer- 
den von den Zukunftserwartungen der new economy 
genauso gepusht wie von den Hoffnungen auf die Er- 
schließung neuer Felder des boomenden Gesundheits- 
Sektors mit einem Umsatz von 550 Milliarden DM in 
Deutschland mit insgesamt rund 4 Millionen Arbeitsplät- 
zen. Die Öffentlichkeit wird mit Heilserwartungen mobi- 
lisiert, die sich den Urwunsch der Menschen nach Ge- 
sundheit und Befreiung von gefährlichen Krankheiten zu 
Nutze machen. Dabei werden Kosten niedrig gerechnet 
und Risiken negiert. 

Aufgabe einer an Nachhaltigkeit orientierten Politik 
muss es sein, diese Entwicklungen zu gestalten, Risiko- 
und Risikofolgenforschung zu verlangen und Gesund- 
heitsverträglichkeitsprüfungen als Instrument gesetzlich 
festzuschreiben. Die Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages ,,Recht und Ethik der modernen Medizin" 
hat Vorschläge gemacht, die Transparenz, Beteiligung der 
Produzenten und Konsumenten sowie Kontrollen von An- 
wendungen im Sinne gesundheitlichen Verbraucherschut- 
zes vorsehen. Auch die Ethikkommission des Deutschen 
Bundestages scheint auf dem richtigen Wege zu ethischen 
Begrenzungen der Anwendung des medizinisch-techni- 
schen Fortschritts. 

4. Schluss 
Zweck dieses Beitrages ist, eine Gesundheitspolitik fur die 
Zukunft zu beschreiben. Wir hoffen, dass die vorgeschla- 
genen Maßstäbe einer solidarischen, gerechten und zu- 
kunftsfähigen Gesundheitspolitik geeignet sind, aktuelle 
politische Vorhaben zu beurteilen. SP W 
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tigen. Das erneuerte europäische Sozialmodell hat dem- 
gegenüber die größeren Potenziale für die Entfaltung der 
kapitalistischen Wissensgesellschaft. Zur Sozialpolitik in der 
kapitalistischen Wissensgesellschaft nimmt Hans-Jürgen 
Urban aus der Sicht des linken Gewerkschafters Stellung 
und entfaltet in seinem Beitrag Konfliktlinien und Re- 
formkonzepte. Alexandra Wagner ergänzt die Ausfüh- 
rungen von Voß um die strategische Perspektive der Her- 
ausbildung eines neuen Normalarbeitsverhältnisses für 
beide Geschlechter. Deutlich wurde bei der Zusammen- 
führung verschiedener wissenschaftlicher und politischer 
Ansätze zur Bewältigung des Wandels der Arbeit, dass Er- 
gebnisse und Positionen oft  näher beieinander lagen, als 
die Beteiligten vorher vermutet hatten. Notwendig ist da- 
bei, den Streit weniger reflexhaft über Begriffe zu führen, 
als vielmehr die Inhalte alter und neuer Begriffe sorgfältig 
zu definieren und zu vergleichen. Dabei ergeben sich 
sinnvolle Konflikte und Übereinstimmungen ebenso wie 
die Linien der Transformation alter in neue sozialstaatliche 
Institutionen. Viele Linke haben in den letzten Jahren die 
Definition und öffentliche Besetzung neuer Begriffe wie 
,,Arbeitskraftunternehmer0, ,,aktivierender Sozialstaat" 
oder ,,Generationengerechtigkeitn kampflos den Neolibe- 
ralen überlassen, statt die Auseinandersetzung um Inhalt 
und Substanz aufzunehmen. 

Als verbindendes Ergebnis der Diskussionen um Ge- 
sundheitspolitik und Generationenvertrag Iässt sich fest- 
halten, dass die liberal-konservative Alternative zu den bis- 
herigen Sozialversicherungen keineswegs ein Verzicht auf 
soziale Sicherungsinstitutionen ist. Als Kern der laufenden 
Konflikte um Renten- und Gesundheitsreform Iässt sich 
vielmehr der Versuch identifizieren, die soziale Sicherung 
in wichtigen Teilen zum profitablen Geschäft der Finanzin- 
stitutionen zu machen. Private Renten- und Krankenversi- 
cherungen sollen für breite Arbeitnehmerschichten an die 
Stelle der Sozialversicherungen treten. Für diejenigen, de- 
ren Sicherung nicht profitabel zu organisieren ist, soll mit 
einer Basisversorgung der Staat eintreten. Dieses Modell 
funktioniert nur um den Preis einer Aufgabe von sozialen 
Umverteilungselementen, von egalitären Ansätzen und 
von universellem Zugang insbesondere zu einem Teil der 
Gesundheitsdienstleistungen. Die Beiträge von Horst Pe- 
ter, Rene Röspel und Rolf Rosenbrock zur Gesundheitspo- 
litik und von Felix Welti zum Generationenausgleich be- 
schreiben die neoliberale Politik - die längst treue Anhän- 
ger in der Mitte der Sozialdemokratie hat - und Alternati- 
ven dazu. Diese sind nicht weniger modern, sondern su- 
chen die Substanz des europäischen Sozialstaats in den 
neuen Kapitalismus zu transferieren. Inwieweit dabei 
neue Instrumente - etwa Fonds mit gewerkschaftlichem 
und staatlichem Einfluss als Antwort auf die Offensive des 
Finanzkapitals - als Ergänzung der gesetzlichen Sozialversi- 
cherungen entwickelt werden müssen, wird nicht nur die 
spw weiter beschäftigen. 

Durchaus strittig war auch der Inhalt des Begriffs der 
Gleichheit als eines Kernbegriffs linker Politik. Im Sinne 
gleicher Freiheit, Chancengleichheit und gleichen Zugangs 
zu gesellschaftlichem Reichtum wird die Gleichheit ihre 
Bedeutung als Ausgangspunkt jeden linken Projekts be- 
halten. Deutlich wurde das auch an dem Widerspruch, 
den der niedersächsische Wissenschaftsminister Thomas 
Oppermann erntete, als er bei der Abschlussdiskussion 
den Abschied von der Umverteilung einforderte. Sozialpo- 
litik ohne Umverteilung ist nur um den Preis harter und 
dauerhafter Ausgrenzung großer Bevölkerungsteile mög- 
lich. Die sozialdemokratische und ~ewerkschaftliche Linke 

wird nicht daran vorbeikommen, die alte Frage der Um- 
und Neuverteilung von Geld, Zugängen und Chancen 
zwischen den Klassen, Schichten und Geschlechtern in 
den Mittelpunkt ihrer Politik zu stellen und mit den neuen 
Fragen der sozialpolitischen Regulierung systematisch zu 
verknüpfen. Eine Gleichgültigkeit gegenüber der Vertei- 
lungsfrage, wie sie sich in weiten Teilen der Grünen zeigt, 
würde die gesellschaftliche Verankerung der Sozialdemo- 
kratie nachhaltig erschüttern. Konrad Gilges zeigt in sei- 
nem Beitrag zum geplanten Armuts- und Reichtumsbe- 
richt der Bundesregierung, dass schon das Sichtbarma- 
chen der Verteilungsverhältnisse eine politische Tat ist. 

Eng verknüpft mit der Verteilungsfrage ist diejenige 
nach der Demokratie und den Akteuren, die eine neue 
sozialpolitische Offensive durchsetzen sollen. Die Bedeu- 
tung der Ebene betrieblicher Mitbestimmung und Wirt- 
schaftsdemokratie zeigt sich dabei auf allen Einzelfeldern. 
So ist es naheliegend, dass in diesem Kontext über die an- 
stehende Reform des Betriebsverfassungsgesetzes zu spre- 
chen ist. Olaf Scholz stellt in diesem Heft die Konzeption 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion vor. Kriti- 
sche Stimmen, die auch in Hannover präsent waren, wer- 
den in den nächsten Heften folgen. 

Die Einsicht, dass Sozialpolitik eine Bedingung kapitali- 
stischer Prosperität ist, darf nicht zu dem Kurzschluss ver- 
führen, es sei nur noch notwendig, dem Kapital - etwa in 
einem Bündnis - dieses lnteresse zu erklären. Erstens sind 
sehr verschiedene Varianten von Sozialpolitik möglich. Das 
Interesse der Privilegierten daran, dass sich die nötige Si- 
cherung von Xisiken mit der Förderung von Emanzipation, 
Gleichheit und Selbstbestimmung verknüpft, ist gering. 
Zweitens bleibt es ein Kennzeichen des Fortschritts, dass 
er sich dialektisch in der Bewegung von Gegensätzen 
durchsetzt. Ohne die Mobilisierung der Arbeitenden und 
ohne eine Formierung von Interessen zu konfliktfähigen 
Bündnissen gegen die Neoliberalen und Konservativen 
wird das nicht möglich sein. Solange hierzu keine Strate- 
gie von sozialdemokratischer und gewerkschaftlicher Lin- 
ker entwickelt ist, werden die Ergebnisse von Abwehr- 
kämpfen so bescheiden sein wie bei der Rentenreform. 

Die strategische Konstellation zur Durchsetzung einer 
modernen Sozialpolitik wird spw ebenso beschäftigten wie 
ihre Einordnung in eine umfassendere Analyse der neuen 
Entwicklungsstufe des Kapitalismus und die programmati- 
sche Perspektive eines modernen Sozialismus. Alle daran 
Interessierten sind zur Diskussion aufgerufen. SPW 



Arbeitskräfte zu 
Unternehmern! Neue 
Masken für ein altes Spiel? 
Von G. Günter Voß 

,,Unternehmer" waren schon immer Träger großer Hoff- 
nungsrollen - nicht nur im 20. Jahrhundert. Für Apologe- 
ten des Marktes sind sie heilsbringende Lichtgestalten, die 
den Weg zu Prosperität und Wohlfahrt in einem heroi- 
schen Spiel bereiten. Zwar weiß man, dass auch sie nur 
der von Adam Smith geweissagten unsichtbaren Hand 
der Marktgesetze dienen, die (wie ein anderer Klassiker 
meinte) hinter dem Rücken der beteiligten Charaktermas- 
ken ihr unerbittliches historisches Werk verrichten. Seit Jo- 
seph Schumpeter glaubt auch das Publikum auf den billi- 
gen Plätzen zu verstehen, warum es ohne den Unterneh- 
merhelden im ökonomischem Theater nicht geht - selbst 
wenn er doch nur einem endlosen Spiel des Absurden sei- 
ne seelenlosen Zerstörerkräfte leiht. Da darf es nicht wun- 
dern, wenn in Zeiten forcierter Liberalisierung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft aufs neue fast alle Stimmen des 
politischen Chors das heilige Lied des Unternehmerischen 
anstimmen - frohe Botschaft für alle, die rein ökonomi- 
schen Willens sind. 

Aber selbst in einem alten Stück, dessen Rollen und 
Pointen man gut zu kennen meint, gibt es gelegentlich 
Überraschungen. Galt die Figur des Unternehmers von je- 
her schon als Vorbild für alle, die sein Los nicht wirklich 
teilen durften, aber trotzdem wie er möglichst hart arbei- 
ten sollten, so ändern sich doch seit einiger Zeit die Töne. 
Nicht nur, dass man angesichts knapp gehaltener öffentli- 
cher Kassen wieder einmal jedermann und jedefrau hart 
auf ihre Selbstverantwortung verweist und dazu die sü- 

ßen Töne neuer Freiheiten als 
liebliche Begleitung säuselt - 

Ist das Ganze wirklich nur ein neuer beides immer schon aufs fein- 
ste verkörpert in der edelsten 

Schub durchsichtiger Mythen, wie sie aller ökonomischen Fiquren, 
der ewige Reigen des Kapitals immer Nicht nur, dass zudem wieder 

wieder als Ideenkrücken braucht? einmal nach aufopferungsvol- 
len Pionieren des Wettbe- 
werbs und Risikos gerufen 

wird, die (je jünger, desto besser) all das richten sollen, 
was einer öffentlichen Politik zunehmend abgesprochen 
wird. Nein, nun heißt es außerdem (nicht immer, aber) 
immer öfter, dass auch die traditionellen Gegenspieler der 
unternehmerischen Kapitalisten diesen zu leibhaften Zwil- 
lingen werden sollen. Auch diejenigen, die erst einmal 
nichts anderes im Marktspiel einzusetzen haben, als ihre 
Fähigkeit zu arbeiten, sollen nun neue Kostüme tragen 
und die Masken wechseln. Aber ob sich dabei ihr Skript 
wirklich ändert, ist die große Frage. 

G. Günter Voß. Jahrgang 1950, Professor für Industrie- und Techniksoziologie in Chernn~tz 
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Es lebe das ,,Unternehmerische" - nichts als ein 
aufgeregtes Palaver im Foyer? 
Seit Mitte der neunziger Jahre künden immer häufiger 
publizistische Stimmen von neuen Spielfiguren: vom „Le- 
bensunternehmer" (Lutz 1995), von ,,Ich AG" oder ,,Ich & 
Co. " (Bridges 1 995), von den ,,Selbständigen von mor- 
gen" (Fischer 1995) usw. Gemeint sind zwar nach wie vor 
die altbekannten Arbeitskräfte mit der gleich doppelten 
Freiheit, die jetzt aber als schumpetersche Scheinwesen in 
neuer Weise die zunehmend deregulierten Märkte und 
Betriebe bevölkern sollen. Und vom Katheder einer Ma- 
nagementhochschule aus sieht man Erwerbstätige zu- 
künftig gar in der Rolle von stockholdern mit verschieden- 
sten Optionen im ,,Arbeits-Portfolio", da sie immer häufi- 
ger mehrere Jobs kombinieren müßten (Gross, z.B. 
1995). Erstaunlich präzise beschreibt dann ein journalisti- 
scher Beobachter in wenigen Spalten solche neuen ,,Dop- 
pelgänger" im alten Stück (Zielcke 1996) - und kann sich 
kaum der Zuwendung von allen Seiten erwehren, zu ge- 
nau hat er eine Stimmung im Lande getroffen. Eine offizi- 
elle Kommission zur Weissagung der Zukunft (Kommission 
... 1996197) verkündet schließlich nicht nur die wissen- 
schaftlich erwiesene Notwendigkeit von Sozialabbau und 
steigender sozialer Ungleichheit, sondern fordert außer- 
dem, dass Berufstätige zu ,,Unternehmern ihre Arbeits- 
kraft" werden müßten, wie überhaupt das ,,Unternehme- 
rische" in der Gesellschaft zu stärken sei - auch dies eine 
Bemerkung, die heftigste Reaktionen auslöst. 

Ohne Zweifel, solche Kommentare erfüllen fast 
durchwegs die Funktion einer ideologischen Begleitmusik 
zur neoliberalen Neuinszenierung von Wirtschaft und Po- 
litik - darin ähneln sie dem Palaver anläßlich früherer 
Schübe der kapitalistischen Ökonomisierungen von Ge- 
sellschaft. Aber geht es wirklich nur um einen weiteren 
aufgeregten Tratsch im Foyer des ökonomischen Thea- 
ters? Ist das ganze wirklich nur ein neuer Schub durchsich- 
tiger Mythen, wie sie der ewige Reigen des Kapitals im- 
mer wieder als Ideenkrücken braucht (Deutschmann 
1999)? 

Um solchen Fragen nachzugehen wurde der affirmati- 
ven Rede von den zukünftig endlich so unternehmeri- 
schen Arbeitskräften eine ganz andere wissenschaftliche 
und politische Lesart der Entwicklung entgegengestellt 
(VoßIPongratz 1998, aktuell 2.B. JurczyWoß 2000, Voß 
2001). Mit industriesoziologischem Instrumentarium wur- 
de gezeigt, dass - verschleiert von der meist hohlen Un- 
ternehmer-Rethorik auf den publizistischen Nebenbüh- 
nen - sich im Hauptstück möglicherweise tatsächlich die 
Dramaturgie von Arbeit und Beschäftigung an einem 
wichtigen Punkt verändert und damit das alte Spiel von 
Kapital und Arbeit neu formiert. Die Überlegungen finden 
seitdem Resonanz auch außerhalb des engeren Fachkon- 
textes, erzeugen aber gelegentlich Irritationen (vgl. etwa 
Pickshaus u.a. 2000, Schumann 1999, Welti 2000). In al- 
ler Kürze soll daher noch einmal erläutert werden, worum 
es bei den Thesen zum ,,Arbeitskraftunternehmer" geht 
und welche Missverständnisse vermieden werden sollten. 

Eine neue Charaktermaske? - Vom Arbeitnehmer 
zum Arbeitskraftunternehmer. 

Thesen zum Wandel der gesellschaftlichen Verfas- 
sung von Arbeitskraft 
Leitende Annahme der Thesen ist, dass sich im Zuge eines 
allgemeinen Strukturwandels von Wirtschaft und Gesell- 
schaft auch die bei uns typische Art und Weise, wie die 
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Kürzungen des Leistungsspektrums geführt werden. Au- 
ßerdem muss der Risikostrukturausgleich so gestaltet 
werden, dass die Attraktivität des Wettbewerbs um die 
sogenannten guten Risiken zumindest gedämpft wird. 

Das dargestellte Konzept der politisch gestalteten so- 
zialen Krankenversicherung unterwirft einen Wirtschafts- 
bereich von rund 550 Milliarden DM Jahresumsatz zur 
Hälfte den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung. Es ist 
geeignet, die Disparitäten im System auszugleichen, wenn 
es gelingt, die Gemeinwohlinteressen gegenüber den ge- 
winn- und ~inkommensinteressen der einzelnen Akteure 
durchzusetzen. Diese sind Hauptursache für die folgenden 
Problemkonstellationen. 

d. Probleme des heutigen Versorgung 

aa. Unterversorgung 
Es widerspricht dem Prinzip sozialer Nachhaltigkeit, wenn 
das untere Fünftel der Bevölkerung nach den traditionellen 
Kriterien der sozialen Schichtung - Bildung, Einkommen, 
Beruf - in jedem Lebensalter das doppelte Risiko hat, ernst- 
haft zu erkranken oder vorzeitig zu sterben wie das oberste 
Fünftel. Die Lebenserwartung dieses unteren Fünftels liegt 
um Ca. sieben Jahre unter der des oberen Fünftels. In den 
Unterschichten und in sozialen Randlagen bilden sich 
Gruppen heraus, die trotz objektiven medizinischen Bedarfs 
den Weg zur Versorgung nicht finden. Finanzielle, soziale, 
rechtliche, kulturelle, sprachliche und psychologische Hin- 
dernisse sind im Wege (Unterversorgung). 

bb. Überversorgung und Übermedikalisierung 
Es führt zur Verschwendung gesellschaftlicher Ressourcen, 
wenn von den Menschen mit Gesundheitsproblemen, die 
den Weg ins Medizinsystem der GKV finden, etwa die 
Hälfte dort nicht hingehören, weil ihre Probleme weder 
biomedizinischer Natufsind noch medizinisch sinnvoll be- 
einflusst werden können (Überversorgung). Ein großer 
Teil der Arztkontakte chronisch Kranker und älterer Men- 
schen erfolgt nicht, weil das medizinisch sinnvoll ist, son- 
dern weil der Arzt es so bestimmt hat und nicht-medizini- 
sche Versorgungsformen nicht verfügbar sind (Übermedi- 
kalisierung). 

cc. Fehlversorgung 
Oft steht die medizinische Versorgung an der Stelle ei- 
gentlich adäquater psychosozialer oder pflegerischer Ver- 
sorgung oder nachbarschaftlich-sozialer Unterstützung 
(Fehlversorgung). Fehlversorgung findet sich auch generell 
im Hinblick auf die großen Krankheiten unserer Zeit. Mehr 
als drei Viertel des Krankheits- und Sterbegeschehens ent- 
fallen in industrialisierten Ländern auf wenige große, 
überwiegend chronisch degenerativ verlaufende Erkran- 
kungen wie in den Bereichen Herz-Kreislauf, Muskel-Ske- 
lett, Stoffwechsel, Krebs und psychisch manifestierte Lei- 
den einschließlich Sucht. Diese Krankheiten sind trotz al- 
ler Fortschritte der Medizin meist nicht zu heilen, sondern 
im Sinne der Linderung, Betreuung und Begleitung zu 
behandeln. Andererseits steht fest, dass die meisten dieser 
Krankheiten Strategien der Prävention zugänglich sind. 
Moderne Prävention zielt dabei gleichermaßen auf die 
Änderung von krankheitsstiftenden oder Fehlverhalten 
begünstigenden Verhältnissen wie auch auf das Verhalten 
selbst. Seriöse Schätzungen gehen davon aus, dass durch 
bessere Prävention und Gesundheitsförderung Ca. 25% 
der heutigen Kosten der Krankenversorgung eingespart 
werden können. 

3. Politischer Handlungsbedarf 
Es gibt genügend politischen Handlungsbedarf, die auf- 
gezeigten Strukturprobleme mit einer Gesundheitspolitik 
der nachhaltigen Entwicklung anzugehen. Grundproblem 
ist der lnteressengegensatz zwischen den Gesundheitsin- 
teressen der Menschen und der Gesellschaft an der be- 
sten Therapie bei sparsamem Ressourceneinsatz unter 
Vermeidung von ökologischen und sozialen Risiken (Ge- 
meinwohlorientierung) einerseits und andererseits den In- 
teressen der Anbieter von Gesundheitsprodukten und 
Dienstleistungen, die den Gesundheitssektor als Absatz- 
markt und die Kranken als Marktteilnehmer sehen. 

a. Der neoliberale Angriff auf die GKV 
Gegen die Steuerung der gesundheitlichen Versorgung 
nach den Gesetzen des Marktes spricht die von den neoli- 
beralen Gesundheitsökonomen nicht zur Kenntnis ge- 
nommene Tatsache, dass die Ausgabendynamik im Ge- 
sundheitswesen nicht primär nachfrage-, sondern ange- 
botsinduziert ist. In keinem anderen relevanten Dienstlei- 
stungsfeld können die Anbieter - die niedergelassenen 
Ärzte - in ähnlichem Umfang über das ,,ob", das ,,was" 
und das „wie oft" ihrer Dienstleistung bestimmen. In der 
Krankenversorgung schafft sich nahezu jedes Angebot 
eine Nachfrage, so dass die niedergelassenen Ärzte neben 
den Krankenhäusern die bevorzugte Zielgruppe für die 
Werbung der Hersteller von pharmazeutischen und medi- 
zintechnischen Produkten sind. 

Selbst der oft propagierte mündige Patient ist kein 
souveräner Kunde. Da die Gefährdung der Gesundheit 
eine menschliche Grundangst ist, tritt der Versicherte als 
Patient mit dem Arzt in ein asymmetrisches Verhältnis ein: 
Er ist Hilfesuchender und kein ökonomisch Dienstleistun- 
gen nachfragender Marktteilnehmer. Wegen dieser Be- 
sonderheit des Gutes Gesund- 
heit ist die Nachfrage von der ES gibt weltweit einen Konsens über 
Anaebotsseite her fast beliebia < < 

manipulierbar. die Notwendigkeit einer politischen 
Das Ergebnis ist ein vOlks- Steuerung der Krankenversorgung 

wirtschaftlich und vom Versor- 
gungsgeschehen her unver. nach den Kriterien Bedarf und 
tretbarer Mengenzuwachs, Kostenmimimieru ng, 
der nur durch politische Inter- 
vention begrenzt werden 
kann. Dazu gehört die offensive Auseinandersetzung mit 
den das Mengenwachstum begünstigenden Mechanis- 
men, die sich durch Lobbyarbeit im System der GKV ent- 
wickelt haben. 

Vor allem hat ärztliche lnteressenpolitik in Überein- 
stimmung mit neoliberalen Gesundheitsökonomen, die 
die gesundheitspolitische Politikberatung dominieren, in 
den letzten Jahren versucht, Elemente aus der Privatversi- 
cherung in das Versorgungssystem einzuführen. Das gilt 
nicht nur für die Zahnärzte, die die Avantgarde im Kampf 
für priavtwirtschaftlich-gewinnmaximierende Strukturen 
und Verfahren ohne Rücksicht auf gesundheitliche und 
sozialpolitische Verluste sind. Die diskutierten Modelle der 
Kostenerstattung, der von den Patienten extra zu bezah- 
lendenindividuellenGesundheitsleistungen (IGEL-Liste) 
und die seit Jahren von der kassenärztlichen Bundesverei- 
nigung und vom Deutschen Ärztetag erhobenen Forde- 
rungen nach der Differenzierung des GKV-Katalogs in 
Wahl- und Pflichtleistungen, nach Leistungsausgrenzung 
und erhöhten Zuzahlungen sind Schritte in Richtung auf 
privatwirtschaftliche Versicherungsgestaltung und Mehr- 
Klassen-Medizin. Diese Entwicklung ist aus Sicht der Ärzte, 
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ermöglichen, Prävention, Gesundheitsförderung und - 
versorgung transparent und ortsnah angehen zu können. 
Werden Ressourcen verknüpft, entstehen gesamtwirt- 
schaftliche Synergien, indem Unter-, Über- und Fehlversor- 
gungen vermieden werden. Um den Zugang zum System 
und die Übergänge im System angemessen zu gestalten, 
muss die hausärztliche Versorgung aufgewertet und pro- 
fessionell besser qualifiziert werden. Ein solchermaßen 
verstärktes Primärarztsystem hat keineswegs nur medizini- 
sche Aufgaben im Sinne der Alternative ,,selbst behan- 
deln" oder „zum Facharzt überweisen", sondern es kann 
nur funktionieren, wenn ambulante Pflege, Sozialarbeit 
und Selbsthilfe gleichberechtigte Subsystem der Primär- 
versorgung werden. Diese horizontale Versorgungsinte- 
gration setzt neben den Änderungen in den materiellen 
Anreizsystemen auch die öffentliche Aufwertung und 
leichte Verfügbarkeit von Pflege, Sozialarbeit und Selbst- 
hilfe voraus. Ziel ist das professionelle ,,primary health care 
team". 

Neben der horizontalen lntegration muss auch die 
vertikale Versorgung effizient integriert werden. Spezial- 
ärzte und stationäre Versorgung sollten in der Regel erst 

nach Beratung und auf Über- 
weisung eines Primärarztes in 

Wer sich krank fühlt, soll ohne ökono- Anspruch genommen werden 
können. Versorgungs- und Pati- 

mische und soziale Diskriminierung 
entenpfade sollen zwar individu- 

fachgerecht behandelt werden. elle Weichenstellungen und 
auch Abweichungen vom Stan- 
dard und von Leitlinien ermögli- 

chen. Aber dies darf nicht länger ein Vorwand für den 
Verzicht auf lntegration und Koordination sein. Jede un- 
terbliebene Koordinationsleistung ist ein Verlust an Effizi- 
enz in einer anzustrebenden Versorgungskette durch 
Doppeldiagnostik, Doppelnutzungen von Geräten, Dop- 
pelmedikation und führt zu nicht gerechtfertigten Lei- 
stungs- und Kapazitätsausweitungen. In diesem Feld der 
materiellen Interessen bedarf es einer Diskussion um ein 
versorgungspolitisches Leitbild, das dann schrittweise um- 
zusetzen wäre. 

b. Das Leistungsspektrum 
Auch eine horizontal und vertikal integrierte Versorgungs- 
struktur garantiert noch nicht, dass alle notwendigen Lei- 
stungen erbracht werden. Der Leistungskatalog muss 
durch Anlegen von Maßstäben der nachweisgestützten 
Medizin überprüft werden. 

Dazu ist ein Kriterienmix erforderlich, weil Diagnose- 
und Therapiemaßnahmen vielfältig sind. Manche von ih- 
nen sind von Fall zu Fall unterschiedlich sinnvoll. Das Pro- 
blem liegt nicht nur auf der Ebene der Zulassung von Lei- 
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stungen (derzeit durch den Bundesausschuss Ärztel~ran- 
kenkassen), sondern auch bei der Indikation, also bei Dia- 
gnose, Therapie, Verordnung und Überweisung im indivi- 
duellen Fall durch die einzelnen Vertragsärzte. Neben die 
Zulassung muss daher verbesserte Ausbildung und her- 
stellerunabhängige Weiterbildung treten, etwa durch 
kassengetragene Ärzteberatung, Qualitätszirkel und Eva- 
luation. Voraussetzungen sind Behandlungsleitlinien, Dia- 
gnose- und Therapiestandards. Ziel ist, im Spannungsver- 
hältnis zwischen Maßstäben der nachweisgestützten Me- 
dizin, die notwendigerweise vom Individuum absehen, 
und den individuellen Bedürfnissen einen befriedigenden 
Ausgleich zu finden, der in Qualitätsbeschreibungen ein- 
fließt. Dazu ist es erforderlich, dass die Krankenkassen sich 
die Bedürfniserfüllung der Patienten in Verhandlungen als 
Vertragsziel zu eigen machen. 

C. Ordnungspolitische und wirtschaftliche Schlussfolge- 
rungen 
Im Zentrum steht der für alle gesetzlichen Kassen einheit- 
liche und gemeinsame Leistungskatalog. Wer sich krank 
fühlt, soll ohne ökonomische und soziale Diskriminierung 
fachgerecht behandelt werden. Dieses Grundprinzip wird 
von der breiten Mehrheit der Bevölkerung getragen, wie 
zahlreiche Studien eindeutig belegen. Es leistet einen 
wichtigen Beitrag zur sozialen Kohärenz der Gesellschaft 
gegen Segmentierung und Individualisierung. 

Daher gibt es weltweit einen Konsens über die Not- 
wendigkeit einer demokratischen und fachlich legitimier- 
ten politischen Steuerung sowohl der Innovation und 
Produktion als auch der Verteilung von Gütern und 
Dienstleistungen der Krankenversorgung nach den Kriteri- 
en Bedarf und Kostenminimierung anstelle der auf Märk- 
ten üblichen Kriterien ,kaufkräftige Nachfrage' und ,Ge- 
winnmaximierung'. 

Die auf Märkten üblichen Anreizsysteme für möglichst 
kosteneffektiven Ressourceneinsatz passen nicht für die 
Gesundheitsversorgung. Deshalb sind die Elemente der 
Marktsteuerung über Mengen und Preise Ursachen für 
Fehlentwicklungen und Fehlversorgung. Die politische 
Steuerung muss leistungsbezogene Vergütungsformen 
mit austariert hohen Pauschalanteilen anstreben, einge- 
bettet in flächendeckend wirksame Mechanismen der 
Qualitätssicherung. 

Die Ausgabensteuerung der Gesundheitsversorgung 
durch Budgetierung muss von der Nachfrageseite auf die 
Angebotsseite verlagert werden. Dabei ist ein Globalbud- 
get das Mittel, um einerseits Beitragssatzstabilität zu errei- 
chen und zugleich die strukturstabilisierenden und inno- 
vationsfeindlichen Wirkungen sektoraler Budgets zu ver- 
meiden. Das Globalbudget ist selbst keine Reform, aber es 
schafft Ruhe auf der Beitragsseite und schafft damit bes- 
sere Voraussetzungen für Reformen. 

Dazu müssen allerdings drei Bedingungen erfüllt sein: 
1. Volkswirtschaftlich soll das Globalbudget nicht an 

die Grundlohnentwicklung, sondern an die Wertschöp- 
fung angebunden werden. 

2. Es bedarf klarer Haftungsregeln und einer lobbyfe- 
sten staatlichen Aufsicht über die Leistungsproduzenten 
und Kassen auf Grundlage jeweils aktueller Informationen 
über Leistungen und Ressourcenfluss. 

3. Die gesetzlichen Krankenversicherungen müssen 
gemeinsam als Träger und Gestalter des Globalbudgets 
auftreten und dadurch den Kassenwettbewerb auf dem 
Gebiet der Vertragsgestaltung selbst eingrenzen. Lei- 
stungswettbewerb darf nicht mit Erweiterungen und 
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menschliche Fähigkeit zu arbeiten gesellschaftlich geformt 
und genutzt wird, verändert: Nicht nur das Beschäfti- 
gungssystem, sondern auch andere wichtige Instanzen 
(Bildung, Arbeits- und Sozialrecht, soziale Sicherung) ori- 
entierten sich bisher an einem Modell von Arbeitskraft, 
das treffend mit dem arbeitsrechtlichen Begriff ,,Arbeit- 
nehmer" bezeichnet werden kann. Diese Sicht geht von 
Erwerbstätigen aus, die sich nur hin und wieder frei auf 
dem Markt für Arbeitskraft bewegen und ansonsten als 
abhängig Beschäftigte rechtlich hochregulierte Arbeits- 
plätze in Betrieben besetzen, auf denen sie strikten Wei- 
sungen unterliegen, denen sie eher passiv nachkommen. 
Arbeitsvertrag und Entlohnung beziehen sich dabei meist 
nicht auf klar festgelegte Arbeitsleistungen, sondern dar- 
auf, dass dem Betrieb das Recht zukommt, während ei- 
ner bestimmten Zeit über die Arbeitskraft einer Person zu 
verfügen. Karl Marx hatte dies auf den Punkt gebracht: 
Das Kapital kauft nicht fertige Arbeit, sondern das Ver- 
mögen von Menschen überhaupt arbeiten zu können. 
Notorisch besteht daher das Problem, mittels organisato- 
risch-technischer ,,Kontrolle" die latente Arbeits-Kraft in 
die erforderliche manifeste Arbeits-Leistung zu ,,transfor- 
mieren". 

Dieser Mechanismus wird nun im Zuge neuer betrieb- 
licher Strategien zur tendenziellen ,, Entgrenzung" der Ar- 
beitsorganisation (vgl. Voß 1998, Döhl u.a. 1999) zuneh- 
mend durch eine veränderte Logik der Arbeitskraftnut- 
zung ersetzt: Das bisher meist leitende tayloristische Mo- 
dell einer rigiden Festlegung von Tätigkeiten weicht in 
vielen Bereichen auftragsförmigen Steuerungen von Ar- 
beit, bei denen nicht mehr wichtig ist, wie im Einzelnen 
gearbeitet wird, sondern dass möglichst schnell und 
hochwertig das gewünschte Ergebnis erreicht wird w i e  
dies geschieht bleibt mehr oder weniger der ,,Selbstorga- 
nisation" der Betroffenen überlassen. lndustriesoziologen 
erkennen darin zwar eine verstärkte ,,Autonomisierung" 
von Arbeit, aber kaum neue echte Freiheiten, die Betrof- 
fene für eigene Interessen nutzen könnten. Im Gegenteil, 
es geht um eine erweiterte Nutzung von Arbeitskraft für 
betriebliche Ziele bei erheblich steigenden Leistungsanfor- 
derungen. 

Betriebliches Ziel ist neben der Reduktion von Kosten 
der verstärkte Zugriff auf bisher nur unzureichend ver- 
wertete menschliche Fähigkeiten: Flexibilität und Innovati- 
vität, Verantwortlichkeit und Loyalität, Selbstmotivation 
und individuelle Leistungsmaximierung, Lernbereitschaft 
und Lernfähigkeit, selbständige Koordination und Kom- 
munikation u.v.a.m. - alles bisher nur teilweise qenutzte 
Schätze, um derentwillen nun mit einer neuen Form der 
Steuerung von Arbeitskraft experimentiert wird. 

Zur Recht wird hier von einem verstärkten Einsatz 
marktförmiger Mechanismen gesprochen: nicht mehr la- 
tentes Arbeitsvermögen mit kostenträchtigem Kon- 
trollaufwand und unsicherem Erfolg zur Arbeit nötigen, 
sondern möglichst direkt maximale Leistung einkaufen. 
Die Formen, in denen dies versucht wird, sind vielfältig, 
von gruppen- und projektbezogenen Mechanismen, über 
offene Arbeitszeiten, ausgedünnte Hierarchien, Intrapra- 
neurmodelle, Führung durch Zielvereinbarung u.a.m. bis 
zur Nutzung wirklich freier Arbeitskraft (Scheinselbständi- 
ge, Freiberufler, Subunternehmer, Franchising usw.). 

Sollte sich diese Entwicklung strukturell verfestigen, 
dürfte das nicht ohne Folgen für die bisher vorherrschen- 
de Qualität von Arbeitskraft bleiben. Es könnte langfristig 
zu einem Formwandel der gesellschaftlichen Verfassung 
von Arbeitskraft kommen, mit dem der bisher bei uns ty- 

pische Arbeitnehmer durch einen verstärkt auf marktför- 
mige Nutzung ausgerichteten Leittypus ersetzt würde, 
der in erstaunlicher Weise an die zentrale Figur des 
Marktmechanismus, den ,,Unternehmerr', erinnert. Ar- 
beitskräfte werden dabei nicht zu Kapitalisten (die Geld- 
kapital in Produktionsmittel investieren, um durch Aus- 
beutung fremder Arbeitskraft 

im Rahmen herrschaftlicher Betriebliches Ziel ist neben der Re- 
Sozialgebilde an beliebige Pro- 
dukte gebundenen, über- duktion von Kosten der verstärkte Zu- 
schießenden Wert zu erzeu- griff auf bisher nur unzureichend 
gen, den sie auf Märkten zu 
realisieren trachten) - aber sie verwertete menschliche Fähigkeiten. 
müßten der Logik einer neuen 
Charaktermaske folgen, die tatsächlich in zentralen 
Aspekten dem Edeltypen des alten Traditionsstücksstücks 
entspricht und dem ganzen dadurch vielleicht eine neue 
Dynamik auf der sich erweiternden Weltbühne verschafft 

Selbst ist die Arbeitskraft - Merkmale des Arbeits- 
kraftunternehmers 
Mit drei Merkmalen Iäßt sich dieser neue Typus von Ar- 
beitskraft näher bestimmen: 

1 .  Erweiterte Autonomien für abhängige Arbeitskräf- 
te bedeuten eine folgenreiche Veränderung des beschrie- 
benen Transformationsmechanismus: das komplizierte 
Geschäft der Kontrolle wird dabei in ganz neuer Qualitat 
auf die Betroffenen verlagert. Arbeit ist dann nicht mehr 
passive ErFüllung durchstrukturierter fremder Anforderun- 
gen, sondern im Gegenteil aktive Selbststeuerung bei nur 
noch rudimentären Handlungsvorgaben im Sinne allge- 
meiner Unternehmenserfordernisse. Die bisher vorherr- 
schende Fremd-Kontrolle wird immer mehr zur expliziten 
Selbst-Kontrolle der Arbeitenden. Betriebe verzichten na- 
türlich dabei keineswegs auf Steuerung, denn die Rück- 
nahme direkter Arbeitskontrolle ist meist von einer Aus- 
weitung indirekter Steuerungen (kulturelle und psychoso- 
ziale Mechanismen, Kontrolle strategischer Funktionspa- 
rameter wie Kosten, Umsatz, Qualität usw.) begleitet. 
Trotzdem ist entscheidend, dass die bisher typische 
Durchsteuerung von Arbeit tendenziell zurückgenommen 
wird. 

2. Wichtige Konsequenz für Betroffene ist langfristig, 
dass sie sich im Verhältnis zu ihrer Arbeitskraft als Ware 
anders verhalten müssen als bisher. Aus der oft nur reak- 
tiv und punktuell ihre Fähigkeiten ökonomisch handha- 
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benden Arbeitsperson muss nun ein kontinuierlich strate- 
gisch handelnder Akteur werden, der seine Fähigkeiten 
gezielt auf eine wirtschaftliche Nutzung hin ausbauen und 
aktiv verwerten muss. Diese bedeutet in zweifacher Hin- 
sicht eine neue Stufe der selbst-Ökonomisierung von Ar- 
beitskraft: Zum einen muss Arbeitskraft und deren Ver- 
ausgabung zunehmend effizienzorientiert entwickelt und 
zum anderen immer mehr kontinuierlich mit aufwendi- 
gem Selbstmarketing auf dem Arbeitsmarkt wie auch in- 
nerhalb von Beschäftigungsverhältnissen aktiv angeboten 
und verkauft werden. Es entsteht also eine erweiterte in- 
dividuelle ,,Produktions-" und ,,Marktökonomie" von Ar- 
beitskraft. 

3. Folge wird schließlich sein, dass sich auch die Logik 
des Lebens von Arbeitskräften verändert. Aus einer eher 
naturwüchsigen Lebensweise muss eine streng zweckge- 
richtete Organisationdes gesamten alltäglichen und bio- 
graphischen Zusammenhangs werden. Mit  einer derarti- 

gen Selbst-Rationalisierung 

Die Thesen zu einer neuen Grundform Arbeitskräfte jedoch 
nehmend dasselbe wie die An- 

von Arbeitskraft implizieren, dass zur bieter von anderen waren, 

Zeit keineswegs der letzte Akt des Wenn diese die Herstellung 
und Vermarktung ihrer Pro- 

vertrauten Stücks von der (Erwerbs-) dukte in eine gezielte ~ ~ ~ ~ d i -  

Arbeitsgesellschaff gegeben wird nation aller Prozesse überfüh- 
ren: sie bilden eine Art „Be- 
trieb". Der Betrieb des Arbeits- 

kraftunternehmers ist natürlich kein üblicher Wirtschafts- 
betrieb, sondern hier geht es um die Herstellung und Ver- 
marktung eines besonderen Produkts unter besonderen 
Bedingungen. Die Mechanismen sind aber dieselben: eine 
gezielte Organisierung und in wachsendem Maße auch 
eine hoch entwickelte Technisierung 

Arbeitskraftunternehmer - der langsame Wandel 
eines Leitbildes. Einige Klärungen 
Die Thesen zum Arbeitskraftunternehmer sind auf langfri- 
stige Entwicklungen bezogen. Sie enthalten keine Analyse 
einer konkreten Aufführung, sondern verstehen sich als 
Überlegungen zu einer möglichen neuen Gesamtdrama- 
turgie. Da sie trotzdem gelegentlich als empirische Dia- 
gnose missverstanden werden, sollen vier Punkte noch 
einmal geklärt werden: 

V . . 
-2 

analyse & kritik Vierwöchentlich 
Zaitvng hi r  linke Dobonc und Praxis linke Politik 

1 .  Der postulierte neue Typus von Arbeitskraft ist ide- 
altypisch zu verstehen. In reiner Form findet man ihn bis- 
her nur bei bestimmten Gruppen finden (etwa bei qualifi- 
zierten Arbeitskräften mit ausgeprägt kreativen Funktio- 
nen in dynamischen Branchen). Trotzdem kann davon 
ausgegangen werden, dass in vielen Bereichen Merkmale 
des Idealtypus schon jetzt Arbeitskräfte prägen und dies 
in expansiven Wirtschaftsfeldern erheblich zunehmen 
wird. Der Übergang wird zudem keineswegs friktionslos 
erfolgen, ist in Verlauf und Ergebnis nicht kalkulierbar 
und kann zeitlich nicht präzise abgeschätzt werden. 
Grund dafür ist nicht zuletzt, dass derartige Voraussagen 
zu politischen Interventionen führen können, die dann 
den Gang der Dinge ändern. 

2. Die Thesen zielen zudem nicht primär auf eine zu- 
nehmende empirische Verbreitung des Typus (bzw. seiner 
Merkmale), sondern insbesondere auf einen neuen ge- 
sellschaftlichen Leittypus von Arbeitskraft. Die Vermutung 
ist, dass sich aktuell ein Kulturwandel im gesellschaftlichen 
Verständnis dessen vollzieht, was menschliches Arbeitsver- 
mögen überhaupt ist, wie es ausgebildet und betrieblich 
genutzt werden kann, wie eine gesellschaftliche Einbin- 
dung (z.B. ein rechtlicher Schutz) aussehen muss usw. Die 
neue Form von Arbeitskraft hat schließlich historische Vor- 
läufer (bestimmte Führungs-, Angestellten- und Experten- 
gruppen, Freiberufler und Selbständige, aber auch Tage- 
löhner und Saisonarbeitskräfte, Heim- und Wanderarbei- 
ter usw.), ist also nicht völlig ,,neun. Aber jetzt könnte ein 
solcher Typus zum neuen gesellschaftlichen Leitbild für Ar- 
beitskraft und damit zum normativen Bezugspunkt in vie- 
len praktischen Bereichen werden. 

3. Die Kategorie ,,Unternehmer" suggeriert gelegent- 
lich, die postulierte Entwicklung sei gesellschaftlich positiv 
zu sehen und politisch zu begrüßen. Die Thesen wollen 
dagegen in mehrfacher Hinsicht auf die vermutlich ausge- 
prägte Ambivalenz der gesellschaftlichen Folgen eines 
neuen Typus von Arbeitskraft hinweisen: Wie bei vielen 
sozialen Entwicklungen ist etwa auch beim Übergang 
zum Arbeitskraftunternehmer damit zu rechnen, dass es 
strukturelle Gewinner und Verlierer geben wird. Der 
Übergang wird für manche attraktive neue Möglichkeiten 
bieten, für andere aber eine notorische Überforderung 
und Gefährdung mit sich bringen. Wie die Rollen verteilt 
sein werden, wird wesentlich davon abhängen, ob es ge- 
lingt, den Wandel gesellschaftspolitisch zu bändigen. 

4. Die Thesen zum Arbeitskraftunternehmer beruhen 
zwar im Kern auf einer wirtschaftlichen Erklärung (die 
notwendige Überwindung der sich als Grenzen einer wei- 
teren Kapitalverwertung erweisenden Strukturen der bis- 
herigen gesellschaftlichen Formung und Nutzung von Ar- 
beitskraft), aber sie behaupten keinen ökonomischen Au- 
tomatismus. Der neue Typus soll zwar Defizite der bisheri- 
gen Arbeitssteuerung überwinden helfen, d.h. Kosten 
sparen und neue Leistungspotentiale erschließen. Wie die 
Entwicklung jedoch konkret verlaufen wird, ist ein offe- 
ner und mit vielen Widersprüchen behafteter Prozess, der 
davon abhängt, wie er politisch und betrieblich gestaltet 
wird. Die wirtschaftliche Argumentation bedeutet zum 
anderen nicht, dass der neue Arbeitskrafttypus allein öko- 
nomische Voraussetzungen hat. Vielmehr ist ganz offen- 
sichtlich, dass die Herausbildung eines neuen Leitbildes 
von Arbeitskraft in eine homologe gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung eingebunden ist. Die populären Thesen zur 
Individualisierung und zum Wertewandel in der Gesell- 
schaft verweisen z.B. auf erstaunliche Parallelentwicklun- 
gen von soziokulturellen Erscheinungen und einem mögli- 
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tik. Sie ist ein wichtiges Feld qualitativ orientierten Wachs- 
tums mit positiven Folgen für Lebensqualität. Das Leitbild 
einer humanen Gesundheitspolitik umfasst solidarische 
und effiziente Versorgung der Gesundheitsprobleme, Prä- 
vention und Gesundheitsförderung in regionalen Räumen 
und der Arbeitswelt, in Schulen etc. sowie in der riskover- 
meidenden Gestaltung des medizinischen wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts unter Einbeziehung der Pati- 
enten und Verbraucher. 

IV. Stand und Reformpotenziale der GKV 

1. Steuerungsmodell 
.Wir halten die GKV für die zukunftsfähigste Form der 
Steuerung der gesundheitlichen Versorgung, da sie mit 
ihren fünf zentralen Steuerungskomponenten die moder- 
nen Erkenntnisse der Systemtheorie oder Konzepte der 
Organisationsentwicklung und Selbststeuerung integrie- 
ren kann. 

1. Der demokratisch legitimierte Staat übernimmt und 
trägt die Letztverantwortung für die Bewältigung oder 
Kompensation von Risiken, deren Bewältigung die Einzel- 
nen und Familien in der Marktgesellschaft überfordert. Er 
setzt für dieses Geschehen die Rahmenbedingungen, 
führt die Aufsicht und greift ein, wenn die Selbststeue- 
rung versagt. Die Legitimation für die gesellschaftlich-po- 
litische Intervention liegt im Anspruch des Sozialstaats, 
unverschuldete Armut zu vermeiden und Gerechtigkeit 
als gesellschaftliches Ordnungsprinzip zu verwirklichen, 
aber auch in dem aus der Nachhaltigkeit abgeleiteten An- 
spruch, die Potenziale der Gesellschaft zu erhalten und zu 
entwickeln. 

2. Der Staat delegiert die Feinsteuerung an Organe 
der Selbstverwaltung, vertrags- und selbstbindungsfähige 
Verbände der Leistungsproduzenten und die Organe und 
Verbände der GKV unter der Verantwortung von Kapital 
und Arbeit als den entscheidenden und direkt interessier- 
ten gesellschaftlichen Kräften. Die Finanzierung aus bei- 
tragsgespeisten Sonderetats mindert im Vergleich zur 
Steuerfinanzierung die Abhängigkeit von Steuerfluss und 
Konjunkturentwicklung. Dass auch dem Kapital Verant- 
wortung für die Entwicklung und Bewahrung der Arbeits- 
potenziale zukommt, gehört zu den Prinzipien nachhalti- 
gen Wirtschaftens. 

3. Durch die Abkopplung der Beiträge vom individuel- 
len Risiko und durch die Finanzierung nach wirtschaftli- 
cher Leistungsfähigkeit im Umlageverfahren wird das Soli- 
darprinzip realisiert und zwar in mehrfacher Form als Aus- 
gleich zwischen Gesunden und Kranken und als Ausgleich 
zwischen besser und weniger gut Verdienenden, zwischen 
jung und alt, Männern und Frauen, Familien und Singles. 

4. Das Sachleistungsprinzip entlastet einerseits das in- 
dividuelle Versorgungsgeschehen von direkten Vertragsbe- 
ziehungen zwischen Versicherten und Leistungsproduzen- 
ten und verschafft andererseits den Kassen die zur Steue- 
rung und Qualitätssicherung nötige Nachfragemacht. 

5. Die Formulierung, das Einbringen und die Aushand- 
lung der jeweiligen Interessen sowie der Zwang zum 
Kompromiss zwischen den Vertragspartnern werden 
durch das Aushandeln von Leistungen und Preisen der 
Versorgung zwischen Verbänden der Leistungsproduzen- 
ten und Krankenkassen unter Aufsicht des Staates ge- 
währleistet. 

Das Steuerungsmodell kann nur funktionieren, wenn 
alle Akteure neben ihren eigenen und professionellen In- 
teressen auch Kriterien der Bedarfsorientierunq und des 

Gemeinwohls achten. Dennoch bedarf der Prozess der 
Aushandlung von Zielen, Prioritäten, Qualitäten, Mengen 
und Preisen verschiedener Instrumente, die von regulier- 
tem Wettbewerb über Budgetierung, Normen, Leitlinien 
bis zu Anreizen und Sanktionen reichen, die als gesetzli- 
cher Rahmen gegeben werden. 

2. Versorgungsziele 
Die Versorgungsziele haben eine gesundheitliche, eine 
ordnungspolitische und eine wirtschaftliche Dimension. 
Das gesundheitliche Ziel umfasst die Sicherstellung einer 
erreichbaren, bedarfsgerechten und dauerhaft funktions- 
fähigen Versorgung mit 
zweckmäßigen, notwendigen 
und ausreichenden Gesund- Wir halten die GKV für die zukunfts- 

heitsleistungen für die gesam- fähigste Form der Steuerunq der qe- 
te Bevölkerung. Das ordnungs- 
politische Ziel soll den Zugang 

sundheitlichen Versorgung. 

zu und die Versorgung mit 
diesen Leistungen ohne ökonomische und soziale Diskri- 
minierung sichern. Das wirtschaftliche Ziel ist es, die Fi- 
nanzierung, Steuerung und Strukturentwicklung der Ge- 
sundheitsversorgung bedarfsgerecht und zu minimalen 
gesellschaftlichen Kosten, also nach volkswirtschaftlicher 
Rationalität zu verwirklichen. Aus diesen drei Zielen lassen 
sich Anforderungen an die Versorgungsstruktur und das 
Leistungsspektrum sowie den ordnungspolitischen Rah- 
men ableiten. 

a. Versorgungsstru ktur 
Im Kern geht es darum, dass jeder Mensch mit einem Ge- 
sundheitsproblem zur rechten Zeit den richtigen Zugang 
in das Versorgungssystem findet und innerhalb des Sy- 
stems unter Wahrung seiner Individualität und Würde be- 
handelt, betreut oder weiterverwiesen wird. Dazu bedarf 
es der Ergänzung der ,,Komm-Strukturen" auf Anbieter- 
seite, die passiv auf Inanspruchnahme warten durch 
,,Such-Strukturen", die im Zusammenwirken mit dem öf- 
fentlichen Gesundheitsdienst, ambulanter Pflege, Sozialar- 
beit und Betroffenenorganisationen über die richtigen 
Wege beraten. 

Diese interdisziplinär und interinstitutionell zu Iösen- 
den Aufgaben verlangen nach Kooperationsstrukturen in 
überschaubaren Versorgungsregionen, die den Akteuren 
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enn man auf Seiten der Linken in letzter Zeit 
immer häufiger hört, das neoliberale Entwick- W. lungsmodell stoße an seine Grenzen, auch zei- 

ge die Relativierung des Schröder-Blair-Papiers, dass sich 
in der SPD die sozialstaatliche Orientierung wieder durch- 
gesetzt habe, dann sind diese Erfolgsmeldungen verfrüht. 
Die sozialstaatlichen Reformfelder, insbesondere die Ge- 
sundheitspolitik, stehen weiterhin unter dem Druck, sich 
der Steuerung durch den Markt zu unterwerfen und die 
in den Solidarfonds gebundenen Milliarden dem kapitali- 
stischen Wettbewerb zu öffnen. 

I. Die Konfliktlage 
Die Hindernisse der Subsumption der bisher weitgehend 
gesellschaftlich-politisch geregelten Prozesse der sozialen 
Sicherheit gegenüber den großen Lebensrisiken Alter, 
Krankheit, Gebrechlichkeit, Invalidität und Arbeitslosigkeit 
sind das Solidarprinzip und die Bindung der Leistungen 

an politisch gesetzte Bedin- 
gungen. Gekoppelt an die For- 

Die sozialstaatlichen Reformfelder derung nach Entfaltung der 

stehen weiterhin unter dem Druck, Marktkräfte werden Selbstver- 
antwortung des Individuums sich der Steuerung durch den kapita- 
und Deregulierung als die ent- 

listischen Wettbewerb zu öffnen. scheidenden Reformforderun- 
gen proklamiert. Die regulier- 
ten Sozialversicherungen wer- 

den für unfähig erklärt, die jeweiligen Strukturprobleme 
zu lösen. Die fehlende Eigenverantwortlichkeit der Versi- 
cherten treibe die Beiträge in die Höhe und belaste die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen. Es 
gehe darum, die Sozialversicherungssysteme zu verschlan- 
ken und dem Wettbewerb zugänglich zu machen, sie auf 
die Aufgabe einer Basissicherung zu beschränken und die 
Sicherung gegen Zusatzrisiken dem privaten Versiche- 
rungssektor zu überlassen. Das Festhalten an den gesell- 
schaftlich und politisch durchgesetzten Regulierungen 
wird öffentlich als traditionalistisch, reformunfähig und 
unmodern diffamiert. 
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Im Zentrum der öffentlichen Wahrnehmung der Ge- 
sundheitspolitik steht die historisch gewachsene und im 
Bewusstsein der Bevölkerung positiv verankerte soziale ge- 
setzliche Krankenversicherung (GKV). Sie bindet rund 250 
Milliarden DM an jährlichen Versichertenbeiträgen und er- 
fasst Ca. 90O/0 der Bevölkerung. Damit hat sie für das neoli- 
berale Entwicklungsmodell zentrale strategische Bedeu- 
tung, zumal sie klar den Grundgedanken verwirklicht, dass 
die Leistungen allen Versicherten unabhängig von Einkom- 
men und gesellschaftlicher Stellung zugute kommen und 
dass dazu solidarische Umverteilung erforderlich ist. 

11. Leitfragen für ein Gesundheitssystem 
Daher soll das sozialstaatliche Steuerungsmodell der GKV . 
in seinen Grundzügen dargestellt werden. Die Leitfragen 
der Darstellung in integrierender versorgungspolitischer 
Perspektive lauten: 

1 .  Findet jeder Mensch mit seinen Gesundheitsproble- 
men zum richtigen Zeitpunkt den richtigen Weg in das je- 
weils zuständige Subsystem der Gesundheitsversorgung? 
(Zugangsrationalität) 

2. Erfahren Versicherte eine kontinuierliche, integrier- 
te, problernangemessene und individuelle Versorgung? 
(Versorgungsqualität und Effektivität) 

3. Werden die notwendigen Leistungen der Gesund- 
heitssicherung mit möglichst wenig professioneller Inter- 
vention und mit möglichst geringem Aufwand erbracht? 
(Selbstbestimmung und Effizienz) 

Die Leitfragen führen zur Steuerung, zu den Versor- 
gungszielen, zur Versorgungsstruktur und zum Leistungs- 
spektrum. Wenn die Beantwortung der Fragen sich dar- 
auf beschränkt, das gegenwärtige System zu verteidigen, 
wird die Diskussion defensiv geführt. Es geht darum, die 
Reformdiskussion in den Kontext eines zukunftsfähigen 
Entwicklungsmodells zu stellen. 

111. Der Weg der nachhaltigen Entwicklung 
Die Alternative zum neoliberalen Entwicklungsweg ist der 
Weg der nachhaltigen Entwicklung. Es geht darum, durch 
politische Gestaltung die Potenziale der Natur und der 
Menschen als gesellschaftliche Reichtumspotenziale zu be- 
wahren und weiterzuentwickeln, damit künftigen Gene- 
rationen die existenzsichernden Grundlagen zur Verfü- 
gung stehen und sie politische Handlungsfähigkeit haben. 
Gegenwärtige Politik muss sicherstellen, dass diese Poten- 
ziale nicht verschwendet und zerstört werden und dass 
schädliche Wirkungen auf die Lebensgrundlagen mini- 
miert werden. Diese Bedingungen kann der neoliberale 
Entwicklungsweg nicht einlösen. Ihm gegenüber gilt es 
den Primat der Politik zu begründen. 

Gesundheitspolitik hat die Aufgabe, die Gesundheits- 
potenziale der Menschen als Basis selbstbestimmten Le- 
bens und Arbeitens zu erkennen und zu fördern. Ziel der 
Gesundheitspolitik muss sein, zur Entwicklung selbststän- 
diger Persönlichkeiten beizutragen, die in Kooperation 
mit anderen in der Lage sind, die Lebensbedingungen so- 
lidarisch und verantwortlich für das Ganze zu regeln. Da- 
bei sind zielführende Kategorien der effiziente Einsatz al- 
ler Ressourcen, die Qualität und Effektivität des Handelns 
und die Beteiligungsmöglichkeit der Individuen als Co- 
Produzenten ihrer Gesundheit. Fehlallokationen und Risi- 
ken technischer Entwicklungen, die in die natürlichen 
Kreisläufe eingreifen, müssen politisch gestaltet und ge- 
steuert werden. 

In diesem Kontext ist Gesundheitspolitik über die so- 
ziale Sicherung hinaus Teil einer nachhaltigen Gesamtpoli- 

chen Wandel von Arbeitskraft. Wie bei Max Webers 
,,Wahlverwandtschaft" von früher kapitalistischer Entwick- 
lung und protestantischer Ethik kann auch hier von einer 
erneuten funktionalen Verknüpfung von Kulturwandel 
und den ökonomischen Erfordernissen einer neuen Stufe 
kapitalistischer 0konomie gesprochen werden (Voß 
1990). 

Eine neue Dramatik - zum Wandel des alten Spiels 
von ,,Kapitalr' und ,,Arbeitu 
Die Thesen zu einer neuen Grundform von Arbeitskraft 
implizieren, dass zur Zeit keineswegs der letzter Akt des 
vertrauten Stücks von der (Erwerbs-) Arbeitsgesellschaft 
gegeben wird, wie manche immer noch vermuten. Eher 
deutet der Wandel von Arbeitskraft darauf hin, dass wir 
bisher möglicherweise nur ein romantisches Vorspiel er- 
lebt haben. Das eigentliche Drama von einer Gesellschaft, 
die bis in die letzten Poren von den Bedingungen und Fol- 
gen kapitalistischer Arbeit geprägt wird, hat vielleicht ge- 
rade erst begonnen und es könnte spannend werden. 
Seine Schlüsselfigur könnte dabei eine in neuer histori- 
scher Qualität freigesetzte Arbeitskraft sein, die mehr als 
bisher vorstellbar wirklich zur Ware auf Märkten für Ar- 
beitskraft wird. Die sich ändernde Rolle könnte immer sel- 
tener vorsehen, dass sich die Träger der berühmten Ware 
an quasifeudalistische Organisationsgebilde verdingen, 
um sich dort zu vordefinierten Tätigkeiten zwingen zu las- 
sen. Die typische Rolle für den Besitzer von Arbeitskraft 
wird zukünftig möglicherweise vielmehr darin bestehen, 
in eigener Regie erstellte konkrete Arbeitsleistung zu ver- 
kaufen (und nicht mehr primär Arbeitsvermögen). Die Fi- 
gur des Arbeitskraftunternehmers wäre damit genau ge- 
nommen sogar noch einmal etwas ganz anderes, als der 
Begriff suggeriert, nämlich Arbeits-Unternehmer. 

Wird es damit also im weiteren Verlauf des ökonomi- 
schen Mysterienspiels wirklich nur noch die Einheitsgestalt 
des ,,Unternehmers" geben? Es wird, wie gesagt, span- 
nend: Die Charaktermaske des traditionellen kapitalisti- 
schen Unternehmers verschwindet auf der einen Seite na- 
türlich nicht einfach im Fundus, sondern feiert sogar neue 
Triumphe, da sie mehr denn je von allen Seiten umwor- 
ben wird. Trotzdem ist der Glanz der Rolle irgendwie da- 
hin, denn die neue Dynamik des Spiels macht die ehemali- 
ge Edelrolle ziemlich anstrengend und im Erfolg ungewiss. 
Zudem werden immer mehr undurchsichtige Nebenrol- 
len, billige Komparsen und parvenuehafte Randfiguren 
mit schnellen Auf- und Abtritten als flotte ,,Neue Selb- 
ständige" und juvenile ,,start-ups" zu lästigen Konkurren- 
ten um die Gunst des Publikums. Auf der anderen Seite 
muss sich aber auch der frühere Gegenheld in  der Rolle 
der ausgebeuteten Arbeitskraft auf unerwartete Turbu- 
lenzen einstellen. Denn auch als neu in Szene gesetzter 
,,Unternehmeru darf er meist doch nicht viel mehr tun als 
ehedem. D.h. er muss ein ziemlich zähes und nur selten 
profitables Produkt zu Markte tragen: seine Arbeitskraft 
und immer mehr die noch ungewohnte Ware Arbeit. Als 
abstrakte sozioökonomische Figur hat er nun zwar tat- 
sächlich große Ähnlichkeiten mit der Rolle des ehemaligen 
Kontrahenten (so dass er Mühe hat, nicht mit  ihm ver- 
wechselt zu werden), aber konkret darf er nur selten des- 
sen klassische Privilegien (Status, Reichtum, Macht usw.) 
genießen, die zu den Zeiten der festen Charaktere exklu- 
siv dem echten Entrepreneur zustanden. Schlimmer noch, 
er verliert den zwar beengenden, aber doch ganz beque- 
men Schutz einer Traditionsrolle, die es erlaubte, nach 
striktem Skript mit klaren Prinzipien mehr oder weniger 

behäbig vor sich hin zu agieren. Jetzt soll er auf einmal 
nicht nur den mit allen Wasser gewaschenen homo oeco- 
nomicus zum besten geben, sondern auch noch kreativ 
und kommunikativ sein, ständig mit Glanz und Gloria im- 
provisieren und vor allem immer wieder neue, unkalkulier- 
bare Auftritte in sich ständig verändernden Gewändern 
wahrnehmen. Da mag sich mancher nach den guten al- 
ten Zeiten mit den eindeutigen Rollen zurücksehnen - 
aber dieser Akt ist wohl vorbei. 

Überhaupt bekommt das ganze Spiel jetzt eine uner- 
wartet neue Qualität und rückblickend wird dadurch 
manches Geschehen der ersten Akte in neuer Weise ver- 
ständlich. Auf einmal wird etwa deutlich, dass das be- 
rühmte dramatische Grundmuster namens ,,Lohnarbeit" 
nicht (wie man hatte meinen können) ein unverzichtbares 
Moment des kapitalistischen Mysteriums ist, sondern 
eben nur eine dramatische Form - ein strukturelles Hilfs- 
mittel von dann doch begrenztem Wert, das sich im wei- 
teren Fortgang der Handlung wandeln und sogar ver- 
schwinden kann. Jetzt deutet sich für den weiteren Ver- 
lauf des immer groteskeren Dramas an, dass die hehre 
Idee der Lohnarbeit zur dramaturgischen ,,Fessel" (wie der 
schon erwähnte Klassiker sa- 
gen würde) des weiteren Die Inszenierung einer durch und 
Stücks werden könnte und 
daher jetzt ,,gesprengt" wird, durch privatökonomisch ausgerichte- 
damit sich neue 'pielkräfte ten Gesellschaft ist  jedenfalls nicht 
entfalten können. Zumindest 
stellen sich beim Beobachter am Ende - und vielleicht kommt er ja 

Ideen ein, wenn er ver- erst jetzt wirklich, der Kapitalismus. 
sucht, das mögliche Ende des 
ganzen zu imaginieren. Es 
entsteht die Phantasie einer sich jetzt völlig entgrenzen- 
den Tragödie namens Hyperkapitalismus, die der bisher 
dominierenden Form patriarchal eingebundener Arbeit 
mit der beliebten Rolle von ,,Arbeitnehmern" auf ,,Arbeits- 
plätzen" nicht mehr bedarf. 

Eine verrückte Vision des verwirrten Publikums? Oder 
doch eine ganz neue strukturelle Regie? Man wird sehen. 
Auch Goethe gab dem Faust einen zweiten Teil, von dem 
aus gesehen das erste Stück wie ein Krippenspiel er- 
scheint. Die lnszenierung einer durch und durch privat- 
ökonomisch ausgerichteten Gesellschaft ist jedenfalls 
nicht am Ende - und vielleicht kommt er ja erst jetzt wirk- 
lich, der Kapitalismus. SPW 
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an den Finanz- und Aktienmärkten signifikant höheren Sozia l staa tsref orm i n der Renditen unterwerfen die Unternehmen dem Druck einer 

kapitalistischen 
Wissensgesellschaft 
Von Hans-lürgen Urban 

E iniges spricht dafür, dass der globale Kapitalismus in 
eine neue Phase eingetreten ist. Grundlegendes hat 
sich verändert. Das Entwicklungsmodell der fordisti- 

schen Periode war vor allem durch das binnenökonomi- 
sche Zusammenspiel der tayloristischen Massenprodukti- 
on mit einem standardisierten Massenkonsum geprägt, 
das durch einen intervenierenden Wirtschafts- und Sozial- 
staat reguliert wurde. Das neue Akkumulationsregime, 
das Michel Aglietta (2000) als eines des ,,Vermögensbesit- 
zes" charakterisiert, unterscheidet sich vom alten vor al- 
lem durch zwei Elemente: Erstens den Machtzuwachs der 
Akteure der globalen Finanzkapitalmärkte und die weitrei- 

chenden Rückwirkunqen auf 
die Handlungsbedingungen Der Sozialstaat darf nicht zurück ge- 
der nationalen WirtschaftsDo- 

stutzt werden, er muss expandieren. litiken, die Restrukturierung 
der Unternehmen und die so- 
zialen Reproduktionsbedin- 

gungen der abhängig Beschäftigten. Zweitens die Tertiari- 
sierung der Wirtschaft, also die Zunahme dienstleistungs- 
orientierter und wissensbasierter Funktionen, nicht nur in 
der ,,New", sondern in der Gesamtökonomie. 

,,Vermarktlichung" und ,,Entkörperung" - zwei 
Basistrends 
Von den umfassenden Veränderungen sei hier nur auf 
zwei in der Arbeitswelt verwiesen. Erstens: Mit dem 
Shareholder-Value-Konzept wird die Brücke zwischen Fi- 
nanzmärkten und Unternehmenspolitiken geschlagen, 
auf der die Prämissen der Geldwirtschaft in die Betriebs- 
politiken einwandern. Die im Vergleich zur Realökonomie 
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Profitabilität, die ihre Standards aus den schnellen Gewin- 
nen der monetären Sphäre herleitet. Die Unternehmen 
reagieren mit radikalen Kostensenkungsstrategien, bei 
denen sämtliche Betriebs-, Organisations- und Arbeits- 
strukturen auf den Kopf und vorhandene Arbeits- und 
Sozialstandards in Frage gestellt werden. Auch die zur 
Zeit heftig diskutierte Fusionswelle ist Bestandteil dieses 
Restru kturierungsprozesses. 

Die Neustrukturierung der Unternehmen geht vielfach 
mit einer umfassenden ,,Vermarktlichung" der betriebli- 
chen Sozial- und Arbeitsbeziehungen einher. Unterneh- 
mensteile, Arbeitsteams oder einzelne Beschäftigte müs- 
sen auf innerbetrieblichen Märkten um intern zu vergebe- 
ne Aufträge konkurrieren; verlieren sie den Kostenwett- 
bewerb mit externen Anbietern, werden ganze Arbeits- 
bereiche inklusive der Arbeitsplätze ,,outgesourcet". Auch 
die personalpolitischen Managementstrategie wandeln 
sich. Zunehmend soll das traditionelle Arbeitnehmer-Ar- 
beitgeber-Verhältnis durch eine neue Form der Selbststän- 
digkeit abgelöst werden, bei der die einstigen Angestell- 
ten sich als ,,Selbst-GmbHs" oder ,,Arbeitskraft-Unterneh- 
mer" organisieren und für die rationeller Gestaltung ihrer 
Arbeitsbedingungen selbst verantwortlich sind. Vorgege- 
ben werden aber die Leistungspensen oder die zu erbrin- 
genden Renditen, die von Mal zu Mal höhergeschraubt 
werden. 

Die in das Verhalten der Beschäftigten hineingedrück- 
ten Marktzwängen führen nicht selten dazu, dass die 
Schutz-, vor allem die einschlägigen Arbeitszeitstandards 
,,freiwilligr' missachtet und eher als Zumutung den als 
Schutz empfunden werden. Teils aufgrund der hohen 
Identifikation mit der eigenen Arbeit, teils als Notwehr- 
maßnahme gegen die Überbeanspruchung wirken die 
Beschäftigten an einer Sozialkonkurrenz mit, die Sozial- 
standards in einen ,,rate-to-the-bottom"-Strudel hinein- 
zuziehen droht. 

Der zweite Trend betrifft die stoffliche Spezifik infor- 
mationsbasierter Arbeit. So interpretiert Zygmunt Bau- 
man den Wandel von der Industrie- zur Tertiärökonomie 
als einen Übergang von der schweren zur leichten Moder- 
ne, vom Hardware- zum Softwarekapitalismus. Dabei 
konstatiert er eine ,,Entkörperung der Arbeit in der Soft- 
ware-Ära" (Baumann 2000: 53) und knüpft damit an ei- 
nen Gedanken an, der von Marx erstmals zum Ausgangs- 
punkt einer Gesellschaftsanalyse gemacht wurde. Marx 
sprich bei der Analyse der menschliche Arbeitskraft von 
,,dieser eigentümlichen Ware, die keinen anderen Behälter 
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gerichtet sind, wobei die Wunscharbeitszeiten sich in ei- 
nem Korridor zwischen (nach heutigem Maßstab) langer 
Teilzeit und kurzer Vollzeit bewegen. Wenn auch der 
Trend hin zu einem ,,neuen Standard'' und weg von sehr 
kurzen bzw. sehr langen Arbeitszeiten offensichtlich ist, 
zeigte sich doch, dass die individuellen Präferenzen dabei 
unterschiedlich bleiben. Individuell gewünschte Abwei- 
chungen von einem Arbeitszeitstandard, der Orientierung 
für existenzsichernde und sozial regulierte Erwerbsarbeit 
ist, müssen deshalb möglich sein. Aus Gründen des Ar- 
beits- und Gesundheitsschutzes sowie aus beschäfti- 
gungspolitischen Gründen sollten dabei allerdings enge 
Grenzen für eine Arbeitszeitverlängerung gesetzt werden. 

Im Fall sozial akzeptierter Tatbestände (Kindererzie- 
hung, Pflege von Angehörigen, Weiterbildung, bürger- 
schaftliches Engagement) sollten Arbeitszeiten unterhalb 
des Arbeitszeitstandards gesellschaftlich gefördert und 
z. B. durch die Zahlung von Lohnersatzleistungen für das 
ausgefallene Arbeitsvolumen finanziell unterstützt wer- 
den. Im Fall rein persönlich begründeter Arbeitszeitredu- 
zierungen kann hingegen auf eine vergleichbare finanziel- 
le Förderung nicht gerechnet werden. Die Möglichkeiten 
für die zeitweilige individuelle Arbeitszeitverkürzungen 
oder Erwerbsunterbrechungen (Sabbaticals) könnten da- 
durch erweitert werden, dass im Sozialsystem Flexibilitäts- 
spielräume geschaffen werden, die die Beschäftigten 
selbstbestimmt nutzen können, wie z. B. das Recht auf 
die Nutzung einer bestimmten Anzahl von Arbeitstagen 
in einem bestimmten Zeitraum für individuell initiierte 
Weiterbildung, das Recht auf drei finanziell geförderte 
Teilzeitjahre im Verlauf des Erwerbslebens usw. Ein neues 
Normalarbeitsverhältnis bedeutet nicht Konformität, son- 
dern muss vielmehr der Bezugspunkt für sich ausdifferen- 
zierende Lebensformen sein. Flexibilität, Pluralität und so- 
ziale Sicherheit - dies ist die angestrebte gesellschaftspoli- 
tische Perspektive. 

Notwendige Änderungen im Erwerbs- und 
Sozialsystem 
Für die Herausbildung eines neuen Normalarbeitsstan- 
dards sind Änderunaen des Erwerbs- und Sozialsvstems in 
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folgenden Richtungen notwendig: 
Kürzere Arbeitszeiten: Da ein Vollzeiteinkommen nicht 

mehr für den gesamten Familienverbund, sondern nur 
noch für die erwerbstätige Person selbst existenzsichernd 
sein muss, könnten Einkommen und Arbeitszeiten für ein 
für beide Geschlechter geltendes ,,neues Normalarbeits- 
verhältnis" unterhalb des gegenwärtigen Niveaus regulä- 
rer Vollzeitbeschäftigung liegen. Die Existenzsicherung der 
Kinder sollte über staatliche Unterstützungsleistungen er- 
folgen. 

Allgemeine und eigenständige soziale Sicherung von 
Frauen und Männern: Die an das Normalarbeitsverhaltnis 
gebundenen Schutzrechte sollen erhalten werden, aller- 
dings müssen diese nicht mehr familien- sondern individu- 
albezogen sein. Der Familienlohn wird dann zum Indivi- 
duallohn, der auf einem kulturell durchschnittlichen Ni- 
veau gezahlt wird. Abgeleitete, an die Erwerbstätigkeit 
des Partners/ der Partnerin gebundene sozialversiche- 
rungsrechtliche Ansprüche sind überflüssig. 

Verallgemeinerung, d. h. Ausdehnung der Sozialversi- 
cherungspflicht auf Selbständige und Beamte und Aufhe- 
bung der Beitragsbemessungsgrenzen: Auf diese Weise 
würde nicht nur eine sozial gerechtere Finanzierung des 
Sozialsystems erreicht und der soziale Schutz auf alle er- 
werbstätiqe Personen ausaedehnt, sondern aleichzeitia 

auch der Anreiz zur Flucht aus den Sozialversicherungssy- 
Sternen genommen, wodurch derzeit die Prekarisierung 
von Beschaftigungsverhältnissen gefördert wird. Selbstän- 
dige bedürfen ebenso eines sozialen Schutzes wie abhän- 
gig Beschäftigte. Nichts spricht dafür, dass selbständige 
Tätigkeit ein Garant für die Fähigkeit zu ausreichend ho- 
her privater Vorsorge ist. 

Gesellschaftliche Verantwortung für die Existenzsiche- 
rung und die Betreuung und Erziehung der Kinder: Ein 
existenzsicherndes Kindergeld und ein Netz von öffentli- 
chen Einrichtungen der Kinderbetreuung sind erforder- 
lich, damit nicht die Zahl der 
Kinder über den Wohlstand 
von Familien entscheidet. Da Arbeitsbedingungen und Lebens- 

' Anpassung des Steuersy- formen sich ausdifferenzieren, stellt 
stems: Das derzeit geltende 
EhegattenSplitting gründet sich die Frage, wie individuelle Präfe- 
sich auf ein Familienmodell, renzen geschützt werden können, 
das dem Prinzip der Gleichbe- 
rechtigung von Mann und 
Frau entgegen steht. Es dient nicht unmittelbar der För- 
derung von Familien mit Kindern, sondern führt zu privile- 
gierenden Steuerentlastungseffekten. 

Der Übergang zu einer solchen Reform des Erwerbs- 
und Sozialsystems ist zweifelsohne ein anspruchsvolles 
und komplexes Vorhaben und kann nicht in einem Schritt 
erfolgen. Übergangsregelungen sind erforderlich, damit 
bereits erworbene Ansprüche erhalten bleiben und sich 
neue Erwerbsmuster entwickeln und stabilisieren können. 
Ein solches Projekt ist mit Umverteilungsprozessen verbun- 
den, und es wird dabei Gewinner und Verlierer geben. Je 
besser es gelingt, allgemeine Normen und Formen der 
Regulierung mit individuellen Gestaltungsmöglichkeiten 
zu vereinbaren und je spürbarer für die einzelnen ein 
eventueller materieller Verlust (z. B. in Paarhaushalten 
ohne Kinder mit zwei Vollzeiteinkommen) mit einem Ge- 
winn an freier Zeit und Lebensqualität einher geht, desto 
leichter dürfte ein gesellschaftlicher Konsens darüber zu 
erreichen sein. SP W 

- - 
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seits kann die zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen 
in qualifizierter Vollzeitarbeit auch zur ,,doppelten Siche- 
rung" von Familien durch Erarbeitung zweier ,,Familien- 
einkommen" führen, sofern sich die Tarifverträge noch 
am Leitbild des Familienlohnes orientieren. Es stellt sich 
die Frage nach der Existenzberechtigung des ,,Familien- 
lohnes", wenn dieser immer häufiger dupliziert und - im 
Falle der Teilzeitbeschäftigung eines der Partner - veran- 
derthalbfacht den Familien mit und (in steigendem Um- 
fang) ohne Kinder zur Verfügung steht. 

Die wachsende Diskrepanz zwischen der Konzeption 
der Sozialpolitik (traditionelles Normarbeitsverhältnis) und 
der Normalität (Erwerbsbeteiligung von Frauen und diffe- 
renzierte Familienstrukturen) führt somit zu neuen Un- 
gleichheiten und zu neuen Gefahren für das Niveau der 
sozialen Sicherung. 

Trend zur Polarisierung und Pluralisierung von 
Beschäftigungsbedingungen 
Die zunehmende Erwerbstätigkeit der Frauen ist wahr- 
scheinlich die wichtigste, keinesfalls jedoch die einzige Ur- 
sache für die Zunahme der Vielfalt von Beschäftigungsbe- 
dingungen. Die Unternehmen streben einen flexibleren, 
an den Erfordernissen des Marktes ausgerichteten Einsatz 
des Personals an und bedienen sich neuer arbeitskraftori- 
entierter Rationalisierungsstrategien. So werden durch die 
Umwandlung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
in (schein-) selbständige Tätigkeit Kosten für die soziale Si- 
cherung externalisiert und das unternehmerischen Risiko 
auf die Beschäftigten überwälzt. Auch die Praxis - insbe- 
sondere unter hochqualifizierten Angestellten - Arbeits- 
verträge ohne Vereinbarung über die Dauer der Arbeits- 

zeit abzuschließen ( I  998 be- 
traf dies bereits 16.9 vH aller Die Beschäftigten sind daran interes- 
hochaualifizierten Anaestell- - 

siert, über Wahlfreiheiten und Zeit- ten.) und somit die Grenzen 

souveränität zu verfügen, um die zwischen Erwerbs- und Nicht- 
erwerbszeit aufzulösen. um ei- 

Erwerbsarbeit mit den anderen nen nahezu grenzenlosen ZU- 

lebensweltlichen 

einstimmung zu 

lnteressen in über- griff auf die Zeit der Beschäf- 
tigten zu erlangen, weist in 

bringen. diese Richtung. Die bereits er- 
wähnte Zunahme von kurzer 

Teilzeitarbeit war nur deshalb in diesem Ausmaß möglich, 
weil diese als Instrument des flexiblen Personaleinsatzes in 
den Bereichen des Dienstleistungstaylorismus Anwendung 
fand. Vom standardsetzenden Normalarbeitsverhältnis 
wird am ,,oberen Rand" durch überlange und zum Teil 
unbezahlte Arbeit und am ,,unteren Rand" durch kurze 
und nicht existenzsichernde Arbeit abgewichen. 

Die Polarisierung der Beschäftigungsbedingungen 
geht folglich sowohl auf Veränderungen der Arbeitsnach- 
frage (flexibler Personaleinsatz in den Betrieben) als auch 
des Arbeitsangebots (Erwerbstätigkeit von durch abgelei- 
tete Ansprüche sozial gesicherte Frauen) zurück. Nicht zu- 
fällig sind es überwiegend Männer, die in den Bereichen 
mit überlangen Arbeitszeiten arbeiten. Es sind vor allem 
junge männliche Singles, die diese hohen zeitlichen Bela- 
stungen und den enormen Leistungsdruck aus Karriere- 
gründen in Kauf nehmen, aber - wie Befragungen zeigen 
- dies nur zeitweilig tun wollen und spätestens nach der 
geplanten Familiengründung zu ,,normalen" Arbeitsbe- 
dingungen zurückkehren möchten. Ebenso wenig zufällig 
ist, dass sich das Ausfransen am ,,unteren Rand" vor allem 
durch die Beschäftigung von Frauen (und Studentinnen) 
vollzieht, die teilweise über weitere Quellen der Existenzsi- 

cherung verfügen. Auffällig ist, dass es diesbezüglich gro- 
ße internationale Unterschiede gibt: Die arbeitskraftorien- 
tierten unternehmerischen Rationalisierungsstrategien 
führen insbesondere in solchen Ländern zur Polarisierung 
von Beschäftigungsbedingungen, wo sie auf der Seite des 
Arbeitsangebots durch geschlechtsspezifische Arbeitstei- 
lung gestützt werden. 

Die Beschäftigten selbst sind daran interessiert, über 
mehr Wahlfreiheiten und Zeitsouveränität zu verfügen, 
um die Erwerbsarbeit mit den anderen lebensweltlichen 
Anforderungen und lnteressen - in verschiedenen Le- 
bensphasen jeweils in unterschiedlicher Form - in  Überein- 
stimmung bringen zu können. Gleichzeitig führen die an- 
gespannte Arbeitsmarktsituation und die wachsenden 
Anforderungen an Qualifikation und Weiterbildung dazu, 
dass Phasen der Arbeitslosigkeit und Qualifizierung immer * 
häufiger das Erwerbsleben prägen. Im Ergebnis wächst 
die Vielfalt von Beschäftigungs- und Arbeitszeitformen, 
und auch Erwerbsbiographien werden bunter bzw. ,,brü- 
chiger". 

Neues Normalarbeitsverhältnis und individuelle 
Wahlfreiheiten 
Angesichts der beschriebenen Trends liegt die Behaup- 
tung nahe, dass sowohl betriebliche Flexibilitätsanforde- 
rungen und Deregulierungsbestrebungen der Unterneh- 
men als auch die Interessen der Beschäftigten an ,,maß- 
geschneiderter" Beschäftigung ein ,,NormalarbeitsverhäIt- 
nis" immer mehr obsolet werden lassen. Eine Verabschie- 
dung der Politik von der Orientierung am Leitbild eines 
Normalarbeitsverhältnisses in Richtung eines Kontinuums 
von möglichen Beschäftigungsformen und Arbeitszeiten 
hätte jedoch zur Folge, dass Existenzsicherung und 
Schutzfunktion untergraben würden. Die Festschreibung 
eines ,,neuen Standards" ist wichtig und sollte keinesfalls 
durch eine allgemeine Freigabe von Arbeitszeiten und die 
weitere Pluralisierung von Beschäftigungsformen ersetzt 
werden. Zum einen kann das strukturelle Machtungleich- 
gewicht zwischen Arbeit und Kapital nur durch kollektive 
Regulierung und nicht durch individuelle Aushandlung 
gemildert werden. Zum anderen bedarf soziale Sicherung 
-sofern sie sich nicht auf die Sicherung des Existenzmini- 
mums und die Verhinderung von absoluter Armut be- 
schränken soll - eines Maßstabes, der ein bestimmtes, 
dem Entwicklungsstand der Produktivkräfte entsprechen- 
des Niveau ausdrückt. Grundsätzlich sollen die auf dem 
Normalarbeitsverhältnis beruhenden Erwerbseinkommen 
einen kulturell durchschnittlichen Lebensstandard sichern. 
Erst auf der Basis einer solchen kollektiv ausgehandelten 
sozialen Sicherung sind individuelle Gestaltungsmöglich- . 
keiten gegeben, die dann als ,,Abweichungen" von der 
Norm ebenfalls reguliert werden können. Der entschei- 
dende Unterschied zwischen einem zu schaffenden neuen 
und dem traditionellen Normalarbeitsverhältnis ist die . 
Überwindung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. 
Dazu ist es wichtig, dass im Steuer- und Versicherungssy- 
stem alle Anreize für die ungleiche Verteilung bezahlter 
Arbeit zwischen den Partnern eliminiert werden. 

Gerade unter Verhältnissen, da Arbeitsbedingungen 
und Lebensformen sich ausdifferenzieren und aus diesem 
Grunde starre Regeln obsolet bzw. unterlaufen werden, 
stellt sich die Frage danach, wie individuelle Präferenzen 
sozial geschützt werden können. In der bereits genann- 
ten repräsentativen Befragung in 16 europäischen Län- 
dern wurde deutlich, dass die Erwerbswünsche auf eine 
höhere Beschäftigungsquote und kürzere Arbeitszeiten 

hat als menschliches Fleisch und Blut" und konstatiert: 
,,Die Arbeitskraft existiert nur als Anlage des lebendigen 
Individuums. Ihre Produktion setzt also seine Existenz vor- 
aus." (Marxl962: 185). 

Diese Existenz gerät durch den schrankenlosen Zugriff 
des Kapitals immer wieder in Gefahr. Dies erfordert sozi- 
alstaatliche Regulierungen in Form Schutzgesetzen und 
Kollektivverträgen, über die das Kapital an den direkten 
und indirekten Existenzkosten des Arbeiters und damit 
des Erhalts der Arbeitskraft beteiligt wird. Die Entkörpe- 
rung der Arbeit und die Sozialform des Arbeitskraft-Un- 
ternehmers bietet neue Chancen, sich dieser erweiterten 
Kostenbeteiligung an der menschlichen Existenz im Alter, 
bei Krankheit, in der Familienphase usw. zu entledigen. 
Bisher musste das Kapital den ,,doppelt freien Lohnarbei- 
ter" (Marx) als Person an sich zu binden, um Mehrwert 
und Profit erzeugen zu lassen. Denn dieser war nicht frei 
vom Lohnarbeitszwang, aber vom einzelnen Kapitalisten. 
Die technologischen Bedingungen informationsbasierter 
Arbeit lösen die örtliche Bindung des Produzenten an den 
Ort der Produktion und somit die Zuordnung zu einem 
Arbeitgeber auf. Dies eröffnet die Perspektive, nur noch 
die direkte Arbeit, also das Arbeitsprodukt, nicht mehr die 
gesamte Arbeitskraft mit ihren unproduktiven Regenerati- 
onszeiten einzukaufen und zu entlohnen. „Man pflanzt 
keinen Zitronenbaum mehr, um eine Zitrone auspressen 
zu können." (Baumann 2000: 54) 

Die sozialstaatsfeindlichen Akteurskonstellation 
Sind die Folgen der Entkörperlichung der Arbeit noch 
kaum zu übersehen, so liegen die der finanzmarktgetrie- 
benen Globalisierung auf der Hand. Mit Blick auf den So- 
zialstaat besteht der reale Kern des Problems in der In- 
kongruenz der Handlungsräume, in denen sich die (auch) 
transnational agierenden Unternehmen und die (vorwie- 
gend) national agierenden Regierungen und Gewerk- 
schaften bewegen. Dies führt zu einer tendenziell sozial- 
staatsfeindlichen Akteurskonstellation durch die Neuver- 
teilung der Machtressourcen zwischen den korporativen 
Akteuren des (nationalen) Wohlfahrtstaates, also Staat, 
Kapital und Arbeit. Und dies zu Lasten derjenigen, deren 
lnteressen und politische Strategien auf wohlfahrtsstaatli- 
che Regulierung setzten. 

Doch die Neuverteilung der Macht- und Handlungs- 
ressourcen zu Gunsten des Real- und vor allem des Fi- 
nanzkapitals hat keineswegs dazu geführt, dass die Natio- 
nalstaaten zu gänzlich machtlosen Riesen verkommen 
wären. Gerade die Vorstellung von der Machtlosigkeit na- 
tionalstaatlicher Politik als quasi-naturwüchsiger Folge der 
Globalisierung ist ideologisch. Sie dient in der Regel dazu, 
unerwünschte Ansprüche an den Staat abzublocken. Da- 
bei belegen längst neuere Forschungsergebnisse im Be- 
reich der Europäischen Integration und der transnationa- 
len Politik, dass zwar der Nationalstaat als Handlungsebe- 
ne einen Bedeutungsverlust erfahren hat, die National- 
staaten als politische Akteure aber keineswegs. Im Grun- 
de sind die Nationalstaat in allen Arenen des globalen 
Mehrebenensystems sicherlich nicht die alleinigen, zumeist 
jedoch die einflussreichsten Akteure. Ob die Länderegie- 
rungen auf nationalstaatlicher Ebene Handlungsspielräu- 
me haben oder nicht wird vor allem in den globalen und 
den makroregionalen Institutionen der EU entschieden, 
und zwar von den nationalen Regierungen selbst. 

Bisher beriefen sich die Nationalstaaten jedoch recht 
gerne auf die angeblich unabänderlichen Sachzwänge 
des Weltmarktes und der Europäischen Integration. So 

konnten sie sich von der Verantwortung für die sozialen 
Folgekosten der nationalen Wettbewerbspflege der hei- 
mischen Standorte entlasten. Die Kernelemente dieser 
Strategie waren der Abbau sozialstaatlicher Leistungen, 
Privatisierung öffentlicher Aufgaben sowie die umfassen- 
de Flexibilisierung und Deregulierung der Arbeits- und So- 
zialverfassungen. Diese Politik hat die Gesellschaften 
grundlegend verändert, ist letztlich aber gescheitert. 

Verantwortlich für das Scheitern waren letztlich viele 
Gründe, von denen hier nur einer genannt sei. Die Globa- 
lisierung erhöht den Druck auf die Geschwindigkeit, mit 
der sich wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische 
Reformen abspielen müssen. Globalisierung bedeutet 
Zwang zu beschleunigter Modernisierung. Modernisie- 
rung setzen ihrerseits jedoch umfangreiche sozialpoliti- 
sche Vor- und Zuarbeiten voraus. Die wissenschaftliche Li- 
teratur ist voll von Belegen für die ökonomisch stabilisie- 
rende Funktion (Sozialleistungen als Nachfrage- und Kon- 
junkturstabilisator usw.) des Sozialstaats; aber auch für 
den ,,gesellschaftlichen Zusatznutzen" (Vobruba) von Sozi- 
alpolitik für wirtschaftliche und soziale Innovationen. Die- 
se Potenziale verfehlt eine Sozialabbaupolitik, die Sozial- 
politik nur als Wettbewerbshemmnis und nicht als Wett- 
bewerbsvoraussetzung sieht. 

Skizze einer expansiven Sozialreform 
Aber genau an dieser Schnittstelle zwischen sozialer Mo- 
dernisierung und sozialstaatlicher Regulierung liegt der 
Schlüssel für eine moderne Sozialstaatspolitik. Dabei führt 
an einer Erkenntnis kein Weg vorbei: alle Spielarten soli- 
darischer Modernisierung brauchen gerade im Zeitalter 
der Globalisierung und des 
Strukturwandels nicht weni- 
ger, sondern mehr sozialstaat- Gerade die Vorstellung von der 
liehe Regulierung. Der Machtlosigkeit nationalstaatlicher Po- 
staat darf nicht zuruck ge- 
stutzt werden, er muss expan. litik als quasi-naturwüchsiger Folge 
dieren. Sozialstaatliche Expansi- der Globalisierung ist ideologisch 
on in diesem Sinne bedeutet 
jedoch nicht einfach Mehr 
vom Alten, sondern durchaus auch qualitativ Neues. Ziel 
müsste es sein, den gesellschaftlichen Modernisierungs- 
Prozess auf einen gesellschaftsvertraglichen Entwicklungs- 
pfad zu lenken. Vielleicht könnte aus dieser, modernisie- 
rungspolitischen Perspektive die zeitgeistwidrigen Formel 
von der expansiven Sozialpolitik etwas von ihrem Schrek- 
ken verlieren, den sie in der standortbeflissenen Öffent- 
lichkeit hervorrufen dürfte. Folgende sozialstaatliche 
Funktionen gälte es zu stärken. 

1. Die kompensatorische Funktion 
Der erwähnte Wandel hin zur Dienstleistungsökonomie 
vollzieht sich vor allem in drei Sektoren: im Bereich der fi- 
nanznahen Dienstleistungen (Kreditinstitute und Versiche- 
rungen), in dem die Zahl der Erwerbstätigen zwischen 
1970 und 1997 um gut 72 % gewachsen ist; im Bereich 
der personennahen, vor allem auf private Haushalte ori- 
entierten Dienstleistungstätigkeiten, der um ca. 82 O h  an- 
stieg, und schließlich bei produktionsnahen und unter- 
nehmensbezogenen Dienstleistungen (Ingenieursleistun- 
gen, Untersuchungslabors, DV-Dienstleistungen, FuE-Ent- 
wicklungen, Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatun- 
gen), bei denen die Beschäftigung gar um 132 '10 expan- 
dierte. Im gleichen Zeitraum nahm die Anzahl der Er- 
werbstätigen im verarbeitenden Gewerbe um knapp 
31 O/O ab (Baethge 2000: 154). 
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Diese Ausdifferenzierung des Dienstleistungsspektrums 
geht jedoch mit einer erheblichen sozialen Polarisierung 
und Ungleichheit in der Einkommensverteilung einher. 
Während die finanzorientierten und produktionsnahen 
Dienstleistungstätigkeiten in der Regel gut bezahlt wer- 
den sind vor allem im Bereich der personennahen Dienst- 
leistungen Niedriglöhne sowie weitere Einbußen bei so- 
zialen Rechten und sozialer Sicherheit eher die Regel als 
die Ausnahme. Das gilt nicht zuletzt für die Ökonomie der 
sogenannten ,,Wissensgesellschaft". In der Arbeitswelt der 
New Economy stehen die ,,Usern der informationstechni- 
schen Netze den ,,neuen Massenarbeitern" der Informati- 
onsverarbeitung gegenüber. „Der typische Informatikan- 
wender ist männlich, jünger als 35 Jahre, verfügt über ei- 
nen höheren Bildungsabschluss, bezieht ein gehobenes 
Einkommen, ist Städter und spricht englisch. Er hat so gut 
wie nichts mit den neuen Fließbandarbeitern der Infor- 
matik gemein, etwa den Telefonassistenten, die rund um 
die Uhr schichtarbeiten, um die Hotlines der Anbieter 24 
Stunden am Tag besetzt zu halten, oder etwa den Netsur- 
fern, die für die Bestückung von Adreßdateien oder 
HTLM-Servern zuständig sind und, isoliert und bar jegli- 
cher lnteressenvertretung (etwa durch Personalräte), bis 
zum Umfallen arbeiten.'' (Bourdieu 2000: 6). Die ,,digitale 
Spaltung" der Gesellschaft läuft also nicht nur entlang der 
sozio-kulturell ungleich verteilten Fähigkeiten, sich der 
neuen Informations- und Kommunikationsmedien zu be- 
dienen; sie findet ihr Pendant auch in der neuen Arbeits- 
welt. 

Ein zweiter Trend besteht in einer deutlichen Zunah- 
me von selbständiger Erwerbstätigkeit. Allein zwischen 
1991 und 1998 ist die Zahl der Selbständigen von knapp 
3 Millionen auf 3.6 Millionen angestiegen, was ein 
Wachstum von 18,3 % bedeutet (FachingerIOelschläger 
2000: 9). Dabei geht der Selbständigenstatus keineswegs 
immer mit privilegierten Lebens- und Einkommenslagen 
einher. Die Streubreite von Einkommen und sozialer Si- 
cherheit der Selbständigenhaushalte ist erheblich. 1993 

erzielten 25 % der Selbständi- 
genhaushalte ein Jahresein- 

Notwendig wäre eine wirtschaftspoli- kommen unter 60,000 

tische Rehabilitierung und folgend DM, was einem monatlichen 
Bruttoeinkommen von unter 

eine Ausweitung öffentlicher Investi- 
5,000 DM entspricht, Das 

tionen Gros der Haushalte (42,4%) 
lag in dem Einkommensinter- 
vall von 40.000 bis 100.000 

DM (Ebd.:l5ff.). Auch ein Blick in die Altersvorsorge der 
Selbständigen zeigt ein sehr heterogenes Bild von unter- 
schiedlichen institutionellen Regelungen und Sicherungs- 
niveaus. Lediglich 23 % der Selbständigen sind in obliga- 
torischen Alterssicherungssystemen erfasst, 77 % arbeiten 
ohne verbindliche Alterssicherung (Ebd.: 24). 

Diese Daten signalisieren durchaus die Gefahr zukünf- 
tiger Unterversorgung unter Selbständigen. Denn durch 
das Lohn- und Beitragsprinzip werden die Verwerfungen 
der Arbeitswelt in die sozialen Schutzsysteme hinein ver- 
längert und programmieren im Alter und bei Arbeitslosig- 
keit Probleme der sozialen Absicherung vor. Auch auf die- 
se Entwicklungen muss die Sozialpolitik mit dem Wandel 
des sozialstaatlichen lnterventionstyps reagieren. Konnte 
soziale Sicherheit im lndustriekapitalismus (relativ) erfolg- 
reich über das Institut des ,,Normalarbeitverhältnisses" or- 
ganisiert werden, erweist sich heute zunehmend eine 
neue Kombination aus mindestsichernden und optionalen 
Elementen in der Arbeits- und Sozialverfassung als not- 

wendig. Drei Reformkomponenten sind besonders wich- 
tig: 

(1) Zum einen eine Ausweitung von Beitragspflicht 
und Versicherungsschutz. Vor allem im deutschen Renten- 
versicherungssystem ist das Ziel der Lebensstandardssiche- 
rung in der Regel nur über Anwartschaften aus einer le- 
benslangen, stets durchschnittlich entlohnten Erwerbstä- 
tigkeit in einem Normalarbeitsverhältnis zu erreichen. Dies 
stößt angesichts der geschilderten Entwicklungen zuneh- 
mend auf Probleme. Notwendig ist daher eine Universali- 
sierung des Geltungsbereichs insbesondere der Rentenver- 
sicherung in Richtung einer Erwerbstätigenversicherung, 
die grundsätzlich alle Formen der Erwerbsarbeit versichert. 

(2) Zweitens bedarf es eines Ausbaus mindestsichern- 
der Elemente in der Alters- und Arbeitslosensicherung. 
Wenn durch reduzierte Arbeitszeiten, Arbeitsunterbre- 
chungen oder Niedriglöhne die Einkommen aus Erwerbs- 
arbeit nicht ausreichen, um unter Geltung des Äquiva- 
lenzprinzips ausreichende Anwartschaften in den sozialen 
Sicherungssystemen aufbauen zu können, bedarf es der 
Aufstockung unzureichender Ansprüche, um Armut in 
sozialen Risikolagen zu vermeiden. Die Gewerkschaften 
fordern deshalb seit längerer Zeit die Einführung einer 
bedarfsorientierten Mindestsicherung in der Arbeitslosen- 
und Rentenversicherung, die perspektivisch mit einer zu 
reformierenden Sozialhilfe harmonisiert werden müsste. 

(3) Drittens werden sich die sozialen Sicherungssyste- 
me stärker als heute auf die Wechsel innerhalb der Er- 
werbsbiografien einzustellen haben. Nicht immer ist der 
Wechsel zwischen Teil- und Vollzeit, abhängiger und 
selbstständiger Tätigkeit usw. auf Zwänge zurückzufüh- 
ren, mitunter entspricht er durchaus den sich im Laufe 
der Biografie wandelnden Erwerbsneigungen der Men- 
schen. Auch darauf haben die sozialen Sicherungssysteme 
zu reagieren. Gefordert sind vor allem soziale Optionsre- 
gelungen einer Gestaltung von Unterbrechung, Dauer, 
Lage, Verteilung und Beendigung von Erwerbsarbeit, 
ohne dass es zu einer Gefährdung der sozialen Sicherung 
kommt. Dies liefe auf eine Relativierung der bisherigen 
Dominanz des Normalarbeitsverhältnisses dergestalt hin- 
aus, dass ihm weitere sozial geschützte Wahlmöglichkei- 
ten im Sinne regulierter Optionen an die Seite gestellt 
werden, deren Wahrnehmung ohne geschlechtsspezifi- 
sche Diskriminierungen zu gewährleisten ware. 

2. Die investive Funktion 
Im Zuge der Verabsolutierung staatlicher Konsolidierungs- 
politik haben vor allem die öffentlichen Investitionen in 
die gesellschaftliche lnfrastruktur gelitten. Lag ihr Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt in den 70er Jahren noch bei 
rund 5 %, so ist er bis 1999 auf den Tiefpunkt von 1.4 O/O 

gesunken; alleine seit 1992 wurde das öffentliche Investi- 
tionsvolumen um fast ein Drittel reduziert. Selbst die 
Deutsche Bundesbank, wahrlich keine Freundin staatlicher 
Wirtschaftsaktivitäten, hat unlängst vor Schäden in der 
wirtschaftlichen Infrastruktur und den entsprechenden 
negativen Rückwirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 
und die Attraktivität des Standortes gewarnt. 

Notwendig wäre also eine wirtschaftspolitische Reha- 
bilitierung und folgend eine Ausweitung öffentlicher In- 
vestitionen, die heute vielfach als Relikt alt-keynesiani- 
scher Makropolitik abgetan werden. Übersehen wird da- 
bei, dass öffentliche Infrastrukturinvestitionen den Vorteil 
multifunktionaler Effekte besitzen. Sie erhöhen die wirt- 
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit, wo sie zur Verbesse- 
rung der infrastrukturellen Angebotsbedingungen der 

beitsverhältnisses weder für Männer noch für Frauen die 
Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit vorgesehen 
ist, ist eines der größten gesellschaftspolitischen Proble- 
me. Die Erziehung von Kindern wird entweder zum Ar- 
mutsrisiko, weil die private Betreuung die Möglichkeiten 
zur Erwerbsarbeit einschränkt und staatliche Unterstüt- 
zungsleistungen viel zu niedrig sind, oder setzt ein sehr 
hohes Einkommen voraus, damit der Verlust von Steuer- 
vorteilen aus dem Ehegattensplitting verkraftet und 
gleichzeitig Kosten für die Kinderbetreuung aufgebracht 
werden können. Selbst wenn die finanziellen Fragen ge- 
löst sind, bleibt eine ständige Zeitnot in der Familie, weil 
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,,Normalarbeitszeiten" nicht für die Vereinbarkeit von Be- 
ruf und Familie konzipiert sind. Dort, wo Mütter vollzeit 
erwerbstätig sind, gelingt dies häufig nur, weil Haus- und 

i Betreuungsarbeit auf andere (meist niedrig entlohnte) 
Frauen, die im privaten Haushalt angestellt werden, verla- 
gert wird. 

Wenn derzeit ein Wandel vor allem auf der Ebene der 
Normalität durch ein sich änderndes Erwerbsverhalten zu 
beobachten ist, so vollzieht sich dieser gegen das noch 
existierende und in Regelungen materialisierte Leitbild der 
Alleinernährer- bzw. Zuverdienerehe. 

Neue Ungleichheiten durch Beibehaltung des 
traditionellen Normalarbeitsverhältnisses 
Während eine Politik der traditionellen Vollbeschäftigung 
nur die Männer (und damit gleichzeitig auch die Ehefrau- 
en) mit Erwerbsarbeit und daraus abgeleiteter sozialer Si- 
cherung versorgen musste, wird die Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt durch immer mehr Frauen, die erwerbstätig 
sein wollen, verschärft. Wenn allein schon aufgrund der 
anhaltenden Massenarbeitslosigkeit häufig Beschäfti- 
gungsformen angeboten und angenommen werden, die 
früher kaum akzeptabel waren, so wird dies noch da- 
durch verstärkt, dass ein quantitativ beachtlicher Teil der 
Arbeitsuchenden nicht den harten Forderungen unter- 
liegt, einen Familienlohn erwirtschaften zu müssen. Dies 
betrifft nicht nur verheiratete Frauen, sondern auch 
Männer, deren Ehefrauen erwerbstätig sind, sowie Sin- 
gles, deren Zahl immer mehr zunimmt. Aufgrund der 
Steuer- und sozialpolitischen Privilegierung der Hausfrau- 
enehe wird die familiäre Konstellation der Beschäftigten 
zu einem neuen Konkurrenzfaktor auf dem Arbeitsmarkt: 
Die Möglichkeit zur Akzeptanz von niedrigeren Löhnen 
und Teilzeitarbeit ist U. a. davon abhängig, ob ein Haus- 
halt über ein oder zwei Erwerbseinkommen verfügt, und 
die Verfügbarkeit der Beschäftigten für den Arbeitsmarkt 
ist in unterschiedlichem Maße eingeschränkt, je nachdem, 
ob sie allein leben oder ihr(e) Partner(in) nicht erwerbstä- 
tig bzw. teil- oder vollzeitbeschäftigt ist. Wettbewerbsvor- 
teile haben Singles und Paare ohne Kinder, während Fa- 
milien mit (kleinen) Kindern benachteiligt sind. Für über 
den Familienverbund abgesicherte Personen werden auch 
Arbeitsverhältnisse unterhalb des Vollzeitstandards akzep- 
tabel bzw. - im Fall der geringfügigen Beschäftigung - 
sogar attraktiv. Die derzeit beobachtbare Folge ist ein ver- 
stärktes Angebot solcher Arbeitsverhältnisse durch die Un- 
ternehmen, die auf diese Art Kosten sparen. 

Damit besteht die reale Gefahr, dass sogenannte ,,aty- 
pische" Beschäftigungsverhältnisse, die von bisher abgelei- 
tet Gesicherten aus gutem Grund wahrgenommen wer- 
den konnten, künftig verallgemeinert werden könnten. 
Die vordergründige Logik lautet: Wenn Frauen seit lan- 
gem solche Arbeitsplatze besetzen, sollte dies auch für 
Männer möglich sein. Am häufigsten wird eine solche 

Forderung in bezug auf die Teilzeitarbeit ausgesprochen: 
Nicht nur Frauen, sondern auch Männer sollten künftig 
zu einer individuellen Arbeitszeitverkürzung in Form von 
Teilzeitarbeit bereit sein. Bei dieser Forderung wird nicht 
nur ignoriert, dass viele Teilzeitarbeitsplätze kein existenzsi- 
cherndes Einkommen ermöglichen und aus diesem 
Grund von vielen gar nicht wahrgenommen werden kön- 
nen, es wird darüber hinaus übersehen, dass Teilzeitarbeit 
von Frauen häufig eben gerade nicht Ergebnis individuel- 
ler Arbeitszeitverkurzung ist, sondern vielmehr eine Form 
des Arbeitsmarktzutritts. Weil aufgrund der Zuständigkeit 
der Frauen für die unbezahlte Haushalts- und Erziehunqs- 
arbeit und aufgrund ungenügender öffentlicher Angebo- 
te zur Kinderbetreuung Vollzeitarbeit für sie kaum mög- 
lich ist, arbeiten sie lieber in Teilzeit als gar nicht. In die- 
sem Fall ist Teilzeitarbeit eher eine Form der Arbeitszeitver- 
Iängerung als eine Form individueller Arbeitszeitverkür- 
zung. Dies belegt eine von der Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen in Du- 
blin geförderte europaweite repräsentative Befragung zu 
den Erwerbswünschen für die Zukunft: In Ländern, in de- 
nen die Beschäftigungsquote der Frauen noch niedrig ist, 
würde bei Realisierung der gewünschten Arbeitszeiten 
das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen steigen müs- 
sen, obwohl die durchschnittlichen gewünschten Arbeits- 
zeiten in diesen Ländern deutlich kürzer sind als die tat- 
sächlichen. Wenn unter den in Deutschland gegebenen 
Bedingungen die von Frauen akzeptierten Beschäfti- 
gungsbedingungen verallge- 
meinert werden sollten, käme 
es zu einem deutlichen An- Dass weder für Männer noch für Frau- 

wachsen der wOrking POor, en die Vereinbarkeit von Erwerbs- 
weil auf diesen Arbeitsplätzen 
häufiq keine existenzsichern. und Familienarbeit vorgesehen ist, ist 

den Löhne, ,,Zuver- eines der größten gesellschaftspoliti- 
dienste" erarbeitet werden. 
Entsprechend niedrig fallen sehen 
auch die Leistungen im Fall 
von Arbeitslosigkeit sowie im Alter aus. Wer vom Normal 
arbeitsverhältnis freiwillig oder unfreiwillig abweicht und 
nicht über abgeleitete Ansprüche verfügt, ist durch die 
sozialen Sicherungssysteme nur ungenügend geschützt. 

Das Konzept des Normalarbeitsverhältnisses und ins- 
besondere die damit verbundene Orientierung auf einen 
Familienlohn haben zusammen mit mittelbaren Entgelt- 
diskriminierungen eine Lohnstruktur hervorgebracht, die 
durch erhebliche geschlechtsspezifische Ungleichgewichte 
geprägt ist. Die Gewerkschaften haben - zumindest in 
den männlich dominierten Branchen - den Familienlohn 
vehement verteidigt, während in typischen Frauenberu- 
fen und -branchen (als sogenannte Zuverdienerbranchen) 
selbst Vollzeitlöhne nur knapp über dem Existenzmini- 
mum liegen. Ein Beispiel dafür ist der deutsche Einzelhan- 
del, wo der Frauenanteil bei über 70 %, die Teilzeitquote 
bei rund 50 O h  und der Anteil geringfügiger Beschäfti- 
gung bei rund 25 % liegt. 

Durch die gewandelte Normalität (Erwerbstätigkeit 
von Frauen) gerät der Familienlohn unter Druck. Ein Zu- 
verdienst der Ehefrau kann immer häufiger unterstellt 
werden, so dass auch Vollzeiteinkommen von Männern 
keineswegs immer so hoch sein müssen, dass mit ihnen 
allein eine Familie ernährt werden kann. Es besteht die 
Gefahr, dass die traditionelle Existenzsicherung über den 
männlichen Familienlohn untergraben wird, ohne dass 
hinreichende Bedingungen für eine existenzsichernde Er- 
werbstätigkeit beider Partner geschaffen sind. Anderer- 
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Wandel der Arbeit 
und soziale Sicherung 
Ein ,,neues Normalarbeitsverhältnis" erfordert 
neue sozialstaatliche Antworten 

Von Alexandra Wagner 

er Regulierung von Erwerbsarbeit und soziale 
Sicherung für wichtig hält, muss sich die Frage 

stellen, wie diese unter den sich wandelnden W 
Bedingungen der Arbeitswelt umgesetzt werden können. 
Nicht nur Beschäftigungsformen, Arbeitszeitarrange- 
ments, Leistungsanforderungen und Arbeitsbedingungen 
ändern sich, sondern auch die Sicherungsbedarfe der 
Menschen sind keinesfalls statisch und zudem individuell 
differenziert. Dies stellt neue Anforderungen an die Aus- 
gestaltung der sozialen Sicherungssysteme, die ihre Funk- 

tion nur dann erfüllen kön- 
nen, wenn sie den neuen Si- 

Wenn eine wachsende Minderheit in cherungsbedarfen entspre- 

,,atypischen" oder ,,prekärenu Ar- chend angepasst werden. Die 
häufig fälschlich als ,,Erosionn 

beitsverhältnissen arbeitet, erfolgt bezeichnete Krise des Normal- 
dies in übereinStimmung mit der arbeitsverhältnisses geht letzt- 

lich darauf zurück, dass neuen 
dem Normalarbeitsverhältnis zugrun- ~ ~ f ~ ~ d ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~  der sozialen ~ i .  

de liegenden sozialen Sicherungs- cherung nur ungenügend 
Rechnung getragen wird. 

logik. Wenn eine wachsende Min- 
derheit von Erwerbstätigen in 

sogenannten ,,atypischenz' oder ,,prekären" Arbeitsver- 
hältnissen arbeitet, erfolgt dies meist nicht etwa in Ab- 
weichung von, sondern vielmehr in Übereinstimmung mit 
der dem Normalarbeitsverhältnis zugrunde liegenden so- 
zialen Sicherungslogik. Weil das Festhalten an der über- 
kommenen Logik sozialer Sicherung neue Ungleichheiten 
schafft und mit erheblichen sozialen Risiken verbunden ist, 
muss die Diskussion über die Etablierung eines ,,neuen 
Normalarbeitsverhältnisses" geführt werden. Dabei geht 
es um die Erhaltung des sozialen Schutzes unter veränder- 
ten Bedingungen 

Sozialstaatliche Absicherung des tradit ionel len 
Normalarbeitsverhältnisses 
Der normative Kern des Normalarbeitsverhältnisses be- 
steht in Schutzfunktionen für die abhängig Beschäftig- 
ten. Das ,,NormalarbeitsverhäItnis" garantiert ein regelmä- 
ßiges existenzsicherndes Einkommen und mit der Koppe- 
lung der Systeme der sozialen Sicherheit an das Einkom- 
men auch eine Risikoabsicherung gegen Krankheit, Ar- 
beitslosigkeit und Altersarmut, es sichert die Einhaltung 
der jeweils vereinbarten Standards des Arbeits- und Ge- 
sundheitsschutzes und die autonome Verfügung über die 
Sphäre der arbeitsfreien Zeit. Das Normalarbeitsverhältnis 
prägt als Leitbild der Erwerbsarbeit (als gesellschaftlich 
vereinbarte Norm) die Ausgestaltung des Erwerbs- und 
Sozialsystems. Dennoch befand sich zu keinem Zeitpunkt 
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die gesamte Bevölkerung unter dem ,Dach' des Normalar- 
beitsverhältnisses. Es gab immer auch Personen in prekä- 
ren Beschäftigungsverhältnissen - Tagelöhner, Saisonar- 
beiter, Werkvertragsnehmer usw. - die nicht in den Ge- 
nuss des sozialen Schutzes des Normalarbeitsverhältnisses 
gelangten. Den Frauen fällt nach dem Konzept des tradi- 
tionellen Normalarbeitsverhältnisses die Aufgabe zu, 
durch ihre unentgeltliche Haus- und Familienarbeit die 
Voraussetzung für die nahezu grenzenlose Verfügbarkeit 
des (Ehe-) Mannes auf dem Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 
Dafür erhalten nichterwerbstätige Ehefrauen einen sozia- 
len Schutz, der über abgeleitete Ansprüche aus der Er- 
werbstätigkeit und der sozialen Sicherung des Mannes 
gegeben ist. Eine eigenständige Erwerbstätigkeit der (ver- 
heirateten) Frauen ist hingegen nicht vorgesehen. Im Un- 
terschied zu anderen Ländern - z. B. den skandinavischen V 

- in denen die gleichberechtigte Erwerbstätigkeit von 
Frauen eine Selbstverständlichkeit und das jeweilige ,,Nor- 
malarbeitsverhältnis" deshalb eine für beide Geschlechter 
gültige Norm ist, ist das Normalarbeitsverhältnis in 
Deutschland eindeutig geschlechtsspezifisch geprägt. 

Das traditionelle Konzept des Normalarbeitsverhältnis- 
ses und das des männlichen Familienernährers sind folglich 
zwei Seiten einer Medaille: Das Erwerbseinkommen des 
Mannes sollte für die Existenzsicherung einer Familie aus- 
reichen. Demgegenüber brauchten Frauen keinen Famili- 
enlohn zu erwirtschaften. Alleinlebende Frauen brauch- 
ten nur die individuelle Existenz zu sichern, verheiratete 
Frauen konnten einen ,,Zuverdienst" zum Familienlohn 
des Mannes erarbeiten. Für Frauen war ein ,,Normalar- 
beitsverhältnis" folglich nicht vorgesehen, und ,,prekäre" 
Beschäftigungsformen waren für sie nicht existenziell be- 
drohlich, weil sie über den Familienverbund abgesichert 
waren. 

Traditionelles Normalarbeitsverhältnis i n  der Krise 
Individuelle Lebensentwürfe von Männern und Frauen 
stimmen häufig nicht mehr mit dem Leitbild des männli- 
chen Familienernährers überein, was sich vor allem in der 
wachsenden Erwerbstätigkeit und unerfüllten Erwerbs- 
wünschen der westdeutschen Frauen zeigt. Weil aber die 
institutionelle Verankerung des männlichen Normalar- 
beitsverhältnisses durch den gegebenen Vollzeitstandard, 
das Ehegattensplitting im Steuersystem, die kostenfreie 
Mitversicherung der Ehefrauen in der Krankenversiche- 
rung, die Hinterbliebenenrente und die private Verant- 
wortung für Kindererziehung und -betreuung weiterhin 
bestehen bleibt, können vorhandene Wünsche nach einer 
egalitäreren Teilung der bezahlten Arbeit zwischen den 
Geschlechtern häufig nicht bzw. nur um einen sehr ho- 
hen Preis realisiert werden. Dies zeigt sich darin, dass 
Frauen dann, wenn sie erwerbstätig sind, häufig in Teil- 
zeitarbeitsverhältnissen arbeiten. Insbesondere für Frauen 
mit Kindern bleibt die Versorgerehe mit Teilzeitbeschäfti- 
gung und ,,Zuverdienst" der Frau das dominierende Mo- 
dell, womit die grundsätzliche Abhängigkeit vom Famili- 
enverbund für diese Frauen auch weiterhin bestehen 
bleibt. Dies wird noch dadurch verschärft, dass Frauen 
nach der Geburt von Kindern häufig ihre Erwerbstätigkeit 
unterbrechen. 

Frauen, die eine berufliche Karriere anstreben, tun 
dies nicht selten um den Preis des Verzichts auf Kinder 
und Familie. Ein wachsender Anteil kinderlos bleibender 
Frauen ist möglicherweise auch eine Reaktion auf die nur 
sehr schwierige Vereinbarkeit von Beruf und Familie in der 
Bundesrepublik. Dass nach der Konzeption des Normalar- 
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Wirtschaft beitragen; sie steigern die soziale Lebensquali- 
tät der Menschen, wo sie im Bereich der Kindererziehung, 
der Gesundheitsversorgung, des Wohnungs- und Städte- 
baus usw. die sozialen Lebensbedingungen verbessern; sie 
leisten einen Beitrag zum nachhaltigen Umbau der Indu- 
striegesellschaft, wo sie ökologische Innovationen fördern 
und der Entsorgung umweltschädlicher Produkte und 
Stoffe dienen; und sie heben schließlich den gesellschaftli- 
chen Beschäftigungsstand, in dem sie in all den genann- 
ten Sektoren zur Expansion vor allem dienstleistungsori- 
entierter Tätigkeiten beitragen. 

Das zweite zentrale Feld einer investiven Sozialpolitik 
ist das Bildungs- und Wissenschaftssystem. Wenn Wissen 
und Informationen die Schlüsselressourcen der Zukunft 
sind und die Fähigkeit zur Verarbeitung von Informatio- 
nen zur Schlüsselqualifikation wird, dann ist die Gestal- 
tung der gesellschaftlichen Voraussetzungen der Infor- 
mationsverwertung eine Schlüsselaufgabe demokrati- 
scher Modernisierungspolitik. Hier sind vor allem zwei Ak- 
teure gefragt, die Wirtschaft und die öffentliche Hand. 

Die betriebliche Aus-, Weiter- und Fortbildungspolitik 
hat sich zwei zentralen Problemkomplexen zu stellen: 
zum einen den Anforderungen, die sich aus dem Bedeu- 
tungszuwachs von IT-Fachkompetenzen und extrafunk- 
tionalen Sozialkompetenzen ergeben; zum zweiten aber 
den Anforderungen, die aus dem demografischen Wan- 
del der Belegschaften resultieren. Das Demografiepro- 
blem wird üblicherweise lediglich als Herausforderung der 
sozialen Sicherungssysteme diskutiert. Wenig wird jedoch 
über die Konsequenzen nachgedacht, die aus der 
Schrumpfung und Alterung der Betriebsbelegschaften re- 
sultieren werden. Vor dem Hintergrund dieser Entwick- 
lung dürfte der heutige personalpolitische Umgang mit 
älteren Arbeitnehmerlnnen schnell an Grenzen stoßen. 
Gerade in den expandierenden Sektoren der ,,neuen Wis- 
sensökonomie" reagiert man auf die immer kürzeren 
Halbwertzeiten beruflicher Qualifikationen mit einer per- 
manenten Verjüngung der Belegschaften. Zukünftig wird 
es jedoch schwieriger werden, unverbrauchte und mit 
dem jeweils aktuellen Qualifikationsniveau ausgestattete 
Arbeitskraft auf externen Arbeitsmärkten einkaufen zu 
können. Dies vor allem, weil der Bedarf an diesen Fach- 
kräften wachsen, das Angebot nicht zuletzt aufgrund der 
demografischen Entwicklung jedoch sinken wird. 

Erfreulicherweise sind in den Betrieben positive Ansät- 
ze einer Wende sichtbar. So etwa der Versuch, die alters- 
spezifisch unterschiedlich verteilten Kompetenzen optimal 
miteinander zu kombinieren und somit den Bedarfen der 
Unternehmen und den Ansprüchen der Beschäftigten al- 
ler Altersgruppen gerecht zu werden. Vor allem an dieser 
Anforderung hat sich eine zukunftstaugliche Personalpoli- 
tik zu orientieren. 

Der Hauptakteur im gesellschaftlichen Wissenssystem 
ist der Staat. Im Zuge des öffentlichen Sparwahns wurde 
es seit Jahren vernachlässigt. Die mit Blick auf die materiel- 
le und personelle Ausstattung oft katastrophalen Zustän- 
de an Schulen, Fachhochschulen und Universitäten sind 
Legende. Dies ist umso problematischer, als das gesell- 
schaftliche Bildungs- und Wissenschaftssystem nicht nur 
die Erzeugung, sondern auch die soziale Verteilung des 
,,kulturellen Kapitals" (Bourdieu) einer Gesellschaft prägt. 
In diese Verteilung ist in den letzten zwei Jahrzehnten die 
Spaltungslinie sozialer Klassenherkünfte zurückgekehrt. 
Der Anteil von Studierenden aus sozial schwächeren 
Schichten ist wieder auf das Niveau vor der sozialliberalen 
Bildungsreform abgesunken. Dies ist (auch) aus ökonomi- 

schen Gründen fatal. Der Massenarbeiter der fordisti- 
schen Periode war der Produktionsfacharbeiter, der des 
Postfordismus könnte der Wissensarbeiter sein. Wenn 
aber Informations- und Kommunikationskenntnisse sowie 
Sozial- und Methodenkompetenzen erheblich an Bedeu- 
tung gewinnen, verträgt sich dies nicht mit einem Bil- 
dungssystem, das diese Fähigkeiten wieder stärker nach 
den Prinzipien sozialselektiver Elitenbildung verteilt. Die 
Anforderungen der neuen Wissensökonomie erfordern 
also eine umfassende Demo- 

kratisierung des und die Was gesamtgesellschaftlich ansteht 
tigung sozialer Zugangs- 
Schranken zum Bildungssy- ist nicht weniger als eine neue große 
stem. Bildungsreform, die sich das Ziel ei- 

Was qesamtgesellschaftlich 
ansteht .Lt alsonicht weniger nes modernen und demokratischen 
als eine neue große Bildungs- WiSSenSsyStemS setzt 
reform, die sich das Ziel eines 
modernen und demokrati- 
schen Wissenssystems setzt. In diesem müssten private 
und öffentliche Akteure nach festen Regeln und mit kla- 
ren Zuständigkeiten kooperieren, der Zugang zu den rele- 
vanten Bildungsressourcen müsste ohne soziale Schranken 
und in ausreichendem Umfang garantiert werden und 
die Bildungsangebote müssten den Anforderungen eines 
kontinuierlichen, lebenslangen Bildungsprozesses Rech- 
nung tragen. 

3. Die emanzipative Funktion 
Die sozialstaatliche Modernisierungspolitik muss sich je- 
doch davor hüten, das System der ökonomischen und ge- 
sellschaftlichen Regulierung nur nach den Spielregeln der 
globalen Marktökonomie auszurichten. Der Sozialstaat 
war seit seiner Entstehung immer auch eine Institution 
der Marktkorrektur und -bändigung. Der marktgesteuer- 
ten Ungleichverteilung von Einkommen, Vermögen und 
Lebenschancen und dem Machtungleichgewicht zwischen 
Lohnabhängigen und Kapitalbesitzern sollte durch eine 
kompensierende, umverteilende und demokratisierende 
Politik der sozialstaatlichen Institutionen und Akteure ent- 
gegengewirkt werden. Somit erweist sich die skizzierte, 
stärker mindestsichernd und optional ausgerichtete Re- 
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form der Arbeit- und Sozialverfassung als notwendig, um 
das notwendige Maß an ,,De-Kommodifizierung" der Ar- 
beitskraft inklusive seines emanzipatorischen Potentials zu 
sichern. 

Eine andere Dimension kommt hinzu. Gerade wenn 
die Zwänge der globalen Standortkonkurrenz immer di- 
rekter in die Bildungspolitik hineinwirken und die gesell- 
schaftliche Aufmerksamkeit auf die wettbewerbsfunktio- 
nale Komponente von Bildung lenken, braucht das, was 
man die ,,humanistisch-emanzipatorische Komponente" 
von Bildung nennen könnte, besondere Stärkung. Ein ge- 
sellschaftliches Bildungssystefi, das auf die Vermittlung 

der emanzipatorischen Poten- 
ziale der Moderne, seien sie in 

Das Bündnis für Arbeit ist nicht Ursa- den ,,kämpferischen Biogra. 
ehe, sondern die Folae der aewerk- phien" historischer Personen 

4 

schaftlichen Schwäche. 
oder den Theorien der bürger- 
lichen und sozialistischen Auf- 
klärung verkörpert, mag funk- 

tionale Arbeitskräfte für die New Economy hervorbrin- 
gen. Es versagt aber vor der Aufgabe, der nachwachsen- 
den Generation die kulturellen Errungenschaften der Mo- 
derne zu vermitteln und wird damit seinem zivilisatori- 
schen Auftrag nicht gerecht. 

4. Die (re-)distributive Funktion 
Eine umfassende Sozialstaatsreform bedarf entsprechen- 
der Finanzressourcen. Die Kosten sozialer Rechte und die 
Mittel für die notwendigen sozialstaatliche Transfers müs- 
sen auch zukünftig aus den Einkommen von Kapital und/ 
oder Arbeit finanziert werden. Dazu greift der demokra- 
tisch legitimierte Staat über Steuern und Abgaben in die 
Verteilung der Primäreinkommen ein, um diese nach ge- 
sellschaftlichen Vorgaben zu korrigieren. 

In Deutschland lasten die Sozialstaatskosten vor allem 
auf dem sog. ,,Faktor Arbeit". Die Anteile aus Vermögens- 
und Kapitaleinkommen sind nach 20 Jahren standortori- 
entierter Umverteilung auf einen historischen Tiefstand 
gesunken. Doch durch das Absacken der Lohnquote zu- 
gunsten der Gewinnquote droht die Finanzkrise des Sozi- 
alstaat~ chronisch zu werden. 

Die Politik hat in jüngster Zeit auf diesen Umstand 
reagiert. In der Rentenversicherung ist sie dazu übergan- 
gen, durch die Senkung der Beitragssätze den Faktor Ar- 
beit zu entlasten und die so entstandenen Finanzierungs- 
Iücken aus Steuern auf gesellschaftlichen Konsum (Mehr- 
wert- und ,,Ökosteuer") zu schließen. Doch auch diese 

Foto: Christian Kiel (Berl~n) 

2 8 

vom Grundsatz her richtigen Neujustierung von Beitrags- 
und Steuermitteln ist vor allem verteilungspolitisch pro- 
blematisch. Die Verlagerung der Sozialstaatsfinanzierung 
auf Konsumsteuern läuft letztlich auf eine ,,Umverteilung 
in der Klasse", auf eine Selbstfinanzierung des Sozialstaa- 
tes durch die Lohnabhängigen und eine besondere Bela- 
stung vor allem niedrigerer Einkommen hinaus. Die Ar- 
beitgeber profitieren von der Senkung der Arbeitskosten. 
Aber die Lohnabhängigen zahlen einen Zusatzbeitrag als 
Konsumenten und die Konsumquote steigt mit sinken- 
dem Arbeit- und Sozialeinkommen. Damit folgt diese 
Strategie zwar dem standortpolitischen Zeitgeist, der die 
Entlastung des global mobilen Kapitals als den kategori- 
schen Imperativ der grenzenlosen Wissensgesellschaft an- 
erkennt. Aber sie verstößt gegen die Essentiales einer ge- 
rechten Gesellschaftsreform und ist aus der Perspektive 
einer solidarischen Sozialstaatspolitik nicht akzeptabel. 
Notwendig ist eine Umverteilung in anderer Richtung 
und dabei vor allem die stärkere Einbeziehung hoher Ar- 
beitseinkommen sowie der Einkommen aus Produktiv-, 
Sach- und Geldkapital. In dieser Gestalt bleibt die Vertei- 
lungsfrage auch in der Wissensgesellschaft des 21 .Jahr- 
hunderts eine Schlüsselfrage. 

Und wer ist der Träger dieses Reformprojektes? 
Doch wer soll dies alles umsetzen? Mit Blick auf die aktu- 
elle politische Landschaft mutiert diese Reformskizzeplötz- 
lich zu einer ,,konkreten Utopie". Dies, obwohl die 90er 
Jahre in Westeuropa als eine Phase des Übergangs vom 
triumphierenden Neoliberalismus zur Neuen Sozialdemo- 
kratieinterpretiert werden können. Die historische Funkti- 
on des Neoliberalismus war die Destruktion der fordisti- 
schen Sozialstaatsstrukturen. Dabei war er mehr (Großbri- 
tannien) oder weniger (Deutschland) erfolgreich. Die 
Neue Sozialdemokratie tritt nun gleichsam das Erbe des 
Neoliberalismus an. Sie kann, wo der Neoliberalismus 
,,ganze Arbeit" geleistet hat (Großbritannien) dazu über- 
gehen, zaghafte Maßnahmen der Reregulierung durch- 
zusetzen, die zu dem neuen Akkumulationsmodell pas- 
sen. Doch sie verhilft den postfordistischen Strukturen erst 
richtig zum Durchbruch und vollendet die Deregulie- 
rungsarbeit, wo der Neoliberalismus durch seine politische 
Niederlage sie zu leisten nicht mehr in der Lage war. 

In beiden Politikstrategien, bei der nachfolgenden Re- 
regulierung wie bei der nachholenden Deregulierung 
spielt das Politikmodell des ,,Wettbewerbskorporatismus" 
oder der ,,Sozialpakte" zwischen Kapital, Arbeit und Staat 
eine entscheidende Rolle. Im Kern bedeutet es die Fort- 
führung der finanzmarktgetriebenen Modernisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft, allerdings nicht mittels einer 
politischen Konfrontationsstrategie, sondern über den 
Weg eines neuen Kompromissangebotes an die Lohnab- 
hängigen und ihre Gewerkschaften. 

Dieses neue Kompromissangebot triffi auf Gewerkschaf- 
ten, die im Übergang zum Postfordismus in eine strukturelle 
Defensive geraten sind. Seit Beginn der 8Oer Jahre gelang es 
(nicht nur in Deutschland) den Gewerkschaften nicht einmal 
mehr, den kostenneutralen Verteilungsspielraum aus Inflati- 
on und Produktivitätszuwachs auszuschöpfen. Der Anteil 
der Lohnabhängigen am Volkseinkommen sank drastisch. 
Diese offensichtliche Schwäche der Gewerkschaften ließ zu- 
gleich die Bindekraft gegenüber den Mitgliedern schwin- 
den. Mit Ausnahme der skandinavischen haben alle erhebli- 
che Mitgliederverluste hinnehmen müssen. So sank der ge- 
werkschaftliche Organisationsgrad in den letzten zwei Jahr- 
zehnte teilweise um über zehn Prozentpunkte. 
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In dieser Defensivsituation sehen Teile der Gewerk- 
schaftsapparate in dem neokorporatistischen Kompromis- 
sangebot die Chance, das organisationspolitische Überle- 
ben der Gewerkschaften zu sichern und in den Verhand- 
lungssystemen mit Kapital und Staat Schritte bei der Be- 
wältigung der Arbeitsmarktkrise durchsetzen zu können, 
die man sich über den Weg autonomer Interessenvertre- 
tung selbst nicht mehr zutraut. Doch die Hoffnung auf 
zunehmende Beteiligung trotz abnehmender Gegen- 
machtfähigkeit entpuppt sich zunehmend als Illusion, die 
die Gewerkschaften letztlich davon abhält, sich um die 
strukturellen Ursachen ihrer abnehmenden Durchset- 
zungsfähigkeit zu kümmern. Vor allem unterschätzt sie 
die Risiken ein Teilnahme an den Sozialpakten, die aus der 
Funktion und der internen Handlungslogik dieses Politik- 
modells folgen. Denn der politische Tausch, den die Neue 
Sozialdemokratie, anbietet, ist eine höchst asymmetrische 
Konstruktion. In den Modernisierungskonzepten, die 
über die Sozialpakte im gesellschaftlichen Konsens durch- 
gesetzt werden sollen, sind die Interessen der Lohnabhän- 
gigen denen des Produktions- und Finanzkapitals stets 
untergeordnet. Gewinne und Verluste werden äußerst 
ungleich verteilt. 

Es bedarf keiner großen politischen Fantasie, um sich 
die erheblichen Risiken des neokorporatistischen Politik- 
modells auszumalen. So kann es sich sehr schnell zu einem 
latenten Gefahrenherd für demokratische Entscheidungs- 
verfahren entwickeln. Das gilt zum einen für die interne 
Organisation der Regierungsapparate. Der Korporatismus 
tendiert zu einem ,,starken Staat". Denn die sozialpartner- 
schaftlichen Aushandlungen zwischen den beteiligten Ak- 
teuren funktionieren nur, wenn der Staat notfalls auch in 
der Lage ist, sie gegen den Widerstand unwilliger Ver- 
handlungspartner durchzusetzen. Dazu braucht er aber 
die entsprechende Macht, und er muss sicherstellen, dass 
nicht Teile der Regierung, etwa einzelne Minister, eine ei- 
gene Linie fahren. Was in den Medien vielfach als 
,,MachtwortM des Kanzlers goutiert wird, ist auch ein 
Funktionserfordernis diese Politikmodells. 

Ein zweites demokratietheoretisches Problem ergibt 
sich aus der Gefahr der Entmachtung des Parlaments. 
Wenn die gesellschaftlich relevanten Entscheidungen in 
den Sozialpakt-Runden getroffen werden bleibt zwar die 
legislative Funktion des Parlamentes formal unbeeinträch- 
tigt. Gleichwohl werden die Diskussionen und Entschei- 
dungen der nach der deutschen Verfassung gesetzgeben- 
den Körperschaft in einer Weise vorgeprägt, die aus der 
Perspektive der demokratischen Gewaltenteilung nicht 
ohne Probleme ist. 

Aber auch für die Gewerkschaften ist die Beteiligung 
an den Sozialpakten höchst riskant. Die Gewerkschaften 
mussen in diesen Verhandlungssystemen von den vertei- 
lungspolitischen Mitgliederinteressen ,,abstrahieren1' und 
sie gegen organisationspolitische Interessen eintauschen, 
um im eigentlichen Sinne ,,bündnisfähig8' zu werden (Ur- 
ban 2000). Dadurch können leicht innerorganisatorische 
Konflikte mit erheblicher Tragweite heranwachsen. Was 

gik", vorprogrammiert. Diese Situation tendiert dazu, die 
demokratischen Meinungsbildungsverfahren, über die 
sich die Mitgliedererwartungen intern organisieren und 
artikulieren, einzuschränken, um die Konfliktintensität zu 
reduzieren. Es gibt nicht wenige, die insbesondere den 
Ablauf der Tarifrunde in der Metallindustrie in 2000 als 
Beleg für die Relevanz dieses Risikos interpretieren. 

Die Analyse der Defizite, Zwänge und Risiken des Sozi- 
alpakt-Modells legt die gewerkschaftliche Aufkündigung 
der Mitarbeit in den entsprechenden Gremien nahe. Und 
in der Tat haben dies bereits einige (IG Medien, HBV) be- 
schlossen. Dies ist ermutigend, aber: Die Defensive der 
Gewerkschaften begann nicht mit, sondern lange vor 
dem Bündnis für Arbeit. Das Bündnis für Arbeit ist nicht 
Ursache, sondern die Folge der gewerkschaftlichen 
Schwäche. Dies bedeutet, dass mit der Aufkündigung der 
sozialpartnerschaftlichen Verhandlungssysteme alleine 
noch nicht viel gewonnen ist; sie ist sicher notwendige, 
aber keineswegs hinreichende Voraussetzung zur Wieder- 
erlangung gewerkschaftlicher Autonomie. Eine mittel- 
und langfristig tragende Alternativstrategie zur neokorpo- 
ratistischen Standortpolitik müsste z.B. auch auf einer 
neuen, klassenautonomen Betriebspolitik der Gewerk- 
schaften aufbauen, die die betrieblichen Wettbewerb- 
skoalitinen überwindet. 

Doch auch dies wäre nicht hinreichend. Letztlich be- 
darf es einer breiten gesellschaftlichen Reformbewegung. 
In ihr müßten die verbliebenen kritischen Intellektuellen, 
repolitisierte Gewerkschaften, soziale Selbsthilfeinitiativen 
und nicht zuletzt jene Akteure der Globalgesellschaft ko- 
operieren, die seit geraumer Zeit anlässlich der diversen 
Meetings der Globaliserungsprofiteure in Erscheinung tre- 
ten. Ansatzpunkte gibt es bereits: Kein Weltbank-, Wäh- 
rungsfonds- oder EU-Gipfel in jüngster Zeit, ohne dass 
sich nicht eine bunte, transnational kommunizierende 
Protestbewegung zu Wort meldete, zuletzt in Nizza. 
Auch in Deutschland regt sich allmählich wahrnehmbarer 
Widerstand gegen die neusozialdemokratische Kapitalisie- 
rung der Sozialversicherungen, auch wenn gerade die 
Gewerkschaften in ihrer Protestrolle gegen eine sozialde- 
mokratisch geführte Regierung mitunter wie neugebore- 
nen Elefanten bei ihren ersten Gehversuchen hin- und 
herwackeln. Selbst in der US-amerikanischen New Econo- 
my ist zunehmend gewerkschaftlicher Widerstand gegen 
überzogene Ausbeutungsverhältnisse wahrzunehmen 
(2.B. Kuls/Nesshöver 2000). Lange Zeit schien die soziale 
Opposition gegen Neoliberalismus und Neue Sozialdemo- 
kratie zur Leiche erstarrt. Doch seit geraumer Zeit Iäßt 
sich in Anlehnung an Galileo Galilei behaupteten: ,,Und sie 
bewegt sich doch!" SPW 

Literatur: 
M. Aylietta (1999): Ein neues Akkumulationsreyime? Hamburg. 
Z. Baumann (2000): Die Moderne als Geschichte der Zeit, in: W. 

Fricke (Hrsg.): Arbeit, Umwelt und Technik in der Wissensye- 
sellschaft. Bonn, S. 43-60. 

M. Baethye (2000) Der unendlich langsame Abschied vom Indu- 
strialismus und die Zukunft der Dienstleistunysbeschaftiyuny, 

tun, wenn die Gewerkschaftsführung sich etwa in den in: WS1-Mit tei l~n~e" 3 ,  S.149ff. 

Bündnisverhandlungen dazu verpflichtet hat, Beschäfti- F Bourdieu (2000): Gegen die Macht des großen Geldes. Für eine 
neue europaische Aufklarung (http://www.bankwatch.de/). 

gung über ,.bescheidene8' Lohnabschlüsse zu fördern, die U. Fachincier /A Oelschläcier (2000): Selbstständicie und ihre Al. 
Mitglieder aber mit Blick auf die Gewinnsituation in den tersvorsorge. Sozialpolitischer Handlunysbedarf<ZeS(Zentrum 
Betrieben eine aktiv umverteilende Tarif~oiit ik erwarten für Sozialpolitik)-Arbeitspapiere Nr.3. (Bremen). 

und einfordern, l n  dieser situation ist die ~ ~ l l i ~ i ~ ~  zwi. N KuIs/C.Nesshover (2000) Die Streikfront für die New Economy 
steht, in: Handelsblatt, V. 9.8.2000. 

schen Bündnisverpflichtungen und Mitgliedererwartun- K, Marx (1962,: Das KaDital, in: Marx/Enaels.Werke Bd, 23, , , , , . > 

gen, oder wie es in der politikwissenschaftlichen Termino- H - J .  Urban (Hrsg.) (2000): Beschäftiyunysbündnis oder Standort- 
logie höflicher heißt: zwischen ,,Mitglieder- und Einflusslo- pakt? Hamburg. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 117, 2001 



JAHRESVERZEICHNIS 2000 JAHRESVERZEICHNIS 2000 

Deutschlandllnnenpolitik: Prokop: 1 15-4; Rossmann: 1 14-5; Schürg: 1 12-5; Vilmar: 1 12-54; Winsemann: 1 13-1 5; Wodarg: 1 14-51 ; 
Wodarg: 1 15-1 4; spw-Ja hresregister 2000 
EntwicklungspolitiklNord-Süd: Bleckmann: 1 1 2-50; 

Das Jahresregister 2000 hat Reinhold Rünker für spw erstellt. Es besteht aus vier Teilen: Verzeichnis der Hefte und Schwerpunktthe- 
men, Verzeichnis der Artikel, RezensionenlBuchbesprechungen und dem Sachverzeichnis. 

Europa: Küchle: 1 16-37, Nassauer: 1 16-32, Pfeuffer: 1 13-1 0, Schäfer: 1 13-4, Winsemann: 1 15-8, 

FinanzpolitiklSteuerpolitik: Larcher: 1 1 1-6, Winsemann: 1 14-1 4, Winsemann: 1 1 5-2 1 
Verzeichnis der Hefte und Schwerpunktthemen 
Nr. Heft MonateIJahr Schwerpunktthema 
1/00 1 1 1 JanuarIFebruar 2000 Moderne Zeiten 
2/00 1 12 MärzIApril 2000 Arbeit und Demokratie 
3/00 1 13 MaiIJuni 2000 Parteien und Populismus 
4/00 1 14 JuliIAugust 2000 Neue Dienstleistungsberufe 
5/00 1 15 SeptemberIOktober 2000 Halbzeit für rot-grün 
6/00 1 16 NovemberIDezember 2000 10 Jahre verpaßter Chancen 

1 

FamilielFamilienpolitik: Knapp: 1 14-45 

FrauenpolitiklFrauenbewegung: Jansen: 1 13-21, Biermann: 1 12-1 1, Karsten: 1 14-20, Naujoks: 1 14-1 5, 

FriedenspolitiklFriedensbewegung: Jansen: 1 13-21, Keller: 11 6-51, Kommission am IFSH: 11 3-1 6, Küchle: 1 1  6-37, Lutz.: 11 6-29, 

GeschichtelGeschichtspolitik: Prokop: 1 15-4, Rügemer: 114-50, Schürg: 1 12-5, 

Gewerkschaften: Benz-Overhage: 11 2-38, Ehrke: 1 1  4-27, Jobelius: 11 6-14, Peters: 11 1-4, Schmitthenner: 11 5-29, Wehner: 11 2-43, 

Internationale PolitiklAußenpolitik: Brand: 11 2-58, Jansen: 1 13-21; Kommission ,,Europäische Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr" 
am IFSH: 1 13-1 6; Meyer: 1 16-25; Mützenich: 1 13-24; Mützenich:l16 -27; Verzeichnis der Artikel (sortiert nach Autorlnnen) 

Autorln: Titel 
Annen, Niels: Comandante Presidente Hugo Chavez frias 

Heft-Seite 
111-18 
115-13 ' 

1 12-47 
1 13-38 
1 12-38 
1 14-33 
114-19 
1 12-1 1 
1 12-50 

InternationaleslAusland: Annen: 11 1-1 8, Annen: 11 5-1 3, GöII: 11 6-41, GÖII: 1 15-41, Keller: 11 6-51, Klopcic: 11 3-30, Mann: 11 3-35, 
Orlov: 1 16-49, Schauff: 1 1 1-1 6, Schmidt: 1 12-4, Wiese: 1 15-46, Zellner: 1 1 1-1 9, Annen, Niels: Wer ist Zapatero? 

Bäcker, Gerhardl Bispinck, Rainhardtl Hofemann, KlausINaegele, Gerhard: Sozialpolitik und soziale Lage in Deutschland 
Behler, Gabriele: Der Skandal als Entwertung des Politischen 
Benz-Overhage, Karin: Neue Anforderungen an die Mitbestimmung in Betrieb und Unternehmen 

lnternationalisierung1Globalisierung: Roth: 1 14-54, Wahl: 1 1 1-1 5, 

Jusos: Kaczmarek: 1 16-1 3, Kohlrausch: 1 12-21, Mikfeld: 1 15-53, Pohl: 1 15-9, Kaczmarek: 1 16-1 3, 

Beyer, Lotharl Hilbert, Josef/Micheel, Brigitte: Neue Bedürfnisse - neue Dienstleistungen - neue Arbeit? 
Biermann, Utal Meyer, Dirk: Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Biermann, UtaIKrämer, Ralf: Frauenbilder 2 - „Die weibliche Wirklichkeit ist anders!" 

Kapitalismus: Brüggen 1 1 6-56; 

Magazin: Annen: 11 1-1 8, Annen: 11 5-1 3, Biermann: 1 12-1 1, Burmeister: 11 3-7, Dietzel: 11 6-1 7, Fischer: 11 5-1 0, GöII: 11 2-9, Hennik- 
ke: 1 14-8, Hensche: 1 1 1-5, Hentges: 1 16-4, Jobelius: 1 12-7, Jobelius: 1 16-1 4, Jobelius: 1 13-6, Kaczmarek: 1 16-1 3, Klein: 1 13- 
9, Krämer: 1 13-1 2, Krems: 1 16-22, Kristof: 1 16-1 0, Laberenz: 1 1 1-1 3, Larcher: 1 14-1 1, Larcher: 1 1 1-6, Meier: 1 16-8, Mikfeld: 
1 1 1-9, Peters: 1 1 1-4, Pfeuffer: 1 13-1 0, Pohl: 1 15-9, Prokop: 1 15-4, Quandt: 1 16-7, Richter: 1 15-6, Rossmann: 1 14-5, Roth: 
1 12-9, Schäfer: 1 13-4, Schauff: 1 1 1-1 6, Schauff: 1 12-8, Schauff: 1 15-1 0, Schmidt: 1 12-4, Schmitz: 1 16-20, Schürg: 1 12-5, 
Seht: 1 15-1 7, Wahl: 1 1 1-1 5, Wiesehügel: 1 14-4, Winsemann: 1 15-8, Wodarg: 1 15-1 4, Zellner: 1 1 1-1 9, 

Bleckmann, Berndt: Menschenrechte als Herrschaftsinstrument 
Böhning, Björn, s. Burmeister, Björn 
Brand, Ulrich: Ordnung w e l t w e i t  für wen? Zur beginnenden Debatte um ,,Global Governance" 
Brüggen, Willil Dietzel, Horst Lingemann, Dietmarl Wolf, Frieder Otto/ Woop, Gerry: Die neue Ökonomie politisch gestalten 
Brunkhorst, Hauke: Abschied von der egalitären Bürgergesellschaft? 
Buntenbach, AnnelieINahles, Andrea: Halbzeit für Rot-Grün 
Burmeister, KaiIBöhning, Björn: In Deutschland links oben. Schleswig-Holstein nach den Landtagswahlen 

Medienllnternet: Klein: 1 13 9 

PDS: Dehm: 1 13-47, Dietzel: 1 16-1 7, 

PolitikwechsellRot-Grün: Buntenbach,/Nahles: 11 5-23, Klönne: 11 5-32, Krämer: 1 13-1 2, Kräme: 11 5-40, Oertzen: 1 15-35, Schmitt- 
henner: 11 5-29, Walther: 1 1  5-22, 

Burmester, Hillevi, s. ~aujoks, Martina 
Butterwegge, Christoph: Generationengerechtigkeit im Sozialstaat 
Decker, Frank: Der neue Rechtspopulismus in Westeuropa 
Dehm, Diether: ,,Links wächst Charisma in Bewegung" 
Dietzel, Horst, s. Brüggen, Willi 
Dietzel, Horst./ Woop, Gerry: Nach Cottbus- Problemlagen und Zukunftsaussichten der PDS 
Dollase, Rainer: Das Flexibilisierungsparadoxon. Arbeitszeitpräferenzen Studierender 
dos Santos Hermann, Susana: Die spw auf dem Weg in die politische Isolation? 

Politische TheorielDemokratie: Behler: 1 13-38, Bleckmann: 1 12-50, Brunkhorst: 1 13-40, Decker: 1 13-26, Dehm: 1 13-47, Grabert: 
1 14-1 8, Gusenbauer: 1 13-33, Klönne: 1 15-32, Lohmann: 1 13-50, Machnig: 1 13-43, Mann: 1 13-35, Naujoks: 1 14-1 5, Oertzen: 1 15-35, 
Rünker: 1 13-25, Vester: 1 1 1-43, Vilmar: 1 12-55, Wehr: 1 12-1 9, 

Rechte Politik und IdeologielRechtsextremismus: Decker: 1 13-26, Fischer: 1 15-1 0, Gusenbauer: 1 13-33, Hentges: 1 1 6-4, Pfeiffer: 1 16- 
24, Quandt: 1 16-7, Rünker: 1 13-25, Ebert, Thomas : Die neuen Dienstleistungsberufe und der Sozialstaat 

Ehrke, Michael: „Von Gewerkschaftsfeindlichkeit in den neuen Beschäftigungsgruppen kann keine Rede sein." Interview 
Evers, Jens/ Fisahn, Andreasl U. a.: Wohin des Weges? Sozialdemokratie im 21 .Jahrhundert SozialdemokratielSPD allgemein Evers: 1 16-53, Machnig: 1 13-43, Mikfeld: 1 1 1-9; 
Fisahn, Andreasl U. a, s. Evers, Jens 

SozialdemokratielSPD Parteilinke: dos Santos Hermann, Susana: 11 2 17, Krämer: 11 1 49, Larcher: 114-1 1; Rudolph,:l12-14, Schostok: 
1 1 1-54; 

Fischer, Birgit: Programme gegen rechts 
Geißler, Karlheinz A.: Die Uhr geht mit der Zeit 
Gilges, Konrad : Offnen allein genügt nicht 
GöII, EdgarlVössing, Konstantin: USA 2000: And the winner is ... Al W. GorebuBh 
GöII, Edgar: Die Linke in den USA- Aufbruch ins neue Jahrtausend? 

a GöII, Edgar: Neue Gesellschaft und neuer Mensch. Vor 100 Jahren wurde Erich Fromm geboren 

SozialdemokratielSPD regional: Burmeister: 1 13-7, Jobelius: 1 12-7, Jobelius: 1 13-6, Krems: 1 16-22, Schmitz: 1 16-20, 

Sozialdemokratie international: Gusenbauer: 1 13-33 

Sozialistische PolitiklStrategie: Brüggen: 11 6 56, Evers: 11 6 53, Krämer: 11 5 49, Mikfeld: 11 5#53, Roth: 11 5 56, Sass: 1 14 40, dos San- 
tos Hermann: 1 12 17, Kohlrausch: 11 2 21, Krämer: 11 1 49, Oertzen: 11 1 56, Rudolph: 11 2-1 4, Schauff: 11 2 8, Schauff: 11 5 
10, Schostok: 1 1 1 54, Wehr: 1 12 19, Welti: 1 12 33, 

Grabert Horst : Reise in die Vergangenheit -Tagebuchnotizen zu Harpprechts ,,Jahre mit Willy Brandt" 
Groß, Hermannl Munz, Eva: Arbeitszeitwunsch und -wirklichkeit 
Gusenbauer, Alfred: Populär, nicht populistisch. SPÖ gegen FPÖ 
Hennicke, Peter: Nach dem Atomkonsens - Perspektiven der Energiewirtschaft 
Hensche, Detlef: Durchbruch im Bündnis für Arbeit? 
Hentges, Gudrun: Rassismus, Sprache und ,,deutsche Leitkultur" 
Hilbert, Josef, s. Beyer, Lothar 
lssa ,Sabine: ,,Zeiten der Stadt" 
Jansen, Mechtild: Frauen in die Bundeswehr. Zum Urteil des EuGH vom Januar 2000 
Jobelius, Matthias: Mit Ver.di auf der Suche nach identität 

5ozialpolitiklSozialstaat: Bäcker: 1 12-47, Butterwegge: 1 13-56, Ebert: 1 14-30, Gilges: 1 1 1-38, lssa : 1 1 1-35, Kaczmarek: 1 16-1 3, 
Knapp: 1 14-45, Meyer: 1 14-35, Welti 1 14 -57, Wiesehügel,: 1 14-4 

TheoretikerlnnenlTheorie: GöII: 1 12-9, Roth: 1 15-56, 

UmweltlOkologie: Hennicke: 1 14-8, Kristof: 1 16-1 0, Seht: 1 15-1 7, Wodarg: 1 14-51, Wodarg: 1 15-1 4, 

WahlenlDeutschland: Burmeister: 1 13-7, Jobelius: 1 13-6, 

WirtschaftspolitiklWirtschaftsdemokratielÖkonom~e: Brüggen: 11 6-56, Richter: 11 5-6, Vilmar: 11 2-27, 

Zeit, Zeitmanagement: Dollase: 1 1 1-33, Geißler.: 1 1 1-22, Gilges: 1 1 1-38, Groß: 1 1 1-25, lssa : 1 1 1-35, König: 1 1 1-21, Sander: 1 1 1-39, 

Jobelius, Sebastain: Der Versuch, einen Toten zum Leben zu erwecken 
Jobelius, Sebastian: Landtagswahl in NRW 
Kaczmarek, Oliver: Sozialstaat a la carte? 
Kaluza, Hildegard, s. Meyer, Dirk 
Karsten, Maria Eleonora: Personenbezogene Dienstleistung für Frauen 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Polit~k und Wirtschaft. Heft 117. 2001 



JAHRESVERZEICHNIS 2 0 0 0  JAHRESVERZEICHNIS 2000  

Keller, Adam: Der angekündigte Krieg 
Klein, TimILauber, Markus: www.LinksNet.de: Yahoo & Co. von links 
Klönne, Arno: Das ,,bewusstlose Projekt" 
Klopcic, Gernotl Laberenz, Lennart: DieTotalität der Mitte. Spanien nach den Wahlen 
Knapp, Ulla: Sozialstaat, Kinder und Familie 
Kohlrausch, BettinaIMikfeld, BenjaminIVVischmeier, Jessika: Neue Zeiten Denken, 
Diskussionsthesen zum Verhältnis zwischen Sozialdemokratie und junger Generation 
Kommission ,,Europäische Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr" am IFSH: Bundeswehr-Modell ,,2OOF" 
König, Barbara: Zeitpolitik als Querschnittsaufgabe. Einleitende Bemerkungen zum Heftschwerpunkt 
Kräme, Ralf: Halbzeitbilanzveranstaltungen 
Krämer, Ralf : Die Zukunft der Sozialistlnnen liegt links -von der SPD 
Krämer, Ralf, s. Biermann, Uta 
Krämer, Ralf: Arbeit und Demokratie heute. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf: Halb -Zeit: Konferenz und Aktionen in Berlin am 22,123.09.2000 
Krämer, Ralf: spw intern 
Krämer, Ralf: Über Human Capital, Cyberlords und modernen Sozialismus 
Krems, Martin: SPD in Sachsen-Anhalt 
Kristof, Koral Ramesohl, Stephan: Ökologische Selbstverpflichtung 
Küchle, Hartmut: Die europäische Neuordnung der Rüstungsindustrie 
Laberenz, Lennart, s. Klopcic, Gernot 
Laberenz, Lennart: Chronologie einknickender Sachpolitik. Über Schröder, BAFÖG und Häuserbau 
Larcher, Detlev von / Nahles, Andrea: DL 21 gegründet 
Larcher, Detlev von: Steuerpolitik für die Shareholder Society 
Lauber, Markus, s. Klein, Tim 
Lingemann, Dietmar, s. Brüggen, Will 
Lohmann, Ingrid: Neoliberalistische Bildungspolitik 
Lutz, Dieter S.: Der Friede als Ernstfall 
Machnig, Mathias: ,,Person, Programm und Performance gehören zusammen", lnterview 
Mann, Thomas : Aufstand gegen die Technokratie 
Meier, Jörg: Hochschulreform, Selbstverwaltung und Mitbestimmung 
Meyer, Dirk, s. Biermann, Uta 
Meyer, Dirv Kaluza, Hildegard: Finanzierungsfragen der Neuen Dienstleistungen 
Meyer, DirW Schuster, Joachim: Einleitung zum Heftschwerpunkt: Zehn Jahre Verpaßte Chancen 
Micheel, Brigitte, s. Beyer, Lothar 
Mikfeld, Benjamin, s. Kolhrausch, Bettina 
Mikfeld, Benjamin: Nadelstiche, die kaum weh tun. Kurze Nachlese zum SPD-Bundesparteitag 
Mikfeld, Benjamin: Neue Zeiten Denken -eine Strategie für die Jusos 
Munz, Eva, s. Groß, Hermann 
Mützenich, Rolf : Kluge Außenpolitik 
Mützenich, Rolf: 10 Jahre nach Ende der Bi-Polarität 
Nahles, Andrea, s. Buntenbach, Annelie 
Nahles, Andrea, s. Larcher, Detlev von 
Nassauer, Otfried: Eine europäische Flagge 
Naujoks, MartinaIBurmester, Hillevi: Frauenbewegung zwischen Gestern und Morgen 
Oertzen, Peter von: Die Mitte, die ich meine ... 
Oertzen, Peter von: Marx und der ,,Realsozialismus" 
Orlov, Boris: Die Quadratur des Kreises durch Putin 
Peters, Jürgen: Zeit zum Handeln. Tarifrunde 2000 und das Bündnis für Arbeit 
Pfeiffer, Birgit: Der Anstand der Aufständischen 
Pfeuffer, Andreas: Raisons d' agir - Für eine Europäische Soziale Bewegung 
Pohl, Katjal Scholle, Thilo: IUSY-Festival 
Prokop, Siegfried: 10 Jahre Vereinigung BRD-DDR 
Quandt, Dietmar: Konflikt NPD und freie Kameradschaft 
Rawert, Mechthildl Zauner, Margrit: Neue Dienstleistungen 
Richter, Edelbert: Aufschwung Ost? 
Rossmann, Ernst Dieter: Ein Deja-vu oder die Geschichte als Farce 
Roth, Rainer: Einblick in einen ,,PiratenstaatU 
Roth, Winfried: Aufstieg und Fall der Standorte 
Roth, Winfried: Zum 70. Geburtstag von lmmanuel Wallerstein 
Rudolph, Karsten: Die Zukunft liegt in der SPD 
Rügemer, Werner: Das SS-Wirtschaftssystem 
Rünker, Reinhold: Parteien und Populismus. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Sander, Mario: Arm an Zeit und reich an Uhren 
Sass, Fiete: Human Capital- Menschliche Fähigkeiten im Zentrum der Produktivkraftentwicklung 
Schäfer, Axel: Eine notwendige Fischer-Kontroverse 
Schauff, Frank: ,,Es ging nicht um Sicherheit..."- Eine Historikertagung in den USA 

Schauff, Frank: Deus ex machina. Zur Lage in Russland 
Schauff, Frank: Politisches Denken im 20. Jahrhundert 
Schmidt, Dagmar: Das Scheitern der Sanktionspolitik. Für eine neue Strategie für den Irak 
Schmitthenner, Host: Zwei Jahre Rot-Grün - Politik braucht Einmischung 
Schmitz, Christian: Die rheinland-pfälzische SPD in der Sackgasse 
Scholle, Thilo, s. Pohl, Katja 
Schostok, Stefan: Anmerkungen zur spw und den Linken in der SPD 
Schürg, Mike: Zwangsarbeiter- Gib Dich zufrieden und halt stille! 
Schuster, Joachim, s. Meyer, Dirk 
Seht, Hauke von: Klimaschutzprogramm 
Vester, Michael: Gibt es eine ,neue Mitte'? 
Vilmar, Fritz: Wirtschaftsdemokratie-Zielbegriff einer alternativen Wirtschaftspolitik 
Vilmar, Fritz: Soziale Liquidation oder Diskriminierung ostdeutscher Eliten 
Vössing, Konstantin, s. GöII, Edgar 
Wahl, Peter: Massenproteste gegen die W O  
Walther, Claudia: Halbzeit in Berlin - Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Wehner, Ewald: Mitbestimmung muss Gegenmacht bleiben 
Wehr, Andreas: Das Parteiensystem im Umbruch 
Welti, Felix: Formwandel der Arbeitskraft im flexibilisierten Kapitalismus 
Welti, Felix: Zur Kritik der Rentenreform 
Wesphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas : kurzum 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: Kurzum 
Wiese, Inken: Barak vor dem Scheitern? 
Wiesehügel, Klaus : Die Haltung der IG BAU zur Rentenreform 
Winsemann, Burkhard : Lob unerwünscht 
Winsemann, Burkhard: Die Benzinpreis-Woche 
Winsemann, Burkhard: Es ist vollbracht 
Winsemann, Burkhard: Soziale Republik Europa kommt jetzt in Schwung 
Wischmeier, Jessika , s. Kohlrausch, Bettina 
Wodarg, Wolfgang : Recht und Ethik der modernen Medizin 
Wodarg, Wolfgang: Patentierung von Erbgut 
Wolf, Frieder Otto, s. Brüggen, Willi, 
Woop, Gerry, s. Brüggen, Willi 
Woop, Gerry, s. Dietzel, Horst 
Zauner, Margrit, s. Rawert, Mechthild 
Zellner, Wolfgang: Vorrang für Prävention. Zur Arbeit des Centre for OSCE Research Interview 

Verzeichnis der besprochenen Bücher (Sortierung nach Autorlnnen der Bücher) 

Autorln: Titel (Autorln der Rezension) 
Klaus Harpprecht: Im Kanzleramt -Tagebuch der Jahre mit Willy Brandt Grabert, Horst: 
Rügemer, Werner: Grüezi! Bei welchem Verbrechen dürfen wir behilflich sein? Roth, Rainer 
Landes, David: Wohlstand und Armut der Nationen Roth, Winfried: 
Koch, Peter-Ferdinand: Die Geldgeschäfte der SS Rügemer, Werner 
Deppe, Frank: Politisches Denken im 21. Jahrhundert Schauff, Frank: 

Heft-Seite 
114-18 
1 12-9 
1 14-54 
1 14-50 
112-10 

Sachverzeichnis 
Die Angaben hinter den Stichworten beziehen sich auf Heftnummer/SeitenzahI und Autorlnnen der Beiträge (es ist nur der erste Name 
genannt), deren Titel im alphabetischen Autorlnnenverzeichnis nachgeschlagen werden können. 

Stichwort: Autorln: Heft-Seite 

ArbeitlBündnis für ArbeitlZukunft derArbeitlBeschäftigungspolitik: Bäcker 1 12-47; Benz-Overhage 1 12-38; Beyer 1 14;-33; Biermann 
1 14-1 9; Butterwegge 1 13-56; Dollase 1 1 1-33; Ebert 1 14-30; Ehrke 1 14-27; Geißler 1 1 1-22; Groß 1 1 1-25; Hensche 1 1 1-5; Kar- 
sten 1 14-20; König 1 1 1-21 ; Krämer 1 12-26; Krämer 1 1 5-49; Peters 1 1 1-4; Rawert 1 14-23; Sander 1 1 1-39; Sass 1 14-40; Vilmar 
1 12-27; Wehner 1 12-43; Welti 1 12-33; 

BildunglAusbildunglHochschule: Dollase: 1 1 1-33; Laberenz: 1 1 1 - 1  3; Lohmann: 1 13-50; Meier: 1 16-8; 

Dienstleistungsgesellschaft/-politik: Beyer: 1 14-33, Biermann: 1 14-1 9, Ebert: 1 14-30, Ehrke: 1 14-27, Karsten: 1 14-20, Meyer: 1 14-35, 
Rawert: 1 14-23, 

spw Zeitschrift fur Sozialistische Politik und  Wirtschaft. Heft 117, 2001 



JAHRESVERZEICHNIS 2 0 0 0  JAHRESVERZEICHNIS 2000  

Keller, Adam: Der angekündigte Krieg 
Klein, TimILauber, Markus: www.LinksNet.de: Yahoo & Co. von links 
Klönne, Arno: Das ,,bewusstlose Projekt" 
Klopcic, Gernotl Laberenz, Lennart: DieTotalität der Mitte. Spanien nach den Wahlen 
Knapp, Ulla: Sozialstaat, Kinder und Familie 
Kohlrausch, BettinaIMikfeld, BenjaminIVVischmeier, Jessika: Neue Zeiten Denken, 
Diskussionsthesen zum Verhältnis zwischen Sozialdemokratie und junger Generation 
Kommission ,,Europäische Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr" am IFSH: Bundeswehr-Modell ,,2OOF" 
König, Barbara: Zeitpolitik als Querschnittsaufgabe. Einleitende Bemerkungen zum Heftschwerpunkt 
Kräme, Ralf: Halbzeitbilanzveranstaltungen 
Krämer, Ralf : Die Zukunft der Sozialistlnnen liegt links -von der SPD 
Krämer, Ralf, s. Biermann, Uta 
Krämer, Ralf: Arbeit und Demokratie heute. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Krämer, Ralf: Halb -Zeit: Konferenz und Aktionen in Berlin am 22,123.09.2000 
Krämer, Ralf: spw intern 
Krämer, Ralf: Über Human Capital, Cyberlords und modernen Sozialismus 
Krems, Martin: SPD in Sachsen-Anhalt 
Kristof, Koral Ramesohl, Stephan: Ökologische Selbstverpflichtung 
Küchle, Hartmut: Die europäische Neuordnung der Rüstungsindustrie 
Laberenz, Lennart, s. Klopcic, Gernot 
Laberenz, Lennart: Chronologie einknickender Sachpolitik. Über Schröder, BAFÖG und Häuserbau 
Larcher, Detlev von / Nahles, Andrea: DL 21 gegründet 
Larcher, Detlev von: Steuerpolitik für die Shareholder Society 
Lauber, Markus, s. Klein, Tim 
Lingemann, Dietmar, s. Brüggen, Will 
Lohmann, Ingrid: Neoliberalistische Bildungspolitik 
Lutz, Dieter S.: Der Friede als Ernstfall 
Machnig, Mathias: ,,Person, Programm und Performance gehören zusammen", lnterview 
Mann, Thomas : Aufstand gegen die Technokratie 
Meier, Jörg: Hochschulreform, Selbstverwaltung und Mitbestimmung 
Meyer, Dirk, s. Biermann, Uta 
Meyer, Dirv Kaluza, Hildegard: Finanzierungsfragen der Neuen Dienstleistungen 
Meyer, DirW Schuster, Joachim: Einleitung zum Heftschwerpunkt: Zehn Jahre Verpaßte Chancen 
Micheel, Brigitte, s. Beyer, Lothar 
Mikfeld, Benjamin, s. Kolhrausch, Bettina 
Mikfeld, Benjamin: Nadelstiche, die kaum weh tun. Kurze Nachlese zum SPD-Bundesparteitag 
Mikfeld, Benjamin: Neue Zeiten Denken -eine Strategie für die Jusos 
Munz, Eva, s. Groß, Hermann 
Mützenich, Rolf : Kluge Außenpolitik 
Mützenich, Rolf: 10 Jahre nach Ende der Bi-Polarität 
Nahles, Andrea, s. Buntenbach, Annelie 
Nahles, Andrea, s. Larcher, Detlev von 
Nassauer, Otfried: Eine europäische Flagge 
Naujoks, MartinaIBurmester, Hillevi: Frauenbewegung zwischen Gestern und Morgen 
Oertzen, Peter von: Die Mitte, die ich meine ... 
Oertzen, Peter von: Marx und der ,,Realsozialismus" 
Orlov, Boris: Die Quadratur des Kreises durch Putin 
Peters, Jürgen: Zeit zum Handeln. Tarifrunde 2000 und das Bündnis für Arbeit 
Pfeiffer, Birgit: Der Anstand der Aufständischen 
Pfeuffer, Andreas: Raisons d' agir - Für eine Europäische Soziale Bewegung 
Pohl, Katjal Scholle, Thilo: IUSY-Festival 
Prokop, Siegfried: 10 Jahre Vereinigung BRD-DDR 
Quandt, Dietmar: Konflikt NPD und freie Kameradschaft 
Rawert, Mechthildl Zauner, Margrit: Neue Dienstleistungen 
Richter, Edelbert: Aufschwung Ost? 
Rossmann, Ernst Dieter: Ein Deja-vu oder die Geschichte als Farce 
Roth, Rainer: Einblick in einen ,,PiratenstaatU 
Roth, Winfried: Aufstieg und Fall der Standorte 
Roth, Winfried: Zum 70. Geburtstag von lmmanuel Wallerstein 
Rudolph, Karsten: Die Zukunft liegt in der SPD 
Rügemer, Werner: Das SS-Wirtschaftssystem 
Rünker, Reinhold: Parteien und Populismus. Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Sander, Mario: Arm an Zeit und reich an Uhren 
Sass, Fiete: Human Capital- Menschliche Fähigkeiten im Zentrum der Produktivkraftentwicklung 
Schäfer, Axel: Eine notwendige Fischer-Kontroverse 
Schauff, Frank: ,,Es ging nicht um Sicherheit..."- Eine Historikertagung in den USA 

Schauff, Frank: Deus ex machina. Zur Lage in Russland 
Schauff, Frank: Politisches Denken im 20. Jahrhundert 
Schmidt, Dagmar: Das Scheitern der Sanktionspolitik. Für eine neue Strategie für den Irak 
Schmitthenner, Host: Zwei Jahre Rot-Grün - Politik braucht Einmischung 
Schmitz, Christian: Die rheinland-pfälzische SPD in der Sackgasse 
Scholle, Thilo, s. Pohl, Katja 
Schostok, Stefan: Anmerkungen zur spw und den Linken in der SPD 
Schürg, Mike: Zwangsarbeiter- Gib Dich zufrieden und halt stille! 
Schuster, Joachim, s. Meyer, Dirk 
Seht, Hauke von: Klimaschutzprogramm 
Vester, Michael: Gibt es eine ,neue Mitte'? 
Vilmar, Fritz: Wirtschaftsdemokratie-Zielbegriff einer alternativen Wirtschaftspolitik 
Vilmar, Fritz: Soziale Liquidation oder Diskriminierung ostdeutscher Eliten 
Vössing, Konstantin, s. GöII, Edgar 
Wahl, Peter: Massenproteste gegen die W O  
Walther, Claudia: Halbzeit in Berlin - Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Wehner, Ewald: Mitbestimmung muss Gegenmacht bleiben 
Wehr, Andreas: Das Parteiensystem im Umbruch 
Welti, Felix: Formwandel der Arbeitskraft im flexibilisierten Kapitalismus 
Welti, Felix: Zur Kritik der Rentenreform 
Wesphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas : kurzum 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: kurzum 
Westphal, Thomas: Kurzum 
Wiese, Inken: Barak vor dem Scheitern? 
Wiesehügel, Klaus : Die Haltung der IG BAU zur Rentenreform 
Winsemann, Burkhard : Lob unerwünscht 
Winsemann, Burkhard: Die Benzinpreis-Woche 
Winsemann, Burkhard: Es ist vollbracht 
Winsemann, Burkhard: Soziale Republik Europa kommt jetzt in Schwung 
Wischmeier, Jessika , s. Kohlrausch, Bettina 
Wodarg, Wolfgang : Recht und Ethik der modernen Medizin 
Wodarg, Wolfgang: Patentierung von Erbgut 
Wolf, Frieder Otto, s. Brüggen, Willi, 
Woop, Gerry, s. Brüggen, Willi 
Woop, Gerry, s. Dietzel, Horst 
Zauner, Margrit, s. Rawert, Mechthild 
Zellner, Wolfgang: Vorrang für Prävention. Zur Arbeit des Centre for OSCE Research Interview 

Verzeichnis der besprochenen Bücher (Sortierung nach Autorlnnen der Bücher) 

Autorln: Titel (Autorln der Rezension) 
Klaus Harpprecht: Im Kanzleramt -Tagebuch der Jahre mit Willy Brandt Grabert, Horst: 
Rügemer, Werner: Grüezi! Bei welchem Verbrechen dürfen wir behilflich sein? Roth, Rainer 
Landes, David: Wohlstand und Armut der Nationen Roth, Winfried: 
Koch, Peter-Ferdinand: Die Geldgeschäfte der SS Rügemer, Werner 
Deppe, Frank: Politisches Denken im 21. Jahrhundert Schauff, Frank: 

Heft-Seite 
114-18 
1 12-9 
1 14-54 
1 14-50 
112-10 

Sachverzeichnis 
Die Angaben hinter den Stichworten beziehen sich auf Heftnummer/SeitenzahI und Autorlnnen der Beiträge (es ist nur der erste Name 
genannt), deren Titel im alphabetischen Autorlnnenverzeichnis nachgeschlagen werden können. 

Stichwort: Autorln: Heft-Seite 

ArbeitlBündnis für ArbeitlZukunft derArbeitlBeschäftigungspolitik: Bäcker 1 12-47; Benz-Overhage 1 12-38; Beyer 1 14;-33; Biermann 
1 14-1 9; Butterwegge 1 13-56; Dollase 1 1 1-33; Ebert 1 14-30; Ehrke 1 14-27; Geißler 1 1 1-22; Groß 1 1 1-25; Hensche 1 1 1-5; Kar- 
sten 1 14-20; König 1 1 1-21 ; Krämer 1 12-26; Krämer 1 1 5-49; Peters 1 1 1-4; Rawert 1 14-23; Sander 1 1 1-39; Sass 1 14-40; Vilmar 
1 12-27; Wehner 1 12-43; Welti 1 12-33; 

BildunglAusbildunglHochschule: Dollase: 1 1 1-33; Laberenz: 1 1 1 - 1  3; Lohmann: 1 13-50; Meier: 1 16-8; 

Dienstleistungsgesellschaft/-politik: Beyer: 1 14-33, Biermann: 1 14-1 9, Ebert: 1 14-30, Ehrke: 1 14-27, Karsten: 1 14-20, Meyer: 1 14-35, 
Rawert: 1 14-23, 

spw Zeitschrift fur Sozialistische Politik und  Wirtschaft. Heft 117, 2001 



JAHRESVERZEICHNIS 2000 JAHRESVERZEICHNIS 2000 

Deutschlandllnnenpolitik: Prokop: 1 15-4; Rossmann: 1 14-5; Schürg: 1 12-5; Vilmar: 1 12-54; Winsemann: 1 13-1 5; Wodarg: 1 14-51 ; 
Wodarg: 1 15-1 4; spw-Ja hresregister 2000 
EntwicklungspolitiklNord-Süd: Bleckmann: 1 1 2-50; 

Das Jahresregister 2000 hat Reinhold Rünker für spw erstellt. Es besteht aus vier Teilen: Verzeichnis der Hefte und Schwerpunktthe- 
men, Verzeichnis der Artikel, RezensionenlBuchbesprechungen und dem Sachverzeichnis. 

Europa: Küchle: 1 16-37, Nassauer: 1 16-32, Pfeuffer: 1 13-1 0, Schäfer: 1 13-4, Winsemann: 1 15-8, 

FinanzpolitiklSteuerpolitik: Larcher: 1 1 1-6, Winsemann: 1 14-1 4, Winsemann: 1 1 5-2 1 
Verzeichnis der Hefte und Schwerpunktthemen 
Nr. Heft MonateIJahr Schwerpunktthema 
1/00 1 1 1 JanuarIFebruar 2000 Moderne Zeiten 
2/00 1 12 MärzIApril 2000 Arbeit und Demokratie 
3/00 1 13 MaiIJuni 2000 Parteien und Populismus 
4/00 1 14 JuliIAugust 2000 Neue Dienstleistungsberufe 
5/00 1 15 SeptemberIOktober 2000 Halbzeit für rot-grün 
6/00 1 16 NovemberIDezember 2000 10 Jahre verpaßter Chancen 

1 

FamilielFamilienpolitik: Knapp: 1 14-45 

FrauenpolitiklFrauenbewegung: Jansen: 1 13-21, Biermann: 1 12-1 1, Karsten: 1 14-20, Naujoks: 1 14-1 5, 

FriedenspolitiklFriedensbewegung: Jansen: 1 13-21, Keller: 11 6-51, Kommission am IFSH: 11 3-1 6, Küchle: 1 1  6-37, Lutz.: 11 6-29, 

GeschichtelGeschichtspolitik: Prokop: 1 15-4, Rügemer: 114-50, Schürg: 1 12-5, 

Gewerkschaften: Benz-Overhage: 11 2-38, Ehrke: 1 1  4-27, Jobelius: 11 6-14, Peters: 11 1-4, Schmitthenner: 11 5-29, Wehner: 11 2-43, 

Internationale PolitiklAußenpolitik: Brand: 11 2-58, Jansen: 1 13-21; Kommission ,,Europäische Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr" 
am IFSH: 1 13-1 6; Meyer: 1 16-25; Mützenich: 1 13-24; Mützenich:l16 -27; Verzeichnis der Artikel (sortiert nach Autorlnnen) 

Autorln: Titel 
Annen, Niels: Comandante Presidente Hugo Chavez frias 

Heft-Seite 
111-18 
115-13 ' 

1 12-47 
1 13-38 
1 12-38 
1 14-33 
114-19 
1 12-1 1 
1 12-50 

InternationaleslAusland: Annen: 11 1-1 8, Annen: 11 5-1 3, GöII: 11 6-41, GÖII: 1 15-41, Keller: 11 6-51, Klopcic: 11 3-30, Mann: 11 3-35, 
Orlov: 1 16-49, Schauff: 1 1 1-1 6, Schmidt: 1 12-4, Wiese: 1 15-46, Zellner: 1 1 1-1 9, Annen, Niels: Wer ist Zapatero? 

Bäcker, Gerhardl Bispinck, Rainhardtl Hofemann, KlausINaegele, Gerhard: Sozialpolitik und soziale Lage in Deutschland 
Behler, Gabriele: Der Skandal als Entwertung des Politischen 
Benz-Overhage, Karin: Neue Anforderungen an die Mitbestimmung in Betrieb und Unternehmen 

lnternationalisierung1Globalisierung: Roth: 1 14-54, Wahl: 1 1 1-1 5, 

Jusos: Kaczmarek: 1 16-1 3, Kohlrausch: 1 12-21, Mikfeld: 1 15-53, Pohl: 1 15-9, Kaczmarek: 1 16-1 3, 

Beyer, Lotharl Hilbert, Josef/Micheel, Brigitte: Neue Bedürfnisse - neue Dienstleistungen - neue Arbeit? 
Biermann, Utal Meyer, Dirk: Einleitung zum Heftschwerpunkt 
Biermann, UtaIKrämer, Ralf: Frauenbilder 2 - „Die weibliche Wirklichkeit ist anders!" 

Kapitalismus: Brüggen 1 1 6-56; 

Magazin: Annen: 11 1-1 8, Annen: 11 5-1 3, Biermann: 1 12-1 1, Burmeister: 11 3-7, Dietzel: 11 6-1 7, Fischer: 11 5-1 0, GöII: 11 2-9, Hennik- 
ke: 1 14-8, Hensche: 1 1 1-5, Hentges: 1 16-4, Jobelius: 1 12-7, Jobelius: 1 16-1 4, Jobelius: 1 13-6, Kaczmarek: 1 16-1 3, Klein: 1 13- 
9, Krämer: 1 13-1 2, Krems: 1 16-22, Kristof: 1 16-1 0, Laberenz: 1 1 1-1 3, Larcher: 1 14-1 1, Larcher: 1 1 1-6, Meier: 1 16-8, Mikfeld: 
1 1 1-9, Peters: 1 1 1-4, Pfeuffer: 1 13-1 0, Pohl: 1 15-9, Prokop: 1 15-4, Quandt: 1 16-7, Richter: 1 15-6, Rossmann: 1 14-5, Roth: 
1 12-9, Schäfer: 1 13-4, Schauff: 1 1 1-1 6, Schauff: 1 12-8, Schauff: 1 15-1 0, Schmidt: 1 12-4, Schmitz: 1 16-20, Schürg: 1 12-5, 
Seht: 1 15-1 7, Wahl: 1 1 1-1 5, Wiesehügel: 1 14-4, Winsemann: 1 15-8, Wodarg: 1 15-1 4, Zellner: 1 1 1-1 9, 

Bleckmann, Berndt: Menschenrechte als Herrschaftsinstrument 
Böhning, Björn, s. Burmeister, Björn 
Brand, Ulrich: Ordnung w e l t w e i t  für wen? Zur beginnenden Debatte um ,,Global Governance" 
Brüggen, Willil Dietzel, Horst Lingemann, Dietmarl Wolf, Frieder Otto/ Woop, Gerry: Die neue Ökonomie politisch gestalten 
Brunkhorst, Hauke: Abschied von der egalitären Bürgergesellschaft? 
Buntenbach, AnnelieINahles, Andrea: Halbzeit für Rot-Grün 
Burmeister, KaiIBöhning, Björn: In Deutschland links oben. Schleswig-Holstein nach den Landtagswahlen 

Medienllnternet: Klein: 1 13 9 

PDS: Dehm: 1 13-47, Dietzel: 1 16-1 7, 

PolitikwechsellRot-Grün: Buntenbach,/Nahles: 11 5-23, Klönne: 11 5-32, Krämer: 1 13-1 2, Kräme: 11 5-40, Oertzen: 1 15-35, Schmitt- 
henner: 11 5-29, Walther: 1 1  5-22, 

Burmester, Hillevi, s. ~aujoks, Martina 
Butterwegge, Christoph: Generationengerechtigkeit im Sozialstaat 
Decker, Frank: Der neue Rechtspopulismus in Westeuropa 
Dehm, Diether: ,,Links wächst Charisma in Bewegung" 
Dietzel, Horst, s. Brüggen, Willi 
Dietzel, Horst./ Woop, Gerry: Nach Cottbus- Problemlagen und Zukunftsaussichten der PDS 
Dollase, Rainer: Das Flexibilisierungsparadoxon. Arbeitszeitpräferenzen Studierender 
dos Santos Hermann, Susana: Die spw auf dem Weg in die politische Isolation? 

Politische TheorielDemokratie: Behler: 1 13-38, Bleckmann: 1 12-50, Brunkhorst: 1 13-40, Decker: 1 13-26, Dehm: 1 13-47, Grabert: 
1 14-1 8, Gusenbauer: 1 13-33, Klönne: 1 15-32, Lohmann: 1 13-50, Machnig: 1 13-43, Mann: 1 13-35, Naujoks: 1 14-1 5, Oertzen: 1 15-35, 
Rünker: 1 13-25, Vester: 1 1 1-43, Vilmar: 1 12-55, Wehr: 1 12-1 9, 

Rechte Politik und IdeologielRechtsextremismus: Decker: 1 13-26, Fischer: 1 15-1 0, Gusenbauer: 1 13-33, Hentges: 1 1 6-4, Pfeiffer: 1 16- 
24, Quandt: 1 16-7, Rünker: 1 13-25, Ebert, Thomas : Die neuen Dienstleistungsberufe und der Sozialstaat 

Ehrke, Michael: „Von Gewerkschaftsfeindlichkeit in den neuen Beschäftigungsgruppen kann keine Rede sein." Interview 
Evers, Jens/ Fisahn, Andreasl U. a.: Wohin des Weges? Sozialdemokratie im 21 .Jahrhundert SozialdemokratielSPD allgemein Evers: 1 16-53, Machnig: 1 13-43, Mikfeld: 1 1 1-9; 
Fisahn, Andreasl U. a, s. Evers, Jens 

SozialdemokratielSPD Parteilinke: dos Santos Hermann, Susana: 11 2 17, Krämer: 11 1 49, Larcher: 114-1 1; Rudolph,:l12-14, Schostok: 
1 1 1-54; 

Fischer, Birgit: Programme gegen rechts 
Geißler, Karlheinz A.: Die Uhr geht mit der Zeit 
Gilges, Konrad : Offnen allein genügt nicht 
GöII, EdgarlVössing, Konstantin: USA 2000: And the winner is ... Al W. GorebuBh 
GöII, Edgar: Die Linke in den USA- Aufbruch ins neue Jahrtausend? 

a GöII, Edgar: Neue Gesellschaft und neuer Mensch. Vor 100 Jahren wurde Erich Fromm geboren 

SozialdemokratielSPD regional: Burmeister: 1 13-7, Jobelius: 1 12-7, Jobelius: 1 13-6, Krems: 1 16-22, Schmitz: 1 16-20, 

Sozialdemokratie international: Gusenbauer: 1 13-33 

Sozialistische PolitiklStrategie: Brüggen: 11 6 56, Evers: 11 6 53, Krämer: 11 5 49, Mikfeld: 11 5#53, Roth: 11 5 56, Sass: 1 14 40, dos San- 
tos Hermann: 1 12 17, Kohlrausch: 11 2 21, Krämer: 11 1 49, Oertzen: 11 1 56, Rudolph: 11 2-1 4, Schauff: 11 2 8, Schauff: 11 5 
10, Schostok: 1 1 1 54, Wehr: 1 12 19, Welti: 1 12 33, 

Grabert Horst : Reise in die Vergangenheit -Tagebuchnotizen zu Harpprechts ,,Jahre mit Willy Brandt" 
Groß, Hermannl Munz, Eva: Arbeitszeitwunsch und -wirklichkeit 
Gusenbauer, Alfred: Populär, nicht populistisch. SPÖ gegen FPÖ 
Hennicke, Peter: Nach dem Atomkonsens - Perspektiven der Energiewirtschaft 
Hensche, Detlef: Durchbruch im Bündnis für Arbeit? 
Hentges, Gudrun: Rassismus, Sprache und ,,deutsche Leitkultur" 
Hilbert, Josef, s. Beyer, Lothar 
lssa ,Sabine: ,,Zeiten der Stadt" 
Jansen, Mechtild: Frauen in die Bundeswehr. Zum Urteil des EuGH vom Januar 2000 
Jobelius, Matthias: Mit Ver.di auf der Suche nach identität 

5ozialpolitiklSozialstaat: Bäcker: 1 12-47, Butterwegge: 1 13-56, Ebert: 1 14-30, Gilges: 1 1 1-38, lssa : 1 1 1-35, Kaczmarek: 1 16-1 3, 
Knapp: 1 14-45, Meyer: 1 14-35, Welti 1 14 -57, Wiesehügel,: 1 14-4 

TheoretikerlnnenlTheorie: GöII: 1 12-9, Roth: 1 15-56, 

UmweltlOkologie: Hennicke: 1 14-8, Kristof: 1 16-1 0, Seht: 1 15-1 7, Wodarg: 1 14-51, Wodarg: 1 15-1 4, 

WahlenlDeutschland: Burmeister: 1 13-7, Jobelius: 1 13-6, 

WirtschaftspolitiklWirtschaftsdemokratielÖkonom~e: Brüggen: 11 6-56, Richter: 11 5-6, Vilmar: 11 2-27, 

Zeit, Zeitmanagement: Dollase: 1 1 1-33, Geißler.: 1 1 1-22, Gilges: 1 1 1-38, Groß: 1 1 1-25, lssa : 1 1 1-35, König: 1 1 1-21, Sander: 1 1 1-39, 

Jobelius, Sebastain: Der Versuch, einen Toten zum Leben zu erwecken 
Jobelius, Sebastian: Landtagswahl in NRW 
Kaczmarek, Oliver: Sozialstaat a la carte? 
Kaluza, Hildegard, s. Meyer, Dirk 
Karsten, Maria Eleonora: Personenbezogene Dienstleistung für Frauen 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Polit~k und Wirtschaft. Heft 117. 2001 



MODERNE SOZIALPOLITIK MODERNE SOZIALPOLITIK 

form der Arbeit- und Sozialverfassung als notwendig, um 
das notwendige Maß an ,,De-Kommodifizierung" der Ar- 
beitskraft inklusive seines emanzipatorischen Potentials zu 
sichern. 

Eine andere Dimension kommt hinzu. Gerade wenn 
die Zwänge der globalen Standortkonkurrenz immer di- 
rekter in die Bildungspolitik hineinwirken und die gesell- 
schaftliche Aufmerksamkeit auf die wettbewerbsfunktio- 
nale Komponente von Bildung lenken, braucht das, was 
man die ,,humanistisch-emanzipatorische Komponente" 
von Bildung nennen könnte, besondere Stärkung. Ein ge- 
sellschaftliches Bildungssystefi, das auf die Vermittlung 

der emanzipatorischen Poten- 
ziale der Moderne, seien sie in 

Das Bündnis für Arbeit ist nicht Ursa- den ,,kämpferischen Biogra. 
ehe, sondern die Folae der aewerk- phien" historischer Personen 

4 

schaftlichen Schwäche. 
oder den Theorien der bürger- 
lichen und sozialistischen Auf- 
klärung verkörpert, mag funk- 

tionale Arbeitskräfte für die New Economy hervorbrin- 
gen. Es versagt aber vor der Aufgabe, der nachwachsen- 
den Generation die kulturellen Errungenschaften der Mo- 
derne zu vermitteln und wird damit seinem zivilisatori- 
schen Auftrag nicht gerecht. 

4. Die (re-)distributive Funktion 
Eine umfassende Sozialstaatsreform bedarf entsprechen- 
der Finanzressourcen. Die Kosten sozialer Rechte und die 
Mittel für die notwendigen sozialstaatliche Transfers müs- 
sen auch zukünftig aus den Einkommen von Kapital und/ 
oder Arbeit finanziert werden. Dazu greift der demokra- 
tisch legitimierte Staat über Steuern und Abgaben in die 
Verteilung der Primäreinkommen ein, um diese nach ge- 
sellschaftlichen Vorgaben zu korrigieren. 

In Deutschland lasten die Sozialstaatskosten vor allem 
auf dem sog. ,,Faktor Arbeit". Die Anteile aus Vermögens- 
und Kapitaleinkommen sind nach 20 Jahren standortori- 
entierter Umverteilung auf einen historischen Tiefstand 
gesunken. Doch durch das Absacken der Lohnquote zu- 
gunsten der Gewinnquote droht die Finanzkrise des Sozi- 
alstaat~ chronisch zu werden. 

Die Politik hat in jüngster Zeit auf diesen Umstand 
reagiert. In der Rentenversicherung ist sie dazu übergan- 
gen, durch die Senkung der Beitragssätze den Faktor Ar- 
beit zu entlasten und die so entstandenen Finanzierungs- 
Iücken aus Steuern auf gesellschaftlichen Konsum (Mehr- 
wert- und ,,Ökosteuer") zu schließen. Doch auch diese 

Foto: Christian Kiel (Berl~n) 
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vom Grundsatz her richtigen Neujustierung von Beitrags- 
und Steuermitteln ist vor allem verteilungspolitisch pro- 
blematisch. Die Verlagerung der Sozialstaatsfinanzierung 
auf Konsumsteuern läuft letztlich auf eine ,,Umverteilung 
in der Klasse", auf eine Selbstfinanzierung des Sozialstaa- 
tes durch die Lohnabhängigen und eine besondere Bela- 
stung vor allem niedrigerer Einkommen hinaus. Die Ar- 
beitgeber profitieren von der Senkung der Arbeitskosten. 
Aber die Lohnabhängigen zahlen einen Zusatzbeitrag als 
Konsumenten und die Konsumquote steigt mit sinken- 
dem Arbeit- und Sozialeinkommen. Damit folgt diese 
Strategie zwar dem standortpolitischen Zeitgeist, der die 
Entlastung des global mobilen Kapitals als den kategori- 
schen Imperativ der grenzenlosen Wissensgesellschaft an- 
erkennt. Aber sie verstößt gegen die Essentiales einer ge- 
rechten Gesellschaftsreform und ist aus der Perspektive 
einer solidarischen Sozialstaatspolitik nicht akzeptabel. 
Notwendig ist eine Umverteilung in anderer Richtung 
und dabei vor allem die stärkere Einbeziehung hoher Ar- 
beitseinkommen sowie der Einkommen aus Produktiv-, 
Sach- und Geldkapital. In dieser Gestalt bleibt die Vertei- 
lungsfrage auch in der Wissensgesellschaft des 21 .Jahr- 
hunderts eine Schlüsselfrage. 

Und wer ist der Träger dieses Reformprojektes? 
Doch wer soll dies alles umsetzen? Mit Blick auf die aktu- 
elle politische Landschaft mutiert diese Reformskizzeplötz- 
lich zu einer ,,konkreten Utopie". Dies, obwohl die 90er 
Jahre in Westeuropa als eine Phase des Übergangs vom 
triumphierenden Neoliberalismus zur Neuen Sozialdemo- 
kratieinterpretiert werden können. Die historische Funkti- 
on des Neoliberalismus war die Destruktion der fordisti- 
schen Sozialstaatsstrukturen. Dabei war er mehr (Großbri- 
tannien) oder weniger (Deutschland) erfolgreich. Die 
Neue Sozialdemokratie tritt nun gleichsam das Erbe des 
Neoliberalismus an. Sie kann, wo der Neoliberalismus 
,,ganze Arbeit" geleistet hat (Großbritannien) dazu über- 
gehen, zaghafte Maßnahmen der Reregulierung durch- 
zusetzen, die zu dem neuen Akkumulationsmodell pas- 
sen. Doch sie verhilft den postfordistischen Strukturen erst 
richtig zum Durchbruch und vollendet die Deregulie- 
rungsarbeit, wo der Neoliberalismus durch seine politische 
Niederlage sie zu leisten nicht mehr in der Lage war. 

In beiden Politikstrategien, bei der nachfolgenden Re- 
regulierung wie bei der nachholenden Deregulierung 
spielt das Politikmodell des ,,Wettbewerbskorporatismus" 
oder der ,,Sozialpakte" zwischen Kapital, Arbeit und Staat 
eine entscheidende Rolle. Im Kern bedeutet es die Fort- 
führung der finanzmarktgetriebenen Modernisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft, allerdings nicht mittels einer 
politischen Konfrontationsstrategie, sondern über den 
Weg eines neuen Kompromissangebotes an die Lohnab- 
hängigen und ihre Gewerkschaften. 

Dieses neue Kompromissangebot triffi auf Gewerkschaf- 
ten, die im Übergang zum Postfordismus in eine strukturelle 
Defensive geraten sind. Seit Beginn der 8Oer Jahre gelang es 
(nicht nur in Deutschland) den Gewerkschaften nicht einmal 
mehr, den kostenneutralen Verteilungsspielraum aus Inflati- 
on und Produktivitätszuwachs auszuschöpfen. Der Anteil 
der Lohnabhängigen am Volkseinkommen sank drastisch. 
Diese offensichtliche Schwäche der Gewerkschaften ließ zu- 
gleich die Bindekraft gegenüber den Mitgliedern schwin- 
den. Mit Ausnahme der skandinavischen haben alle erhebli- 
che Mitgliederverluste hinnehmen müssen. So sank der ge- 
werkschaftliche Organisationsgrad in den letzten zwei Jahr- 
zehnte teilweise um über zehn Prozentpunkte. 
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In dieser Defensivsituation sehen Teile der Gewerk- 
schaftsapparate in dem neokorporatistischen Kompromis- 
sangebot die Chance, das organisationspolitische Überle- 
ben der Gewerkschaften zu sichern und in den Verhand- 
lungssystemen mit Kapital und Staat Schritte bei der Be- 
wältigung der Arbeitsmarktkrise durchsetzen zu können, 
die man sich über den Weg autonomer Interessenvertre- 
tung selbst nicht mehr zutraut. Doch die Hoffnung auf 
zunehmende Beteiligung trotz abnehmender Gegen- 
machtfähigkeit entpuppt sich zunehmend als Illusion, die 
die Gewerkschaften letztlich davon abhält, sich um die 
strukturellen Ursachen ihrer abnehmenden Durchset- 
zungsfähigkeit zu kümmern. Vor allem unterschätzt sie 
die Risiken ein Teilnahme an den Sozialpakten, die aus der 
Funktion und der internen Handlungslogik dieses Politik- 
modells folgen. Denn der politische Tausch, den die Neue 
Sozialdemokratie, anbietet, ist eine höchst asymmetrische 
Konstruktion. In den Modernisierungskonzepten, die 
über die Sozialpakte im gesellschaftlichen Konsens durch- 
gesetzt werden sollen, sind die Interessen der Lohnabhän- 
gigen denen des Produktions- und Finanzkapitals stets 
untergeordnet. Gewinne und Verluste werden äußerst 
ungleich verteilt. 

Es bedarf keiner großen politischen Fantasie, um sich 
die erheblichen Risiken des neokorporatistischen Politik- 
modells auszumalen. So kann es sich sehr schnell zu einem 
latenten Gefahrenherd für demokratische Entscheidungs- 
verfahren entwickeln. Das gilt zum einen für die interne 
Organisation der Regierungsapparate. Der Korporatismus 
tendiert zu einem ,,starken Staat". Denn die sozialpartner- 
schaftlichen Aushandlungen zwischen den beteiligten Ak- 
teuren funktionieren nur, wenn der Staat notfalls auch in 
der Lage ist, sie gegen den Widerstand unwilliger Ver- 
handlungspartner durchzusetzen. Dazu braucht er aber 
die entsprechende Macht, und er muss sicherstellen, dass 
nicht Teile der Regierung, etwa einzelne Minister, eine ei- 
gene Linie fahren. Was in den Medien vielfach als 
,,MachtwortM des Kanzlers goutiert wird, ist auch ein 
Funktionserfordernis diese Politikmodells. 

Ein zweites demokratietheoretisches Problem ergibt 
sich aus der Gefahr der Entmachtung des Parlaments. 
Wenn die gesellschaftlich relevanten Entscheidungen in 
den Sozialpakt-Runden getroffen werden bleibt zwar die 
legislative Funktion des Parlamentes formal unbeeinträch- 
tigt. Gleichwohl werden die Diskussionen und Entschei- 
dungen der nach der deutschen Verfassung gesetzgeben- 
den Körperschaft in einer Weise vorgeprägt, die aus der 
Perspektive der demokratischen Gewaltenteilung nicht 
ohne Probleme ist. 

Aber auch für die Gewerkschaften ist die Beteiligung 
an den Sozialpakten höchst riskant. Die Gewerkschaften 
mussen in diesen Verhandlungssystemen von den vertei- 
lungspolitischen Mitgliederinteressen ,,abstrahieren1' und 
sie gegen organisationspolitische Interessen eintauschen, 
um im eigentlichen Sinne ,,bündnisfähig8' zu werden (Ur- 
ban 2000). Dadurch können leicht innerorganisatorische 
Konflikte mit erheblicher Tragweite heranwachsen. Was 

gik", vorprogrammiert. Diese Situation tendiert dazu, die 
demokratischen Meinungsbildungsverfahren, über die 
sich die Mitgliedererwartungen intern organisieren und 
artikulieren, einzuschränken, um die Konfliktintensität zu 
reduzieren. Es gibt nicht wenige, die insbesondere den 
Ablauf der Tarifrunde in der Metallindustrie in 2000 als 
Beleg für die Relevanz dieses Risikos interpretieren. 

Die Analyse der Defizite, Zwänge und Risiken des Sozi- 
alpakt-Modells legt die gewerkschaftliche Aufkündigung 
der Mitarbeit in den entsprechenden Gremien nahe. Und 
in der Tat haben dies bereits einige (IG Medien, HBV) be- 
schlossen. Dies ist ermutigend, aber: Die Defensive der 
Gewerkschaften begann nicht mit, sondern lange vor 
dem Bündnis für Arbeit. Das Bündnis für Arbeit ist nicht 
Ursache, sondern die Folge der gewerkschaftlichen 
Schwäche. Dies bedeutet, dass mit der Aufkündigung der 
sozialpartnerschaftlichen Verhandlungssysteme alleine 
noch nicht viel gewonnen ist; sie ist sicher notwendige, 
aber keineswegs hinreichende Voraussetzung zur Wieder- 
erlangung gewerkschaftlicher Autonomie. Eine mittel- 
und langfristig tragende Alternativstrategie zur neokorpo- 
ratistischen Standortpolitik müsste z.B. auch auf einer 
neuen, klassenautonomen Betriebspolitik der Gewerk- 
schaften aufbauen, die die betrieblichen Wettbewerb- 
skoalitinen überwindet. 

Doch auch dies wäre nicht hinreichend. Letztlich be- 
darf es einer breiten gesellschaftlichen Reformbewegung. 
In ihr müßten die verbliebenen kritischen Intellektuellen, 
repolitisierte Gewerkschaften, soziale Selbsthilfeinitiativen 
und nicht zuletzt jene Akteure der Globalgesellschaft ko- 
operieren, die seit geraumer Zeit anlässlich der diversen 
Meetings der Globaliserungsprofiteure in Erscheinung tre- 
ten. Ansatzpunkte gibt es bereits: Kein Weltbank-, Wäh- 
rungsfonds- oder EU-Gipfel in jüngster Zeit, ohne dass 
sich nicht eine bunte, transnational kommunizierende 
Protestbewegung zu Wort meldete, zuletzt in Nizza. 
Auch in Deutschland regt sich allmählich wahrnehmbarer 
Widerstand gegen die neusozialdemokratische Kapitalisie- 
rung der Sozialversicherungen, auch wenn gerade die 
Gewerkschaften in ihrer Protestrolle gegen eine sozialde- 
mokratisch geführte Regierung mitunter wie neugebore- 
nen Elefanten bei ihren ersten Gehversuchen hin- und 
herwackeln. Selbst in der US-amerikanischen New Econo- 
my ist zunehmend gewerkschaftlicher Widerstand gegen 
überzogene Ausbeutungsverhältnisse wahrzunehmen 
(2.B. Kuls/Nesshöver 2000). Lange Zeit schien die soziale 
Opposition gegen Neoliberalismus und Neue Sozialdemo- 
kratie zur Leiche erstarrt. Doch seit geraumer Zeit Iäßt 
sich in Anlehnung an Galileo Galilei behaupteten: ,,Und sie 
bewegt sich doch!" SPW 
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Wandel der Arbeit 
und soziale Sicherung 
Ein ,,neues Normalarbeitsverhältnis" erfordert 
neue sozialstaatliche Antworten 

Von Alexandra Wagner 

er Regulierung von Erwerbsarbeit und soziale 
Sicherung für wichtig hält, muss sich die Frage 

stellen, wie diese unter den sich wandelnden W 
Bedingungen der Arbeitswelt umgesetzt werden können. 
Nicht nur Beschäftigungsformen, Arbeitszeitarrange- 
ments, Leistungsanforderungen und Arbeitsbedingungen 
ändern sich, sondern auch die Sicherungsbedarfe der 
Menschen sind keinesfalls statisch und zudem individuell 
differenziert. Dies stellt neue Anforderungen an die Aus- 
gestaltung der sozialen Sicherungssysteme, die ihre Funk- 

tion nur dann erfüllen kön- 
nen, wenn sie den neuen Si- 

Wenn eine wachsende Minderheit in cherungsbedarfen entspre- 

,,atypischen" oder ,,prekärenu Ar- chend angepasst werden. Die 
häufig fälschlich als ,,Erosionn 

beitsverhältnissen arbeitet, erfolgt bezeichnete Krise des Normal- 
dies in übereinStimmung mit der arbeitsverhältnisses geht letzt- 

lich darauf zurück, dass neuen 
dem Normalarbeitsverhältnis zugrun- ~ ~ f ~ ~ d ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~  der sozialen ~ i .  

de liegenden sozialen Sicherungs- cherung nur ungenügend 
Rechnung getragen wird. 

logik. Wenn eine wachsende Min- 
derheit von Erwerbstätigen in 

sogenannten ,,atypischenz' oder ,,prekären" Arbeitsver- 
hältnissen arbeitet, erfolgt dies meist nicht etwa in Ab- 
weichung von, sondern vielmehr in Übereinstimmung mit 
der dem Normalarbeitsverhältnis zugrunde liegenden so- 
zialen Sicherungslogik. Weil das Festhalten an der über- 
kommenen Logik sozialer Sicherung neue Ungleichheiten 
schafft und mit erheblichen sozialen Risiken verbunden ist, 
muss die Diskussion über die Etablierung eines ,,neuen 
Normalarbeitsverhältnisses" geführt werden. Dabei geht 
es um die Erhaltung des sozialen Schutzes unter veränder- 
ten Bedingungen 

Sozialstaatliche Absicherung des tradit ionel len 
Normalarbeitsverhältnisses 
Der normative Kern des Normalarbeitsverhältnisses be- 
steht in Schutzfunktionen für die abhängig Beschäftig- 
ten. Das ,,NormalarbeitsverhäItnis" garantiert ein regelmä- 
ßiges existenzsicherndes Einkommen und mit der Koppe- 
lung der Systeme der sozialen Sicherheit an das Einkom- 
men auch eine Risikoabsicherung gegen Krankheit, Ar- 
beitslosigkeit und Altersarmut, es sichert die Einhaltung 
der jeweils vereinbarten Standards des Arbeits- und Ge- 
sundheitsschutzes und die autonome Verfügung über die 
Sphäre der arbeitsfreien Zeit. Das Normalarbeitsverhältnis 
prägt als Leitbild der Erwerbsarbeit (als gesellschaftlich 
vereinbarte Norm) die Ausgestaltung des Erwerbs- und 
Sozialsystems. Dennoch befand sich zu keinem Zeitpunkt 
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die gesamte Bevölkerung unter dem ,Dach' des Normalar- 
beitsverhältnisses. Es gab immer auch Personen in prekä- 
ren Beschäftigungsverhältnissen - Tagelöhner, Saisonar- 
beiter, Werkvertragsnehmer usw. - die nicht in den Ge- 
nuss des sozialen Schutzes des Normalarbeitsverhältnisses 
gelangten. Den Frauen fällt nach dem Konzept des tradi- 
tionellen Normalarbeitsverhältnisses die Aufgabe zu, 
durch ihre unentgeltliche Haus- und Familienarbeit die 
Voraussetzung für die nahezu grenzenlose Verfügbarkeit 
des (Ehe-) Mannes auf dem Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 
Dafür erhalten nichterwerbstätige Ehefrauen einen sozia- 
len Schutz, der über abgeleitete Ansprüche aus der Er- 
werbstätigkeit und der sozialen Sicherung des Mannes 
gegeben ist. Eine eigenständige Erwerbstätigkeit der (ver- 
heirateten) Frauen ist hingegen nicht vorgesehen. Im Un- 
terschied zu anderen Ländern - z. B. den skandinavischen V 

- in denen die gleichberechtigte Erwerbstätigkeit von 
Frauen eine Selbstverständlichkeit und das jeweilige ,,Nor- 
malarbeitsverhältnis" deshalb eine für beide Geschlechter 
gültige Norm ist, ist das Normalarbeitsverhältnis in 
Deutschland eindeutig geschlechtsspezifisch geprägt. 

Das traditionelle Konzept des Normalarbeitsverhältnis- 
ses und das des männlichen Familienernährers sind folglich 
zwei Seiten einer Medaille: Das Erwerbseinkommen des 
Mannes sollte für die Existenzsicherung einer Familie aus- 
reichen. Demgegenüber brauchten Frauen keinen Famili- 
enlohn zu erwirtschaften. Alleinlebende Frauen brauch- 
ten nur die individuelle Existenz zu sichern, verheiratete 
Frauen konnten einen ,,Zuverdienst" zum Familienlohn 
des Mannes erarbeiten. Für Frauen war ein ,,Normalar- 
beitsverhältnis" folglich nicht vorgesehen, und ,,prekäre" 
Beschäftigungsformen waren für sie nicht existenziell be- 
drohlich, weil sie über den Familienverbund abgesichert 
waren. 

Traditionelles Normalarbeitsverhältnis i n  der Krise 
Individuelle Lebensentwürfe von Männern und Frauen 
stimmen häufig nicht mehr mit dem Leitbild des männli- 
chen Familienernährers überein, was sich vor allem in der 
wachsenden Erwerbstätigkeit und unerfüllten Erwerbs- 
wünschen der westdeutschen Frauen zeigt. Weil aber die 
institutionelle Verankerung des männlichen Normalar- 
beitsverhältnisses durch den gegebenen Vollzeitstandard, 
das Ehegattensplitting im Steuersystem, die kostenfreie 
Mitversicherung der Ehefrauen in der Krankenversiche- 
rung, die Hinterbliebenenrente und die private Verant- 
wortung für Kindererziehung und -betreuung weiterhin 
bestehen bleibt, können vorhandene Wünsche nach einer 
egalitäreren Teilung der bezahlten Arbeit zwischen den 
Geschlechtern häufig nicht bzw. nur um einen sehr ho- 
hen Preis realisiert werden. Dies zeigt sich darin, dass 
Frauen dann, wenn sie erwerbstätig sind, häufig in Teil- 
zeitarbeitsverhältnissen arbeiten. Insbesondere für Frauen 
mit Kindern bleibt die Versorgerehe mit Teilzeitbeschäfti- 
gung und ,,Zuverdienst" der Frau das dominierende Mo- 
dell, womit die grundsätzliche Abhängigkeit vom Famili- 
enverbund für diese Frauen auch weiterhin bestehen 
bleibt. Dies wird noch dadurch verschärft, dass Frauen 
nach der Geburt von Kindern häufig ihre Erwerbstätigkeit 
unterbrechen. 

Frauen, die eine berufliche Karriere anstreben, tun 
dies nicht selten um den Preis des Verzichts auf Kinder 
und Familie. Ein wachsender Anteil kinderlos bleibender 
Frauen ist möglicherweise auch eine Reaktion auf die nur 
sehr schwierige Vereinbarkeit von Beruf und Familie in der 
Bundesrepublik. Dass nach der Konzeption des Normalar- 
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Wirtschaft beitragen; sie steigern die soziale Lebensquali- 
tät der Menschen, wo sie im Bereich der Kindererziehung, 
der Gesundheitsversorgung, des Wohnungs- und Städte- 
baus usw. die sozialen Lebensbedingungen verbessern; sie 
leisten einen Beitrag zum nachhaltigen Umbau der Indu- 
striegesellschaft, wo sie ökologische Innovationen fördern 
und der Entsorgung umweltschädlicher Produkte und 
Stoffe dienen; und sie heben schließlich den gesellschaftli- 
chen Beschäftigungsstand, in dem sie in all den genann- 
ten Sektoren zur Expansion vor allem dienstleistungsori- 
entierter Tätigkeiten beitragen. 

Das zweite zentrale Feld einer investiven Sozialpolitik 
ist das Bildungs- und Wissenschaftssystem. Wenn Wissen 
und Informationen die Schlüsselressourcen der Zukunft 
sind und die Fähigkeit zur Verarbeitung von Informatio- 
nen zur Schlüsselqualifikation wird, dann ist die Gestal- 
tung der gesellschaftlichen Voraussetzungen der Infor- 
mationsverwertung eine Schlüsselaufgabe demokrati- 
scher Modernisierungspolitik. Hier sind vor allem zwei Ak- 
teure gefragt, die Wirtschaft und die öffentliche Hand. 

Die betriebliche Aus-, Weiter- und Fortbildungspolitik 
hat sich zwei zentralen Problemkomplexen zu stellen: 
zum einen den Anforderungen, die sich aus dem Bedeu- 
tungszuwachs von IT-Fachkompetenzen und extrafunk- 
tionalen Sozialkompetenzen ergeben; zum zweiten aber 
den Anforderungen, die aus dem demografischen Wan- 
del der Belegschaften resultieren. Das Demografiepro- 
blem wird üblicherweise lediglich als Herausforderung der 
sozialen Sicherungssysteme diskutiert. Wenig wird jedoch 
über die Konsequenzen nachgedacht, die aus der 
Schrumpfung und Alterung der Betriebsbelegschaften re- 
sultieren werden. Vor dem Hintergrund dieser Entwick- 
lung dürfte der heutige personalpolitische Umgang mit 
älteren Arbeitnehmerlnnen schnell an Grenzen stoßen. 
Gerade in den expandierenden Sektoren der ,,neuen Wis- 
sensökonomie" reagiert man auf die immer kürzeren 
Halbwertzeiten beruflicher Qualifikationen mit einer per- 
manenten Verjüngung der Belegschaften. Zukünftig wird 
es jedoch schwieriger werden, unverbrauchte und mit 
dem jeweils aktuellen Qualifikationsniveau ausgestattete 
Arbeitskraft auf externen Arbeitsmärkten einkaufen zu 
können. Dies vor allem, weil der Bedarf an diesen Fach- 
kräften wachsen, das Angebot nicht zuletzt aufgrund der 
demografischen Entwicklung jedoch sinken wird. 

Erfreulicherweise sind in den Betrieben positive Ansät- 
ze einer Wende sichtbar. So etwa der Versuch, die alters- 
spezifisch unterschiedlich verteilten Kompetenzen optimal 
miteinander zu kombinieren und somit den Bedarfen der 
Unternehmen und den Ansprüchen der Beschäftigten al- 
ler Altersgruppen gerecht zu werden. Vor allem an dieser 
Anforderung hat sich eine zukunftstaugliche Personalpoli- 
tik zu orientieren. 

Der Hauptakteur im gesellschaftlichen Wissenssystem 
ist der Staat. Im Zuge des öffentlichen Sparwahns wurde 
es seit Jahren vernachlässigt. Die mit Blick auf die materiel- 
le und personelle Ausstattung oft katastrophalen Zustän- 
de an Schulen, Fachhochschulen und Universitäten sind 
Legende. Dies ist umso problematischer, als das gesell- 
schaftliche Bildungs- und Wissenschaftssystem nicht nur 
die Erzeugung, sondern auch die soziale Verteilung des 
,,kulturellen Kapitals" (Bourdieu) einer Gesellschaft prägt. 
In diese Verteilung ist in den letzten zwei Jahrzehnten die 
Spaltungslinie sozialer Klassenherkünfte zurückgekehrt. 
Der Anteil von Studierenden aus sozial schwächeren 
Schichten ist wieder auf das Niveau vor der sozialliberalen 
Bildungsreform abgesunken. Dies ist (auch) aus ökonomi- 

schen Gründen fatal. Der Massenarbeiter der fordisti- 
schen Periode war der Produktionsfacharbeiter, der des 
Postfordismus könnte der Wissensarbeiter sein. Wenn 
aber Informations- und Kommunikationskenntnisse sowie 
Sozial- und Methodenkompetenzen erheblich an Bedeu- 
tung gewinnen, verträgt sich dies nicht mit einem Bil- 
dungssystem, das diese Fähigkeiten wieder stärker nach 
den Prinzipien sozialselektiver Elitenbildung verteilt. Die 
Anforderungen der neuen Wissensökonomie erfordern 
also eine umfassende Demo- 

kratisierung des und die Was gesamtgesellschaftlich ansteht 
tigung sozialer Zugangs- 
Schranken zum Bildungssy- ist nicht weniger als eine neue große 
stem. Bildungsreform, die sich das Ziel ei- 

Was qesamtgesellschaftlich 
ansteht .Lt alsonicht weniger nes modernen und demokratischen 
als eine neue große Bildungs- WiSSenSsyStemS setzt 
reform, die sich das Ziel eines 
modernen und demokrati- 
schen Wissenssystems setzt. In diesem müssten private 
und öffentliche Akteure nach festen Regeln und mit kla- 
ren Zuständigkeiten kooperieren, der Zugang zu den rele- 
vanten Bildungsressourcen müsste ohne soziale Schranken 
und in ausreichendem Umfang garantiert werden und 
die Bildungsangebote müssten den Anforderungen eines 
kontinuierlichen, lebenslangen Bildungsprozesses Rech- 
nung tragen. 

3. Die emanzipative Funktion 
Die sozialstaatliche Modernisierungspolitik muss sich je- 
doch davor hüten, das System der ökonomischen und ge- 
sellschaftlichen Regulierung nur nach den Spielregeln der 
globalen Marktökonomie auszurichten. Der Sozialstaat 
war seit seiner Entstehung immer auch eine Institution 
der Marktkorrektur und -bändigung. Der marktgesteuer- 
ten Ungleichverteilung von Einkommen, Vermögen und 
Lebenschancen und dem Machtungleichgewicht zwischen 
Lohnabhängigen und Kapitalbesitzern sollte durch eine 
kompensierende, umverteilende und demokratisierende 
Politik der sozialstaatlichen Institutionen und Akteure ent- 
gegengewirkt werden. Somit erweist sich die skizzierte, 
stärker mindestsichernd und optional ausgerichtete Re- 
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Flugzeug- und Raketenindustrie 
im Fusionsfieber 
isw-spezial 13 zeigt auf, dass die Her- 
ausbildung von Superkonzernen der 
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Diese Ausdifferenzierung des Dienstleistungsspektrums 
geht jedoch mit einer erheblichen sozialen Polarisierung 
und Ungleichheit in der Einkommensverteilung einher. 
Während die finanzorientierten und produktionsnahen 
Dienstleistungstätigkeiten in der Regel gut bezahlt wer- 
den sind vor allem im Bereich der personennahen Dienst- 
leistungen Niedriglöhne sowie weitere Einbußen bei so- 
zialen Rechten und sozialer Sicherheit eher die Regel als 
die Ausnahme. Das gilt nicht zuletzt für die Ökonomie der 
sogenannten ,,Wissensgesellschaft". In der Arbeitswelt der 
New Economy stehen die ,,Usern der informationstechni- 
schen Netze den ,,neuen Massenarbeitern" der Informati- 
onsverarbeitung gegenüber. „Der typische Informatikan- 
wender ist männlich, jünger als 35 Jahre, verfügt über ei- 
nen höheren Bildungsabschluss, bezieht ein gehobenes 
Einkommen, ist Städter und spricht englisch. Er hat so gut 
wie nichts mit den neuen Fließbandarbeitern der Infor- 
matik gemein, etwa den Telefonassistenten, die rund um 
die Uhr schichtarbeiten, um die Hotlines der Anbieter 24 
Stunden am Tag besetzt zu halten, oder etwa den Netsur- 
fern, die für die Bestückung von Adreßdateien oder 
HTLM-Servern zuständig sind und, isoliert und bar jegli- 
cher lnteressenvertretung (etwa durch Personalräte), bis 
zum Umfallen arbeiten.'' (Bourdieu 2000: 6). Die ,,digitale 
Spaltung" der Gesellschaft läuft also nicht nur entlang der 
sozio-kulturell ungleich verteilten Fähigkeiten, sich der 
neuen Informations- und Kommunikationsmedien zu be- 
dienen; sie findet ihr Pendant auch in der neuen Arbeits- 
welt. 

Ein zweiter Trend besteht in einer deutlichen Zunah- 
me von selbständiger Erwerbstätigkeit. Allein zwischen 
1991 und 1998 ist die Zahl der Selbständigen von knapp 
3 Millionen auf 3.6 Millionen angestiegen, was ein 
Wachstum von 18,3 % bedeutet (FachingerIOelschläger 
2000: 9). Dabei geht der Selbständigenstatus keineswegs 
immer mit privilegierten Lebens- und Einkommenslagen 
einher. Die Streubreite von Einkommen und sozialer Si- 
cherheit der Selbständigenhaushalte ist erheblich. 1993 

erzielten 25 % der Selbständi- 
genhaushalte ein Jahresein- 

Notwendig wäre eine wirtschaftspoli- kommen unter 60,000 

tische Rehabilitierung und folgend DM, was einem monatlichen 
Bruttoeinkommen von unter 

eine Ausweitung öffentlicher Investi- 
5,000 DM entspricht, Das 

tionen Gros der Haushalte (42,4%) 
lag in dem Einkommensinter- 
vall von 40.000 bis 100.000 

DM (Ebd.:l5ff.). Auch ein Blick in die Altersvorsorge der 
Selbständigen zeigt ein sehr heterogenes Bild von unter- 
schiedlichen institutionellen Regelungen und Sicherungs- 
niveaus. Lediglich 23 % der Selbständigen sind in obliga- 
torischen Alterssicherungssystemen erfasst, 77 % arbeiten 
ohne verbindliche Alterssicherung (Ebd.: 24). 

Diese Daten signalisieren durchaus die Gefahr zukünf- 
tiger Unterversorgung unter Selbständigen. Denn durch 
das Lohn- und Beitragsprinzip werden die Verwerfungen 
der Arbeitswelt in die sozialen Schutzsysteme hinein ver- 
längert und programmieren im Alter und bei Arbeitslosig- 
keit Probleme der sozialen Absicherung vor. Auch auf die- 
se Entwicklungen muss die Sozialpolitik mit dem Wandel 
des sozialstaatlichen lnterventionstyps reagieren. Konnte 
soziale Sicherheit im lndustriekapitalismus (relativ) erfolg- 
reich über das Institut des ,,Normalarbeitverhältnisses" or- 
ganisiert werden, erweist sich heute zunehmend eine 
neue Kombination aus mindestsichernden und optionalen 
Elementen in der Arbeits- und Sozialverfassung als not- 

wendig. Drei Reformkomponenten sind besonders wich- 
tig: 

(1) Zum einen eine Ausweitung von Beitragspflicht 
und Versicherungsschutz. Vor allem im deutschen Renten- 
versicherungssystem ist das Ziel der Lebensstandardssiche- 
rung in der Regel nur über Anwartschaften aus einer le- 
benslangen, stets durchschnittlich entlohnten Erwerbstä- 
tigkeit in einem Normalarbeitsverhältnis zu erreichen. Dies 
stößt angesichts der geschilderten Entwicklungen zuneh- 
mend auf Probleme. Notwendig ist daher eine Universali- 
sierung des Geltungsbereichs insbesondere der Rentenver- 
sicherung in Richtung einer Erwerbstätigenversicherung, 
die grundsätzlich alle Formen der Erwerbsarbeit versichert. 

(2) Zweitens bedarf es eines Ausbaus mindestsichern- 
der Elemente in der Alters- und Arbeitslosensicherung. 
Wenn durch reduzierte Arbeitszeiten, Arbeitsunterbre- 
chungen oder Niedriglöhne die Einkommen aus Erwerbs- 
arbeit nicht ausreichen, um unter Geltung des Äquiva- 
lenzprinzips ausreichende Anwartschaften in den sozialen 
Sicherungssystemen aufbauen zu können, bedarf es der 
Aufstockung unzureichender Ansprüche, um Armut in 
sozialen Risikolagen zu vermeiden. Die Gewerkschaften 
fordern deshalb seit längerer Zeit die Einführung einer 
bedarfsorientierten Mindestsicherung in der Arbeitslosen- 
und Rentenversicherung, die perspektivisch mit einer zu 
reformierenden Sozialhilfe harmonisiert werden müsste. 

(3) Drittens werden sich die sozialen Sicherungssyste- 
me stärker als heute auf die Wechsel innerhalb der Er- 
werbsbiografien einzustellen haben. Nicht immer ist der 
Wechsel zwischen Teil- und Vollzeit, abhängiger und 
selbstständiger Tätigkeit usw. auf Zwänge zurückzufüh- 
ren, mitunter entspricht er durchaus den sich im Laufe 
der Biografie wandelnden Erwerbsneigungen der Men- 
schen. Auch darauf haben die sozialen Sicherungssysteme 
zu reagieren. Gefordert sind vor allem soziale Optionsre- 
gelungen einer Gestaltung von Unterbrechung, Dauer, 
Lage, Verteilung und Beendigung von Erwerbsarbeit, 
ohne dass es zu einer Gefährdung der sozialen Sicherung 
kommt. Dies liefe auf eine Relativierung der bisherigen 
Dominanz des Normalarbeitsverhältnisses dergestalt hin- 
aus, dass ihm weitere sozial geschützte Wahlmöglichkei- 
ten im Sinne regulierter Optionen an die Seite gestellt 
werden, deren Wahrnehmung ohne geschlechtsspezifi- 
sche Diskriminierungen zu gewährleisten ware. 

2. Die investive Funktion 
Im Zuge der Verabsolutierung staatlicher Konsolidierungs- 
politik haben vor allem die öffentlichen Investitionen in 
die gesellschaftliche lnfrastruktur gelitten. Lag ihr Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt in den 70er Jahren noch bei 
rund 5 %, so ist er bis 1999 auf den Tiefpunkt von 1.4 O/O 

gesunken; alleine seit 1992 wurde das öffentliche Investi- 
tionsvolumen um fast ein Drittel reduziert. Selbst die 
Deutsche Bundesbank, wahrlich keine Freundin staatlicher 
Wirtschaftsaktivitäten, hat unlängst vor Schäden in der 
wirtschaftlichen Infrastruktur und den entsprechenden 
negativen Rückwirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 
und die Attraktivität des Standortes gewarnt. 

Notwendig wäre also eine wirtschaftspolitische Reha- 
bilitierung und folgend eine Ausweitung öffentlicher In- 
vestitionen, die heute vielfach als Relikt alt-keynesiani- 
scher Makropolitik abgetan werden. Übersehen wird da- 
bei, dass öffentliche Infrastrukturinvestitionen den Vorteil 
multifunktionaler Effekte besitzen. Sie erhöhen die wirt- 
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit, wo sie zur Verbesse- 
rung der infrastrukturellen Angebotsbedingungen der 

beitsverhältnisses weder für Männer noch für Frauen die 
Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit vorgesehen 
ist, ist eines der größten gesellschaftspolitischen Proble- 
me. Die Erziehung von Kindern wird entweder zum Ar- 
mutsrisiko, weil die private Betreuung die Möglichkeiten 
zur Erwerbsarbeit einschränkt und staatliche Unterstüt- 
zungsleistungen viel zu niedrig sind, oder setzt ein sehr 
hohes Einkommen voraus, damit der Verlust von Steuer- 
vorteilen aus dem Ehegattensplitting verkraftet und 
gleichzeitig Kosten für die Kinderbetreuung aufgebracht 
werden können. Selbst wenn die finanziellen Fragen ge- 
löst sind, bleibt eine ständige Zeitnot in der Familie, weil 

1 

,,Normalarbeitszeiten" nicht für die Vereinbarkeit von Be- 
ruf und Familie konzipiert sind. Dort, wo Mütter vollzeit 
erwerbstätig sind, gelingt dies häufig nur, weil Haus- und 

i Betreuungsarbeit auf andere (meist niedrig entlohnte) 
Frauen, die im privaten Haushalt angestellt werden, verla- 
gert wird. 

Wenn derzeit ein Wandel vor allem auf der Ebene der 
Normalität durch ein sich änderndes Erwerbsverhalten zu 
beobachten ist, so vollzieht sich dieser gegen das noch 
existierende und in Regelungen materialisierte Leitbild der 
Alleinernährer- bzw. Zuverdienerehe. 

Neue Ungleichheiten durch Beibehaltung des 
traditionellen Normalarbeitsverhältnisses 
Während eine Politik der traditionellen Vollbeschäftigung 
nur die Männer (und damit gleichzeitig auch die Ehefrau- 
en) mit Erwerbsarbeit und daraus abgeleiteter sozialer Si- 
cherung versorgen musste, wird die Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt durch immer mehr Frauen, die erwerbstätig 
sein wollen, verschärft. Wenn allein schon aufgrund der 
anhaltenden Massenarbeitslosigkeit häufig Beschäfti- 
gungsformen angeboten und angenommen werden, die 
früher kaum akzeptabel waren, so wird dies noch da- 
durch verstärkt, dass ein quantitativ beachtlicher Teil der 
Arbeitsuchenden nicht den harten Forderungen unter- 
liegt, einen Familienlohn erwirtschaften zu müssen. Dies 
betrifft nicht nur verheiratete Frauen, sondern auch 
Männer, deren Ehefrauen erwerbstätig sind, sowie Sin- 
gles, deren Zahl immer mehr zunimmt. Aufgrund der 
Steuer- und sozialpolitischen Privilegierung der Hausfrau- 
enehe wird die familiäre Konstellation der Beschäftigten 
zu einem neuen Konkurrenzfaktor auf dem Arbeitsmarkt: 
Die Möglichkeit zur Akzeptanz von niedrigeren Löhnen 
und Teilzeitarbeit ist U. a. davon abhängig, ob ein Haus- 
halt über ein oder zwei Erwerbseinkommen verfügt, und 
die Verfügbarkeit der Beschäftigten für den Arbeitsmarkt 
ist in unterschiedlichem Maße eingeschränkt, je nachdem, 
ob sie allein leben oder ihr(e) Partner(in) nicht erwerbstä- 
tig bzw. teil- oder vollzeitbeschäftigt ist. Wettbewerbsvor- 
teile haben Singles und Paare ohne Kinder, während Fa- 
milien mit (kleinen) Kindern benachteiligt sind. Für über 
den Familienverbund abgesicherte Personen werden auch 
Arbeitsverhältnisse unterhalb des Vollzeitstandards akzep- 
tabel bzw. - im Fall der geringfügigen Beschäftigung - 
sogar attraktiv. Die derzeit beobachtbare Folge ist ein ver- 
stärktes Angebot solcher Arbeitsverhältnisse durch die Un- 
ternehmen, die auf diese Art Kosten sparen. 

Damit besteht die reale Gefahr, dass sogenannte ,,aty- 
pische" Beschäftigungsverhältnisse, die von bisher abgelei- 
tet Gesicherten aus gutem Grund wahrgenommen wer- 
den konnten, künftig verallgemeinert werden könnten. 
Die vordergründige Logik lautet: Wenn Frauen seit lan- 
gem solche Arbeitsplatze besetzen, sollte dies auch für 
Männer möglich sein. Am häufigsten wird eine solche 

Forderung in bezug auf die Teilzeitarbeit ausgesprochen: 
Nicht nur Frauen, sondern auch Männer sollten künftig 
zu einer individuellen Arbeitszeitverkürzung in Form von 
Teilzeitarbeit bereit sein. Bei dieser Forderung wird nicht 
nur ignoriert, dass viele Teilzeitarbeitsplätze kein existenzsi- 
cherndes Einkommen ermöglichen und aus diesem 
Grund von vielen gar nicht wahrgenommen werden kön- 
nen, es wird darüber hinaus übersehen, dass Teilzeitarbeit 
von Frauen häufig eben gerade nicht Ergebnis individuel- 
ler Arbeitszeitverkurzung ist, sondern vielmehr eine Form 
des Arbeitsmarktzutritts. Weil aufgrund der Zuständigkeit 
der Frauen für die unbezahlte Haushalts- und Erziehunqs- 
arbeit und aufgrund ungenügender öffentlicher Angebo- 
te zur Kinderbetreuung Vollzeitarbeit für sie kaum mög- 
lich ist, arbeiten sie lieber in Teilzeit als gar nicht. In die- 
sem Fall ist Teilzeitarbeit eher eine Form der Arbeitszeitver- 
Iängerung als eine Form individueller Arbeitszeitverkür- 
zung. Dies belegt eine von der Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen in Du- 
blin geförderte europaweite repräsentative Befragung zu 
den Erwerbswünschen für die Zukunft: In Ländern, in de- 
nen die Beschäftigungsquote der Frauen noch niedrig ist, 
würde bei Realisierung der gewünschten Arbeitszeiten 
das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen steigen müs- 
sen, obwohl die durchschnittlichen gewünschten Arbeits- 
zeiten in diesen Ländern deutlich kürzer sind als die tat- 
sächlichen. Wenn unter den in Deutschland gegebenen 
Bedingungen die von Frauen akzeptierten Beschäfti- 
gungsbedingungen verallge- 
meinert werden sollten, käme 
es zu einem deutlichen An- Dass weder für Männer noch für Frau- 

wachsen der wOrking POor, en die Vereinbarkeit von Erwerbs- 
weil auf diesen Arbeitsplätzen 
häufiq keine existenzsichern. und Familienarbeit vorgesehen ist, ist 

den Löhne, ,,Zuver- eines der größten gesellschaftspoliti- 
dienste" erarbeitet werden. 
Entsprechend niedrig fallen sehen 
auch die Leistungen im Fall 
von Arbeitslosigkeit sowie im Alter aus. Wer vom Normal 
arbeitsverhältnis freiwillig oder unfreiwillig abweicht und 
nicht über abgeleitete Ansprüche verfügt, ist durch die 
sozialen Sicherungssysteme nur ungenügend geschützt. 

Das Konzept des Normalarbeitsverhältnisses und ins- 
besondere die damit verbundene Orientierung auf einen 
Familienlohn haben zusammen mit mittelbaren Entgelt- 
diskriminierungen eine Lohnstruktur hervorgebracht, die 
durch erhebliche geschlechtsspezifische Ungleichgewichte 
geprägt ist. Die Gewerkschaften haben - zumindest in 
den männlich dominierten Branchen - den Familienlohn 
vehement verteidigt, während in typischen Frauenberu- 
fen und -branchen (als sogenannte Zuverdienerbranchen) 
selbst Vollzeitlöhne nur knapp über dem Existenzmini- 
mum liegen. Ein Beispiel dafür ist der deutsche Einzelhan- 
del, wo der Frauenanteil bei über 70 %, die Teilzeitquote 
bei rund 50 O h  und der Anteil geringfügiger Beschäfti- 
gung bei rund 25 % liegt. 

Durch die gewandelte Normalität (Erwerbstätigkeit 
von Frauen) gerät der Familienlohn unter Druck. Ein Zu- 
verdienst der Ehefrau kann immer häufiger unterstellt 
werden, so dass auch Vollzeiteinkommen von Männern 
keineswegs immer so hoch sein müssen, dass mit ihnen 
allein eine Familie ernährt werden kann. Es besteht die 
Gefahr, dass die traditionelle Existenzsicherung über den 
männlichen Familienlohn untergraben wird, ohne dass 
hinreichende Bedingungen für eine existenzsichernde Er- 
werbstätigkeit beider Partner geschaffen sind. Anderer- 
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seits kann die zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen 
in qualifizierter Vollzeitarbeit auch zur ,,doppelten Siche- 
rung" von Familien durch Erarbeitung zweier ,,Familien- 
einkommen" führen, sofern sich die Tarifverträge noch 
am Leitbild des Familienlohnes orientieren. Es stellt sich 
die Frage nach der Existenzberechtigung des ,,Familien- 
lohnes", wenn dieser immer häufiger dupliziert und - im 
Falle der Teilzeitbeschäftigung eines der Partner - veran- 
derthalbfacht den Familien mit und (in steigendem Um- 
fang) ohne Kinder zur Verfügung steht. 

Die wachsende Diskrepanz zwischen der Konzeption 
der Sozialpolitik (traditionelles Normarbeitsverhältnis) und 
der Normalität (Erwerbsbeteiligung von Frauen und diffe- 
renzierte Familienstrukturen) führt somit zu neuen Un- 
gleichheiten und zu neuen Gefahren für das Niveau der 
sozialen Sicherung. 

Trend zur Polarisierung und Pluralisierung von 
Beschäftigungsbedingungen 
Die zunehmende Erwerbstätigkeit der Frauen ist wahr- 
scheinlich die wichtigste, keinesfalls jedoch die einzige Ur- 
sache für die Zunahme der Vielfalt von Beschäftigungsbe- 
dingungen. Die Unternehmen streben einen flexibleren, 
an den Erfordernissen des Marktes ausgerichteten Einsatz 
des Personals an und bedienen sich neuer arbeitskraftori- 
entierter Rationalisierungsstrategien. So werden durch die 
Umwandlung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
in (schein-) selbständige Tätigkeit Kosten für die soziale Si- 
cherung externalisiert und das unternehmerischen Risiko 
auf die Beschäftigten überwälzt. Auch die Praxis - insbe- 
sondere unter hochqualifizierten Angestellten - Arbeits- 
verträge ohne Vereinbarung über die Dauer der Arbeits- 

zeit abzuschließen ( I  998 be- 
traf dies bereits 16.9 vH aller Die Beschäftigten sind daran interes- 
hochaualifizierten Anaestell- - 

siert, über Wahlfreiheiten und Zeit- ten.) und somit die Grenzen 

souveränität zu verfügen, um die zwischen Erwerbs- und Nicht- 
erwerbszeit aufzulösen. um ei- 

Erwerbsarbeit mit den anderen nen nahezu grenzenlosen ZU- 

lebensweltlichen 

einstimmung zu 

lnteressen in über- griff auf die Zeit der Beschäf- 
tigten zu erlangen, weist in 

bringen. diese Richtung. Die bereits er- 
wähnte Zunahme von kurzer 

Teilzeitarbeit war nur deshalb in diesem Ausmaß möglich, 
weil diese als Instrument des flexiblen Personaleinsatzes in 
den Bereichen des Dienstleistungstaylorismus Anwendung 
fand. Vom standardsetzenden Normalarbeitsverhältnis 
wird am ,,oberen Rand" durch überlange und zum Teil 
unbezahlte Arbeit und am ,,unteren Rand" durch kurze 
und nicht existenzsichernde Arbeit abgewichen. 

Die Polarisierung der Beschäftigungsbedingungen 
geht folglich sowohl auf Veränderungen der Arbeitsnach- 
frage (flexibler Personaleinsatz in den Betrieben) als auch 
des Arbeitsangebots (Erwerbstätigkeit von durch abgelei- 
tete Ansprüche sozial gesicherte Frauen) zurück. Nicht zu- 
fällig sind es überwiegend Männer, die in den Bereichen 
mit überlangen Arbeitszeiten arbeiten. Es sind vor allem 
junge männliche Singles, die diese hohen zeitlichen Bela- 
stungen und den enormen Leistungsdruck aus Karriere- 
gründen in Kauf nehmen, aber - wie Befragungen zeigen 
- dies nur zeitweilig tun wollen und spätestens nach der 
geplanten Familiengründung zu ,,normalen" Arbeitsbe- 
dingungen zurückkehren möchten. Ebenso wenig zufällig 
ist, dass sich das Ausfransen am ,,unteren Rand" vor allem 
durch die Beschäftigung von Frauen (und Studentinnen) 
vollzieht, die teilweise über weitere Quellen der Existenzsi- 

cherung verfügen. Auffällig ist, dass es diesbezüglich gro- 
ße internationale Unterschiede gibt: Die arbeitskraftorien- 
tierten unternehmerischen Rationalisierungsstrategien 
führen insbesondere in solchen Ländern zur Polarisierung 
von Beschäftigungsbedingungen, wo sie auf der Seite des 
Arbeitsangebots durch geschlechtsspezifische Arbeitstei- 
lung gestützt werden. 

Die Beschäftigten selbst sind daran interessiert, über 
mehr Wahlfreiheiten und Zeitsouveränität zu verfügen, 
um die Erwerbsarbeit mit den anderen lebensweltlichen 
Anforderungen und lnteressen - in verschiedenen Le- 
bensphasen jeweils in unterschiedlicher Form - in  Überein- 
stimmung bringen zu können. Gleichzeitig führen die an- 
gespannte Arbeitsmarktsituation und die wachsenden 
Anforderungen an Qualifikation und Weiterbildung dazu, 
dass Phasen der Arbeitslosigkeit und Qualifizierung immer * 
häufiger das Erwerbsleben prägen. Im Ergebnis wächst 
die Vielfalt von Beschäftigungs- und Arbeitszeitformen, 
und auch Erwerbsbiographien werden bunter bzw. ,,brü- 
chiger". 

Neues Normalarbeitsverhältnis und individuelle 
Wahlfreiheiten 
Angesichts der beschriebenen Trends liegt die Behaup- 
tung nahe, dass sowohl betriebliche Flexibilitätsanforde- 
rungen und Deregulierungsbestrebungen der Unterneh- 
men als auch die Interessen der Beschäftigten an ,,maß- 
geschneiderter" Beschäftigung ein ,,NormalarbeitsverhäIt- 
nis" immer mehr obsolet werden lassen. Eine Verabschie- 
dung der Politik von der Orientierung am Leitbild eines 
Normalarbeitsverhältnisses in Richtung eines Kontinuums 
von möglichen Beschäftigungsformen und Arbeitszeiten 
hätte jedoch zur Folge, dass Existenzsicherung und 
Schutzfunktion untergraben würden. Die Festschreibung 
eines ,,neuen Standards" ist wichtig und sollte keinesfalls 
durch eine allgemeine Freigabe von Arbeitszeiten und die 
weitere Pluralisierung von Beschäftigungsformen ersetzt 
werden. Zum einen kann das strukturelle Machtungleich- 
gewicht zwischen Arbeit und Kapital nur durch kollektive 
Regulierung und nicht durch individuelle Aushandlung 
gemildert werden. Zum anderen bedarf soziale Sicherung 
-sofern sie sich nicht auf die Sicherung des Existenzmini- 
mums und die Verhinderung von absoluter Armut be- 
schränken soll - eines Maßstabes, der ein bestimmtes, 
dem Entwicklungsstand der Produktivkräfte entsprechen- 
des Niveau ausdrückt. Grundsätzlich sollen die auf dem 
Normalarbeitsverhältnis beruhenden Erwerbseinkommen 
einen kulturell durchschnittlichen Lebensstandard sichern. 
Erst auf der Basis einer solchen kollektiv ausgehandelten 
sozialen Sicherung sind individuelle Gestaltungsmöglich- . 
keiten gegeben, die dann als ,,Abweichungen" von der 
Norm ebenfalls reguliert werden können. Der entschei- 
dende Unterschied zwischen einem zu schaffenden neuen 
und dem traditionellen Normalarbeitsverhältnis ist die . 
Überwindung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. 
Dazu ist es wichtig, dass im Steuer- und Versicherungssy- 
stem alle Anreize für die ungleiche Verteilung bezahlter 
Arbeit zwischen den Partnern eliminiert werden. 

Gerade unter Verhältnissen, da Arbeitsbedingungen 
und Lebensformen sich ausdifferenzieren und aus diesem 
Grunde starre Regeln obsolet bzw. unterlaufen werden, 
stellt sich die Frage danach, wie individuelle Präferenzen 
sozial geschützt werden können. In der bereits genann- 
ten repräsentativen Befragung in 16 europäischen Län- 
dern wurde deutlich, dass die Erwerbswünsche auf eine 
höhere Beschäftigungsquote und kürzere Arbeitszeiten 

hat als menschliches Fleisch und Blut" und konstatiert: 
,,Die Arbeitskraft existiert nur als Anlage des lebendigen 
Individuums. Ihre Produktion setzt also seine Existenz vor- 
aus." (Marxl962: 185). 

Diese Existenz gerät durch den schrankenlosen Zugriff 
des Kapitals immer wieder in Gefahr. Dies erfordert sozi- 
alstaatliche Regulierungen in Form Schutzgesetzen und 
Kollektivverträgen, über die das Kapital an den direkten 
und indirekten Existenzkosten des Arbeiters und damit 
des Erhalts der Arbeitskraft beteiligt wird. Die Entkörpe- 
rung der Arbeit und die Sozialform des Arbeitskraft-Un- 
ternehmers bietet neue Chancen, sich dieser erweiterten 
Kostenbeteiligung an der menschlichen Existenz im Alter, 
bei Krankheit, in der Familienphase usw. zu entledigen. 
Bisher musste das Kapital den ,,doppelt freien Lohnarbei- 
ter" (Marx) als Person an sich zu binden, um Mehrwert 
und Profit erzeugen zu lassen. Denn dieser war nicht frei 
vom Lohnarbeitszwang, aber vom einzelnen Kapitalisten. 
Die technologischen Bedingungen informationsbasierter 
Arbeit lösen die örtliche Bindung des Produzenten an den 
Ort der Produktion und somit die Zuordnung zu einem 
Arbeitgeber auf. Dies eröffnet die Perspektive, nur noch 
die direkte Arbeit, also das Arbeitsprodukt, nicht mehr die 
gesamte Arbeitskraft mit ihren unproduktiven Regenerati- 
onszeiten einzukaufen und zu entlohnen. „Man pflanzt 
keinen Zitronenbaum mehr, um eine Zitrone auspressen 
zu können." (Baumann 2000: 54) 

Die sozialstaatsfeindlichen Akteurskonstellation 
Sind die Folgen der Entkörperlichung der Arbeit noch 
kaum zu übersehen, so liegen die der finanzmarktgetrie- 
benen Globalisierung auf der Hand. Mit Blick auf den So- 
zialstaat besteht der reale Kern des Problems in der In- 
kongruenz der Handlungsräume, in denen sich die (auch) 
transnational agierenden Unternehmen und die (vorwie- 
gend) national agierenden Regierungen und Gewerk- 
schaften bewegen. Dies führt zu einer tendenziell sozial- 
staatsfeindlichen Akteurskonstellation durch die Neuver- 
teilung der Machtressourcen zwischen den korporativen 
Akteuren des (nationalen) Wohlfahrtstaates, also Staat, 
Kapital und Arbeit. Und dies zu Lasten derjenigen, deren 
lnteressen und politische Strategien auf wohlfahrtsstaatli- 
che Regulierung setzten. 

Doch die Neuverteilung der Macht- und Handlungs- 
ressourcen zu Gunsten des Real- und vor allem des Fi- 
nanzkapitals hat keineswegs dazu geführt, dass die Natio- 
nalstaaten zu gänzlich machtlosen Riesen verkommen 
wären. Gerade die Vorstellung von der Machtlosigkeit na- 
tionalstaatlicher Politik als quasi-naturwüchsiger Folge der 
Globalisierung ist ideologisch. Sie dient in der Regel dazu, 
unerwünschte Ansprüche an den Staat abzublocken. Da- 
bei belegen längst neuere Forschungsergebnisse im Be- 
reich der Europäischen Integration und der transnationa- 
len Politik, dass zwar der Nationalstaat als Handlungsebe- 
ne einen Bedeutungsverlust erfahren hat, die National- 
staaten als politische Akteure aber keineswegs. Im Grun- 
de sind die Nationalstaat in allen Arenen des globalen 
Mehrebenensystems sicherlich nicht die alleinigen, zumeist 
jedoch die einflussreichsten Akteure. Ob die Länderegie- 
rungen auf nationalstaatlicher Ebene Handlungsspielräu- 
me haben oder nicht wird vor allem in den globalen und 
den makroregionalen Institutionen der EU entschieden, 
und zwar von den nationalen Regierungen selbst. 

Bisher beriefen sich die Nationalstaaten jedoch recht 
gerne auf die angeblich unabänderlichen Sachzwänge 
des Weltmarktes und der Europäischen Integration. So 

konnten sie sich von der Verantwortung für die sozialen 
Folgekosten der nationalen Wettbewerbspflege der hei- 
mischen Standorte entlasten. Die Kernelemente dieser 
Strategie waren der Abbau sozialstaatlicher Leistungen, 
Privatisierung öffentlicher Aufgaben sowie die umfassen- 
de Flexibilisierung und Deregulierung der Arbeits- und So- 
zialverfassungen. Diese Politik hat die Gesellschaften 
grundlegend verändert, ist letztlich aber gescheitert. 

Verantwortlich für das Scheitern waren letztlich viele 
Gründe, von denen hier nur einer genannt sei. Die Globa- 
lisierung erhöht den Druck auf die Geschwindigkeit, mit 
der sich wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische 
Reformen abspielen müssen. Globalisierung bedeutet 
Zwang zu beschleunigter Modernisierung. Modernisie- 
rung setzen ihrerseits jedoch umfangreiche sozialpoliti- 
sche Vor- und Zuarbeiten voraus. Die wissenschaftliche Li- 
teratur ist voll von Belegen für die ökonomisch stabilisie- 
rende Funktion (Sozialleistungen als Nachfrage- und Kon- 
junkturstabilisator usw.) des Sozialstaats; aber auch für 
den ,,gesellschaftlichen Zusatznutzen" (Vobruba) von Sozi- 
alpolitik für wirtschaftliche und soziale Innovationen. Die- 
se Potenziale verfehlt eine Sozialabbaupolitik, die Sozial- 
politik nur als Wettbewerbshemmnis und nicht als Wett- 
bewerbsvoraussetzung sieht. 

Skizze einer expansiven Sozialreform 
Aber genau an dieser Schnittstelle zwischen sozialer Mo- 
dernisierung und sozialstaatlicher Regulierung liegt der 
Schlüssel für eine moderne Sozialstaatspolitik. Dabei führt 
an einer Erkenntnis kein Weg vorbei: alle Spielarten soli- 
darischer Modernisierung brauchen gerade im Zeitalter 
der Globalisierung und des 
Strukturwandels nicht weni- 
ger, sondern mehr sozialstaat- Gerade die Vorstellung von der 
liehe Regulierung. Der Machtlosigkeit nationalstaatlicher Po- 
staat darf nicht zuruck ge- 
stutzt werden, er muss expan. litik als quasi-naturwüchsiger Folge 
dieren. Sozialstaatliche Expansi- der Globalisierung ist ideologisch 
on in diesem Sinne bedeutet 
jedoch nicht einfach Mehr 
vom Alten, sondern durchaus auch qualitativ Neues. Ziel 
müsste es sein, den gesellschaftlichen Modernisierungs- 
Prozess auf einen gesellschaftsvertraglichen Entwicklungs- 
pfad zu lenken. Vielleicht könnte aus dieser, modernisie- 
rungspolitischen Perspektive die zeitgeistwidrigen Formel 
von der expansiven Sozialpolitik etwas von ihrem Schrek- 
ken verlieren, den sie in der standortbeflissenen Öffent- 
lichkeit hervorrufen dürfte. Folgende sozialstaatliche 
Funktionen gälte es zu stärken. 

1. Die kompensatorische Funktion 
Der erwähnte Wandel hin zur Dienstleistungsökonomie 
vollzieht sich vor allem in drei Sektoren: im Bereich der fi- 
nanznahen Dienstleistungen (Kreditinstitute und Versiche- 
rungen), in dem die Zahl der Erwerbstätigen zwischen 
1970 und 1997 um gut 72 % gewachsen ist; im Bereich 
der personennahen, vor allem auf private Haushalte ori- 
entierten Dienstleistungstätigkeiten, der um ca. 82 O h  an- 
stieg, und schließlich bei produktionsnahen und unter- 
nehmensbezogenen Dienstleistungen (Ingenieursleistun- 
gen, Untersuchungslabors, DV-Dienstleistungen, FuE-Ent- 
wicklungen, Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatun- 
gen), bei denen die Beschäftigung gar um 132 '10 expan- 
dierte. Im gleichen Zeitraum nahm die Anzahl der Er- 
werbstätigen im verarbeitenden Gewerbe um knapp 
31 O/O ab (Baethge 2000: 154). 
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an den Finanz- und Aktienmärkten signifikant höheren Sozia l staa tsref orm i n der Renditen unterwerfen die Unternehmen dem Druck einer 

kapitalistischen 
Wissensgesellschaft 
Von Hans-lürgen Urban 

E iniges spricht dafür, dass der globale Kapitalismus in 
eine neue Phase eingetreten ist. Grundlegendes hat 
sich verändert. Das Entwicklungsmodell der fordisti- 

schen Periode war vor allem durch das binnenökonomi- 
sche Zusammenspiel der tayloristischen Massenprodukti- 
on mit einem standardisierten Massenkonsum geprägt, 
das durch einen intervenierenden Wirtschafts- und Sozial- 
staat reguliert wurde. Das neue Akkumulationsregime, 
das Michel Aglietta (2000) als eines des ,,Vermögensbesit- 
zes" charakterisiert, unterscheidet sich vom alten vor al- 
lem durch zwei Elemente: Erstens den Machtzuwachs der 
Akteure der globalen Finanzkapitalmärkte und die weitrei- 

chenden Rückwirkunqen auf 
die Handlungsbedingungen Der Sozialstaat darf nicht zurück ge- 
der nationalen WirtschaftsDo- 

stutzt werden, er muss expandieren. litiken, die Restrukturierung 
der Unternehmen und die so- 
zialen Reproduktionsbedin- 

gungen der abhängig Beschäftigten. Zweitens die Tertiari- 
sierung der Wirtschaft, also die Zunahme dienstleistungs- 
orientierter und wissensbasierter Funktionen, nicht nur in 
der ,,New", sondern in der Gesamtökonomie. 

,,Vermarktlichung" und ,,Entkörperung" - zwei 
Basistrends 
Von den umfassenden Veränderungen sei hier nur auf 
zwei in der Arbeitswelt verwiesen. Erstens: Mit dem 
Shareholder-Value-Konzept wird die Brücke zwischen Fi- 
nanzmärkten und Unternehmenspolitiken geschlagen, 
auf der die Prämissen der Geldwirtschaft in die Betriebs- 
politiken einwandern. Die im Vergleich zur Realökonomie 
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Profitabilität, die ihre Standards aus den schnellen Gewin- 
nen der monetären Sphäre herleitet. Die Unternehmen 
reagieren mit radikalen Kostensenkungsstrategien, bei 
denen sämtliche Betriebs-, Organisations- und Arbeits- 
strukturen auf den Kopf und vorhandene Arbeits- und 
Sozialstandards in Frage gestellt werden. Auch die zur 
Zeit heftig diskutierte Fusionswelle ist Bestandteil dieses 
Restru kturierungsprozesses. 

Die Neustrukturierung der Unternehmen geht vielfach 
mit einer umfassenden ,,Vermarktlichung" der betriebli- 
chen Sozial- und Arbeitsbeziehungen einher. Unterneh- 
mensteile, Arbeitsteams oder einzelne Beschäftigte müs- 
sen auf innerbetrieblichen Märkten um intern zu vergebe- 
ne Aufträge konkurrieren; verlieren sie den Kostenwett- 
bewerb mit externen Anbietern, werden ganze Arbeits- 
bereiche inklusive der Arbeitsplätze ,,outgesourcet". Auch 
die personalpolitischen Managementstrategie wandeln 
sich. Zunehmend soll das traditionelle Arbeitnehmer-Ar- 
beitgeber-Verhältnis durch eine neue Form der Selbststän- 
digkeit abgelöst werden, bei der die einstigen Angestell- 
ten sich als ,,Selbst-GmbHs" oder ,,Arbeitskraft-Unterneh- 
mer" organisieren und für die rationeller Gestaltung ihrer 
Arbeitsbedingungen selbst verantwortlich sind. Vorgege- 
ben werden aber die Leistungspensen oder die zu erbrin- 
genden Renditen, die von Mal zu Mal höhergeschraubt 
werden. 

Die in das Verhalten der Beschäftigten hineingedrück- 
ten Marktzwängen führen nicht selten dazu, dass die 
Schutz-, vor allem die einschlägigen Arbeitszeitstandards 
,,freiwilligr' missachtet und eher als Zumutung den als 
Schutz empfunden werden. Teils aufgrund der hohen 
Identifikation mit der eigenen Arbeit, teils als Notwehr- 
maßnahme gegen die Überbeanspruchung wirken die 
Beschäftigten an einer Sozialkonkurrenz mit, die Sozial- 
standards in einen ,,rate-to-the-bottom"-Strudel hinein- 
zuziehen droht. 

Der zweite Trend betrifft die stoffliche Spezifik infor- 
mationsbasierter Arbeit. So interpretiert Zygmunt Bau- 
man den Wandel von der Industrie- zur Tertiärökonomie 
als einen Übergang von der schweren zur leichten Moder- 
ne, vom Hardware- zum Softwarekapitalismus. Dabei 
konstatiert er eine ,,Entkörperung der Arbeit in der Soft- 
ware-Ära" (Baumann 2000: 53) und knüpft damit an ei- 
nen Gedanken an, der von Marx erstmals zum Ausgangs- 
punkt einer Gesellschaftsanalyse gemacht wurde. Marx 
sprich bei der Analyse der menschliche Arbeitskraft von 
,,dieser eigentümlichen Ware, die keinen anderen Behälter 
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gerichtet sind, wobei die Wunscharbeitszeiten sich in ei- 
nem Korridor zwischen (nach heutigem Maßstab) langer 
Teilzeit und kurzer Vollzeit bewegen. Wenn auch der 
Trend hin zu einem ,,neuen Standard'' und weg von sehr 
kurzen bzw. sehr langen Arbeitszeiten offensichtlich ist, 
zeigte sich doch, dass die individuellen Präferenzen dabei 
unterschiedlich bleiben. Individuell gewünschte Abwei- 
chungen von einem Arbeitszeitstandard, der Orientierung 
für existenzsichernde und sozial regulierte Erwerbsarbeit 
ist, müssen deshalb möglich sein. Aus Gründen des Ar- 
beits- und Gesundheitsschutzes sowie aus beschäfti- 
gungspolitischen Gründen sollten dabei allerdings enge 
Grenzen für eine Arbeitszeitverlängerung gesetzt werden. 

Im Fall sozial akzeptierter Tatbestände (Kindererzie- 
hung, Pflege von Angehörigen, Weiterbildung, bürger- 
schaftliches Engagement) sollten Arbeitszeiten unterhalb 
des Arbeitszeitstandards gesellschaftlich gefördert und 
z. B. durch die Zahlung von Lohnersatzleistungen für das 
ausgefallene Arbeitsvolumen finanziell unterstützt wer- 
den. Im Fall rein persönlich begründeter Arbeitszeitredu- 
zierungen kann hingegen auf eine vergleichbare finanziel- 
le Förderung nicht gerechnet werden. Die Möglichkeiten 
für die zeitweilige individuelle Arbeitszeitverkürzungen 
oder Erwerbsunterbrechungen (Sabbaticals) könnten da- 
durch erweitert werden, dass im Sozialsystem Flexibilitäts- 
spielräume geschaffen werden, die die Beschäftigten 
selbstbestimmt nutzen können, wie z. B. das Recht auf 
die Nutzung einer bestimmten Anzahl von Arbeitstagen 
in einem bestimmten Zeitraum für individuell initiierte 
Weiterbildung, das Recht auf drei finanziell geförderte 
Teilzeitjahre im Verlauf des Erwerbslebens usw. Ein neues 
Normalarbeitsverhältnis bedeutet nicht Konformität, son- 
dern muss vielmehr der Bezugspunkt für sich ausdifferen- 
zierende Lebensformen sein. Flexibilität, Pluralität und so- 
ziale Sicherheit - dies ist die angestrebte gesellschaftspoli- 
tische Perspektive. 

Notwendige Änderungen im Erwerbs- und 
Sozialsystem 
Für die Herausbildung eines neuen Normalarbeitsstan- 
dards sind Änderunaen des Erwerbs- und Sozialsvstems in 
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folgenden Richtungen notwendig: 
Kürzere Arbeitszeiten: Da ein Vollzeiteinkommen nicht 

mehr für den gesamten Familienverbund, sondern nur 
noch für die erwerbstätige Person selbst existenzsichernd 
sein muss, könnten Einkommen und Arbeitszeiten für ein 
für beide Geschlechter geltendes ,,neues Normalarbeits- 
verhältnis" unterhalb des gegenwärtigen Niveaus regulä- 
rer Vollzeitbeschäftigung liegen. Die Existenzsicherung der 
Kinder sollte über staatliche Unterstützungsleistungen er- 
folgen. 

Allgemeine und eigenständige soziale Sicherung von 
Frauen und Männern: Die an das Normalarbeitsverhaltnis 
gebundenen Schutzrechte sollen erhalten werden, aller- 
dings müssen diese nicht mehr familien- sondern individu- 
albezogen sein. Der Familienlohn wird dann zum Indivi- 
duallohn, der auf einem kulturell durchschnittlichen Ni- 
veau gezahlt wird. Abgeleitete, an die Erwerbstätigkeit 
des Partners/ der Partnerin gebundene sozialversiche- 
rungsrechtliche Ansprüche sind überflüssig. 

Verallgemeinerung, d. h. Ausdehnung der Sozialversi- 
cherungspflicht auf Selbständige und Beamte und Aufhe- 
bung der Beitragsbemessungsgrenzen: Auf diese Weise 
würde nicht nur eine sozial gerechtere Finanzierung des 
Sozialsystems erreicht und der soziale Schutz auf alle er- 
werbstätiqe Personen ausaedehnt, sondern aleichzeitia 

auch der Anreiz zur Flucht aus den Sozialversicherungssy- 
Sternen genommen, wodurch derzeit die Prekarisierung 
von Beschaftigungsverhältnissen gefördert wird. Selbstän- 
dige bedürfen ebenso eines sozialen Schutzes wie abhän- 
gig Beschäftigte. Nichts spricht dafür, dass selbständige 
Tätigkeit ein Garant für die Fähigkeit zu ausreichend ho- 
her privater Vorsorge ist. 

Gesellschaftliche Verantwortung für die Existenzsiche- 
rung und die Betreuung und Erziehung der Kinder: Ein 
existenzsicherndes Kindergeld und ein Netz von öffentli- 
chen Einrichtungen der Kinderbetreuung sind erforder- 
lich, damit nicht die Zahl der 
Kinder über den Wohlstand 
von Familien entscheidet. Da Arbeitsbedingungen und Lebens- 

' Anpassung des Steuersy- formen sich ausdifferenzieren, stellt 
stems: Das derzeit geltende 
EhegattenSplitting gründet sich die Frage, wie individuelle Präfe- 
sich auf ein Familienmodell, renzen geschützt werden können, 
das dem Prinzip der Gleichbe- 
rechtigung von Mann und 
Frau entgegen steht. Es dient nicht unmittelbar der För- 
derung von Familien mit Kindern, sondern führt zu privile- 
gierenden Steuerentlastungseffekten. 

Der Übergang zu einer solchen Reform des Erwerbs- 
und Sozialsystems ist zweifelsohne ein anspruchsvolles 
und komplexes Vorhaben und kann nicht in einem Schritt 
erfolgen. Übergangsregelungen sind erforderlich, damit 
bereits erworbene Ansprüche erhalten bleiben und sich 
neue Erwerbsmuster entwickeln und stabilisieren können. 
Ein solches Projekt ist mit Umverteilungsprozessen verbun- 
den, und es wird dabei Gewinner und Verlierer geben. Je 
besser es gelingt, allgemeine Normen und Formen der 
Regulierung mit individuellen Gestaltungsmöglichkeiten 
zu vereinbaren und je spürbarer für die einzelnen ein 
eventueller materieller Verlust (z. B. in Paarhaushalten 
ohne Kinder mit zwei Vollzeiteinkommen) mit einem Ge- 
winn an freier Zeit und Lebensqualität einher geht, desto 
leichter dürfte ein gesellschaftlicher Konsens darüber zu 
erreichen sein. SP W 

- - 
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Zukunft der 
Gesund heitspoliti k: 
Gesundheitspolitik für die 
Zukunft 
Von Horst Peterl Rene Röspell 
Dr. Rolf Rosenbrock 

enn man auf Seiten der Linken in letzter Zeit 
immer häufiger hört, das neoliberale Entwick- W. lungsmodell stoße an seine Grenzen, auch zei- 

ge die Relativierung des Schröder-Blair-Papiers, dass sich 
in der SPD die sozialstaatliche Orientierung wieder durch- 
gesetzt habe, dann sind diese Erfolgsmeldungen verfrüht. 
Die sozialstaatlichen Reformfelder, insbesondere die Ge- 
sundheitspolitik, stehen weiterhin unter dem Druck, sich 
der Steuerung durch den Markt zu unterwerfen und die 
in den Solidarfonds gebundenen Milliarden dem kapitali- 
stischen Wettbewerb zu öffnen. 

I. Die Konfliktlage 
Die Hindernisse der Subsumption der bisher weitgehend 
gesellschaftlich-politisch geregelten Prozesse der sozialen 
Sicherheit gegenüber den großen Lebensrisiken Alter, 
Krankheit, Gebrechlichkeit, Invalidität und Arbeitslosigkeit 
sind das Solidarprinzip und die Bindung der Leistungen 

an politisch gesetzte Bedin- 
gungen. Gekoppelt an die For- 

Die sozialstaatlichen Reformfelder derung nach Entfaltung der 

stehen weiterhin unter dem Druck, Marktkräfte werden Selbstver- 
antwortung des Individuums sich der Steuerung durch den kapita- 
und Deregulierung als die ent- 

listischen Wettbewerb zu öffnen. scheidenden Reformforderun- 
gen proklamiert. Die regulier- 
ten Sozialversicherungen wer- 

den für unfähig erklärt, die jeweiligen Strukturprobleme 
zu lösen. Die fehlende Eigenverantwortlichkeit der Versi- 
cherten treibe die Beiträge in die Höhe und belaste die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen. Es 
gehe darum, die Sozialversicherungssysteme zu verschlan- 
ken und dem Wettbewerb zugänglich zu machen, sie auf 
die Aufgabe einer Basissicherung zu beschränken und die 
Sicherung gegen Zusatzrisiken dem privaten Versiche- 
rungssektor zu überlassen. Das Festhalten an den gesell- 
schaftlich und politisch durchgesetzten Regulierungen 
wird öffentlich als traditionalistisch, reformunfähig und 
unmodern diffamiert. 
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Im Zentrum der öffentlichen Wahrnehmung der Ge- 
sundheitspolitik steht die historisch gewachsene und im 
Bewusstsein der Bevölkerung positiv verankerte soziale ge- 
setzliche Krankenversicherung (GKV). Sie bindet rund 250 
Milliarden DM an jährlichen Versichertenbeiträgen und er- 
fasst Ca. 90O/0 der Bevölkerung. Damit hat sie für das neoli- 
berale Entwicklungsmodell zentrale strategische Bedeu- 
tung, zumal sie klar den Grundgedanken verwirklicht, dass 
die Leistungen allen Versicherten unabhängig von Einkom- 
men und gesellschaftlicher Stellung zugute kommen und 
dass dazu solidarische Umverteilung erforderlich ist. 

11. Leitfragen für ein Gesundheitssystem 
Daher soll das sozialstaatliche Steuerungsmodell der GKV . 
in seinen Grundzügen dargestellt werden. Die Leitfragen 
der Darstellung in integrierender versorgungspolitischer 
Perspektive lauten: 

1 .  Findet jeder Mensch mit seinen Gesundheitsproble- 
men zum richtigen Zeitpunkt den richtigen Weg in das je- 
weils zuständige Subsystem der Gesundheitsversorgung? 
(Zugangsrationalität) 

2. Erfahren Versicherte eine kontinuierliche, integrier- 
te, problernangemessene und individuelle Versorgung? 
(Versorgungsqualität und Effektivität) 

3. Werden die notwendigen Leistungen der Gesund- 
heitssicherung mit möglichst wenig professioneller Inter- 
vention und mit möglichst geringem Aufwand erbracht? 
(Selbstbestimmung und Effizienz) 

Die Leitfragen führen zur Steuerung, zu den Versor- 
gungszielen, zur Versorgungsstruktur und zum Leistungs- 
spektrum. Wenn die Beantwortung der Fragen sich dar- 
auf beschränkt, das gegenwärtige System zu verteidigen, 
wird die Diskussion defensiv geführt. Es geht darum, die 
Reformdiskussion in den Kontext eines zukunftsfähigen 
Entwicklungsmodells zu stellen. 

111. Der Weg der nachhaltigen Entwicklung 
Die Alternative zum neoliberalen Entwicklungsweg ist der 
Weg der nachhaltigen Entwicklung. Es geht darum, durch 
politische Gestaltung die Potenziale der Natur und der 
Menschen als gesellschaftliche Reichtumspotenziale zu be- 
wahren und weiterzuentwickeln, damit künftigen Gene- 
rationen die existenzsichernden Grundlagen zur Verfü- 
gung stehen und sie politische Handlungsfähigkeit haben. 
Gegenwärtige Politik muss sicherstellen, dass diese Poten- 
ziale nicht verschwendet und zerstört werden und dass 
schädliche Wirkungen auf die Lebensgrundlagen mini- 
miert werden. Diese Bedingungen kann der neoliberale 
Entwicklungsweg nicht einlösen. Ihm gegenüber gilt es 
den Primat der Politik zu begründen. 

Gesundheitspolitik hat die Aufgabe, die Gesundheits- 
potenziale der Menschen als Basis selbstbestimmten Le- 
bens und Arbeitens zu erkennen und zu fördern. Ziel der 
Gesundheitspolitik muss sein, zur Entwicklung selbststän- 
diger Persönlichkeiten beizutragen, die in Kooperation 
mit anderen in der Lage sind, die Lebensbedingungen so- 
lidarisch und verantwortlich für das Ganze zu regeln. Da- 
bei sind zielführende Kategorien der effiziente Einsatz al- 
ler Ressourcen, die Qualität und Effektivität des Handelns 
und die Beteiligungsmöglichkeit der Individuen als Co- 
Produzenten ihrer Gesundheit. Fehlallokationen und Risi- 
ken technischer Entwicklungen, die in die natürlichen 
Kreisläufe eingreifen, müssen politisch gestaltet und ge- 
steuert werden. 

In diesem Kontext ist Gesundheitspolitik über die so- 
ziale Sicherung hinaus Teil einer nachhaltigen Gesamtpoli- 

chen Wandel von Arbeitskraft. Wie bei Max Webers 
,,Wahlverwandtschaft" von früher kapitalistischer Entwick- 
lung und protestantischer Ethik kann auch hier von einer 
erneuten funktionalen Verknüpfung von Kulturwandel 
und den ökonomischen Erfordernissen einer neuen Stufe 
kapitalistischer 0konomie gesprochen werden (Voß 
1990). 

Eine neue Dramatik - zum Wandel des alten Spiels 
von ,,Kapitalr' und ,,Arbeitu 
Die Thesen zu einer neuen Grundform von Arbeitskraft 
implizieren, dass zur Zeit keineswegs der letzter Akt des 
vertrauten Stücks von der (Erwerbs-) Arbeitsgesellschaft 
gegeben wird, wie manche immer noch vermuten. Eher 
deutet der Wandel von Arbeitskraft darauf hin, dass wir 
bisher möglicherweise nur ein romantisches Vorspiel er- 
lebt haben. Das eigentliche Drama von einer Gesellschaft, 
die bis in die letzten Poren von den Bedingungen und Fol- 
gen kapitalistischer Arbeit geprägt wird, hat vielleicht ge- 
rade erst begonnen und es könnte spannend werden. 
Seine Schlüsselfigur könnte dabei eine in neuer histori- 
scher Qualität freigesetzte Arbeitskraft sein, die mehr als 
bisher vorstellbar wirklich zur Ware auf Märkten für Ar- 
beitskraft wird. Die sich ändernde Rolle könnte immer sel- 
tener vorsehen, dass sich die Träger der berühmten Ware 
an quasifeudalistische Organisationsgebilde verdingen, 
um sich dort zu vordefinierten Tätigkeiten zwingen zu las- 
sen. Die typische Rolle für den Besitzer von Arbeitskraft 
wird zukünftig möglicherweise vielmehr darin bestehen, 
in eigener Regie erstellte konkrete Arbeitsleistung zu ver- 
kaufen (und nicht mehr primär Arbeitsvermögen). Die Fi- 
gur des Arbeitskraftunternehmers wäre damit genau ge- 
nommen sogar noch einmal etwas ganz anderes, als der 
Begriff suggeriert, nämlich Arbeits-Unternehmer. 

Wird es damit also im weiteren Verlauf des ökonomi- 
schen Mysterienspiels wirklich nur noch die Einheitsgestalt 
des ,,Unternehmers" geben? Es wird, wie gesagt, span- 
nend: Die Charaktermaske des traditionellen kapitalisti- 
schen Unternehmers verschwindet auf der einen Seite na- 
türlich nicht einfach im Fundus, sondern feiert sogar neue 
Triumphe, da sie mehr denn je von allen Seiten umwor- 
ben wird. Trotzdem ist der Glanz der Rolle irgendwie da- 
hin, denn die neue Dynamik des Spiels macht die ehemali- 
ge Edelrolle ziemlich anstrengend und im Erfolg ungewiss. 
Zudem werden immer mehr undurchsichtige Nebenrol- 
len, billige Komparsen und parvenuehafte Randfiguren 
mit schnellen Auf- und Abtritten als flotte ,,Neue Selb- 
ständige" und juvenile ,,start-ups" zu lästigen Konkurren- 
ten um die Gunst des Publikums. Auf der anderen Seite 
muss sich aber auch der frühere Gegenheld in  der Rolle 
der ausgebeuteten Arbeitskraft auf unerwartete Turbu- 
lenzen einstellen. Denn auch als neu in Szene gesetzter 
,,Unternehmeru darf er meist doch nicht viel mehr tun als 
ehedem. D.h. er muss ein ziemlich zähes und nur selten 
profitables Produkt zu Markte tragen: seine Arbeitskraft 
und immer mehr die noch ungewohnte Ware Arbeit. Als 
abstrakte sozioökonomische Figur hat er nun zwar tat- 
sächlich große Ähnlichkeiten mit der Rolle des ehemaligen 
Kontrahenten (so dass er Mühe hat, nicht mit  ihm ver- 
wechselt zu werden), aber konkret darf er nur selten des- 
sen klassische Privilegien (Status, Reichtum, Macht usw.) 
genießen, die zu den Zeiten der festen Charaktere exklu- 
siv dem echten Entrepreneur zustanden. Schlimmer noch, 
er verliert den zwar beengenden, aber doch ganz beque- 
men Schutz einer Traditionsrolle, die es erlaubte, nach 
striktem Skript mit klaren Prinzipien mehr oder weniger 

behäbig vor sich hin zu agieren. Jetzt soll er auf einmal 
nicht nur den mit allen Wasser gewaschenen homo oeco- 
nomicus zum besten geben, sondern auch noch kreativ 
und kommunikativ sein, ständig mit Glanz und Gloria im- 
provisieren und vor allem immer wieder neue, unkalkulier- 
bare Auftritte in sich ständig verändernden Gewändern 
wahrnehmen. Da mag sich mancher nach den guten al- 
ten Zeiten mit den eindeutigen Rollen zurücksehnen - 
aber dieser Akt ist wohl vorbei. 

Überhaupt bekommt das ganze Spiel jetzt eine uner- 
wartet neue Qualität und rückblickend wird dadurch 
manches Geschehen der ersten Akte in neuer Weise ver- 
ständlich. Auf einmal wird etwa deutlich, dass das be- 
rühmte dramatische Grundmuster namens ,,Lohnarbeit" 
nicht (wie man hatte meinen können) ein unverzichtbares 
Moment des kapitalistischen Mysteriums ist, sondern 
eben nur eine dramatische Form - ein strukturelles Hilfs- 
mittel von dann doch begrenztem Wert, das sich im wei- 
teren Fortgang der Handlung wandeln und sogar ver- 
schwinden kann. Jetzt deutet sich für den weiteren Ver- 
lauf des immer groteskeren Dramas an, dass die hehre 
Idee der Lohnarbeit zur dramaturgischen ,,Fessel" (wie der 
schon erwähnte Klassiker sa- 
gen würde) des weiteren Die Inszenierung einer durch und 
Stücks werden könnte und 
daher jetzt ,,gesprengt" wird, durch privatökonomisch ausgerichte- 
damit sich neue 'pielkräfte ten Gesellschaft ist  jedenfalls nicht 
entfalten können. Zumindest 
stellen sich beim Beobachter am Ende - und vielleicht kommt er ja 

Ideen ein, wenn er ver- erst jetzt wirklich, der Kapitalismus. 
sucht, das mögliche Ende des 
ganzen zu imaginieren. Es 
entsteht die Phantasie einer sich jetzt völlig entgrenzen- 
den Tragödie namens Hyperkapitalismus, die der bisher 
dominierenden Form patriarchal eingebundener Arbeit 
mit der beliebten Rolle von ,,Arbeitnehmern" auf ,,Arbeits- 
plätzen" nicht mehr bedarf. 

Eine verrückte Vision des verwirrten Publikums? Oder 
doch eine ganz neue strukturelle Regie? Man wird sehen. 
Auch Goethe gab dem Faust einen zweiten Teil, von dem 
aus gesehen das erste Stück wie ein Krippenspiel er- 
scheint. Die lnszenierung einer durch und durch privat- 
ökonomisch ausgerichteten Gesellschaft ist jedenfalls 
nicht am Ende - und vielleicht kommt er ja erst jetzt wirk- 
lich, der Kapitalismus. SPW 
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benden Arbeitsperson muss nun ein kontinuierlich strate- 
gisch handelnder Akteur werden, der seine Fähigkeiten 
gezielt auf eine wirtschaftliche Nutzung hin ausbauen und 
aktiv verwerten muss. Diese bedeutet in zweifacher Hin- 
sicht eine neue Stufe der selbst-Ökonomisierung von Ar- 
beitskraft: Zum einen muss Arbeitskraft und deren Ver- 
ausgabung zunehmend effizienzorientiert entwickelt und 
zum anderen immer mehr kontinuierlich mit aufwendi- 
gem Selbstmarketing auf dem Arbeitsmarkt wie auch in- 
nerhalb von Beschäftigungsverhältnissen aktiv angeboten 
und verkauft werden. Es entsteht also eine erweiterte in- 
dividuelle ,,Produktions-" und ,,Marktökonomie" von Ar- 
beitskraft. 

3. Folge wird schließlich sein, dass sich auch die Logik 
des Lebens von Arbeitskräften verändert. Aus einer eher 
naturwüchsigen Lebensweise muss eine streng zweckge- 
richtete Organisationdes gesamten alltäglichen und bio- 
graphischen Zusammenhangs werden. Mit  einer derarti- 

gen Selbst-Rationalisierung 

Die Thesen zu einer neuen Grundform Arbeitskräfte jedoch 
nehmend dasselbe wie die An- 

von Arbeitskraft implizieren, dass zur bieter von anderen waren, 

Zeit keineswegs der letzte Akt des Wenn diese die Herstellung 
und Vermarktung ihrer Pro- 

vertrauten Stücks von der (Erwerbs-) dukte in eine gezielte ~ ~ ~ ~ d i -  

Arbeitsgesellschaff gegeben wird nation aller Prozesse überfüh- 
ren: sie bilden eine Art „Be- 
trieb". Der Betrieb des Arbeits- 

kraftunternehmers ist natürlich kein üblicher Wirtschafts- 
betrieb, sondern hier geht es um die Herstellung und Ver- 
marktung eines besonderen Produkts unter besonderen 
Bedingungen. Die Mechanismen sind aber dieselben: eine 
gezielte Organisierung und in wachsendem Maße auch 
eine hoch entwickelte Technisierung 

Arbeitskraftunternehmer - der langsame Wandel 
eines Leitbildes. Einige Klärungen 
Die Thesen zum Arbeitskraftunternehmer sind auf langfri- 
stige Entwicklungen bezogen. Sie enthalten keine Analyse 
einer konkreten Aufführung, sondern verstehen sich als 
Überlegungen zu einer möglichen neuen Gesamtdrama- 
turgie. Da sie trotzdem gelegentlich als empirische Dia- 
gnose missverstanden werden, sollen vier Punkte noch 
einmal geklärt werden: 

V . . 
-2 

analyse & kritik Vierwöchentlich 
Zaitvng hi r  linke Dobonc und Praxis linke Politik 

1 .  Der postulierte neue Typus von Arbeitskraft ist ide- 
altypisch zu verstehen. In reiner Form findet man ihn bis- 
her nur bei bestimmten Gruppen finden (etwa bei qualifi- 
zierten Arbeitskräften mit ausgeprägt kreativen Funktio- 
nen in dynamischen Branchen). Trotzdem kann davon 
ausgegangen werden, dass in vielen Bereichen Merkmale 
des Idealtypus schon jetzt Arbeitskräfte prägen und dies 
in expansiven Wirtschaftsfeldern erheblich zunehmen 
wird. Der Übergang wird zudem keineswegs friktionslos 
erfolgen, ist in Verlauf und Ergebnis nicht kalkulierbar 
und kann zeitlich nicht präzise abgeschätzt werden. 
Grund dafür ist nicht zuletzt, dass derartige Voraussagen 
zu politischen Interventionen führen können, die dann 
den Gang der Dinge ändern. 

2. Die Thesen zielen zudem nicht primär auf eine zu- 
nehmende empirische Verbreitung des Typus (bzw. seiner 
Merkmale), sondern insbesondere auf einen neuen ge- 
sellschaftlichen Leittypus von Arbeitskraft. Die Vermutung 
ist, dass sich aktuell ein Kulturwandel im gesellschaftlichen 
Verständnis dessen vollzieht, was menschliches Arbeitsver- 
mögen überhaupt ist, wie es ausgebildet und betrieblich 
genutzt werden kann, wie eine gesellschaftliche Einbin- 
dung (z.B. ein rechtlicher Schutz) aussehen muss usw. Die 
neue Form von Arbeitskraft hat schließlich historische Vor- 
läufer (bestimmte Führungs-, Angestellten- und Experten- 
gruppen, Freiberufler und Selbständige, aber auch Tage- 
löhner und Saisonarbeitskräfte, Heim- und Wanderarbei- 
ter usw.), ist also nicht völlig ,,neun. Aber jetzt könnte ein 
solcher Typus zum neuen gesellschaftlichen Leitbild für Ar- 
beitskraft und damit zum normativen Bezugspunkt in vie- 
len praktischen Bereichen werden. 

3. Die Kategorie ,,Unternehmer" suggeriert gelegent- 
lich, die postulierte Entwicklung sei gesellschaftlich positiv 
zu sehen und politisch zu begrüßen. Die Thesen wollen 
dagegen in mehrfacher Hinsicht auf die vermutlich ausge- 
prägte Ambivalenz der gesellschaftlichen Folgen eines 
neuen Typus von Arbeitskraft hinweisen: Wie bei vielen 
sozialen Entwicklungen ist etwa auch beim Übergang 
zum Arbeitskraftunternehmer damit zu rechnen, dass es 
strukturelle Gewinner und Verlierer geben wird. Der 
Übergang wird für manche attraktive neue Möglichkeiten 
bieten, für andere aber eine notorische Überforderung 
und Gefährdung mit sich bringen. Wie die Rollen verteilt 
sein werden, wird wesentlich davon abhängen, ob es ge- 
lingt, den Wandel gesellschaftspolitisch zu bändigen. 

4. Die Thesen zum Arbeitskraftunternehmer beruhen 
zwar im Kern auf einer wirtschaftlichen Erklärung (die 
notwendige Überwindung der sich als Grenzen einer wei- 
teren Kapitalverwertung erweisenden Strukturen der bis- 
herigen gesellschaftlichen Formung und Nutzung von Ar- 
beitskraft), aber sie behaupten keinen ökonomischen Au- 
tomatismus. Der neue Typus soll zwar Defizite der bisheri- 
gen Arbeitssteuerung überwinden helfen, d.h. Kosten 
sparen und neue Leistungspotentiale erschließen. Wie die 
Entwicklung jedoch konkret verlaufen wird, ist ein offe- 
ner und mit vielen Widersprüchen behafteter Prozess, der 
davon abhängt, wie er politisch und betrieblich gestaltet 
wird. Die wirtschaftliche Argumentation bedeutet zum 
anderen nicht, dass der neue Arbeitskrafttypus allein öko- 
nomische Voraussetzungen hat. Vielmehr ist ganz offen- 
sichtlich, dass die Herausbildung eines neuen Leitbildes 
von Arbeitskraft in eine homologe gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung eingebunden ist. Die populären Thesen zur 
Individualisierung und zum Wertewandel in der Gesell- 
schaft verweisen z.B. auf erstaunliche Parallelentwicklun- 
gen von soziokulturellen Erscheinungen und einem mögli- 
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tik. Sie ist ein wichtiges Feld qualitativ orientierten Wachs- 
tums mit positiven Folgen für Lebensqualität. Das Leitbild 
einer humanen Gesundheitspolitik umfasst solidarische 
und effiziente Versorgung der Gesundheitsprobleme, Prä- 
vention und Gesundheitsförderung in regionalen Räumen 
und der Arbeitswelt, in Schulen etc. sowie in der riskover- 
meidenden Gestaltung des medizinischen wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts unter Einbeziehung der Pati- 
enten und Verbraucher. 

IV. Stand und Reformpotenziale der GKV 

1. Steuerungsmodell 
.Wir halten die GKV für die zukunftsfähigste Form der 
Steuerung der gesundheitlichen Versorgung, da sie mit 
ihren fünf zentralen Steuerungskomponenten die moder- 
nen Erkenntnisse der Systemtheorie oder Konzepte der 
Organisationsentwicklung und Selbststeuerung integrie- 
ren kann. 

1. Der demokratisch legitimierte Staat übernimmt und 
trägt die Letztverantwortung für die Bewältigung oder 
Kompensation von Risiken, deren Bewältigung die Einzel- 
nen und Familien in der Marktgesellschaft überfordert. Er 
setzt für dieses Geschehen die Rahmenbedingungen, 
führt die Aufsicht und greift ein, wenn die Selbststeue- 
rung versagt. Die Legitimation für die gesellschaftlich-po- 
litische Intervention liegt im Anspruch des Sozialstaats, 
unverschuldete Armut zu vermeiden und Gerechtigkeit 
als gesellschaftliches Ordnungsprinzip zu verwirklichen, 
aber auch in dem aus der Nachhaltigkeit abgeleiteten An- 
spruch, die Potenziale der Gesellschaft zu erhalten und zu 
entwickeln. 

2. Der Staat delegiert die Feinsteuerung an Organe 
der Selbstverwaltung, vertrags- und selbstbindungsfähige 
Verbände der Leistungsproduzenten und die Organe und 
Verbände der GKV unter der Verantwortung von Kapital 
und Arbeit als den entscheidenden und direkt interessier- 
ten gesellschaftlichen Kräften. Die Finanzierung aus bei- 
tragsgespeisten Sonderetats mindert im Vergleich zur 
Steuerfinanzierung die Abhängigkeit von Steuerfluss und 
Konjunkturentwicklung. Dass auch dem Kapital Verant- 
wortung für die Entwicklung und Bewahrung der Arbeits- 
potenziale zukommt, gehört zu den Prinzipien nachhalti- 
gen Wirtschaftens. 

3. Durch die Abkopplung der Beiträge vom individuel- 
len Risiko und durch die Finanzierung nach wirtschaftli- 
cher Leistungsfähigkeit im Umlageverfahren wird das Soli- 
darprinzip realisiert und zwar in mehrfacher Form als Aus- 
gleich zwischen Gesunden und Kranken und als Ausgleich 
zwischen besser und weniger gut Verdienenden, zwischen 
jung und alt, Männern und Frauen, Familien und Singles. 

4. Das Sachleistungsprinzip entlastet einerseits das in- 
dividuelle Versorgungsgeschehen von direkten Vertragsbe- 
ziehungen zwischen Versicherten und Leistungsproduzen- 
ten und verschafft andererseits den Kassen die zur Steue- 
rung und Qualitätssicherung nötige Nachfragemacht. 

5. Die Formulierung, das Einbringen und die Aushand- 
lung der jeweiligen Interessen sowie der Zwang zum 
Kompromiss zwischen den Vertragspartnern werden 
durch das Aushandeln von Leistungen und Preisen der 
Versorgung zwischen Verbänden der Leistungsproduzen- 
ten und Krankenkassen unter Aufsicht des Staates ge- 
währleistet. 

Das Steuerungsmodell kann nur funktionieren, wenn 
alle Akteure neben ihren eigenen und professionellen In- 
teressen auch Kriterien der Bedarfsorientierunq und des 

Gemeinwohls achten. Dennoch bedarf der Prozess der 
Aushandlung von Zielen, Prioritäten, Qualitäten, Mengen 
und Preisen verschiedener Instrumente, die von regulier- 
tem Wettbewerb über Budgetierung, Normen, Leitlinien 
bis zu Anreizen und Sanktionen reichen, die als gesetzli- 
cher Rahmen gegeben werden. 

2. Versorgungsziele 
Die Versorgungsziele haben eine gesundheitliche, eine 
ordnungspolitische und eine wirtschaftliche Dimension. 
Das gesundheitliche Ziel umfasst die Sicherstellung einer 
erreichbaren, bedarfsgerechten und dauerhaft funktions- 
fähigen Versorgung mit 
zweckmäßigen, notwendigen 
und ausreichenden Gesund- Wir halten die GKV für die zukunfts- 

heitsleistungen für die gesam- fähigste Form der Steuerunq der qe- 
te Bevölkerung. Das ordnungs- 
politische Ziel soll den Zugang 

sundheitlichen Versorgung. 

zu und die Versorgung mit 
diesen Leistungen ohne ökonomische und soziale Diskri- 
minierung sichern. Das wirtschaftliche Ziel ist es, die Fi- 
nanzierung, Steuerung und Strukturentwicklung der Ge- 
sundheitsversorgung bedarfsgerecht und zu minimalen 
gesellschaftlichen Kosten, also nach volkswirtschaftlicher 
Rationalität zu verwirklichen. Aus diesen drei Zielen lassen 
sich Anforderungen an die Versorgungsstruktur und das 
Leistungsspektrum sowie den ordnungspolitischen Rah- 
men ableiten. 

a. Versorgungsstru ktur 
Im Kern geht es darum, dass jeder Mensch mit einem Ge- 
sundheitsproblem zur rechten Zeit den richtigen Zugang 
in das Versorgungssystem findet und innerhalb des Sy- 
stems unter Wahrung seiner Individualität und Würde be- 
handelt, betreut oder weiterverwiesen wird. Dazu bedarf 
es der Ergänzung der ,,Komm-Strukturen" auf Anbieter- 
seite, die passiv auf Inanspruchnahme warten durch 
,,Such-Strukturen", die im Zusammenwirken mit dem öf- 
fentlichen Gesundheitsdienst, ambulanter Pflege, Sozialar- 
beit und Betroffenenorganisationen über die richtigen 
Wege beraten. 

Diese interdisziplinär und interinstitutionell zu Iösen- 
den Aufgaben verlangen nach Kooperationsstrukturen in 
überschaubaren Versorgungsregionen, die den Akteuren 
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ermöglichen, Prävention, Gesundheitsförderung und - 
versorgung transparent und ortsnah angehen zu können. 
Werden Ressourcen verknüpft, entstehen gesamtwirt- 
schaftliche Synergien, indem Unter-, Über- und Fehlversor- 
gungen vermieden werden. Um den Zugang zum System 
und die Übergänge im System angemessen zu gestalten, 
muss die hausärztliche Versorgung aufgewertet und pro- 
fessionell besser qualifiziert werden. Ein solchermaßen 
verstärktes Primärarztsystem hat keineswegs nur medizini- 
sche Aufgaben im Sinne der Alternative ,,selbst behan- 
deln" oder „zum Facharzt überweisen", sondern es kann 
nur funktionieren, wenn ambulante Pflege, Sozialarbeit 
und Selbsthilfe gleichberechtigte Subsystem der Primär- 
versorgung werden. Diese horizontale Versorgungsinte- 
gration setzt neben den Änderungen in den materiellen 
Anreizsystemen auch die öffentliche Aufwertung und 
leichte Verfügbarkeit von Pflege, Sozialarbeit und Selbst- 
hilfe voraus. Ziel ist das professionelle ,,primary health care 
team". 

Neben der horizontalen lntegration muss auch die 
vertikale Versorgung effizient integriert werden. Spezial- 
ärzte und stationäre Versorgung sollten in der Regel erst 

nach Beratung und auf Über- 
weisung eines Primärarztes in 

Wer sich krank fühlt, soll ohne ökono- Anspruch genommen werden 
können. Versorgungs- und Pati- 

mische und soziale Diskriminierung 
entenpfade sollen zwar individu- 

fachgerecht behandelt werden. elle Weichenstellungen und 
auch Abweichungen vom Stan- 
dard und von Leitlinien ermögli- 

chen. Aber dies darf nicht länger ein Vorwand für den 
Verzicht auf lntegration und Koordination sein. Jede un- 
terbliebene Koordinationsleistung ist ein Verlust an Effizi- 
enz in einer anzustrebenden Versorgungskette durch 
Doppeldiagnostik, Doppelnutzungen von Geräten, Dop- 
pelmedikation und führt zu nicht gerechtfertigten Lei- 
stungs- und Kapazitätsausweitungen. In diesem Feld der 
materiellen Interessen bedarf es einer Diskussion um ein 
versorgungspolitisches Leitbild, das dann schrittweise um- 
zusetzen wäre. 

b. Das Leistungsspektrum 
Auch eine horizontal und vertikal integrierte Versorgungs- 
struktur garantiert noch nicht, dass alle notwendigen Lei- 
stungen erbracht werden. Der Leistungskatalog muss 
durch Anlegen von Maßstäben der nachweisgestützten 
Medizin überprüft werden. 

Dazu ist ein Kriterienmix erforderlich, weil Diagnose- 
und Therapiemaßnahmen vielfältig sind. Manche von ih- 
nen sind von Fall zu Fall unterschiedlich sinnvoll. Das Pro- 
blem liegt nicht nur auf der Ebene der Zulassung von Lei- 
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stungen (derzeit durch den Bundesausschuss Ärztel~ran- 
kenkassen), sondern auch bei der Indikation, also bei Dia- 
gnose, Therapie, Verordnung und Überweisung im indivi- 
duellen Fall durch die einzelnen Vertragsärzte. Neben die 
Zulassung muss daher verbesserte Ausbildung und her- 
stellerunabhängige Weiterbildung treten, etwa durch 
kassengetragene Ärzteberatung, Qualitätszirkel und Eva- 
luation. Voraussetzungen sind Behandlungsleitlinien, Dia- 
gnose- und Therapiestandards. Ziel ist, im Spannungsver- 
hältnis zwischen Maßstäben der nachweisgestützten Me- 
dizin, die notwendigerweise vom Individuum absehen, 
und den individuellen Bedürfnissen einen befriedigenden 
Ausgleich zu finden, der in Qualitätsbeschreibungen ein- 
fließt. Dazu ist es erforderlich, dass die Krankenkassen sich 
die Bedürfniserfüllung der Patienten in Verhandlungen als 
Vertragsziel zu eigen machen. 

C. Ordnungspolitische und wirtschaftliche Schlussfolge- 
rungen 
Im Zentrum steht der für alle gesetzlichen Kassen einheit- 
liche und gemeinsame Leistungskatalog. Wer sich krank 
fühlt, soll ohne ökonomische und soziale Diskriminierung 
fachgerecht behandelt werden. Dieses Grundprinzip wird 
von der breiten Mehrheit der Bevölkerung getragen, wie 
zahlreiche Studien eindeutig belegen. Es leistet einen 
wichtigen Beitrag zur sozialen Kohärenz der Gesellschaft 
gegen Segmentierung und Individualisierung. 

Daher gibt es weltweit einen Konsens über die Not- 
wendigkeit einer demokratischen und fachlich legitimier- 
ten politischen Steuerung sowohl der Innovation und 
Produktion als auch der Verteilung von Gütern und 
Dienstleistungen der Krankenversorgung nach den Kriteri- 
en Bedarf und Kostenminimierung anstelle der auf Märk- 
ten üblichen Kriterien ,kaufkräftige Nachfrage' und ,Ge- 
winnmaximierung'. 

Die auf Märkten üblichen Anreizsysteme für möglichst 
kosteneffektiven Ressourceneinsatz passen nicht für die 
Gesundheitsversorgung. Deshalb sind die Elemente der 
Marktsteuerung über Mengen und Preise Ursachen für 
Fehlentwicklungen und Fehlversorgung. Die politische 
Steuerung muss leistungsbezogene Vergütungsformen 
mit austariert hohen Pauschalanteilen anstreben, einge- 
bettet in flächendeckend wirksame Mechanismen der 
Qualitätssicherung. 

Die Ausgabensteuerung der Gesundheitsversorgung 
durch Budgetierung muss von der Nachfrageseite auf die 
Angebotsseite verlagert werden. Dabei ist ein Globalbud- 
get das Mittel, um einerseits Beitragssatzstabilität zu errei- 
chen und zugleich die strukturstabilisierenden und inno- 
vationsfeindlichen Wirkungen sektoraler Budgets zu ver- 
meiden. Das Globalbudget ist selbst keine Reform, aber es 
schafft Ruhe auf der Beitragsseite und schafft damit bes- 
sere Voraussetzungen für Reformen. 

Dazu müssen allerdings drei Bedingungen erfüllt sein: 
1. Volkswirtschaftlich soll das Globalbudget nicht an 

die Grundlohnentwicklung, sondern an die Wertschöp- 
fung angebunden werden. 

2. Es bedarf klarer Haftungsregeln und einer lobbyfe- 
sten staatlichen Aufsicht über die Leistungsproduzenten 
und Kassen auf Grundlage jeweils aktueller Informationen 
über Leistungen und Ressourcenfluss. 

3. Die gesetzlichen Krankenversicherungen müssen 
gemeinsam als Träger und Gestalter des Globalbudgets 
auftreten und dadurch den Kassenwettbewerb auf dem 
Gebiet der Vertragsgestaltung selbst eingrenzen. Lei- 
stungswettbewerb darf nicht mit Erweiterungen und 
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menschliche Fähigkeit zu arbeiten gesellschaftlich geformt 
und genutzt wird, verändert: Nicht nur das Beschäfti- 
gungssystem, sondern auch andere wichtige Instanzen 
(Bildung, Arbeits- und Sozialrecht, soziale Sicherung) ori- 
entierten sich bisher an einem Modell von Arbeitskraft, 
das treffend mit dem arbeitsrechtlichen Begriff ,,Arbeit- 
nehmer" bezeichnet werden kann. Diese Sicht geht von 
Erwerbstätigen aus, die sich nur hin und wieder frei auf 
dem Markt für Arbeitskraft bewegen und ansonsten als 
abhängig Beschäftigte rechtlich hochregulierte Arbeits- 
plätze in Betrieben besetzen, auf denen sie strikten Wei- 
sungen unterliegen, denen sie eher passiv nachkommen. 
Arbeitsvertrag und Entlohnung beziehen sich dabei meist 
nicht auf klar festgelegte Arbeitsleistungen, sondern dar- 
auf, dass dem Betrieb das Recht zukommt, während ei- 
ner bestimmten Zeit über die Arbeitskraft einer Person zu 
verfügen. Karl Marx hatte dies auf den Punkt gebracht: 
Das Kapital kauft nicht fertige Arbeit, sondern das Ver- 
mögen von Menschen überhaupt arbeiten zu können. 
Notorisch besteht daher das Problem, mittels organisato- 
risch-technischer ,,Kontrolle" die latente Arbeits-Kraft in 
die erforderliche manifeste Arbeits-Leistung zu ,,transfor- 
mieren". 

Dieser Mechanismus wird nun im Zuge neuer betrieb- 
licher Strategien zur tendenziellen ,, Entgrenzung" der Ar- 
beitsorganisation (vgl. Voß 1998, Döhl u.a. 1999) zuneh- 
mend durch eine veränderte Logik der Arbeitskraftnut- 
zung ersetzt: Das bisher meist leitende tayloristische Mo- 
dell einer rigiden Festlegung von Tätigkeiten weicht in 
vielen Bereichen auftragsförmigen Steuerungen von Ar- 
beit, bei denen nicht mehr wichtig ist, wie im Einzelnen 
gearbeitet wird, sondern dass möglichst schnell und 
hochwertig das gewünschte Ergebnis erreicht wird w i e  
dies geschieht bleibt mehr oder weniger der ,,Selbstorga- 
nisation" der Betroffenen überlassen. lndustriesoziologen 
erkennen darin zwar eine verstärkte ,,Autonomisierung" 
von Arbeit, aber kaum neue echte Freiheiten, die Betrof- 
fene für eigene Interessen nutzen könnten. Im Gegenteil, 
es geht um eine erweiterte Nutzung von Arbeitskraft für 
betriebliche Ziele bei erheblich steigenden Leistungsanfor- 
derungen. 

Betriebliches Ziel ist neben der Reduktion von Kosten 
der verstärkte Zugriff auf bisher nur unzureichend ver- 
wertete menschliche Fähigkeiten: Flexibilität und Innovati- 
vität, Verantwortlichkeit und Loyalität, Selbstmotivation 
und individuelle Leistungsmaximierung, Lernbereitschaft 
und Lernfähigkeit, selbständige Koordination und Kom- 
munikation u.v.a.m. - alles bisher nur teilweise qenutzte 
Schätze, um derentwillen nun mit einer neuen Form der 
Steuerung von Arbeitskraft experimentiert wird. 

Zur Recht wird hier von einem verstärkten Einsatz 
marktförmiger Mechanismen gesprochen: nicht mehr la- 
tentes Arbeitsvermögen mit kostenträchtigem Kon- 
trollaufwand und unsicherem Erfolg zur Arbeit nötigen, 
sondern möglichst direkt maximale Leistung einkaufen. 
Die Formen, in denen dies versucht wird, sind vielfältig, 
von gruppen- und projektbezogenen Mechanismen, über 
offene Arbeitszeiten, ausgedünnte Hierarchien, Intrapra- 
neurmodelle, Führung durch Zielvereinbarung u.a.m. bis 
zur Nutzung wirklich freier Arbeitskraft (Scheinselbständi- 
ge, Freiberufler, Subunternehmer, Franchising usw.). 

Sollte sich diese Entwicklung strukturell verfestigen, 
dürfte das nicht ohne Folgen für die bisher vorherrschen- 
de Qualität von Arbeitskraft bleiben. Es könnte langfristig 
zu einem Formwandel der gesellschaftlichen Verfassung 
von Arbeitskraft kommen, mit dem der bisher bei uns ty- 

pische Arbeitnehmer durch einen verstärkt auf marktför- 
mige Nutzung ausgerichteten Leittypus ersetzt würde, 
der in erstaunlicher Weise an die zentrale Figur des 
Marktmechanismus, den ,,Unternehmerr', erinnert. Ar- 
beitskräfte werden dabei nicht zu Kapitalisten (die Geld- 
kapital in Produktionsmittel investieren, um durch Aus- 
beutung fremder Arbeitskraft 

im Rahmen herrschaftlicher Betriebliches Ziel ist neben der Re- 
Sozialgebilde an beliebige Pro- 
dukte gebundenen, über- duktion von Kosten der verstärkte Zu- 
schießenden Wert zu erzeu- griff auf bisher nur unzureichend 
gen, den sie auf Märkten zu 
realisieren trachten) - aber sie verwertete menschliche Fähigkeiten. 
müßten der Logik einer neuen 
Charaktermaske folgen, die tatsächlich in zentralen 
Aspekten dem Edeltypen des alten Traditionsstücksstücks 
entspricht und dem ganzen dadurch vielleicht eine neue 
Dynamik auf der sich erweiternden Weltbühne verschafft 

Selbst ist die Arbeitskraft - Merkmale des Arbeits- 
kraftunternehmers 
Mit drei Merkmalen Iäßt sich dieser neue Typus von Ar- 
beitskraft näher bestimmen: 

1 .  Erweiterte Autonomien für abhängige Arbeitskräf- 
te bedeuten eine folgenreiche Veränderung des beschrie- 
benen Transformationsmechanismus: das komplizierte 
Geschäft der Kontrolle wird dabei in ganz neuer Qualitat 
auf die Betroffenen verlagert. Arbeit ist dann nicht mehr 
passive ErFüllung durchstrukturierter fremder Anforderun- 
gen, sondern im Gegenteil aktive Selbststeuerung bei nur 
noch rudimentären Handlungsvorgaben im Sinne allge- 
meiner Unternehmenserfordernisse. Die bisher vorherr- 
schende Fremd-Kontrolle wird immer mehr zur expliziten 
Selbst-Kontrolle der Arbeitenden. Betriebe verzichten na- 
türlich dabei keineswegs auf Steuerung, denn die Rück- 
nahme direkter Arbeitskontrolle ist meist von einer Aus- 
weitung indirekter Steuerungen (kulturelle und psychoso- 
ziale Mechanismen, Kontrolle strategischer Funktionspa- 
rameter wie Kosten, Umsatz, Qualität usw.) begleitet. 
Trotzdem ist entscheidend, dass die bisher typische 
Durchsteuerung von Arbeit tendenziell zurückgenommen 
wird. 

2. Wichtige Konsequenz für Betroffene ist langfristig, 
dass sie sich im Verhältnis zu ihrer Arbeitskraft als Ware 
anders verhalten müssen als bisher. Aus der oft nur reak- 
tiv und punktuell ihre Fähigkeiten ökonomisch handha- 
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Arbeitskräfte zu 
Unternehmern! Neue 
Masken für ein altes Spiel? 
Von G. Günter Voß 

,,Unternehmer" waren schon immer Träger großer Hoff- 
nungsrollen - nicht nur im 20. Jahrhundert. Für Apologe- 
ten des Marktes sind sie heilsbringende Lichtgestalten, die 
den Weg zu Prosperität und Wohlfahrt in einem heroi- 
schen Spiel bereiten. Zwar weiß man, dass auch sie nur 
der von Adam Smith geweissagten unsichtbaren Hand 
der Marktgesetze dienen, die (wie ein anderer Klassiker 
meinte) hinter dem Rücken der beteiligten Charaktermas- 
ken ihr unerbittliches historisches Werk verrichten. Seit Jo- 
seph Schumpeter glaubt auch das Publikum auf den billi- 
gen Plätzen zu verstehen, warum es ohne den Unterneh- 
merhelden im ökonomischem Theater nicht geht - selbst 
wenn er doch nur einem endlosen Spiel des Absurden sei- 
ne seelenlosen Zerstörerkräfte leiht. Da darf es nicht wun- 
dern, wenn in Zeiten forcierter Liberalisierung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft aufs neue fast alle Stimmen des 
politischen Chors das heilige Lied des Unternehmerischen 
anstimmen - frohe Botschaft für alle, die rein ökonomi- 
schen Willens sind. 

Aber selbst in einem alten Stück, dessen Rollen und 
Pointen man gut zu kennen meint, gibt es gelegentlich 
Überraschungen. Galt die Figur des Unternehmers von je- 
her schon als Vorbild für alle, die sein Los nicht wirklich 
teilen durften, aber trotzdem wie er möglichst hart arbei- 
ten sollten, so ändern sich doch seit einiger Zeit die Töne. 
Nicht nur, dass man angesichts knapp gehaltener öffentli- 
cher Kassen wieder einmal jedermann und jedefrau hart 
auf ihre Selbstverantwortung verweist und dazu die sü- 

ßen Töne neuer Freiheiten als 
liebliche Begleitung säuselt - 

Ist das Ganze wirklich nur ein neuer beides immer schon aufs fein- 
ste verkörpert in der edelsten 

Schub durchsichtiger Mythen, wie sie aller ökonomischen Fiquren, 
der ewige Reigen des Kapitals immer Nicht nur, dass zudem wieder 

wieder als Ideenkrücken braucht? einmal nach aufopferungsvol- 
len Pionieren des Wettbe- 
werbs und Risikos gerufen 

wird, die (je jünger, desto besser) all das richten sollen, 
was einer öffentlichen Politik zunehmend abgesprochen 
wird. Nein, nun heißt es außerdem (nicht immer, aber) 
immer öfter, dass auch die traditionellen Gegenspieler der 
unternehmerischen Kapitalisten diesen zu leibhaften Zwil- 
lingen werden sollen. Auch diejenigen, die erst einmal 
nichts anderes im Marktspiel einzusetzen haben, als ihre 
Fähigkeit zu arbeiten, sollen nun neue Kostüme tragen 
und die Masken wechseln. Aber ob sich dabei ihr Skript 
wirklich ändert, ist die große Frage. 

G. Günter Voß. Jahrgang 1950, Professor für Industrie- und Techniksoziologie in Chernn~tz 
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Es lebe das ,,Unternehmerische" - nichts als ein 
aufgeregtes Palaver im Foyer? 
Seit Mitte der neunziger Jahre künden immer häufiger 
publizistische Stimmen von neuen Spielfiguren: vom „Le- 
bensunternehmer" (Lutz 1995), von ,,Ich AG" oder ,,Ich & 
Co. " (Bridges 1 995), von den ,,Selbständigen von mor- 
gen" (Fischer 1995) usw. Gemeint sind zwar nach wie vor 
die altbekannten Arbeitskräfte mit der gleich doppelten 
Freiheit, die jetzt aber als schumpetersche Scheinwesen in 
neuer Weise die zunehmend deregulierten Märkte und 
Betriebe bevölkern sollen. Und vom Katheder einer Ma- 
nagementhochschule aus sieht man Erwerbstätige zu- 
künftig gar in der Rolle von stockholdern mit verschieden- 
sten Optionen im ,,Arbeits-Portfolio", da sie immer häufi- 
ger mehrere Jobs kombinieren müßten (Gross, z.B. 
1995). Erstaunlich präzise beschreibt dann ein journalisti- 
scher Beobachter in wenigen Spalten solche neuen ,,Dop- 
pelgänger" im alten Stück (Zielcke 1996) - und kann sich 
kaum der Zuwendung von allen Seiten erwehren, zu ge- 
nau hat er eine Stimmung im Lande getroffen. Eine offizi- 
elle Kommission zur Weissagung der Zukunft (Kommission 
... 1996197) verkündet schließlich nicht nur die wissen- 
schaftlich erwiesene Notwendigkeit von Sozialabbau und 
steigender sozialer Ungleichheit, sondern fordert außer- 
dem, dass Berufstätige zu ,,Unternehmern ihre Arbeits- 
kraft" werden müßten, wie überhaupt das ,,Unternehme- 
rische" in der Gesellschaft zu stärken sei - auch dies eine 
Bemerkung, die heftigste Reaktionen auslöst. 

Ohne Zweifel, solche Kommentare erfüllen fast 
durchwegs die Funktion einer ideologischen Begleitmusik 
zur neoliberalen Neuinszenierung von Wirtschaft und Po- 
litik - darin ähneln sie dem Palaver anläßlich früherer 
Schübe der kapitalistischen Ökonomisierungen von Ge- 
sellschaft. Aber geht es wirklich nur um einen weiteren 
aufgeregten Tratsch im Foyer des ökonomischen Thea- 
ters? Ist das ganze wirklich nur ein neuer Schub durchsich- 
tiger Mythen, wie sie der ewige Reigen des Kapitals im- 
mer wieder als Ideenkrücken braucht (Deutschmann 
1999)? 

Um solchen Fragen nachzugehen wurde der affirmati- 
ven Rede von den zukünftig endlich so unternehmeri- 
schen Arbeitskräften eine ganz andere wissenschaftliche 
und politische Lesart der Entwicklung entgegengestellt 
(VoßIPongratz 1998, aktuell 2.B. JurczyWoß 2000, Voß 
2001). Mit industriesoziologischem Instrumentarium wur- 
de gezeigt, dass - verschleiert von der meist hohlen Un- 
ternehmer-Rethorik auf den publizistischen Nebenbüh- 
nen - sich im Hauptstück möglicherweise tatsächlich die 
Dramaturgie von Arbeit und Beschäftigung an einem 
wichtigen Punkt verändert und damit das alte Spiel von 
Kapital und Arbeit neu formiert. Die Überlegungen finden 
seitdem Resonanz auch außerhalb des engeren Fachkon- 
textes, erzeugen aber gelegentlich Irritationen (vgl. etwa 
Pickshaus u.a. 2000, Schumann 1999, Welti 2000). In al- 
ler Kürze soll daher noch einmal erläutert werden, worum 
es bei den Thesen zum ,,Arbeitskraftunternehmer" geht 
und welche Missverständnisse vermieden werden sollten. 

Eine neue Charaktermaske? - Vom Arbeitnehmer 
zum Arbeitskraftunternehmer. 

Thesen zum Wandel der gesellschaftlichen Verfas- 
sung von Arbeitskraft 
Leitende Annahme der Thesen ist, dass sich im Zuge eines 
allgemeinen Strukturwandels von Wirtschaft und Gesell- 
schaft auch die bei uns typische Art und Weise, wie die 
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Kürzungen des Leistungsspektrums geführt werden. Au- 
ßerdem muss der Risikostrukturausgleich so gestaltet 
werden, dass die Attraktivität des Wettbewerbs um die 
sogenannten guten Risiken zumindest gedämpft wird. 

Das dargestellte Konzept der politisch gestalteten so- 
zialen Krankenversicherung unterwirft einen Wirtschafts- 
bereich von rund 550 Milliarden DM Jahresumsatz zur 
Hälfte den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung. Es ist 
geeignet, die Disparitäten im System auszugleichen, wenn 
es gelingt, die Gemeinwohlinteressen gegenüber den ge- 
winn- und ~inkommensinteressen der einzelnen Akteure 
durchzusetzen. Diese sind Hauptursache für die folgenden 
Problemkonstellationen. 

d. Probleme des heutigen Versorgung 

aa. Unterversorgung 
Es widerspricht dem Prinzip sozialer Nachhaltigkeit, wenn 
das untere Fünftel der Bevölkerung nach den traditionellen 
Kriterien der sozialen Schichtung - Bildung, Einkommen, 
Beruf - in jedem Lebensalter das doppelte Risiko hat, ernst- 
haft zu erkranken oder vorzeitig zu sterben wie das oberste 
Fünftel. Die Lebenserwartung dieses unteren Fünftels liegt 
um Ca. sieben Jahre unter der des oberen Fünftels. In den 
Unterschichten und in sozialen Randlagen bilden sich 
Gruppen heraus, die trotz objektiven medizinischen Bedarfs 
den Weg zur Versorgung nicht finden. Finanzielle, soziale, 
rechtliche, kulturelle, sprachliche und psychologische Hin- 
dernisse sind im Wege (Unterversorgung). 

bb. Überversorgung und Übermedikalisierung 
Es führt zur Verschwendung gesellschaftlicher Ressourcen, 
wenn von den Menschen mit Gesundheitsproblemen, die 
den Weg ins Medizinsystem der GKV finden, etwa die 
Hälfte dort nicht hingehören, weil ihre Probleme weder 
biomedizinischer Natufsind noch medizinisch sinnvoll be- 
einflusst werden können (Überversorgung). Ein großer 
Teil der Arztkontakte chronisch Kranker und älterer Men- 
schen erfolgt nicht, weil das medizinisch sinnvoll ist, son- 
dern weil der Arzt es so bestimmt hat und nicht-medizini- 
sche Versorgungsformen nicht verfügbar sind (Übermedi- 
kalisierung). 

cc. Fehlversorgung 
Oft steht die medizinische Versorgung an der Stelle ei- 
gentlich adäquater psychosozialer oder pflegerischer Ver- 
sorgung oder nachbarschaftlich-sozialer Unterstützung 
(Fehlversorgung). Fehlversorgung findet sich auch generell 
im Hinblick auf die großen Krankheiten unserer Zeit. Mehr 
als drei Viertel des Krankheits- und Sterbegeschehens ent- 
fallen in industrialisierten Ländern auf wenige große, 
überwiegend chronisch degenerativ verlaufende Erkran- 
kungen wie in den Bereichen Herz-Kreislauf, Muskel-Ske- 
lett, Stoffwechsel, Krebs und psychisch manifestierte Lei- 
den einschließlich Sucht. Diese Krankheiten sind trotz al- 
ler Fortschritte der Medizin meist nicht zu heilen, sondern 
im Sinne der Linderung, Betreuung und Begleitung zu 
behandeln. Andererseits steht fest, dass die meisten dieser 
Krankheiten Strategien der Prävention zugänglich sind. 
Moderne Prävention zielt dabei gleichermaßen auf die 
Änderung von krankheitsstiftenden oder Fehlverhalten 
begünstigenden Verhältnissen wie auch auf das Verhalten 
selbst. Seriöse Schätzungen gehen davon aus, dass durch 
bessere Prävention und Gesundheitsförderung Ca. 25% 
der heutigen Kosten der Krankenversorgung eingespart 
werden können. 

3. Politischer Handlungsbedarf 
Es gibt genügend politischen Handlungsbedarf, die auf- 
gezeigten Strukturprobleme mit einer Gesundheitspolitik 
der nachhaltigen Entwicklung anzugehen. Grundproblem 
ist der lnteressengegensatz zwischen den Gesundheitsin- 
teressen der Menschen und der Gesellschaft an der be- 
sten Therapie bei sparsamem Ressourceneinsatz unter 
Vermeidung von ökologischen und sozialen Risiken (Ge- 
meinwohlorientierung) einerseits und andererseits den In- 
teressen der Anbieter von Gesundheitsprodukten und 
Dienstleistungen, die den Gesundheitssektor als Absatz- 
markt und die Kranken als Marktteilnehmer sehen. 

a. Der neoliberale Angriff auf die GKV 
Gegen die Steuerung der gesundheitlichen Versorgung 
nach den Gesetzen des Marktes spricht die von den neoli- 
beralen Gesundheitsökonomen nicht zur Kenntnis ge- 
nommene Tatsache, dass die Ausgabendynamik im Ge- 
sundheitswesen nicht primär nachfrage-, sondern ange- 
botsinduziert ist. In keinem anderen relevanten Dienstlei- 
stungsfeld können die Anbieter - die niedergelassenen 
Ärzte - in ähnlichem Umfang über das ,,ob", das ,,was" 
und das „wie oft" ihrer Dienstleistung bestimmen. In der 
Krankenversorgung schafft sich nahezu jedes Angebot 
eine Nachfrage, so dass die niedergelassenen Ärzte neben 
den Krankenhäusern die bevorzugte Zielgruppe für die 
Werbung der Hersteller von pharmazeutischen und medi- 
zintechnischen Produkten sind. 

Selbst der oft propagierte mündige Patient ist kein 
souveräner Kunde. Da die Gefährdung der Gesundheit 
eine menschliche Grundangst ist, tritt der Versicherte als 
Patient mit dem Arzt in ein asymmetrisches Verhältnis ein: 
Er ist Hilfesuchender und kein ökonomisch Dienstleistun- 
gen nachfragender Marktteilnehmer. Wegen dieser Be- 
sonderheit des Gutes Gesund- 
heit ist die Nachfrage von der ES gibt weltweit einen Konsens über 
Anaebotsseite her fast beliebia < < 

manipulierbar. die Notwendigkeit einer politischen 
Das Ergebnis ist ein vOlks- Steuerung der Krankenversorgung 

wirtschaftlich und vom Versor- 
gungsgeschehen her unver. nach den Kriterien Bedarf und 
tretbarer Mengenzuwachs, Kostenmimimieru ng, 
der nur durch politische Inter- 
vention begrenzt werden 
kann. Dazu gehört die offensive Auseinandersetzung mit 
den das Mengenwachstum begünstigenden Mechanis- 
men, die sich durch Lobbyarbeit im System der GKV ent- 
wickelt haben. 

Vor allem hat ärztliche lnteressenpolitik in Überein- 
stimmung mit neoliberalen Gesundheitsökonomen, die 
die gesundheitspolitische Politikberatung dominieren, in 
den letzten Jahren versucht, Elemente aus der Privatversi- 
cherung in das Versorgungssystem einzuführen. Das gilt 
nicht nur für die Zahnärzte, die die Avantgarde im Kampf 
für priavtwirtschaftlich-gewinnmaximierende Strukturen 
und Verfahren ohne Rücksicht auf gesundheitliche und 
sozialpolitische Verluste sind. Die diskutierten Modelle der 
Kostenerstattung, der von den Patienten extra zu bezah- 
lendenindividuellenGesundheitsleistungen (IGEL-Liste) 
und die seit Jahren von der kassenärztlichen Bundesverei- 
nigung und vom Deutschen Ärztetag erhobenen Forde- 
rungen nach der Differenzierung des GKV-Katalogs in 
Wahl- und Pflichtleistungen, nach Leistungsausgrenzung 
und erhöhten Zuzahlungen sind Schritte in Richtung auf 
privatwirtschaftliche Versicherungsgestaltung und Mehr- 
Klassen-Medizin. Diese Entwicklung ist aus Sicht der Ärzte, 
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die ihre Praxis als mikroökonomische Einheit führen, kurz- 
fristig attraktiv, ebenso wie das auf Mengenausweitung 
angelegte System der Einzelleistungsvergütung. 

Die Vorschläge der Gesundheitsökonomen des Main- 
stream laufen dabei auf eine steuerfinanzierte Grundver- 
sorgung für die ärmeren Schichten und für medizinische 
Großrisiken im Verbund mit privatwirtschaftlichen Struk- 
turen für die Mehrheit der Bevölkerung hinaus und stel- 
len einen Bruch mit dem GKV-System dar. Diese Grund- 
richtung findet die Unterstützung der Arbeitgebe~erbän- 
de, die hier die Chance sehen, zumindest perspektivisch 
aus der paritätischen Beitragsfinanzierung auszusteigen. 

Vergleiche mit den USA zeigen, dass ein solches Sy- 
stem nicht nur teuer, unsozial und unübersichtlich in der 
Nutzung ist, sondern letztlich Burokratisierung und Einen- 
gung der ärztlichen Versorgung hervorbringt. Das Sagen 
haben Gesundheitsmanager, die auch verantwortlich für 
den shareholder-value ihrer Versicherungsfonds sind und 
keinen sozialstaatlichen Gemeinwohlauftrag vertreten. 

b. Die Gegenstrategie zur Reform der GKV 
Die Gegenstrategie, die sich auf das oben beschriebene 
Steuerungsmodell stützt, hat eine empfindliche Schwä- 
chung mit der Forcierung des Kassenwettbewerbs erfah- 
ren. Das kann auch durch den Risikostrukturausgleich in 
seiner jetzigen einnahmeorientierten Form ausgeglichen 
werden. Derzeit verursacht ca. 1% der Bevölkerung Ca. 
30% der Gesundheitskosten und für ca. 25% der Bevöl- 
kerung müssen Ca. 90% der Krankheitskosten ausgege- 
ben werden. Es ist einleuchtend, dass die Kassen versu- 
chen, möglichst viele Versicherte aus jenen 50% der Be- 
völkerung zu gewinnen, die zusammen nur 3% der 

Krankenversorgungskosten 

~~~~h bessere prävention und benötigen und daher die „gu- 
ten Risiken" darstellen. Das 

Gesundheitsförderung können Ca. macht die K„„, auch für 

25% der heutigen Kosten der Kran- die Differenzierung des Lei- 
stungskatalogs empfänglich 

kenversorgung eingespart werden. und schwächt ihre Verhand- 
lungsposition gegenüber der 

Anbieterseite. Die Stärkung der Position der Krankenkas- 
sen ist aber notwendige Voraussetzung dafür, dass das 
beschriebene Steuerungsmodell durchgesetzt werden 
kann. 

Deshalb darf der einheitliche und gemeinsame Lei- 
stungskatalog in allen Versorgungsformen nicht angeta- 
stet werden. Für die Vertragsgestaltung und bei den 
Steuerungsinstrumenten ist ein Verbund aller gesetzlichen 
Krankenkassen unverzichtbar. Die bessere Alternative ei- 
ner regionalisierten Einheitsversicherung ist auf absehbare 
Zeit unrealistisch. Deshalb muss der Risikostrukturausgleich 
zumindest um Komponenten der Morbidität und die Ver- 
teilung von Härtefällen ergänzt werden. Der Leistungs- 
wettbewerb muss auf Formen der Qualität der Versor- 
gung begrenzt werden. 

Eine Reform der GKV, welche die Disparitäten der Ver- 
sorgung ausgleichen, die Effizienzreserven durch eine 
Stärkung der Nachfrage- und Steuerungskompetenz der 
Kassen realisieren, die organisatorische Trennung durch 
horizontale und vertikale integrierte Versorgungsstruktu- 
ren überwinden und die Qualität steigern soll, bedarf 
großer politischer Anstrengungen 

C. Weitere Handlungsfelder 
Wir haben uns in diesem Diskussionsbeitrag auf die Re- 
form der Krankenversorgung als den Kern der gesund- 
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heitspolitischen Konflikte konzentriert. Es darf jedoch 
nicht aus dem Blickfeld geraten, dass Gesundheitspolitik 
für die Zukunft im nachhaltigen Entwicklungsmodell 
noch weiterreichende Dimensionen enthält, die für die 
Politik große Herausforderungen bedeuten. 

aa. Prävention 
Ein Feld, das engen Bezug zum Versorgungsgeschehen 
hat, ist die Integration von Primärprävention und Ge- 
sundheitsförderung. Primärprävention bezeichnet dabei 
bevölkerungs- und individuenbezogene Anstrengungen, 
mit denen die Eintrittswahrscheinlichkeit von Krankheiten 
gesenkt werden soll. Gesundheitsförderung im Sinne von 
Anfälligkeitssenkung durch Förderung der individuellen 
Gesundheitspotenziale (Ressourcen) ist inzwischen Be- 
standteil moderner Konzepte der Primärprävention. Be- 
sondere Bedeutung hat sie für die Qualität der Bewälti- 
gung des Lebens mit chronischer Krankheit. 

Die politische Herausforderung bei der lntegration 
von Primärprävention und Gesundheitsförderung liegt in 
der Kooperation in der Region und den Betrieben, Schu- 
len etc., da eine Vielzahl von Akteuren kooperieren sollen, 
ohne ihren jeweils eigenen Auftrag preiszugeben. Das in- 
tegrierende Leitbild ist die gesundheitsförderliche Region. 
Darauf sollen sich Akteure einigen, hierfür Projekte for- 
mulieren und Ressourcen bereitstellen. Dazu müssen die 
gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen oder weiterent- 
wickelt werden ( 5  20 SGB V, Arbeitsschutzrecht). Wichtig 
ist in diesem Zusammenhang die Aufnahme der betriebli- 
chen Gesundheitsförderung in den Mitbestimmungskata- 
log des Betriebsverfassungsgesetzes. 

bb. Gestaltung des medizinisch-technischen Fortschritts 
Ein weiteres gesundheitspolitisches Aktionsfeld ist die 
Gestaltung des medizinisch-technischen Fortschritts. 
Gen- und Biotechnologie, Nanotechnik und Bionik wer- 
den von den Zukunftserwartungen der new economy 
genauso gepusht wie von den Hoffnungen auf die Er- 
schließung neuer Felder des boomenden Gesundheits- 
Sektors mit einem Umsatz von 550 Milliarden DM in 
Deutschland mit insgesamt rund 4 Millionen Arbeitsplät- 
zen. Die Öffentlichkeit wird mit Heilserwartungen mobi- 
lisiert, die sich den Urwunsch der Menschen nach Ge- 
sundheit und Befreiung von gefährlichen Krankheiten zu 
Nutze machen. Dabei werden Kosten niedrig gerechnet 
und Risiken negiert. 

Aufgabe einer an Nachhaltigkeit orientierten Politik 
muss es sein, diese Entwicklungen zu gestalten, Risiko- 
und Risikofolgenforschung zu verlangen und Gesund- 
heitsverträglichkeitsprüfungen als Instrument gesetzlich 
festzuschreiben. Die Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages ,,Recht und Ethik der modernen Medizin" 
hat Vorschläge gemacht, die Transparenz, Beteiligung der 
Produzenten und Konsumenten sowie Kontrollen von An- 
wendungen im Sinne gesundheitlichen Verbraucherschut- 
zes vorsehen. Auch die Ethikkommission des Deutschen 
Bundestages scheint auf dem richtigen Wege zu ethischen 
Begrenzungen der Anwendung des medizinisch-techni- 
schen Fortschritts. 

4. Schluss 
Zweck dieses Beitrages ist, eine Gesundheitspolitik fur die 
Zukunft zu beschreiben. Wir hoffen, dass die vorgeschla- 
genen Maßstäbe einer solidarischen, gerechten und zu- 
kunftsfähigen Gesundheitspolitik geeignet sind, aktuelle 
politische Vorhaben zu beurteilen. SP W 
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tigen. Das erneuerte europäische Sozialmodell hat dem- 
gegenüber die größeren Potenziale für die Entfaltung der 
kapitalistischen Wissensgesellschaft. Zur Sozialpolitik in der 
kapitalistischen Wissensgesellschaft nimmt Hans-Jürgen 
Urban aus der Sicht des linken Gewerkschafters Stellung 
und entfaltet in seinem Beitrag Konfliktlinien und Re- 
formkonzepte. Alexandra Wagner ergänzt die Ausfüh- 
rungen von Voß um die strategische Perspektive der Her- 
ausbildung eines neuen Normalarbeitsverhältnisses für 
beide Geschlechter. Deutlich wurde bei der Zusammen- 
führung verschiedener wissenschaftlicher und politischer 
Ansätze zur Bewältigung des Wandels der Arbeit, dass Er- 
gebnisse und Positionen oft  näher beieinander lagen, als 
die Beteiligten vorher vermutet hatten. Notwendig ist da- 
bei, den Streit weniger reflexhaft über Begriffe zu führen, 
als vielmehr die Inhalte alter und neuer Begriffe sorgfältig 
zu definieren und zu vergleichen. Dabei ergeben sich 
sinnvolle Konflikte und Übereinstimmungen ebenso wie 
die Linien der Transformation alter in neue sozialstaatliche 
Institutionen. Viele Linke haben in den letzten Jahren die 
Definition und öffentliche Besetzung neuer Begriffe wie 
,,Arbeitskraftunternehmer0, ,,aktivierender Sozialstaat" 
oder ,,Generationengerechtigkeitn kampflos den Neolibe- 
ralen überlassen, statt die Auseinandersetzung um Inhalt 
und Substanz aufzunehmen. 

Als verbindendes Ergebnis der Diskussionen um Ge- 
sundheitspolitik und Generationenvertrag Iässt sich fest- 
halten, dass die liberal-konservative Alternative zu den bis- 
herigen Sozialversicherungen keineswegs ein Verzicht auf 
soziale Sicherungsinstitutionen ist. Als Kern der laufenden 
Konflikte um Renten- und Gesundheitsreform Iässt sich 
vielmehr der Versuch identifizieren, die soziale Sicherung 
in wichtigen Teilen zum profitablen Geschäft der Finanzin- 
stitutionen zu machen. Private Renten- und Krankenversi- 
cherungen sollen für breite Arbeitnehmerschichten an die 
Stelle der Sozialversicherungen treten. Für diejenigen, de- 
ren Sicherung nicht profitabel zu organisieren ist, soll mit 
einer Basisversorgung der Staat eintreten. Dieses Modell 
funktioniert nur um den Preis einer Aufgabe von sozialen 
Umverteilungselementen, von egalitären Ansätzen und 
von universellem Zugang insbesondere zu einem Teil der 
Gesundheitsdienstleistungen. Die Beiträge von Horst Pe- 
ter, Rene Röspel und Rolf Rosenbrock zur Gesundheitspo- 
litik und von Felix Welti zum Generationenausgleich be- 
schreiben die neoliberale Politik - die längst treue Anhän- 
ger in der Mitte der Sozialdemokratie hat - und Alternati- 
ven dazu. Diese sind nicht weniger modern, sondern su- 
chen die Substanz des europäischen Sozialstaats in den 
neuen Kapitalismus zu transferieren. Inwieweit dabei 
neue Instrumente - etwa Fonds mit gewerkschaftlichem 
und staatlichem Einfluss als Antwort auf die Offensive des 
Finanzkapitals - als Ergänzung der gesetzlichen Sozialversi- 
cherungen entwickelt werden müssen, wird nicht nur die 
spw weiter beschäftigen. 

Durchaus strittig war auch der Inhalt des Begriffs der 
Gleichheit als eines Kernbegriffs linker Politik. Im Sinne 
gleicher Freiheit, Chancengleichheit und gleichen Zugangs 
zu gesellschaftlichem Reichtum wird die Gleichheit ihre 
Bedeutung als Ausgangspunkt jeden linken Projekts be- 
halten. Deutlich wurde das auch an dem Widerspruch, 
den der niedersächsische Wissenschaftsminister Thomas 
Oppermann erntete, als er bei der Abschlussdiskussion 
den Abschied von der Umverteilung einforderte. Sozialpo- 
litik ohne Umverteilung ist nur um den Preis harter und 
dauerhafter Ausgrenzung großer Bevölkerungsteile mög- 
lich. Die sozialdemokratische und ~ewerkschaftliche Linke 

wird nicht daran vorbeikommen, die alte Frage der Um- 
und Neuverteilung von Geld, Zugängen und Chancen 
zwischen den Klassen, Schichten und Geschlechtern in 
den Mittelpunkt ihrer Politik zu stellen und mit den neuen 
Fragen der sozialpolitischen Regulierung systematisch zu 
verknüpfen. Eine Gleichgültigkeit gegenüber der Vertei- 
lungsfrage, wie sie sich in weiten Teilen der Grünen zeigt, 
würde die gesellschaftliche Verankerung der Sozialdemo- 
kratie nachhaltig erschüttern. Konrad Gilges zeigt in sei- 
nem Beitrag zum geplanten Armuts- und Reichtumsbe- 
richt der Bundesregierung, dass schon das Sichtbarma- 
chen der Verteilungsverhältnisse eine politische Tat ist. 

Eng verknüpft mit der Verteilungsfrage ist diejenige 
nach der Demokratie und den Akteuren, die eine neue 
sozialpolitische Offensive durchsetzen sollen. Die Bedeu- 
tung der Ebene betrieblicher Mitbestimmung und Wirt- 
schaftsdemokratie zeigt sich dabei auf allen Einzelfeldern. 
So ist es naheliegend, dass in diesem Kontext über die an- 
stehende Reform des Betriebsverfassungsgesetzes zu spre- 
chen ist. Olaf Scholz stellt in diesem Heft die Konzeption 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion vor. Kriti- 
sche Stimmen, die auch in Hannover präsent waren, wer- 
den in den nächsten Heften folgen. 

Die Einsicht, dass Sozialpolitik eine Bedingung kapitali- 
stischer Prosperität ist, darf nicht zu dem Kurzschluss ver- 
führen, es sei nur noch notwendig, dem Kapital - etwa in 
einem Bündnis - dieses lnteresse zu erklären. Erstens sind 
sehr verschiedene Varianten von Sozialpolitik möglich. Das 
Interesse der Privilegierten daran, dass sich die nötige Si- 
cherung von Xisiken mit der Förderung von Emanzipation, 
Gleichheit und Selbstbestimmung verknüpft, ist gering. 
Zweitens bleibt es ein Kennzeichen des Fortschritts, dass 
er sich dialektisch in der Bewegung von Gegensätzen 
durchsetzt. Ohne die Mobilisierung der Arbeitenden und 
ohne eine Formierung von Interessen zu konfliktfähigen 
Bündnissen gegen die Neoliberalen und Konservativen 
wird das nicht möglich sein. Solange hierzu keine Strate- 
gie von sozialdemokratischer und gewerkschaftlicher Lin- 
ker entwickelt ist, werden die Ergebnisse von Abwehr- 
kämpfen so bescheiden sein wie bei der Rentenreform. 

Die strategische Konstellation zur Durchsetzung einer 
modernen Sozialpolitik wird spw ebenso beschäftigten wie 
ihre Einordnung in eine umfassendere Analyse der neuen 
Entwicklungsstufe des Kapitalismus und die programmati- 
sche Perspektive eines modernen Sozialismus. Alle daran 
Interessierten sind zur Diskussion aufgerufen. SPW 
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Was ist Generationen- 
Moderne Sozialpolitik 
Einleitung zum Schwerpunkt 

Von Ulf-Birger Franzl Felix Weiti 

D er vorliegende Heftschwerpunkt dokumentiert Re- 
ferate und Diskussionsergebnisse der Tagung 

,,Umbau statt Abbau - Beiträge für eine moderne 
Sozialpolitik", die die spw am 9. Dezember 2000 in Zu- 
sammenarbeit mit Bundesverband und Landesverband 
Niedersachsen der Jusos in der SPD sowie dem Zukunfts- 
forum HKS 13 in Hannover veranstaltet hat und an der 
rund 100 Personen teilgenommen haben. 

Sozialpolitik ist modern: Das ist die Ausgangsthese, 
mit der die Redaktion der spw an die Diskussion herange- 
gangen ist. Die Umbrüche des Kapitalismus, in dem sich 
auf der Basis von Informations- und Kommunikations- 

technologien und internatio- 
nalen Güter- und Finanzmärk- 
ten neue Strukturen der Ak- So wie lnnovation erst durch Gerech- kumulation von her- 

tigkeit in Schwung kommt, so bedür- ausbilden, braucht nicht weni- 
fen auch sogenannte Modernisie- ger Sozialstaat, sondern einen 

aualitativ erneuerten Sozial- 
rungsgewinner sozialer Sicherung staat. Und das ist keineswegs 

der ausgedünnte ,,schlanke8' 
Sozialstaat, den neoliberale 

Ideologen als Konsequenz von Globalisierung und ,,new 
economy" predigen, sondern ein Sozialstaat, der neue 
Aufgaben zu bewältigen hat. So wie der von der Arbei- 
terbewegung konfli kthaft durchgesetzte europäische 
(und auch US-amerikanische) Sozialstaat an Regulation 
und Prosperität des fordistischen lndustriekapitalismus 
entscheidenden Anteil hatte, indem er die Kaufkraft sta- 
bilisierte und die notwendige Einbettung der Ökonomie 
durch Qualifikation und Reproduktion der Arbeitskraft 
und gesellschaftliche Kohärenz ermöglichte, so wird auch 
ein von Dienstleistung und Netzwerken geprägter Kapita- 
lismus sozialstaatlich reguliert sein müssen, um funktionie- 
ren zu können. 

„Die qualitativ vergleichende Wohlfahrtsstaatsfor- 
schung hat gezeigt, dass Handelsoffenheit und Umfang 
der Staatsausgaben stark positiv korrelieren. Staatsausga- 
ben für soziale Sicherung und Wohlfahrtszwecke sind in 
den Ländern am höchsten, die auch verstärkt außenwirt- 
schaftlichen Risiken (..) ausgesetzt sind." (Elmar Riegerl 
Stephan Leibfried, Wohlfahrtsmerkantilismus - Wechsel- 
wirkungen zwischen demokratischer Sozialpolitik und 
Welthandelsordnung, Aus Politik und Zeitgeschichte 481 
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2000, S. 12, 16). ,,In der aktuellen wirtschaftspolitischen 
Diskussion wird häufig gefordert, dass die Menschen flexi- 
bler werden müssen, damit die Marktwirtschaft besser 
funktioniert. Implizit wird bei einer solchen Argumentati- 
on von der Idee ausgegangen, dass die Präferenzen der 
Menschen entsprechend einem bestimmten Leitbild geän- 
dert werden sollten. (..) In der Volkswirtschaftslehre wird 
die Forderung, dass sich der Mensch in seinen Präferenzen 
ändern sollte, üblicherweise vermieden. (..) In dieser me- 
thodischen Tradition wird hier die Natur des Menschen 
ernst genommen, die neben Wagemut durch Risikoscheu 
bestimmt ist, und nicht für eine Umerziehung plädiert." 
(DIW-Wochenbericht 4712000, Wohnungs-, Bildungs- 
und Familienpolitik sollten im Sinne eines sozialen Risiko- 
managements verändert werden, S. 3.). Diese beiden in 
den letzten Wochen veröffentlichten Zitate von namhaf- 
ten Wissenschaftlern können dafür stehen, dass in der 
Wissenschaft wie in der öffentlichen Meinung.die simple 
These vom Gegensatz zwischen ökonomischer Effizienz 
und sozialer Gerechtigkeit immer weniger akzeptiert wird. 
Dass sozialpolitische Regulierung notwendiger denn je ist, 
belegt schließlich auch die drohende massenhafte Ent- 
wertung nicht nur von Geld-, sondern auch von Human- 
kapital im Rahmen der ersten Krise der ,,new economy" in 
den USA. 

Die neoliberale Ideologie vom Sozialstaat als veralte- 
tem Klotz am Bein der Ökonomie hatte aber auch ihr Ge- 
genstück in linken Diskursen aller Spielarten: Dort wurde 
allzu schlicht gefordert, sich vom ,,Terror der Ökonomie" 
zu emanzipieren, oder - moderat - nicht nur ,,Innovati- 
on", sondern auch ,,Gerechtigkeitt' zu üben, eben so als 
seien beides Gegensätze. Die immer wieder populäre Ge- 
genüberstellung von Gewinnern und Verlierern der Mo- 
dernisierung sitzt der gleichen theoretischen Verkürzung 
auf: So wie lnnovation erst durch Gerechtigkeit in 
Schwung kommt, so bedürfen auch sogenannte Moder- 
nisierungsgewinner sozialer Sicherung - eben damit sie 
wirklich Gewinner sind. Und sogenannte Modernisie- 
rungsverlierer stehen keineswegs in einem antagonisti- 
schen Verhältnis zu den materiell erfolgreicheren neuen 
Arbeitnehmerschichten. 

G. Günter Voß erläutert in seinem Essay zum Arbeits- 
kraftunternehmer nicht nur die Entwicklung eines - wie 
er meint - neuen Basistyps der Arbeitskraft, sondern 
auch, dass dieser alte und neue Bedürfnisse nach sozialer 
Sicherheit hat. Werden diese nicht eingelöst, wird auch 
die erweiterte Selbstausbeutung nicht die Produktivitäts- 
reserven der neuen Netzwerkökonomie ausschöpfen. Der 
unternehmerische Tagelöhner und Netzsklave ist zwar 
durchaus Realität und Gefahr. Die Grenzen dieser Ent- 
wicklung sind aber in den USA durchaus schon zu besich- 

I n der sozialpolitischen Debatte des Jahres 2000 hat der 
Begriff der Generationengerechtigkeit eine starke Rolle 
gespielt. Er findet sich in der Begründung der Renten- 

reform (BT-Drucks. 1414595, 85). Der Begriff ist vor allem 
von jenen besetzt worden, die mehr Generationenge- 
rechtigkeit durch eine Kürzung künftiger Rentenansprü- 
che hergestellt sehen (vgl. Butterwegge 2000, 56 ff.). Der 
Begriff und die dazu gehörenden gesellschaftlichen Insti- 
tutionen sollen hier näher betrachtet werden. 

I. Generationenausgleich und Generationenver- 
trag 
Jede Gesellschaftsordnung und Epoche bedarf eines Aus- 
gleichs zwischen den Generationen. Nur ein Teil der Men- 
schen ist in der Lage, als aktive Generation durch Arbeit 
die für alle nötige Produktion vorzunehmen. Wer zu jung 
oder zu alt ist, sich daran zu beteiligen, muss von der akti- 
ven Generation am Reichtum beteiligt werden. Erfolgte 
diese Umverteilung früher vor allem durch die Familie, so 
ist im Kapitalismus der Generationenausgleich zuneh- 
mend vergesellschaftet worden. Die Familien konnten 
und wollten bei gestiegener sozialer und räumlicher Mo- 
bilität der Arbeitskräfte die Versorgung der Alten nicht 
mehr übernehmen. Als primäre Instanz der Altersversor- 
gung wurden in Europa Sozialstaat und Sozialversiche- 
rung geschaffen. Nur ergänzend und für Minderheiten 
wurde Alterssicherung durch die Bildung privaten Vermö- 
gens betrieben, das im Alter verbraucht werden konnte 
oder Zinsen brachte. Für die Kinder und Jugendlichen 
blieb es dagegen bei der Verpflichtung der Eltern, für sie 
aufzukommen. Der Staat gab hierzu allenfalls Zuschüsse 
und stellte Bildungs- und Betreuungseinrichtungen bereit. 

Dieses Modell wurde in Deutschland mit dem Begriff 
des Generationenvertrages belegt. Er besagt, dass die ak- 
tive Generation sich durch ihre Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung - die an die alte Generation ausge- 
schüttet werden -zugleich Anrechte gegen die später ak- 
tive Generation auf Renten erwirbt. Für die noch junge 
Generation kommt sie zugleich im Wege des privaten Un- 
terhalts und zusätzlicher Transfers auf, bis diese selbst ar- 
beitet. Dieses Modell hat in den letzten 120 Jahren als 
nicht-kapitalistisches Element einen erheblichen Beitrag 
zur Stabilität und Weiterentwicklung des kapitalistischen 
Systems geleistet. Es ermöglichte diejenige Flexibilität und 
Zufriedenheit der Arbeitskräfte, die nötig war, um die 

gerechtig keit? 
Von Felix Welti 

Produktivität zu steigern (Ganßmann 2000, 49 ff., 95). 
Der Konsum der nicht erwerbstätigen Teile der Bevölke- 
rung wurde stimuliert. Die gesellschaftliche Organisation 
des Generationenausgleichs schaffte jenen Spielraum bei 
der Definition der jungen, aktiven und alten Generation, 
der es überhaupt erst möglich machte, die Ausbildungs- 
phase der Jugend in dem für die wissenschaftlich-techni- 
sche Entwickluna nötiqen Maß zu verlänqern und zu- 
gleich die Ruhestandsphase der Älteren flexibel zu hand- 
haben. In den letzten dreißig Jahren bedeutete das, dass 
das Ruhestandsalter relativ früh einsetzte. Hierdurch wur- 
de der Arbeitsmarkt auf der Angebotsseite entlastet und 
den Unternehmen die Anpassung vieler älteren Beschäf- 
tigten an neue Techniken und Arbeitsformen (oder der 
Arbeitsformen an die älteren Beschäftigten) erspart. Bei- 
de Effekte haben wiederum ihren Anteil an der Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität. Der Sozialstaat hat Jugend 
und Alter in vorher unbekanntem Maß zu relativen Grö- 
ßen gemacht. Gerade weil die Finanzierung der nötigen 
Ausgleichsleistungen nicht über den Kapitalmarkt vermit- 
telt wurde, konnte der Generationenvertrag während Ar- 
beitslosigkeit und ökonomischer Krise die Gesellschaftli- 
chen stabilisieren. Im Gegensatz zum Status der Arbeitslo- 
sigkeit wurden ausgedehnte Ausbildung und früher Ru- 
hestand von Betroffenen und Gesellschaft weitgehend 
akzeptiert. 

Der Generationenvertrag ist zunächst ein Ausgleich, 
der sich zu jedem gegebenen Zeitpunkt ereignet. Jeder 
aktuelle Sozialaufwand wird aus aktueller Wertschöpfung 
bestritten (Mackenroth, 1952, 23). Diese ökonomische 
Regel lässt sich auch nicht durch kapitalfinanzierte Leistun- 
gen außer Kraft setzen. Wer 
von angespartem Vermögen 
leben will, ist darauf angewie- Der Generationenvertrag hat als 

dass ihm zu dem Zeit- nicht-kapitalistisches Element zur 
punkt, an dem man von ihm 
leben will, aktuelle Wertschöp- Stabilität und Weiterentwicklung des 
fung gegenübersteht, die sich kapitalistischen Systems beigetragen. 
in Zinsen umsetzt und Gegen- 
werte bereitstellt . Geld und 
Aktien kann man nicht essen. Eine gewisse Ausnahme bil- 
den langfristig nutzbare Immobilien, mit denen späterer 
Aufwand vermindert werden kann. Seine langfristige 
Komponente erhält der Generationenvertrag erst da- 
durch, wenn die aktuellen Beiträge in Ansprüche für die 
Zukunft übersetzt werden, was nötig ist, um die Bereit- 
schaft zum aktuellen Verzicht herzustellen. 

Dr. Felix Welti, Wiss. Ass. am Institut fur Sozialrecht und Sozialpolitik in Europa der Uni 
Kiel, M~tgl ied im spw-Arbeitsausschuss. 
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II. Ungerechter Generationenvertrag in der 
Alterssicherung? 

1. Die Begründung 
In der Debatte um Generationengerechtigkeit wird be- 
hauptet, dass bestimmte Beteiligte des Generationenver- 
trages benachteiligt würden, weil ihren vorangegangenen 
Zahlungen unzureichende spätere Leistungen gegenüber- 
stünden oder weil ihre zu einem bestimmten Zeitpunkt zu 
erbringenden Zahlungen unzumutbar hoch seien. Begrün- 
det wird dies mit der demografischen Entwicklung: Wenn 
die stark besetzten Jahrgänge 1950-1 970 in den Ruhe- 
stand gingen, so könnten die nachfolgenden, durch den 
Geburtenrückgang schwächer besetzten Jahrgänge die 
daraus folgende Belastung mit Rentenbeiträgen nicht 
mehr tragen . Dieses Problem werde noch verstärkt durch 
die steigende Lebenserwartung, die zu einem immer grö- 
ßeren Anteil von Alten an der Bevölkerung führe. Genera- 
tionengerechtigkeit Iässt sich nach dieser Argumentation in 
einer Rendite auf eingezahlte Beiträge ausdrücken. Die ge- 
burtenstarken Jahrgänge tragen nach dieser Argumentati- 
on mit einer niedrigeren Rente nur die gerechte Konse- 
quenz aus ihrer Weigerung, durch eine hinreichende An- 
zahl von Kindern eine andere demografische Entwicklung 
herbeizuführen (Sinn/ Werding 2000, 19). 

2. Generationengerechtigkeit in der dynamischen 
Gesellschaft 
Die These vom ungerecht gewordenen Generationenvertrag 
ist jedoch in ihren theoretischen Voraussetzungen und tat- 
sächlichen Annahmen fragwürdig. In ihrem theoretischen 
Modell vernachlässigt sie, dass die Abfolge der Generationen 
in einer dynamischen und nicht in einer statischen Gesell- 

schaft stattfindet (AG Alternati- 

Definiert man Generationen- ve Wirtschaftspolitik 2000, 337 
ff.). Produktion und Produktivi- 

gerechtigkeit mit  vergleichbaren Auf- tät in Deutschland und anderen 
wendungen der jeweils aktiven entwickelten Ländern wachsen 

von Jahr zu Jahr. So würde sich 
Generation, erscheinen Renten- bei einem wachstum von 2,501~ 

beiträge von 22 oder 2401~ 2030 als jährlich das Sozialprodukt von 
heute bis 2030 mehr als ver- 

tragbar. doppeln. Würde man Genera- 

tionengerechtigkeit nicht mit 
gleichen prozentualen Aufwendungen, sondern mit im Ver- 
hältnis zum Wohlstand vergleichbaren Aufwendungen der 
jeweils aktiven Generation definieren, erscheinen Rentenbei- 
träge von 22 oder 24% 2030 als tragbar. Weiterhin könnte 
Generationengerechtigkeit auch bedeuten, die Entscheidung 
über die tragbare Beitragsbelastung möglichst von den be- 
troffenen Generationen selbst treffen zu lassen. Die Renten- 
reform 2001 wurde wesentlich von Vertretern einer nicht 
oder nur noch am Rande betroffenen Generation ausge- 
handelt und unterstellte der zum Teil noch nicht einmal ge- 
borenen aktiven Generation von 2030-2050 eine nur gerin- 
ge Bereitschaft, soziale Lasten zu tragen. Die ursprünglich 
gewählten Mechanismen hätten diesen Effekt besonders 
hervorgehoben, da der dynamische Kürzungsfaktor (,,Aus- 
gleichsfaktor") das Rentenniveau von Jahrgang zu Jahrgang 
hätte niedriger ausfallen lassen. Der jetzt gewählte Kür- 
zungsmechanismus ist dagegen auch wieder offen für nach- 
trägliche Korrekturen des Rentenniveaus nach oben. 

3. Fragwürdige Annahmen 
Auch die der These vom ungerechten Generationenvertrag 
zugrundeliegenden Annahmen sind fragwürdig. Sie ver- 
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nachlässigen Dynamik und Komplexität gesellschaftlicher 
Entwicklungen. Merkwürdigerweise versuchen sich dabei 
gerade diejenigen, die schon auf kurze Frist jede gesell- 
schaftliche Planung und Steuerung als vergeblich ansehen, 
um extrem langfristige Setzungen. Ob sich aber Geburten- 
rate und Zuwanderung in den nächsten dreißig Jahren 
wirklich so niedrig halten, dass das vorgestellte Szenario ei- 
ner stark schrumpfenden Bevölkerung eintrifft, ist unge- 
wiss (und beeinflussbar). Und vor allem wird vernachlässigt, 
dass gerade der sozialstaatlich vermittelte Generationen- 
ausgleich das Potenzial hat, die Gewichte zwischen den Ge- 
nerationen auch bei gegebenem Altersaufbau zu verschie- 
ben. Eine höhere Erwerbsquote der Bevölkerung kann 
durch ein höheres Ruhestandsalter erreicht werden. Nir- 
gends ist festgeschrieben, dass steigende Lebenserwartung 
alleine den Ruhestand verlängern muss. Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt, Fortschritte der Medizin und Humanisie- 
rung der Arbeitswelt könnten im Gegenteil dazu führen, 
dass eine längere Lebensarbeitszeit als verlängerte Teilhabe 
als erstrebenswertes Ziel erschiene. Auch die Ausdehnung 
der Jugendphase scheint an Grenzen gestoßen. Der schnel- 
le Wandel der Arbeitswelt Iässt eine kürzere primäre Aus- 
bildung und frühere Integration ins Erwerbsleben bei steti- 
gem berufs- und lebensbegleitendem Lernen sinnvoll er- 
scheinen. Und schließlich ist die Erwerbsbeteiligung vor al- 
lem von Frauen in der potenziell aktiven Generation noch 
lange nicht ausgeschöpft. Ob sie aber realisiert wird, hängt 
wesentlich vom Sozialstaat ab. 

4. Gerechte Rentenreform? 
Doch diese Fragen wurden von den Verfechtern der Ren- 
tenreform so wenig thematisiert wie Maßnahmen, um 
die Rentenversicherung an den Wandel der Wirtschafts- 
und Sozialstruktur anzupassen wie insbesondere eine Ver- 
sicherungspflicht der selbstständig Erwerbstätigen, eine 
ergänzende Wertschöpfungsabgabe (Steffen u.a. 2000, 
156 f.) und eine Eindämmung von Sondersystemen. Dies 
verwundert, weil eine Beibehaltung des reformfähigen 
Systems unter dem Gesichtspunkt der Generationenge- 
rechtigkeit mehr überzeugt als Leistungsabbau, der die 
Generationen trifft, die heute einzahlen, um der älteren 
Generation ein Rentenniveau zu ermöglichen, das sie 
selbst nicht bekommen sollen. 

So bleibt als Kernpunkt der Rentenreform 2001 nur, 
dass das Niveau der gesetzlichen Rentenversicherung ge- 
senkt wird, um zugleich mit einem hohen Aufwand an 
Steuermitteln (20 Mrd. p.a.) das Ausmaß privater Alterssi- 
cherung zu erhöhen. Wegen deren höherer Renditen, so 
wird argumentiert, sei auch das ein Beitrag zur Genera- 
tionengerechtigkeit. Spätestens hier wird deutlich, dass 
dieser diffus gebliebene Begriff nicht ohne das Verständ- 
nis von sozialer Gerechtigkeit im übrigen diskutiert wer- 
den kann. Denn die Privatvorsorge wird nur für Einige zu 
einem Gewinn. Untere Einkommensschichten und alle, 
die unstetige Erwerbsbiographien haben, werden sich 
trotz Förderung nur wenig daran beteiligen. Frauen ge- 
hören nicht nur überwiegend zu dieser ohnehin benach- 
teiligten Gruppe, sondern erhalten wegen ihrer höheren 
Lebenserwartung auch geringere Renditen (näher: Fuchs- 
loch, 2000). Aber diejenigen, die überdurchschnittlich 
und kontinuierlich verdienen, werden nicht nur - durch 
Steuerfreibetrag - stärker staatlich gefördert, sondern 
sind auch die einzige Gruppe, die tatsächlich eine Chance 
hat, eine höhere Rendite zu erzielen als in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung. Dazu kommt, dass der soziale 
Ausgleich und die Sicherung bei Invalidität auf die ge- 
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D ie SPD im sozialdemokrati- 
schen Stammland Nordrhein- 
Westfalen ist zur Zeit aufge- 

scheucht durch eine Diskussion um 
die Reform ihrer eigenen Organisati- 
onsstrukturen. Das Ergebnispapier ei- 
ner vom Landesparteitag eingesetz- 
ten Strukturkommission empfiehlt die 
Schaffung eines Landesbezirkes Nord- 
rhein-Westfalen und damit verbun- 
den die Abschaffung der vier beste- 
henden Bezirke in NRW zur Bünde- 
lung vorhandener Kräfte. Das hat gro- 
ße Aufregung in der Partei und insbe- 
sondere deren Funktionärsmittelbau 
erzeugt. 

Ausgelöst hat diese Debatte letzt- 
endlich ein ganzes Bündel von Proble- 
men, die offensichtlich im Umfeld der 
Landtagswahl 2000 besonders deut- 
lich zum Vorschein kamen: 

Die Mitgliederzahlen sinken in ei- 
nem dramatischen Maß. Waren 1980 
noch ca. 300.000 Genossinnen und 
Genossen in der NRW SPD organi- 
siert, so waren es 2000 noch etwa 
21 2.000. Die abnehmende Tendenz 
wird in den nächsten Jahren noch 
durch eine Progression aufgrund des 
Altersaufbaus der NRW SPD verstärkt 
werden. 

Die vergangenen Landtagswahlen 
brachten immer schlechtere Ergebnis- 
se. Von den Traummehrheiten in der 
Blüte der Ära Rau ist die NRW SPD 
mittlerweile deutlich entfernt und bei 
der letzten Landtagswahl trotz gün- 
stiger Umfragewerte aus der Bundes- 
politik gerade noch bei 42,8 % gelan- 
det. 

Die bittere Niederlage bei der 
Kommunalwahl 1999 hat die Gliede- 
rungen vor Ort nicht nur in arge poli- 
tische Nöte gebracht: der Verlust von 
1600 Mandaten landesweit hat auch 
schwere Finanzeinbußen infolge feh- 
lender Sonderbeiträge gebracht. 

Die SPD als Organisation ist immer 
weniger in der Lage, den von ihr 
selbst forcierten Strukturwandel im 
Land nachzuvollziehen. Die traditio- 
nellen Wählermilieus brechen zuneh- 
mend weg für die Sozialdemokratie. 
Dabei handelt es sich nicht, wie oft 
suggeriert, um ein reines Mobilisie- 
rungsproblem bei Wahlen. Viel mehr 
wandeln sich die Milieus und die Be- 
darfslagen der Menschen radikal. Die 
SPD wird, so scheint es, durch den 
von Ihr selbst in Gang gesetzten 
Strukturwandel vom Bergmann und 
Stahlarbeiter zum Arbeiter in der Lo- 
gistikbranche und Fachangestellten 
im High-Tech-Bereich überrollt. 

Seit Jahren wissen wir, dass Men- 
schen sich immer seltener zur lebens- 

langen Mitgliedschaft in einer Partei 
und der mit Funktionen verbundenen 
Ochsentour entschließen. Thematisch 
eingegrenztes, zeitlich und teilweise 
auch räumlich flexibles Engagement 

Auf zum letzten 
Gefecht? 

sind gefragt. Doch genau dieses kann Wie Landesverband und Bezirke u m  eine Reform 
die NRW SPD mit ihrer Organisations- der NRW SPD streiten 
fixiertheit überhaupt nicht anbieten. 
Die Folge ist eine mangelnde Präsenz Von Oliver Kaczrnarek 
in und Vernetzung mit neuen sozialen 
Bewegungen und Initiativen. 

Nach einigen Diskussionen und ei- 
nem geplatzten Landesparteitag zur 
Wahl eines Generalsekretärs hat der 
Landesvorstand eine Strukturkommis- 
sion des Landesverbandes und der 
Bezirke eingesetzt, die eine intensive 
Diskussion um die Parteistrukturre- 
form führen sollte. Nach beinahe wö- 
chentlichen Tagungen hat diese einen 
mit deutlicher Mehrheit verabschiede- 
ten Vorschlag erarbeitet, der nun in- 
tensiv beraten wird. Im Mittelpunkt 
dieses Vorschlages stehen folgende 
Eckpunkte: 

der Landesverband wird anstelle 
der vier bestehenden Bezirke zum 
Landesbezirk und erhält die Personal- 
und Finanzhoheit 

in allen 54 Unterbezirken soll es 
eine hauptamtlich besetzte Ge- 
schäftsstelle mit mindestens einem/r 
Geschäftsführerlin und einemlr Mitar- 
beiterlin geben, darüber hinaus sollen 
(personell deutlich reduziert) an den 
Standorten der bisherigen Bezirksbü- 
ros Regionalgeschäftsstellen einge- 
richtet werden 

es werden einle Generalsekretärin 
und ein Präsidium in der Satzung ver- 
ankert 

als weitere Organe fungieren ein 
neuer Landesparteirat aus Vertretern 
der Unterbezirke, eine Unterbezirks- 
vorsitzendenkonferenz und ein Kom- 
munal-Rat 

Unstrittig ist, dass eine Verlage- 
rung der Finanzhoheit noch keine Par- 
teireform macht. Vieles, was an quali- 
tativen Veränderungen angestrebt 
wird, verharrt noch im Unklaren oder 
in belanglosen Andeutungen. Ganz 
abgesehen davon muss natürlich 
auch die Frage bearbeitet werden, wo 
das politische lnitiativzentrum der 
nordrhein-westfälischen Sozialdemo- 
kratie zukünftig liegen soll: beim Lan- 
desvorstand der Partei oder aus- 
schließlich der Landesregierung? Die 
Bedarfe der Unterbezirke sind so sim- 
pel, wie kompliziert umzusetzen: 

Vernetzung von Kommunal- und 
Landespolitik 

Nutzung neuer Medien 
bedarfsgerechtes und kontinuier- 

liches Bildungsprogramm 

Vereinfachung von Verwaltungs- 
arbeiten auch für die ehrenamtliche 
Seite etc. 

Das weitere Verfahren sieht vor, 
dass in 10 verschiedenen Regional- 
konferenzen mit den Vertreterinnen 
und Vertretern der Unterbezirke und 
Ortsvereine die Strukturvorschläge 
diskutiert und offene Fragen mög- 
lichst ausgeräumt werden können. In- 
teressant wird es also für alle Beteilig- 
ten sein, zu hören, wie die von Bezir- 
ken und Landesvorstand geführte Dis- 
kussion bei den Basisgliederungen 
ankommt und welche Ansprüche die- 
se formulieren. Ein Landesparteitag . 
am 31. März wird entscheiden, ob 
der Parteivorstand aufgefordert wer- 
den soll, die Grenzen des Bezirkes so 
festzulegen, dass am Ende ein neuer 
Landesbezirk NRW anstelle der jetzi- 
gen Bezirke entsteht. Bleibt zu hoffen, 
dass die Diskussion, egal wie sie aus- 
geht, mit dem Landesparteitag tat- 
sächlich beendet ist und die unterle- 
gene Gruppe nicht die in der Diskussi- 
on entstandenen Spaltungen vertieft. 

Die Frage, ob die NRW-Bezirke 
sich mit einem Landesbezirk neu auf- 
stellen, ist auch für die Partei insge- 
samt nicht ganz uninteressant. Neben 
der Tatsache, dass damit ein riesiger 
Bezirk entstünde, würde diese Ent- 
scheidung sicher auch auf derzeit 
ähnlich strukturierte Landesverbände 
wie Hessen und Niedersachsen aus- 
strahlen. Der Bezirksparteitag in Han- 
nover hat noch am 20.01.2001 be- 
schlossen, dass ein organisationsstar- 
ker Landesbezirk Niedersachsen 
zweckmäßig sei. Ein Zeichen aus 
NRW würde die Debatte sicher auch 
hier einmal neu anheizen. Forum ~ ~ 2 1  

Oliver Kaczrnarek, Sozialwissenschaftler, ist Jugendbildungsreferent der 
Jusos NRW und lebt in Karnen 
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rung im Ausschuss für Arbeit und Durchführungsweg zugelassen, um 
Sozialordnung des Deutschen Bun- die Durchführungswege Direktzusage 
destages am 11 ./I 2.11 3. Dezember und Unterstützungskasse steuer- und 

Aufbau der kapitalgestützten Säule, 
Beitragsstabilität, Verbesserung der ei- 
genständigen Anwartschaften von 
Frauen und Bekämpfung der Altersar- 
mut daraufhin überprüft wird, inwie- 
weit er in folgenden beiden Punkten 
verbessert werden kann: 
a) Vorrang der Betriebsrenten, ein- 
schließlich Tarifvorrang. 
b) Gestaltung des Ausgleichsfaktors 
mit positiven Wirkungen auf das Ren- 
tenniveau. 
2. Die Fraktion geht davon aus, dass 
künftig weitere Gruppen von Er- 
werbstätigen in die gesetzliche Ren- 
tenversicherung einbezogen werden 
(Harmonisierung der Alterssiche- 
rungssysteme). 
3. Die Fraktion setzt für die anste- 
henden Beratungen eine Fraktionsar- 
beitsgruppe ein. 
4. Die Fraktion wird weiterhin den 
engen Dialog mit den Gewerkschaf- 
ten und Sozialverbänden suchen, um 
möglichst viel Gemeinsamkeiten zu 
erreichen. 

Als Vertrauensvorschuss stimmte 
der größte Teile der Fraktionslinken 
diesem Verfahrensbeschluss zu, be- 
hielt sich aber vor, in der Schlussab- 
stimmung im Bundestag gegen das 
Gesetz zu stimmen, wenn sich nicht 
wirklich substantielle Verbesserungen 
im weiteren Verfahren ergeben wür- 
den. 

Einigung zwischen Bundesregie- 
rung und Gewerkschaften 
Beschleunigung erfuhren die Ver- 
handlungen dann durch die Anhö- 

als alle, für die Sozialdemokratie in 
ihrer Bedeutung wichtigen Sachver- 
ständigen, die Positionen der Ge- 
werkschaften und der SPD-Linken 
unterstützten. Insbesondere der sog. 
Ausgleichsfaktor, der zu einer steti- 
gen Absenkung des Rentenniveaus 
ab 201 1 geführt hätte, wurde scharf 
kritisiert. Der VDR machte einen Al- 
ternativvorschlag, der DGB modifi- 
zierte diesen dann und dieser sog. 
VDR 90 Vorschlag setzte sich in den 
Diskussionen dann immer mehr 
durch 

Fraktionsspitze und Bundesregie- 
rung erkannten nun, dass ihre ur- 
sprünglichen Positionen nicht mehr 
haltbar waren und einigten sich am 
17. Dezember mit den Gewerkschaf- 
ten auf folgende Eckpunkte: 
1. Das Rentenniveau wird dauerhaft 
real nicht unter 67 Prozent sinken. 
2. Der Beitragssatz zur gesetzlichen 
Rentenversicherung wird bis zum Jah- 
re 2030 den Satz von 22 Prozent 
nicht überschreiten. 
3. Es werden Regelungen geschaf- 
fen, die die bestehenden Systeme der 
betrieblichen Altersvorsorge sichern. 
Die bisherigen Durchführungswege 
der betrieblichen Altersvorsorge blei- 
ben erhalten. Bisherige Möglichkeiten 
der Beitragsbefreiung in der Sozialver- 
sicherung bleiben bis zu einem Volu- 
men von vier Prozent der Beitragsbe- 
messungsgrenze für einen Zeitraum 
bis einschließlich 2008 bestehen. Der 
lndividualanspruch auf Entgeltum- 
wandlung wird auf vier Prozent be- 
grenzt. Es gilt der Tarifvorbehalt. Zu- 
künftige Tarifverträge sollen auf der 
Grundlage der neuen Förderung mit 
verbeitragtem Entgelt entwickelt wer- 
den 
4. Die ergänzende private Altersvor- 
sorge wird auf bis zu vier Prozent des 
rentenversicherungspflichtigen Brut- 
toeinkommens aufgebaut. 

Auf Grundlage dieser Vereinba- 
rungen wurde in der Arbeitsgruppe 
Arbeit und Sozialordnung der SPD- 
Bundestagsfraktion inhaltlich folgen- 
de Änderungen am Gesetzentwurf 
vereinbart: 
1. Herausnahme des Ausgleichsfak- 
tors und Ersetzung durch eine ab 
dem Jahr 201 1 anzuwenden Anpas- 
sungsformel (VDR-Vorschlag) mit der 
Basiszahl 90 vom Hundert mit der 
Wirkung, dass das Rentenniveau auch 
im Jahr 2030 bei 67,99 '10 liegt. 
2. Gemäß der Beschlüsse der Frakti- 
on werden Pensionsfonds als 5. 

beitragsfrei zu überführen, und so 
eine steuerliche Förderung nach dem 
Förderkonzept zu ermöglichen. Im 
Unterschied zur klassischen Lei- 
stungszusage sollen Pensionsfonds 
auch Beitragszusagen ermöglichen. 
Der Anspruch der Arbeitnehmer, Ar- 
beitsentgelte in Beiträge zur zusätzli- 
chen Altersvorsorge umzuwandeln , 
wird eingeschränkt. In Betrieben mit 
Tarifbindung gilt dafür ein Tarifvorbe- 
halt. 
3. Gemäß dem Vorschlag der A-Län- 
der soll die Umsetzung der Ziele der 
bedarfsorientierten Grundsicherung 
nicht mehr im Rahmen des BSHG er- 
reicht werden, sondern durch ein ei- 
genständiges Gesetz. Abzusichernder 
Personenkreis und Leistungshöhe 
bleiben ebenso bestehen wie Zustän- 
digkeiten der Kommunen bei der 
Durchführung. 

Erfolg der guten Koordination von 
Gewerkschaften und SPD-Linke war 
somit, dass nahezu vollständig die zu 
Verhandlungsbeginn formulierten 
Eckpunkte von der Bundesregierung 
übernommen wurden und die Ren- 
tenreform damit deutlich im Sinne 
der sozialen Gerechtigkeit verbessert 
werden konnte. Auch die Einbezie- 
hung aller Erwerbstätigen wurde als 
Prüfauftrag in den Gesetzentwurf 
übernommen. Allerdings wird hier 
noch Druck und Schieben notwendig 
sein, um das voranzutreiben. Darüber 
hinaus wurde auf Druck der Woh- 
nungspolitiker vereinbart, dass Bürger 
staatliche Förderung für Immobilien 
als Altersvorsorge beanspruchen kön- 
nen, wenn dies in Altersvorsorgever- 
trägen geregelt wird, die den Förder- 
kriterien der Rentenreform entspre- 
chen. 

Das soviel Kraft und Konflikte 
notwendig waren, um eine sozialde- 
mokratische Reform durchzusetzen, 
die diese Betitelung verdient, ist eine 
bedenkliche Bestandsaufnahme 
nach zwei Jahren rot-grüner Regie- 
rung. 

Die deutlichen Korrekturen der ur- 
sprünglichen Riester-Reform dürfen 
sich Partei, Gewerkschaften und Frak- 
tionslinke positiv anrechnen. Die vor- 
bildliche Zusammenarbeit (,,Die gut 
organisierten Linken in Fraktion, Par- 
tei und Gewerkschaften arbeiten so 
effizient wie seit Lafontaines Zeiten 
nicht mehr." Die Welt am 
13.12.2000) sollte Schule machen. 
Denn die nächste Reform kommt be- 
stimmt. Forum DL2l 

kappte Rentenversicherung beschränkt bleiben. Das Risi- 
ko einer aus demografischen oder anderen Gründen ne- 
gativen Wirtschaftsentwicklung schlägt in den privaten 
kapitalgedeckten Systemen zudem stärker auf ihre An- 
spruchsberechtigten durch als in der besonders stark risi- 
kostreuenden gesetzlichen Rentenversicherung . Bei der 
geplanten Ausweitung des privat kapitalgedeckten Sy- 
stems ist ein solcher Effekt in besonderer Weise dann zu 
erwarten, wenn die Ersparnisse erstmals aufgelöst wer- 
den (Scholz 2000, 578 ff.). Schon der Zufluss hoher zu- 
sätzlicher Mittel auf-den Finanzmarkt kann die Renditen 
dämpfen (Zinn 1999, 86 f.) Dazu kommt, dass in privaten 
konkurrierenden Alterssicherungssystemen Verwaltungs-, 
Transaktions- und Marketingkosten einen hohen Anteil 
der eingezahlten Werte (bis zu 40% in Großbritannien) 
verzehren (Queisser 1999) und im europäischen Vergleich 
die steuerliche Förderung privater Vorsorge mittlerweile 
vor allem als Subvention der Finanzwirtschaft angesehen 
wird (Sinfield 2000, 156 f). Soziale Gerechtigkeit wird 
durch diese Reform ganz sicher nicht im Sinne von Be- 
darfsgerechtigkeit verstärkt. Aber es ist auch fragwürdig, 
ob das die Alterssicherung prägende Prinzip der Lei- 
stungsgerechtigkeit gestärkt wird. Denn nur wer viel ein- 
setzen kann, könnte zu den Gewinnern gehören, nicht 
jedoch der Durchschnittsanleger (Nickel 2000, 1325). 
Hauptgewinner ist jedoch das Finanzkapital. 

5. Generationengerechtigkeit durch Investitionen? 
Ein Übergang zur kapitalgedeckten Alterssicherung könnte 
aber dann gerecht sein, wenn er verhindert, dass die heu- 
te aktive Generation lnvestitionen zugunsten des Konsums 
vernachlässigt (Rawls, 1971, 31 9 ff.). Die Stärkung der In- 
vestitionen ist auch der Effekt, den linke Befürworter einer 
teilkapitalgedckten Altersversorgung anstreben, wobei sie 
von einer demografisch bedingten Abnahme der Erwerbs- 
quote ausgehen (Aglietta, 2000, 125). Dies setzt voraus, 
dass heute für die zukünftige Wirtschaftstätigkeit nötige 
lnvestitionen unterbleiben und dass sie von den Institutio- 
nen der privaten Altersvorsorge vorgenommen würden. 
Real ist es aber so, dass Versicherungen, Pensionsfonds und 
Banken nach rentablen Geldanlagen suchen. Es fehlt nicht 
an Kapital, sondern an Anlageobjekten (Huffschmid 1999, 
18). Dies wird noch verschärft werden durch die Nachfra- 
geausfälle, welche durch die Mehrbelastung der Beschäf- 
tigten mit privater Vorsorge entstehen (DIW-Wochenbe- 
richt 4611999, 823). Allerdings unterbleiben auch heute 
Investitionen, die für künftige Generationen wichtig sind: 
in Schulen und Hochschulen, in die Erneuerung der Kanali- 
sation, das Eisenbahnnetz oder die Altlastensanierung. Es 
handelt sich um Investitionen, die selbst keine kurzfristige 
Rendite abwerfen, sondern langfristig die Bedingungen für 
Rentabilität und Produktivität der Volkswirtschaften schaf- 
fen. Diese öffentlichen lnvestitionen eignen sich jedoch 
nicht für die Finanzierung der Alterssicherung: Pensions- 
fonds suchen kurzfristig profitable Anlagen (Huffschmid 
1999, 21 7). In den USA oder Großbritannien werden sie 
noch schwerer als in Deutschland vernachlässigt. Dazu 
kommt, dass ein Umlageverfahren Gelder in der Volkswirt- 
schaft hält, also über die Nachfrage der Rentnerinnen und 
Rentner den binnenwirtschaftlichen Sektor stärkt , wäh- 
rend die privaten Finanzinstitutionen sie auf die internatio- 
nalen Finanzmärkte transferieren. Private Altersvorsorge 
wird heute nicht zu jenen lnvestitionen führen, die für den 
Wohlstand künftiger Generationen erforderlich sind. Den- 
noch muss die Frage unterlassener lnvestitionen themati- 
siert werden: Sie steht im Gegensatz zu der Argumentati- 

on, nach der Staatsverschuldung per se eine illegitime Be- 
lastung künftiger Generationen sei. Wenn die heute unter- 
lassene Verschuldung notwendige lnvestitionen finanziert 
hätte, ist das Gegenteil richtig 

III. Ungerechter Generationenvertrag für Kinder 
und Familien? 
Erweist sich die Rentenreform 2001 also als schlechter 
Beitrag zur Generationengerechtigkeit, so kann zusätzlich 
gefragt werden, wie es um den anderen Teil des Genera- 
tionenvertrages steht, nämlich die Transfers zugunsten 
der Kinder und Jugendlichen. In den neunziger Jahren 
hierüber vielfach diskutiert worden. Die diesbezüglichen 
Urteile des Bundesverfassungsgerichts hatten den Charak- 
ter eigenständiger politischer Initiativen. Die rot-grüne 
Bundesregierung hat Kindergeld, Steuerfreibeträge und 
die Einkommensgrenzen für das Erziehungsgeld angeho- 
ben. Zugleich ist aber auch die Anzahl von Kindern und 
Jugendlichen in Armut stetig gewachsen: Jedes siebte 
Kind in der Bundesrepublik lebt von Sozialhilfe 

1. Besitzstandsgerechtigkeit als Prinzip der 
Familienleistungen 
Zu fragen ist also, welcher Begriff von Generationenge- 
rechtigkeit den staatlichen Transfers zugrundeliegt. Diese 
wachsen mit steigendem Einkommen der Eltern: Die Steu- 
erverschonung der Kinderfrei- 
beträge und Betreuungsfreibe- 
träge liegt für Besserverdienen. Privatvorsorge wird nur für Einige zu 

de über dem Kindergeld für einem Gewinn. Untere Einkommens- 
die Normal- und Geringverdie- 
ner. Die staatlichen Aufwen- schichten und alle, die unstetige 

dungen für Schulen und Erwerbsbiographien haben, werden 
Hochschulen liegen am höch- sich nur wenig daran beteiligen. 
sten für dieieniqen, welche am . - 

längsten möglichst teure Bil- 
dungseinrichtungen in Anspruch nehmen. Dies sind wie- 
derum die Kinder der Bessergestellten. Ein ähnlicher Effekt 
liegt sogar bei den Kindertageseinrichtungen vor. Diese sind 
überwiegend als Halbtagseinrichtungen am Bedarf der 
Mittelschichten orientiert (DIW-Wochenbericht 4712000. 
11). So liegt zwar die Kindergartengebühr für eine alleiner- 
ziehende Mutter niedriger, sie erhält aber dafür nicht die 
ihrem Bedarf entsprechende Leistung. Insgesamt folgen 
die staatlichen Transfers für Kinder und Jugendliche nicht 
dem Prinzip der Bedarfsgerechtigkeit, sondern dem der 
Besitzstandsgerechtigkeit. Die besten Startbedingungen 
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und höchsten Leistungen erhalten diejenigen, deren Eltern 
bereits mehr haben. Mit einem aktivierenden, Chancen- 
gleichheit fördernden Sozialstaat hat das wenig zu tun, viel 
aber mit konservativer Gesellschaftspolitik (Knapp 2000, 
45 ff.; Butterwegge 2000, 58). Ein Teil der Verantwortung 
liegt beim Bundesverfassungsgericht, das mit dem Konzept 
des steuerlichen Familienleistungsausgleichs ein politisches 
Vakuum mit konservativen Inhalten gefüllt hat. Der nötige 
nächste Schritt aber wäre eine klare Gegenposition, die 
Chancengerechtigkeit in den Mittelpunkt der Familienpoli- 
tik stellen würde. 

Mittel- und Gutverdienenden zeitweisen (und auch nur 
teilweise) Erziehungszeiten ohne erhebliche Einkommens- 
verluste zu ermöglichen. Die zaghaften Ansätze der Erzie- 

Rentendiskussion endet mit Erfolg für 
die SPD-Linke hungszeitreform müssen so ausgebaut werden. Die Si- 

cherung des Lebensunterhalts der Kinder und Jugendli- 
chen darf nicht länger im großen Ausmaß der Sozialhilfe 
überlassen bleiben, sondern muss in einem vorgelagerten 
System allgemein und möglichst weitgehend übernom- von Andrea Nahles* 
men werden. Es wird zunehmend und zu Recht als frag- 
würdig empfunden, dass die Verantwortung der Familien 
für die Alten nun nahezu voll vergesellschaftet ist, wäh- D ie Zusammenarbeit mit den 

Gewerkschaften hat zu einem 
Erfolg für die SPD-Linke bei 

der Auseinandersetzung um die Ren- 
tenreform geführt. Das war so im 
Sommer 2000 nicht abzusehen. 

Kooperation mit den Gewerk- 
schaften strategisch und 
inhaltlich zwingend geboten 
Das machte die Parteilinke in diesem 
Fall besser. Bei den Verhandlungen 
um Verbesserungen an dem Gesetz- 
entwurf war es inhaltlich wie strate- 
gisch zwingend geboten, die Koope- 
ration mit den Gewerkschaften zu su- 
chen. Aus strategischen Gründen 
brauchte die SPD-Linke die Gewerk- 
schaften und den damit verbundenen 
gesellschaftlichen Rückhalt als Druck- 
mittel. Umgekehrt hätten die Ge- 
werkschaften ohne die Blockademög- 
lichkeiten der Linken in der SPD-Frak- 
tion nicht so einen großen Einfluss 
ausüben können. 

Neben diesen strategischen Über- 
legungen sprach eine sehr hohe in- 
haltliche Übereinstimmung für eine 
Kooperation. Bei der Suche nach einer 
einheitlichen Verhandlungslinie gab 
es jedoch auch unterschiedliche Auf- 
fassungen. Dies betraf vor allem die 
Fragen, die mit der kapitalgedeckten 
Altersvorsorge in Zusammenhang 
standen. Die Position der Gewerk- 
schaften wird durch folgendes State- 
ment der stellvertretenden DGB-Vor- 
sitzenden deutlich: ,, Die Gewerk- 
schaften akzeptieren den zusätzlichen 
Aufbau einer kapitalgedeckten Alters- 
vorsorge als Anpassung an die demo- 
graphischen Veränderungen. Aller- 
dings müssen daran die Arbeitgeber 
beteiligt werden. Deshalb wäre die 
gerechteste Lösung eine obligatori- 
sche betriebliche Altersvorsorge." 
Hinter dieser Argumentation steht die 
berechtigte Hoffnung, dass der Vor- 
rang der Betriebsrente vor anderen 
Formen der privaten Vorsorge zu ei- 
ner indirekten Beibehaltung der pari- 
tätischen Finanzierung der Alterssi- 
cherung führt. In den Tarifverhand- 
lungen müssten die Gewerkschaften 
den Arbeitgebern eine mindestens 
hälftige Finanzierung der Betriebsren- 
te abringen - bei bestehenden Verein- 
barungen geht die Finanzierung oft 
noch deutlicher zu Lasten der Arbeit- 
geber. 

In weiten Teilen der SPD-Linken 
stand man der Einführung der kapi- 
talgedeckten Altersvorsorge jedoch 

ablehnend gegenüber. Unter dem 
Gesichtspunkt, dass die grundsätzli- 
che Frage des Einstiegs nicht mit der 
Bundesregierung verhandelbar war, 
denn der war im Koalitionsvertrag 
festgelegt, wurde der Vorschlag der 
Gewerkschaften als intelligenter und 
vernünftiger Kompromiss unterstützt, 
um zumindest eine paritätische Fi- 
nanzierung der privaten Altersvorsor- 
ge zu sichern. 

rend die Aufwendungen für Kinder Privatsache bleiben. 
2. Notwendigkeit einer Reform 
Der weitere Ausbau der Familienleistungen liegt in der Lo- IV. Schluss 
gik der Sozialstaatsentwicklung. Dort, wo tradierte Struktu- Die deutsche Linke muss ihren Begriff von Generationen- 
ren mit dem Bedarf an gesellschaftlicher Einbettung des 
Kapitalismus in Widerspruch gerieten, mussten sozialstaat- 
lich reguliert werden (Ganßmann 2000, 49 ff.). Sinkende 

gerechtigkeit noch entwickeln. Dabei muss sie eine gesell- 
schaftlich wirksame Familienpolitik aus ihren sozial-, frauen- 
und jugendpolitisch begründeten Teilen zusammenzuset- Globalsteuerung der Rentenre- 

form war ungenügend 
Erst mit der Verabschiedung der Uni- 
on aus den Rentenkonsensgesprä- 
chen im Spätsommer fiel der Parteilin- 
ken wieder Gestaltungsmacht zu, die 
wir auch genutzt haben. Schröderl 
StrucVMüntefering hatten versucht, 
die Reform im Schweinsgalopp 
durchzupauken. Auch eindeutige Be- 
schlüsse zentraler Bezirke und Lan- 
desverbände wie WW und Bayern 
konnten an dieser Haltung nichts än- 
dern. Der Höhepunkt der Auseinan- 
dersetzung wurde mit Schröders Ba- 
sta!-Ausspruch und dem anschlie- 
ßenden Rücktritt des Ö ~ o r s i t z e n -  
den erreicht. Spät wurden der Partei- 
und Fraktionsspitze klar, dass sie die 
Reform ohne gesellschaftlichen Rück- 
halt nicht durchsetzen würden. Frak- 
tionslinke und Gewerkschaften er- 
kannten dies als Chance. Es folgten 
monatelange Ringkämpfe um die 
Höhe des Rentenniveaus und eine ge- 
rechte Finanzierung der Privatvorsor- 
ge. Walter Riester kämpfte um jeden 
Millimeter seiner ursprünglichen Kon- 
zeption. So viel Beharrlichkeit kann ei- 
nem fast schon Bewunderung abrin- 
gen. Aber sie hat nicht zuletzt den Ar- 
beitsminister selbst beschädigt. Die 
Globalsteuerung der Rentenreform 
war ungenügend. Und das bezieht 
sich keinesfalls auf das Bundesarbeits- 
ministerium alleine. Weder der Bun- 
deskanzler noch der Generalsekretär 
schätzten die Brisanz und politische 
Dynamik - trotz vielfältiger Hinweise 
- richtig ein. Wie so oft  fehlte eine 
sachgerechte und frühzeitige Abwä- 
gung von Argumenten. Wie so oft 
kämpfte jeder (Minister) für sich, bis 
das Kind in den Brunnen gefallen war. 
Wie so oft fehlte eine inhaltliche Ver- 
knüpfung langfristiger sozialdemo- 
kratischer Zielbestimmung mit einer 
Strategie für ihre Verankerung in Ge- 
sellschaft und Partei. 

Geburtenraten, steigende Kinderarmut und Vernachlässi- Zen. Solange Generationengerechtigkeit in der Öffentlich- 
gung von Kindern und Jugendlichen indizieren, dass die 
Reproduktion der Gesellschaft unter den heutigen Bedin- 

keit mit kapitalgedeckten Lebensversicherungen assoziiert 
wird, bleibt diese Aufgabe bestehen. Sie liegt nicht am 

gungen gefährdet ist. Noch problematischer als die demo- Rande, sondern mitten in den Auseinandersetzungen um 
grafische Entwicklung erscheint für eine Gesellschaft, die 
auf Innovationskräfte dringend angewiesen ist, wenn im- 
mer mehr Jugendlichen aus einer Jugend in Sozialhilfe in 

die soziale Regulation einer neuen kapitalistischen Entwick- 
lungsstufe. SPW 

Verhandlungsgrundlagen 
Als Grundlage für die Verhandlungen 
innerhalb der Fraktion und mit der 
Bundesregierung formulierten Ge- 
werkschaften und Fraktionslinken ge- 
meinsam folgende Eckpunkte: 
1. Das Rentenniveau darf nicht so 
stark abgesenkt werden wie von der 
Bundesregierung vorgesehen. Es muß 
dabei bleiben, dass das Versorgungs- 
niveau auch in Zukunft den Lebens- 
standard annähernd absichert und 
paritätisch finanziert wird. 
2. Die staatliche Förderung der zu- 
sätzlichen Altersvorsorge muss Priori- 
tät auf den Ausbau der betrieblichen 
Altersversorgung legen unter beson- 
derer Berücksichtigung bestehender 
und beabsichtigter tariflicher Rege- 
lungen. 
3. Es ist so schnell wie möglich ein 
Konzept vorzulegen, wie weitere 
Gruppen von Erwerbstätigen in die 
gesetzliche Rentenversicherung ein- 
bezogen werden. 

Wegen der öffentlichen Andro- 
hung linker Fraktionsmitglieder, in der 
Fraktionssitzung am 14. November 
2000 gegen den Gesetzentwurf zu 
stimmen, übernahm die Fraktions- 
spitze diese Eckpunkte in einen Be- 
schluss der Fraktion, dem auf dieser 
Sitzung mit großer Mehrheit zuge- 
stimmt wurde. 
1. Die Fraktion erwartet, dass der Ent- 
wurf unter Beachtung der Eckpunkte 

ein Erwachsenenleben ohne berufliche Perspektive entlas- Literatur: 
AG Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum zur Rentenreform. 

Soziale Sicherheit 2000. S. 337 ff.; 
Aglietta, Michel, Ein neues Akkumulationsregime, Hamburg 2000; 
Berghahn, Sabine. Soll der Gesetzgeber in die familiare Arbeitstei- 

lung eingreifen? in: Stolz-Willig, Brigittel Veil, Mechthild (Hrsg.), 
Es rettet uns kein höh'res Wesen. . Hamburg 2000; 

Butternegge, Christoph, Generationengerechtigkeit im Sozialstaat, 
spw 1 13 (312000). S. 56 f f . ;  

Deutsches Institut fur Wirtschaftsforschung (DIW), Wohnungs-. Bil- 
dungs- und Familienpolitik sollten im Sinne eines sozialen Risiko- 
managements verbessert werden, DIW-Wochenbericht 4712000; 

DIW, Probleme der Altersvorsorge allein durch Änderung des Finan- 
zierungsverfahrens nicht zu losen. DIW-Wochenbericht 301 
2000; 

DIW, Einstieg in die Teilkapitaldeckung der Altersvorsorge mit  
Wachstumseinbußen verbunden, DIW-Wochenbericht 4611999; 

Fuchsloch. Christine. Moderne Anforderungen an eine Alterssiche- 
rung und das Rentenreformmodell der Bundesregierung, in: 
Rust, Ursula (Hrsg.) Eigenständige Alterssicherung von Frauen, 
Wiesbaden 2000, 5. 32 ff.; 

Ganßmann. Heiner, Politische Ökonomie des Sozialstaats, Münster 
2000; 

Huffschmid, Jörg, Politische Ökonomie der Finanzmärkte, Hamburg 
1999; 

Knapp, Ulla, Sozialstaat, Kinder und Familie, spw 114 (412000). S. 45 ff.; 
Mackenroth, Gerhard. Die Reform der Sozialpolitik durch einen deut- 

schen Sozialplan, 1952. Auszug in Ganßmann, a.a.0.. S. 23 f.; 
Nickel, Tobias, Renten im Reformlabyrinth, Blätter für deutsche und 

internationale Politik 2000. S. 1322 ff.; 
Queisser, Monika (OECD), Mehr individuelle Gestaltungsfreiheit 

beim Sozialschutz?. Referat bei der Europäischen Regionalta- 
gung der Internationalen Vereinigung für soziale Sicherheit 
(1 9.-21. Mai 1999); 

Rawls, John, Eine Theorie der Gerechtigkeit. 1971. 10 dt A., Frank- 
furt am Main, 1998; 

Scholz, Wolfgang (ILO), Alterssicherung und Kapitaldeckung, Deut- 
sche Rentenversicherung 2000, S. 578 ff.; 

Sennett, Richard. Der flexible Mensch, Frankfurt am Main 1998; 
Sinfield, Adrian, Tax Benefits in Non-State Pensions. European Jour- 

nal of Social Security Vol. 212 2000, S. 137 ff.; 
Sinn, Hans-Wernerl Werding, Martin, Renteniveausenkung und Teil- 

kapitaldeckung. ifo-Schnelldienst 1812000, 5. 12 ff.; 
Steffen, Johannesl Haupt, Hannal Winkler, Gunnar, Sichere Renten 

für die Zukunft: Positionen der Volkssolidarität zur künftigen 
Entwicklung der Gesetzlichen Rentenversicherung, 2. Auflage. 
Berlin 2000; 

Stolz-Willig, Brigitte. Deja vu - Die Familie in der Zukunftsstudie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, spw 105 (111 999). S. 49 ff.; 

Zinn, Karl Georg, Sozialstaat in der Krise. Berlin 1999. 

sen werden. Im Generationenvertrag müsste jede Genera- 
tion möglichst vollständig die Chance zu gesellschaftlicher 
Integration und einem aktiven Berufsleben haben 

Armut von Kindern und Jugendlichen hängt eng mit 
den beruflichen Chancen ihrer Eltern zusammen. Die Tatsa- 
che, dass Kinder insbesondere für allein erziehende Frauen 
und für Eltern mehrerer Kinder zum Hemmnis der berufli- 
chen Entwicklung und zum Armutsrisiko werden, weil eine 
verantwortungsvolle Kindererziehung und die flexiblen An- 
forderungen des modernen Erwerbslebens schwer zu ver- 
einbaren sind, ist das eigentliche Manko der Generationen- 
gerechtigkeit. Wenn neue und flexiblere Erwerbsformen 

nicht zu einer neuen Polarisie- 

Private Altersvorsorge wird heute rung jm Geschlechterverhältnis 
und zu verschlechterten Chan- 

nicht ZU J e n e n  ltlvestitionetl führen, cen Kinder und Jugendli. 

die für den wohlstand künftiger cher führen sollen, liegt hier ein 
wesentliches Feld zukünftiger 

nerationen erforderlich sind. Sozialpolitik. Würde diese sich 
weiterhin auf die Förderung 

ohnehin privilegierter Schichten und die fragile Stabilisierung 
der Hausfrauenrolle - wie zur Zeit durch Erziehungsgeld und 
Ehegattensplitting (vgl. Berghahn 1999) - beschränken, so 
geriete sie in Konflikt zu den ökonomischen Anforderungen 
gesteigerter Erwerbsbeteiligung und der Erschließung von 
Bildungspotenzialen. Das europäische Sozialmodell kann jene 
Widersprüche besser bearbeiten, die im Nebeneinander von 
,,new economy" und ,,family values" (Sennett 1998, 29 ff.), 
in der sozialen und qualifikatorischen Spaltung der USA er- 
kennbar sind (Stolz-Willig 1999, 49 ff.). Europäische Vollbe- 
schäftigungsländer wie Dänemark zeigen sich gerade auch 
in diesem Sektor als überlegen 

3. Vorschläge 
Bei der sozialstaatlichen Förderung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie muss eine bedarfsgerechte Infrastruk- 
tur zur Kinderbetreuung verbunden werden mit leistungs- 
gerechten Einkommensersatzleistungen für die Eltern: Das 
Erziehungsgeld müsste nach skandinavischem Vorbild an 
der Einkommenshöhe ausgerichtet werden, um auch 
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und einig sein sollten, sich und ihre 
kulturellen Eigenarten gegenseitig er- 
gänzend. Ohne Verdeutlichung unse- 
res politischen Projekts, ohne Verteidi- 
gung unseres gesellschaftlichen und 
kulturellen Modells, ohne Stärkung 
der politischen Macht wird sich der 
allmächtige Markt durchsetzen und 
eine Reihe der republika-nischen Wer- 
te vernichten. Jeder weiß, dass die 
Gefahr nationalistischer, regiona-listi- 
scher und fremdenfeindlicher Ant- 
worten dann wachsen kann. Die Ver- 
führbarkeit der Menschen in dieser 
Richtung kehrt schnell zurück, wenn 
die Völker befürchten, auf einen 
Schlag ihre Identität und ihre Selbst- 
bestimmung zu verlieren und sich 
ohnmächtig fühlen, eine gemeinsa- 
me, fortschrittliche Zukunft zu schaf- 
fen. 

Der bisher eingeschlagene Weg 
der EU-Staaten enthält einen ent- 
scheidenden Fehler: er beinhaltet kei- 
nerlei föderale Vision und geht darum 
meilenweit an den Erwartungen der 
Menschen vorbei. Einmal mehr schei- 
tert die Strategie der so genannten 
kleinen Schritte. Die politischen und 
sozialen Schritte sind klein, die Schrit- 
te zur freien Konkurrenz und zur De- 
regulierung groß. Die weitere Ent- 
wicklung dieser liberalistischen Logik 
muss gestoppt werden. Mehrheits- 
entscheidungen im Bereich der inter- 
nationalen Vereinbarungen wie zum 
Beispiel über die Liberalisierung des 
Welthandels mit Dienstleistungen 
sind abzulehnen, wenn nicht zugleich 
sozialer Fortschritt und entscheiden- 
de Machtposition des Europäischen 
Parlamentes erreicht werden. Sonst 
besteht die Gefahr der Wiederbele- 
bung des MAI mit seinen negativen 
Auswirkungen. 

Europa muss mehr sein als eine 
Wirtschafts- und Währungsunion. 
Wir wollen ein politisches und sozia- 
les Europa, wir wollen langfristig die 
soziale Republik Europa. Die Men- 
schen Europas erwarten die Stärkung 

des europäischen gesellschaftlichen 
und kulturellen Modells, eine solidari- 
sche Gesellschaft, in der sich die euro- 
päischen Kulturen fruchtbar ergän- 
zen. Das heißt: die politische und so- 
ziale Union muss in Europa voran 
kommen, denn Europa soll das Euro- 
pa der Menschen und Völker und 
nicht nur das Europa der Wirtschaft 
sein. 

Wir linken Sozialdemokraten und 
Sozialisten Europas befürworten die 
Osterweite-rung Europas. Aber es 
wäre schlimm, wenn sie im gegen- 
wärtigen politischen und institutio- 
nellen Rahmen Europas mit den we- 
nigen Korrekturen im Bereich der Re- 
stanten von Amsterdam, den soge- 
nannten ,,left overs" geschehen wür- 
de. Dadurch würde die Gefahr her- 
aufbeschworen, dass Europa auf eine 
Freihandelszone reduziert wird. 

Die Vertiefung und die Erweite- 
rung Europas müssen zusammen ge- 
hen. Die Grundrechtscharta darf 
nicht eine einfache Erklärung blei- 
ben, sondern muss um soziale 
Grundrechte ergänzt Bestandteil ei- 
ner noch auszuarbeitenden europäi- 
schen Verfassung werden, die die 
Mitwirkung der Bevölkerung Euro- 
pas an den wichtigen Entscheidun- 
gen konstituiert. 

Die europäischen Verträge müs- 
sen um einen Sozialvertrag ergänzt 
werden, der Sozial- und Umweltstan- 
dards festlegt, die schrittweise nach 
oben harmonisiert werden. Dazu zäh- 
len u.a. Mindestlohn, Arbeitszeit und 
Arbeitsbedingungen, aber auch Ver- 
braucherschutz und Mitbestimmung 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer mit ihren Organisationen 
(Gewerkschaften und Betriebsräte) 
sowie Regeln für die öffentlichen 
Dienste, die die hemmungslose Dere- 
gulierung stoppen. Der Weg dahin 
kann eingeschlagen werden, indem 
das Prinzip der Konvergenz wie bei 
der monetären lntegration aufgegrif- 
fen wird. 

Die nächsten notwendigen 
Schritte: 
Europa muss neuen Schwung erhal- 
ten, mit einer Verfassung, mit politi- 
scher, sozialer und ökologischer Inte- 
gration und mit der energischen Ver- 
stärkung der Rechte des europäischen 
Parlaments sowie einer Stärkung der 
Kommission. 

Europa braucht eine Wirtschafts- 
regierung, korrespondierend zur Eu- 
ropäischen Zentralbank um im Zu- 
sammenspiel für die Stabilität der 
Währung, für hohe Be-schäftigung . - 

und gleichmäßiges, sozial und ökolo- 
gisch verträgliches Wachstum zu sor- 
gen. 

Die Verstärkung der gesetzgeberi- 
schen Kompetenzen des europäi- 
schen Parlaments ist vordringliche 
Aufgabe. Es entscheidet gegenwärtig 
in sehr begrenzten Bereichen, nur im 
Rahmen der Mitentscheidung. Es 
muß zukünftig mit direkter, eigener 
Gesetzgebungskompetenz ausgestat- 
tet sein und die Möglichkeit zu parla- 
men-tarischen Initiativen haben. 

Nötig ist eine Europäische Richtli- 
nie über die wirtschaftlichen Dienste 
von allgemeinem Interesse um die 
Deregulierung zu stoppen. Solange 
diese Richtlinie aussteht,. muss ein 
Moratorium die weitere Deregulie- 
rung öffentlicher Dienste (Post, Eisen- 
bahnen, Fluglotsenwesen, Elektrizi- 
tätsversorgung) verhindern. 

Um die politische, soziale und 
ökologische lntegration Europas vor- 
an zu bringen, sollten die Länder, die 
das wollen, als Avantgarde voran- 
schreiten. Diese Kerngruppe muss al- 
lerdings stets für jedes Land, das mit- 
machen will, offen sein. Der Verein 
,,Soziale Republik Europa", die Ver- 
sammlung der linken Sozialdemokra- 
ten und Sozialisten Europas steht auf 
der Seite derer, die in Nizza gegen ein 
neoliberales Europa und für eine Ver- 
stärkung der politischen Einheit Euro- 
pas friedlich demon-striert haben. 

Wir haben die Vision eines Gesell- 
schaftsmodells auf hohem Niveau, 
das hohe demokratische Ansprüche 
erfüllt und das aus unserem Konti- 
nent einen mächtigen Akteur in ei- 
nem weltweiten Gleichgewicht 
macht, der ein neues Entwicklungs- 
modell für unseren Planeten verwirkli- 
chen hilft. 

Die Soziale Republik Europa ruft 
deshalb alle fortschrittlichen Kräfte in 
Europa, besonders die sozialistischen 
und sozialdemokratischen Parteien 
auf, sich für eine europäische Verfas- 
sung und einen Sozialvertrag einzu- 
setzen. Forum DL2l 

I m März 2001 wird die Bundesregierung aller Voraus 
sicht nach den ersten Armuts- und Reichtumsbericht 
vorlegen und damit in die parlamentarische Beratung 

einbringen. Der Armuts- und Reichtumsbericht gilt in der 
fachpolitischen Diskussion als zentrale Grundlage zur Be- 
kämpfung der Armut in unserer Republik. Nach fast 
zwanzigjähriger Diskussion über eine Berichterstattung 
mit dem Schwerpunkt Armut/Reichtum haben Sozialde- 
mokraten und Bündnisgrüne mit dem Regierungswechsel 
den Weg für dieses politische Projekt bereitet. Dies hätte 
keiner erwartet: weder die Pessimisten, die geglaubt ha- 
ben, der Bericht käme gar nicht zustande - noch die Op- 
timisten, die der Meinung waren, es werde nur einen Ar- 
mutsbericht geben. 

Aktueller Befund 
Die Ergebnisse des neuen Armutsberichts der Hans-Böck- 
ler-Stiftung, des Deutschen Gewerkschaftsbundes und 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes sind weiterhin 
alarmierend. Obwohl inzwischen das Ausmaß der Ein- 
kommensarmut leicht rückläufig ist, lebten 1998 9,l Pro- 
zent der Bevölkerung in Einkommensarmut und 34.5 
Prozent mussten mit einem Niedrigeinkommen von weni- 
ger als 3/4 des Durchschnitts auskommen. Nach der EU ist 
einkommensarm das Iiaushaltsmitglied, in dessen Haus- 
halt das Einkommen nicht mehr als 50 Prozent des Äqui- 
valenzeinkommens beträgt. Für die neuen Bundesländern 
beträgt der Wert etwa 874 Euro, für die alten etwa 
1038. (vgl. Hanesch, WalterIKrause, PeterIBäcker, Gerhard 
u.a.: Armut und Ungleichheit in Deutschland, Hamburg 
2000.) 

Konservativ-liberale Blockade 
Es war ein langer Weg seit Ende der 80er JahreIAnfang 
der 90er Jahre zum ersten Mal die Vorstellung von einem 
Armutsbericht entstanden ist. Eingang in die sozialdemo- 
kratische Bundestagsfraktion fand dieser Gedanke durch 
die ersten Fachtagungen ihrer Arbeitsgruppe Armut 
1992 und 1993. Die alte, konservativ-liberale Bundesre- 
gierung zeigte sich gegenüber dem Ansinnen verstockt, 
Armut in Deutschland zu definieren und zu analysieren. 

Erster Armuts- und Reich- 
tumsbericht der 

Bundesregierung im 
Frühjahr 2001 

von Konrad Gilges, Md6 

Diese Haltung wird durch den Glauben begründet, das 
Bundessozialhilfegesetz mit seinen Leistungen verhindere 
das Entstehen breiter Armut. Die Folge dieser ideologi- 
schen Verbohrtheit war, dass die frühere Bundesregie- 
rung selbst Armutsprogramme der Europäischen Union 
abwertete oder deren Umsetzung in unserer Republik gar 
stoppte. Noch in dieser Legislaturperiode haben Christde- 
mokraten und Christsoziale die Erstellung eines Armuts- 
und Reichtumsberichts abgelehnt 

Der Initiative der SPD-Bundestagsfraktion, vor allem 
ihrer Arbeitsgruppe Armut, ist es zu verdanken, dass das 
Thema ,Armut in Deutschland' in den vergangenen zehn 
Jahren in der politischen Diskussion gehalten werden 
konnte. Dazu veranstaltete die 

AG Armut jährlich eine Fach- Die alte Bundesregierung zeigte sich 
taauna. um Ausmaß und Lö- 
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sungsmöglichkeiten der Ar. gegenüber dem Ansinnen verstockt, 

mutsfrage Der Armut in Deutschland zu definieren 
Deutsche Gewerkschaftsbund 
und die Wohlfahrtsverbände und ZU 

unterstützten durch regelmä- 
ßige, kleiner angelegte Armutsberichte dieses Engage- 
ment. Gleichzeitig erkannten Länder und Kommunen zu- 
nehmend die Notwendigkeit, Definition und Analyse von 
Armut ihren sozialpolitischen Maßnahmen vorangehen zu 
lassen. Höhepunkt der Aktivitäten, Armut in unserer Re- 
publik nicht von der politischen Tagesordnung verschwin- 
den zu lassen, war das ,Gemeinsame Wort zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage in Deutschland' der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland und der römisch-katholi- 
schen Bischofskonferenz von 1995. Darin wurde eine Ar- 
mutsberichterstattung eingefordert und damit ein ,Kon- 
sultationsprozess' begründet, der die Themen ,Armut in 
Deutschland' und ,Armutsberichterstattung' im gesell- 
schaftlichen Diskurs gehalten hat. 

Nach dem Machtwechsel 1998 
Die Sozialdemokratische Partei hat bereits in ihrem Pro- 
gramm zur Bundestagswahl 1998 einen Armuts- und 
Reichtumsbericht versprochen. SPD- und B90IGrüne- 
Fraktion haben dieses Versprechen in ihrem Koalitions- 
vertrag wiederholt. Im Frühjahr 1999 mündeten die Ar- 
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beiten der Fachpolitiker in den gemeinsamen Antrag 
der beiden Regierungsfraktionen zur Erstattung eines 
regelmäßigen Armuts- und Reichtumsbericht durch die 
Bundesregierung. Im Oktober 1999 haben die Regie- 
rungsfraktionen und die Wohlfahrtsverbände gemein- 
sam mit der Bundesregierung ein Konzept für einen er- 
sten Armuts- und Reichtumsbericht erarbeitet. Seine 
Struktur sieht vor, dass 

an Problemlösungen orientiert mit der Analyse gear- 
beitet werden, 

Lebenslagen analysiert und qualifiziertes ~ahlenmateri- 
al enthalten sind, 

Armutsgrenzen an internationalen Standards orien- 
tiert sind und 

er zur Versachlichung der Diskussion beiträgt. 
Dabei müssen drei wesentliche Anforderungen erfüllt 

werden. Zum einen soll er materielle Armut und Unterver- 
sorgung sowie Strukturen der Reichtumsverteilung unter- 
suchen. Zum anderen sollen dem Bericht Hinweise für die 
Entwicklung politischer lnstrumente zur Vermeidung und 
Beseitigung von Armut entnommen werden können. 
Drittens soll die kontinuierliche Berichterstattung die Wir- 
kungsweise und Wirksamkeit dieser lnstrumente darstel- 
len. Neben Zahlen zur Einkommens-, Vermögens- und 
Verschuldungssituation werden verschiedene Lebenslagen 
mit Armutsrisiko untersucht - kollektiv wie individuell. 
Dazu gehören auch die Versorgung mit Bildung, Arbeit, 
Wohnraum sowie das Leben mit GesundheitIKrankheit, 
Behinderung, Pflegebedürftigkeit, Zuwanderung und Kri- 
minalität. 

Die Erstellung des Berichts durch die Bundesregierung 
wird ständig begleitet von einem wissenschaftlichen Gut- 
achtergremium und von einem Beraterkreis, in dem ver- 
schiedene gesellschaftliche Gruppen vertreten sind. Ar- 
mut und Reichtum, beides Pole unserer gesellschaftlichen 

Entwicklung, werden dabei 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen und - ihre 
und Auswirkungen. Dabei 

damit die weitere Bekämpfung der folgt der Bericht in der Defini- 

Massenarbeitslosigkeit ist unabding- tion Armut dem 
genkonzept, bei der Definition 

bar zur Bekämpfung der in der Ver- ~ i ~ k ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  der 

gangenheit stetig gestiegenen EU. Der erste Bericht wird ZU- 

nächst die Datenlage zu bei- 
Verelendung. den Phänomenen deutlich ver- 

bessern, während der nächste 
Bericht - das ist bereits heute erkennbar - die oben ge- 
nannten Ansprüche noch besser umsetzen wird. Noch ist 
die Datenlage zum Bereich Reichtum nicht zufriedenstel- 
lend. Doch angesichts der zur Verfügung stehenden Zeit 
und Datengrundlagen können einige Defizite erst im 
nächsten, im zweiten Bericht und in den Folgejahren be- 
seitigt werden. 

Bisherige Armutsbekämpfung seit dem Regie- 
rungswechsel 
Nach dem Regierungswechsel ging die neue rot-grüne 

der in der Vergangenheit stetig gestiegenen Verelen- 
dung. Neben der Arbeitsmarktpolitik sind besonders 
Wirtschafts-, Bildungs- Finanz- und Sozialpolitik Felder 
der politischen Auseinandersetzung. Die bisherigen Re- 
formen sollen vor allem die Familien entlasten und das 
Armutsrisiko senken. Als Beispiele dienen folgende Re- 
formen: 

Die Steuerentlastungsgesetze von 1999 und 2000 
brachten für eine durchschnittlich verdienende Familie mit 
zwei Kindern zuerst eine Entlastung um jährlich rund 600 
Euro und im zweiten Jahr um etwa 1 100 Euro. 

Das ,,Gesetz zur Familienförderung" von 1999 erhöh- 
te den Kinderfreibetrag auf rund 3533 Euro und schuf ei- 
nen Kinderbetreuungsfreibetrag von 1545 Euro. Das Kin- 
dergeld für das erste und zweite Kind wurden zugleich 
auf 135 Euro erhöht. 

Die Änderung des Erziehungsgeldgesetzes räumt die 
Möglichkeit ein, in Teilzeit zu arbeiten, um so die materiel- 
le Existenz abzusichern. Mehr junge Familien erhalten Lei- 
stungen, nachdem die von der Familiengröße abhängigen 
Einkommensgrenzen um 10 bis 24 Prozent angehoben 
worden sind. 

Das Programm ,Entwicklung und Chancen' zielt auf 
benachteiligte Kinder und Jugendliche in sozialen Brenn- 
punkten ab. Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe sol- 
len dort unterstützt werden, um die Entwicklung der 
Heranwachsenden besser unterstützen zu können zu 
können. 

Der Arbeitsmarktpolitik standen 1999 etwa 22,25 
Milliarden Euro zur Verfügung, 2000 rund 23 Milliarden 
Euro. 1999 sank die Zahl der Arbeitslosen auf 4,099 Mil- 
lionen, 2000 auf 3,645 Millionen. 

In-das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendar- 
beitslosigkeit traten 1999 197 Tausend Jugendliche ein, 
die Ausgaben betrugen rund 950 Millionen Euro. Ende 
Juli 2000 nahmen etwa 70,6 Tausend Jugendliche an 
dem Programm teil. Rund 24.4 Tausend konnten mit 
Lohnkostenzuschüssen in den ersten Arbeitsmarkt inte- 
griert werden. 

Auch der wiederhergestellte Kündigungsschutz, die 
volle Entgeldfortzahlung im Krankheitsfall und die Neure- 
gelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse sol- 
len zur Bekämpfung der Armut beitragen. 

Erst in einigen Jahren wird es mit  Hilfe des Armuts- 
und Reichtumsberichts der Bundesregierung möglich 
sein festzustellen, inwieweit lnstrumente der Arbeits- 
markt- und Sozialpolitik sowie anderer Politikbereiche 
zur Bekämpfung der Armut in unserer Republik beige- 
tragen haben. Ohne einen solchen Bericht würden wir 
aber keinen Überblick über das tatsächliche Ausmaß, 
noch über den Erfolg von Maßnahmen zur Bekämpfung 
erhalten. SP W 
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Antrag der CDUfCSU-Fraktion ,,Bekämpfung der ,verdeckten Ar- 

mut' in Deutschland". Bundestagsdrucksache 1411 21 3 V. 
22.6.1 999. 

Antrag der Fraktionen SPD und B'901Grüne ,,Nationale Armuts- 

Mehrheit schnell an die Arbeit. die ersten reform~ol i t i -  und Reichtumsberichterstattung", Bundestagsdrucksache 14/ 

schen Maßnahmen einzuleiten. Besonders die sozialpoli- 999 V. 5.5.1999. 
Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der SPD- 

tischen Reformen sind dazu angetan, die zunehmende Fraktion ..Armut in der Bundesrepublik Deutschland, Bundes- 
Armut in unserer Republik zu bekämpfen. Für die sozial- taqsdrucksache 13/3339 V. 28.1 1 .'1995. 

demokratisch qeführte Bundesregierung und die Bun- Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg ): Ta- - 
destagsfraktion ist vorrangiges ziel, dass alle ~ü~~~~ zu. gungsdokumentation .Armut und Reichtum in Deutschland'. 

Forum zur Berichterstattung der Bundesregierung am 7. Okto- 
gang zur Erwerbsarbeit benötigen. Die Schaffung von ber 1999 in Berlin, Bann 1999, 

und damit die weitere Bekämpfung der Hanesch. Walter/Krause. Peter/Bäcker. Gerhard u.a.: Armut und Un- 
Massenarbeitslosigkeit ist unabdingbar zur Bekämpfung gleichheit in Deutschland, Hamburg 2000 

m 4. Dezember 2000 traf sich A der Vorstand des Vereins „So- 
ziale Republik Europa", in 

dem sich die linken Sozialdemokratln- 
nen und Sozialistlnnen EUROPAS ver- 
sammeln, im Vorfeld des Gipfels der 
Staats- und Regierungschefs bewußt 
in Nizza. Es ging darum, eine Stel- 
lungnahme zum weiteren Prozeß der 
Vertiefung und Erweiterung der EU 
zu verfassen und auf ihrer Grundlage 
diejenigen zu unterstützen, die wäh- 
rend des Gipfels für mehr Demokra- 
tie, für soziale Grundrechte in Europa. 
für ein politisches Europa und gegen 
die neoliberale Ausrichtung des Eini- 
gungsprozesses friedlich demonstrier- 
ten. 

Auf der Grundlage der intensiven 
Diskussionen vor und auf der Sitzung 
in Nizza schrieb Detlev V. Larcher* fol- 
gende Stellungnahme, die eine von 
ihm überarbeitete Version der Presse- 
erklärung des Vereins ,,Soziale Repu- 
blik Europa" ist. 

Geschacher statt Visionen: So 
kommt Europa nicht voran 
Die Staats- und Regierungschefs ha- 
ben in Nizza dem europäischen Geist 
einen Bärendienst erwiesen. Offenbar 
müssen andere gesellschaftlichen 
Kräfte die Vision eines Europa der Bür- 
ger verbreiten. 

Wer das Feilschen in Nizza über 
die Medien beobachtete, konnte den 
Eindruck gewinnen, es säßen orien- 
talische Teppichhändler zusammen, 
nicht aber die Staats- und Regie- 
rungschefs Europas. Wie Präsident 
Chirac angesichts der kümmerlichen 
Ergebnisse von einem historischen 
Gipfel sprechen mag, bleibt vollends 
unerfindlich. Die Beteiligten betrei- 
ben eine rückwärtsgewandte Politik, 
die vermeintliche nationale Interes- 
sen über das eigentlich überragende 
Interesse aller Menschen in Europa 
an weiteren Integrationsschritten 
stellt. 

Wenn dieVerhandlungen in Euro- 
pa so weiter gehen, bleiben die Län- 
der Europas Konkurrenten, die erbit- 
tert miteinander um eigene Vorteile 
kämpfen. Ein politisch geeintes, soli- 
darisches Europa der Bürger bleibt in 
weite Ferne gerückt 

Nizza ist bestenfalls ein winziges 
Schrittchen für Europa 
In den Wochen vor dem Gipfel in Niz- 
za war die öffentliche Diskussion be- 
herrscht von der Frage, ob den euro- 
päischen Staats- und Regierungschefs 
über die künftige Größe der Kommis- 
sion, über die Stimmgewichtung im 

Rat und über das Mehr-heitsprinzip 
eine Einigung gelingen würde. Ein 
Scheitern des Gipfels in diesen Fragen 
würde die Einigung Europas verhäng- 
nisvoll zurückwerfen, so war die allge- 
meine Meinung. Die europäische Per- 
spektive würde sich für die beitritts- 
willigen Länder verdüstern. 

Aber selbst wenn all die Probleme 
in Nizza sachgerecht gelöst worden 
wären; die wichtigsten Themen in Eu- 
ropa standen gar nicht auf der Tages- 
ordnung des Gipfels. Schon von da- 
her konnten die Ergebnisse von Nizza 
weder den Erwartungen der Bürge- 
rinnen und Bürger noch den ErForder- 
nissen der Osterweiterung gerecht 
werden. Durch die Beschränkung der 
Tagesordnung auf die Restanten von 
Amsterdam haben die Regierungs- 
chefs die Arbeit der Regierungskonfe- 
renz auf rein funktionalistische Punkte 
fokussiert. 

Aber nicht einmal den selbst ge- 
setzten anspruchslosen Zielen in Niz- 
za sind die Staats- und Regierungs- 
chefs gerecht geworden: Europa 
bleibt auch nach dem Nizza-Vertrag 
unter der Knute des Vetoprinzips. Da 
wo Mehrheitsentscheidungen mög- 
lich sind, gibt es Blockademöglichkei- 
ten im Ministerrat, und das EU-Parla- 
ment wird unterlaufen. 

Das EU-Parlament sollte diesen 
Vertrag nicht ratifizieren und die na- 
tionalen Parlamente erst recht nicht. 
Damit würde man die Staats- und 
Regierungschefs zu neuen Verhand- 
lungen und zu besseren Ergebnissen 
für Europa zwingen. Allerdings soll- 
ten die Parlamente die Regierungen 
auch auffordern, die Nachbesserun- 
gen bis spätestens 2004 vorzuneh- 
men, damit nicht durch die Blockade 
der Parlamente der erste Beitritt eines 
Staates verzögert wird. Denn zu be- 
denken ist, daß die Beitritts-kandida- 
ten den Nizza-Kompromiß begrüßt 

Geschacher in Nizza 
von Detlev von Larcher 

haben - allerdings nicht, weil sie 
vom Vertragstext begeistert sind, 
sondern weil die 15 ihnen versichert 
haben, damit sei der Weg für die 
Neuen in die EU frei. Die Parlamente 
müssen mit ihrer Verweigerung zu- 
gleich deutlich machen, daß sie den 
Weg nicht wieder versperren wollen 
und auch keine Verzögerung zulas- 
sen. Und schließlich wäre es für die 
Neuen besser, einem Europa auf der 
Basis des alten Amsterdamer Vertra- 
ges beizutreten als einer Union nach 
dem Nizza-Vertrag. 

Alles kommt auf den Nach- 
Nizza-Prozeß an 
Wegen der völlig unzureichenden Er- 
gebnisse des Gipfels von Nizza 
kommt dem Prozeß nach Nizza die 
entscheidende Bedeutung zu. Wenn 
der Vertrag von Nizza nicht ratifiziert 
wird, muß er neu ausgehandelt wer- 
den. Wenn er ratifiziert wird, müssen 
die entscheidenden Schritte dennoch 
gemacht werden. 

Unfähig, das politische und sozia- 
le Europa zu vertiefen während die 
Europäische Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion in Kraft gesetzt wurde, 
haben die Unterzeichner der Verträge 
von Maastricht und später Amster- 
dam die notwendigen Entscheidun- 
gen immer weiter aufgeschoben. 

Seit langem ist zu beobachten, 
daß die neoliberale Logik, die die eu- 
ropäische Einigung seit mehr als 15 
Jahren dominiert, zwangsläufig zur 
Auflösung des europäischen Projekts 
führt, zur Schwächung und Margina- 
lisierung der politischen Macht. 

Aber die Union darf nicht nur ein 
großer Markt sein, ein Raum, wo die 
Menschen und die Länder in Konkur- 
renz zueinander gesetzt werden, 
während sie eigentlich solidarisch, 

* Detlev v Larcher; MdB und Marie-Noelle Lienemann, MdEP ond  die beiden 
Präsidenten des Vereins Soziale Republik Europa. Außerdem ist Detlev V. 
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Ernüchternde 
Wirklichkeit 
- Bilanz der ersten zwei Jahre rot-rote Koalition in 
Mecklen burg-Vorpommern 

Von Rudolf Borchert* 

I m Herbst 1998 haben in unserem 
Land SPD und PDS die bundesweit 

PDS und eines klugen Krisenmanage- 
ments an den Schnittstellen der Koali- 
tion. 

Gründe für das Ausbleiben eines 
echten Politikwechsels 
Warum ist es bisher nicht zum erhoff- 
ten Politikwechsel gekommen? 

Die neue Landesregierung ist für 
eine wirksame sozial-ökologische Re- 
formpolitik viel zu kurz im Amt. Das 
Arbeitsministerium, das wichtigste 
Ressort in der Hoffnung der vielen Ar- 
beitslosen im Land, hat die Erwartun- 
gen nicht erfüllt. Man fragt sich: Kön- 

I erste gemeinsame rot-rote Koaliti- nen sie nicht - oder wollen sie nicht! 
on gebildet. Dies ist Grund genug für 
eine kritische Halbzeitbilanz aus Sicht 
der SPD-Linken (Forum Demokrati- 
sche Linke 21 1 Warener Kreis) in 
Mecklenburg-Vorpommern. Ernüch- 
ternde Wirklichkeit ist sicherlich die 
kürzeste und treffendste Beschrei- 
bung des Erreichten. Warum? 

Befürchtungen aber auch 
Hoffnungen nicht erfüllt 
Für die Konservativen und die vielen 
Gegner einer SPDIPDS-Zusammenar- 
beit ist es sicherlich enttäuschend, dass 
das Land trotz aller Unkenrufe und 
Prophezeiungen nicht ins Chaos ge- 
stürzt wurde. Die Wirtschaft ist nicht 
zum Erliegen gekommen, die Touri- 
sten besuchen zahlreicher als je zuvor 
unser Land. Das Abendland ist trotz 
des Schreckgespenstes einer PDS-Re- 
gierungsbeteiligung also nicht unter- 
gegangen. Genauso wenig haben sich 
aber auch bisher die Hoffnungen vieler 
Wähler und linker Politiker auf den an- 
gekündigten Politikwechsel erfüllt. Für 
die Menschen in Mecklenburg-vor- 
Pommern ist kaum erkennbar, was die 
SPDIPDS anders macht als die Vorgän- 
gerregierung von CDUISPD. Die Ar- 
beitslosigkeit ist genauso hoch wie vor- 
her, das einzige bildungspolitische Re- 
formprojekt, die Einführung der schul- 
artunabhängigen Orientierungsstufe, 
scheiterte trotz Koalitionsvertragsfest- 
legung kläglich und die kommunale Fi- 
nanzausstattung hat sich nicht verbes- 
sert. Der eigene Anspruch der SPDI 
PDS-Landesregierung: trotz notwendi- 
gen Sparkurses auch noch Politik zu 
gestalten, verkommt zusehends zu ei- 
ner Phrase, und der Eindruck verfestigt 
sich, dass einzig und allein das Diktat 
des Geldes regiert. 

* Rudolf Borchert (SPD) i5t Mitglied des Landtages von Mecklenburg- 
Vorpornrnern und im Vorstand Forum Dernokrat~sche Linke 2 1 
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Bescheide Ansätze eines Politik- 
wechsel 
Heute, zwei Jahre nach dem Beginn 
des Schweriner Modells, muss man 
nüchtern konstatieren, dass nur weni- 
ge bescheidene Ansätze eines Politik- 
wechsels erkennbar sind. Dazu zählen 
wir zum Beispiel: Dass eine Reihe von 
Projekten und Initiativen Politikinhalte 
der Demokratie, der Versöhnung und 
der Gerechtigkeit einen größeren Stel- 
lenwert als zuvor haben. Dass es ge- 
lungen ist, Kürzungen bzw. Abbau 
von sozialpolitischen Leistungen weit- 
gehend verhindert und erstmals das 
Bildungs- wie das Sozialministerium 
beim Haushalt 2OOlvon Kürzungen 
verschont zu haben. Der Einstieg in 
einen öffentlich geförderten Beschäf- 
tigungssektor, insbesondere mit den 
Programmen ,,Jugend- und Schulso- 
zialarbeit", ,,Jugend baut" und vielen 
neuen Arbeitsförderprojekten ist ge- 
macht - die Ergebnisse sind allerdings 
mager. Die Schaffung eines eigen- 
ständigen Umweltministeriums hat 
eine Reihe ökologischer Impulse und 
einen höheren Stellenwert umweltpo- 
litischer Themen gebracht. Positiv ist 
z.B. die schnelle Meldung der FHH- 
Gebiete an die EU und die neue Ab- 
fallwirtschaftspolitik. Es gibt Ansätze 
einer neuen, besseren Ausländer- und 
Migrationspolitik, der Kampf gegen 
Rechts ist eine zentrale Aufgabe der 
Landesregierung geworden. Die Ver- 
abschiedung eines Bildungsfreistel- 
lungsgesetzes wird ein wichtiger Bei- 
trag zur Verbesserung der Möglich- 
keiten zur beruflichen Weiterbildung, 
der politischen Bildung und zur Stär- 
kung des Ehrenamtes sein. 

Positiv ist vor allem das gute Kli- 
ma, die gute Atmosphäre in der SPDI 
PDS-Regierung, die sachbezogen und 
konstruktiv ohne größere Krisen 
agiert. Sicherlich ist dies ein Verdienst 
der Führungsarbeit des Ministerpräsi- 
denten, der Anpassungsfähigkeit der 

- Und - gibt es eine Konzeption? 
Mecklenburg-Vorpornmern hat als 
ärmstes und strukturschwächstes 
Bundesland eine besonders kompli- 
zierte Haushaltslage und nur sehr ge- 
ringe finanzielle Spielräume für Ge- 
staltungspolitik Die RotIGrüne Bun- 
desregierung hat nicht die erhofften 
günstigen Rahmenbedingungen für 
einen Politikwechsel gebracht. Im Ge- 
genteil, bundespolitische Zwänge en- 
gen die Spielräume zusätzlich zum 
Sparkurs weiter ein. Die SPD Mecklen- 
burg-Vorpommern ist kein linker, pro- 
gressiver Landesverband, nur weil sie 
mit der PDS regiert. Sie ist in weiten 
Teilen eher strukturkonservativ und 
vor allem machtpragmatisch orien- 
tiert. 

Am wertvollsten bleibt sicherlich 
die bundespolitische bündnisstrate- 
gische Bedeutung der erstmaligen 
Beteiligung der PDS an einer Landes- 
regierung, die nicht nur für die PDS 
einen ,,Wert an sich" darstellt. Mit  
dem ,,Schweriner Modell" hat sich 
die deutsche Parteienlandschaft ent- 
scheidend verändert. Weitere Beteili- 
gungen an SPDIPDS-Landesregierun- 
gen in Ostdeutschland stehen auf 
der Tagesordnung. Diese Entwick- 
lung eröffnet für die gesellschaftliche 
Linke in Deutschland neue Perspekti- 
ven und Spielräume, die allerdings 
auch konstruktiv genutzt werden 
müssen. 

Trotz aller Kritik am bisher Erreich- 
ten ist eine rot-rote Koalition selbst- 
verständlich viel besser als ein Regie- 
rungsbündnis der Sozialdemokraten 
mit den Christdemokraten, deshalb 
gibt es zur Fortsetzung der SPDIPDS- 
Koalition im Jahr 2002 keine Alterna- 
tive. Die SPD-Linke muss bis dahin ver- 
stärkt Einfluss auf das zukünftige Re- 
gierungsprogramm nehmen, damit 
nach ersten bescheidenen Ansätzen 
in Mecklenburg-Vorpommern eine 
nachhaltige Politikgestaltung Wirk- 
lichkeit werden kann. Forum DLZ? 
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ie Reform des Betriebsverfassungsgesetzes ist eines D' der großen Reformvorhaben der neuen Bundesre- 
gierung. Es ist unser Ziel, diese Reform noch 

rechtzeitig zu den nächsten Betriebsratswahlen zustande 
zu bringen. 

Wir haben in Deutschland ein sehr ordentliches Be- 
triebsverfassungsgesetz. Ich bin davon überzeugt, dass die 
Betriebsverfassung in Deutschland ein Standortvorteil ist. 
Das vielerorts so diskutierte Co-Management zwischen 
Betriebsrat und Unternehmensleitung hilft Friktionen zu 
beseitigen, Probleme rechtzeitig zu erkennen und die Be- 
schäftigten in die Zukunftsorientierung des Unterneh- 
mens und dessen Zielsetzungen mit einzubinden. Es geht 
jetzt darum, das Gesetz an die veränderte Betriebs- und 
Unternehmenswirklichkeit seit der letzten Reform im Jahr 
1972 anzupassen. 

Themen 
Eines der großen Themen der Betriebsverfassungsreform 
wird sein, dafür zu sorgen, dass die Betriebsräte mit den 
veränderten Unternehmensstrukturen zurechtkommen 
und dass wieder mehr Betriebsräte gebildet werden. Der 
momentane Rückgang der Zahl der Betriebsräte hat 
ganz viel zu tun mit neuen Konzernstrukturen, mit Out- 
sourcing, mit der Schaffung von selbständigen Unter- 
nehmenseinheiten in eigenständigen Rechtsformen, die 
früher alle in den Rahmen eines einheitlichen Unterneh- 
mens eingefügt waren. Wir müssen dafür sorgen, dass 
die Betriebsräte flächendeckend in den Unternehmen 
tätig sein können. Es geht darum, konkrete Regelungen 
zu finden. 

Bei Ausgliederung von Unternehmensteilen soll der 
Betriebsrat zuständig bleiben und ein Übergangsmandat 
haben. Wir werden daher angelehnt an das Umwand- 
lungsgesetz ein Übergangsmandat für Betriebsräte 
schaffen, wenn Unternehmensteile ausgegliedert wer- 
den. Wir werden dafür Sorge tragen müssen, dass ein 
einheitlicher Betrieb mehrerer Unternehmen auch auf 
gesetzlicher Grundlage einen gemeinsamen Betriebsrat 
haben kann. 

Moderne Organisationsformen von Betrieben haben 
oft  etwas damit zu tun, dass Sparten gebildet werden, 
die übergreifend zu den rechtlichen Strukturen eines Un- 
ternehmens tätig sind. Wir wollen daher die Möglichkei- 
ten, die heute bereits in 5 3 BetrVG bestehen, ausweiten. 
Dort ist heute die Möglichkeit gegeben, im Rahmen eines 
Unternehmens eine abweichende Organisation eines Be- 
triebrates oder mehrerer Betriebsräte in einem Unterneh- 
men zu vereinbaren. Die Unternehmensgrenze kann aber 
nicht überschritten werden. Also nur innerhalb einer AG 

Reform des Betriebsver- 
fassungsgesetzes 

von Olaf Scholz 

kann eine abweichende Struktur vereinbart werden, nicht 
in einem Konzern mit vielen GmbH und AG als Töchter. 
Das wollen wir ermöglichen. 

Ebenfalls von Bedeutung erscheint eine Regelung, 
wonach in Unternehmen auch dann ein Betriebsrat gebil- 
det werden kann, wenn an einzelnen Standorten die 
Größenordnung für die Bildung eines Betriebsrats nicht 
erreicht wird. Dann kann für einen großen Filialbetrieb 
mit vielen Dienstleistungsfilialen zum Beispiel ein einheitli- 
cher Betriebsrat gewählt werden. Auch selbständige Be- 
triebsteile sollen bei der Wahl zusammengefasst werden 
können. 

Der Bildungsprozess von Betriebsräten stößt bisher auf 
viele bürokratische Hürden. Wir müssen dafür sorgen, 
dass die lange Zeit zwischen der Idee einer Betriebsratsbil- 
dung und der tatsächlichen Installation eines Betriebsrates 
verkürzt wird. Für kleinere Be- 
triebe sollten vereinfachte 
Wahlverfahren gelten. Auf alle Wir müssen dafür sorgen, dass 

Fälle muss der Kündigungs- Betriebsräte flächendeckend in ( 

die 

Jen 
schutz der Initiatoren von Be- Unternehmen tätig sein können. 
triebsratswahlen verbessert 
werden. Hierher gehört natür- 
lich auch eine Stärkung der Jugend- und Auszubilden- 
denvertretung. Jugendliche sollten schon früh an die Auf- 
gaben im Betriebsrat herangeführt werden. Nur so kann 
der Generationenwechsel in der betrieblichen Interessen- 
vertretung ohne Reibungsverluste sichergestellt werden. 

Mehr Zusammenarbeit der Betriebsräte muss möglich 
werden und zu deren Aufgaben gehören. Sie müssen sich 
zu Arbeitsgemeinschaften zusammenschließen können. Es 
soll auch auf dem Werksgelände z.B. einer ,,atmenden" 
Fabrik ein gemeinsamer ,,Betriebsrat", eine Betriebsräte- 
gemeinschaft, gebildet werden können. Ähnliches kann 
ich mir für ein Einkaufszentrum vorstellen. Die Beschäfti- 
gungszeiten in diesem Einkaufszentrum oder die Arbeits- 
bedingungen werden doch sehr einheitlich festgelegt. 

Alles, was ich bisher gesagt habe, dient dazu, weiße 
Flecken zu reduzieren und dafür zu sorgen, dass in einer 
Welt wachsender Globalisierung und beschleunigter wirt- 
schaftlicher Restrukturierungsprozesse nicht die Existenz 

Olaf Scholz, MdB, Rechtsanwalt, SPD-Landesvorsitzender in Harnburg 
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Betriebsverfassungsgesetz 
vom 15. Januar 1972 in der Fassung vom 
23. Dezember 1988, zuletzt geändert durch Art. 9 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1998 
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von Betriebsräten gefährdet wird, sondern dass die Be- 
triebsräte genauso flexibel sind wie der wirtschaftliche 
Wandel es erfordert, und dass wir weiterhin eine flächen- 
deckende Betriebsratslandschaft haben. 

Weitere Reformfelder 
Zu Recht wird aber auch von Gewerkschaften problema- 
tisiert, dass bestimmte Beschäftigtengruppen nicht mehr 
ohne weiteres von der Betriebsverfassung erfasst werden. 
Hier geht es darum, dass gesetzlich klargestellt wird, dass 
Leiharbeitnehmerlnnen, Telearbeitnehmerlnnen unter die 

Betriebsverfassung fallen. 

Ein wichtiger Schwerpunkt der Re- Selbständige und Werkver- 
tragsunternehmen können 

form wird sein, dafür zu sorgen, dass natürlich nicht einbezogen 

die Betriebsräte auch in Zukunft zur werden. Wegen der um sich 
greifenden Gesetzesumge- 

deutschen Wirtschaft gehören. hung, die so betrieben wird, 
dass abhängig Beschäftigte als 

Subunternehmer oder das Leiharbeitsverhältnis als Arbeit 
eines Werkvertragsunternehmers qualifiziert werden, 
muss der Betriebsrat aber Einsicht in die Vertragsunterla- 
gen und Auskunftsrechte erhalten. 

Die Unterscheidung in Arbeiterlnnen und Angestellte 
wird immer fragwürdiger und ist sicher überholt. Wir 
sollten uns trauen, das zu ändern. 

Natürlich gehört zu einer Reform auch, die Arbeitsbe- 
dingungen der Betriebsräte zu verbessern. Es könnten z.B. 
Beschäftigte zu Arbeitsgruppen des Betriebsrates als 
Sachverständige mit herangezogen werden, auch wenn 
sie nicht Betriebsräte sind. Es bedarf einer Verbesserung 
der Möglichkeit, Sachverständige durch den Betriebsrat 
beauftragen zu lassen. Der Betriebsrat sollte auch die 
Möglichkeit haben, Teile seiner Rechte (widerrufbar) auf 
Arbeitsgruppen der Beschäftigten zu delegieren. Wenn 
die Unternehmen ihre Entscheidungen dezentralisieren, 
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müssen die Betriebsräte das auch können. Natürlich ge- 
hören auch die Arbeitsmittel der Betriebsräte zu den Din- 
gen, die sich verbessern müssen. Computer und andere 
Kommunikationsmöglichkeiten müssen den Betriebsräten 
zur Seite stehen. 

Es hat sich gezeigt: Ein wichtiger Schwerpunkt der Re- 
form wird sein, dafür zu sorgen, dass die Betriebsräte 
auch in Zukunft zur deutschen Wirtschaft gehören. In ei- 
ner Welt wachsender Globalisierung und beschleunigter 
wirtschaftlicher Restrukturierungsprozesse müssen die Be- 
triebsräte genauso flexibel sein können wie der wirt- 
schaftliche Wandel es erfordert. Daneben muss es aber 
darum gehen, dass wir auch materiell die Arbeit der Be- 
triebsräte verbessern. 

Mehr Kompetenzen für Betriebsräte 
Die Betriebsräte sollen mehr Einfluss auf die Zusammen- 
setzung der Belegschaft erhalten. Das betrifft die Frage 
der Personalplanung, der Auswahlrichtlinien, der Einstel- 
lungen. Es ist hilfreich, wenn die Möglichkeiten, die sich 
für Auswahlrichtlinien nach 5 95 BetrVG ergeben, inhalt- 
lich erweitert würden und wenn die Hürde von 1000 Be- 
schäftigten als Voraussetzung für eine erzwingbare Mit- 
bestimmung des Betriebsrates deutlich reduziert würde, 
so dass in jedem Betrieb Vereinbarungen getroffen wer- 
den können, die auch solche Fragen mit betreffen. Dann 
wäre auch die Folge, dass ein Betriebsrat unter Bezugnah- 
me auf eine solche Auswahlrichtlinie der Einstellung eines 
Arbeitnehmers oder einer Arbeitnehmerin entgegentre- 
ten kann bzw. der Entlassung eines Beschäftigten, wenn 
die Voraussetzungen dieser Auswahlrichtlinie nicht erfüllt 
sind. Zum Beispiel könnte eine Festlegung, dass nur eine 
bestimmte Zahl befristet Beschäftigter in einem Unterneh- 
men zulässig ist, dazu führen, dass dann, wenn die Zahl 
überschritten werden soll, der Einstellung weiterer befri- 
stet Beschäftigter auch materiell widersprochen werden 
kann. 

Erweiterte Kompetenzen der Betriebsräte bei der Per- 
sonalplanung und den Auswahlrichtlinien können auch 
die Grundlage für gezielte Frauenförderung im Betrieb 
sein. 

Von besonderer Bedeutung ist die Qualifizierung von 
Beschäftigten. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsra- 
tes sollte bei betrieblicher Weiterbildung zu einem Initia- 
tivrecht ausgebaut werden. 

Ein weiteres zentrales Thema der Reform im materiel- 
len Bereich der Betriebsverfassung ist eine Verankerung 
der Beschäftigungssicherung im Aufgabenkatalog der Be- 
triebsräte. Es sollte im Rahmen der erzwingbaren Rege- 
lungen eines Sozialplans ermöglicht werden, alles durch- 
zusetzen, was sozialrechtlich im Arbeitsförderungsrecht 
möglich ist. Das können z.B. Outplacement-Konzepte, 
Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Beschäfti- 
gungsverhältnisses und daran anschließende Beschäfti- 
gungsgesellschaften und betriebsorganisatorische Einhei- 
ten sein. Die Frage der Zukunft der zur Entlassung anste- 
henden Beschäftigten in Sozialpläne mit einzubeziehen, 
wäre eine wirkliche Modernisierung. 

Der Gedanke des betrieblichen Umweltschutzes be- 
darf einer Verankerung in der Betriebsverfassung. Hier 
existiert bei den Beschäftigten im jeweiligen Betrieb oft 
ein erhebliches Wissenspotential, was genutzt werden 
sollte. Fragestellungen in diesem Bereich sollten daher 
nach einer Bündelung dieser Kenntnisse von Betriebsräten 
im Rahmen ihrer Aufgaben wahrgenommen werden 
können. SPW 

ab MärzIApril eine hauptamtliche Be- 
treuung unserer Arbeit ermöglichen 
können. Die Kontaktaufnahme zu re- 
gionalen Linken Zusammenhängen 
hat besonders im Osten bereits er- 
freulich konkrete Formen angenom- 
men und wird in den nächsten Mona- 
ten auf Schleswig-Holstein, Bayern 
und Rheinland-Pfalz ausgedehnt. De- 
nen, die uns bisher einen Vertrauens- 
vorschuss gewährt haben, Mitglied 
geworden sind und Kontakte ge- 
knüpft haben, möchte ich danken. 
Denen, die sich bisher noch abwar- 
tend zurückgehalten haben, möchten 
wir weitere Angebote in den näch- 
sten Monaten machen. Stark werden 
wir nur, wenn es Aktivitäten gibt, die 
den bisherigen Aktionsradius unserer 
Arbeit überschreiten. Jeder und Jede 
darf sich da angesprochen und auf- 
gefordert fühlen. 

Erwartungen noch nicht befrie- 
digend erfüllt 
Nicht zu leugnen ist allerdings auch, 
dass die Erwartungen im Hinblick auf 
eine orientierende inhaltlich-pro- 
grammatische und strategische Neu- 
ausrichtung der Parteilinken noch 
nicht befriedigend erfüllt sind. Die Ar- 
beit an einer inhaltlichen Plattform ist 
im Vorstand von DL 21 weit fortge- 
schritten, aber noch nicht beendet. 
Die Gründe möchte ich in aller Offen- 
heit thematisieren. 

An Aufgaben und Herausforde- 
rungen mangelt es nicht. Sie liegen 
uns zu Füßen. Politisch strittige The- 
men und Grundsatzfragen bieten viel 
Platz zur Diskussion. Was wird aus 
Europa nach dem schwachen Auftritt 
in Nizza? Welche Schlussfolgerungen 
ziehen wir, wenn eine Weltmacht wie 
die USA in Den Haag schlicht aus der 
Klimapolitik aussteigt? Was überlas- 
sen wir den Märkten und was bleibt 
im Hinblick auf die Herstellung von 
Gerechtigkeit Sache der Politik? Was 
kann die Linke tun, um eine wissens- 
bestimmte Arbeitswelt mit den bil- 
dungspolitischen und sozialen Be- 
dürfnissen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Einklang zu 
bringen, und gibt es überhaupt prak- 
tikable politische Gestaltungsmög- 
lichkeit der biotechnologischen Revo- 
lution - irgendwo zwischen Heilsver- 
sprechungen und apokalyptischen 
Untergangsszenarien? Spannend und 
von zentraler Bedeutung ist jede ein- 
zelne dieser Fragen. Spannende öf- 
fentliche oder auch parteiinterne De- 
batten entwickeln sich daraus aber 
noch lange nicht. Unser Anliegen als 
Linke ist es, auf die oben angespro- 

chen grundlegenden Fragen eine 
nachhaltige progressiv ausgerichtete 
Politik zu entwerfen, Handlungsop- 
tionen aufzuzeigen und umzusetzen. 
Das verlangt einen kontinuierlichen 
Diskurs, eine sich selbst reflektierende 
Auseinandersetzungskultur. Und ge- 
nau daran bricht sich immer wieder 
unsere konkrete Arbeit. Die Linke lei- 
det nicht nur an der Regierungsdomi- 
nanz des politischen Alltags, dem 
Mangel an populären und konfliktfä- 
higen Positionen oder schwachen 
Bündnispartnern. Sie leidet ganz fun- 
damental an der Art des ,Politikma- 
chens' - so wie es sich in den letzten 
10 Jahren herauskristallisiert hat. Feil- 
geboten in Live-Time-Arrangements, 
sind die ,Politik-Events' schon wieder 
aus dem öffentlichen Bewusstsein ver- 
schwunden, wenn Foren und Kom- 
mission der Partei sich ihrer anneh- 
men. Sind erst einmal entscheiden- 
den Schlagwörter von den gerade an- 
gesagten Wortführern präsentiert 
und durchgekaut worden, erlahmt 
das Interesse - und das gilt für Partei- 
mitglieder wie ,normale' Bürgerlnnen 
gleichermaßen. Nicht selten steht die 
ganze Partei und mit ihr auch die Lin- 
ke gleichzeitig vor mehreren schwer- 
gewichtigen Grundsatzfragen, die 
hektisch medial verwurstet und bald 
ersetzt werden. Ein neuer Strauß von 
Themen. Der Frühling ist vorbei. Wir 
machen jetzt in sommergelb. Selbst 
einschneidende Ereignisse wie der Ko- 
sovo-Krieg reihen sich in diese Mecha- 
nik ein. Diskussionen - in und außer- 
halb der Partei - folgen einer Wellen- 
logik. Oben schwimmt ein Thema, 
wenn es tatsächliche Krisen (z.B. BSE) 
gibt oder bei bewusst angelegte Kam- 
pagnen ( nicht selten gegen Regie- 
rungsvorhaben z.B. Staatsangehörig- 
keit oder einzelne Personen). Länger 
als ein paar Wochen hält sich nichts. 

Schlussfolgerungen 
Was hat das nun mit dem Forum De- 
mokratische Linke 21 im Jahre 2001 
zu tun? Nun, leider sehr viel. Selbst 
gut vorbereitete Diskussionsangebote 
der Linken drohen an den Rand der 
>live< geschalteten Dauernachrich- 
ten zu geraten. Appellativ vorgetrage- 
ne Politik wird leicht im großen Ge- 
summe überhört - es sei denn, es 
kommt gerade eine Welle .... Ich be- 
haupte, dass diese knapp gefasste Be- 
schreibung eines dicht gewebten po- 
litisch-medialen Komplexes zwar kei- 
ne unbekannte Größe im politischen 
Geschäft ist. Aber ich fürchte, dass die 
Kurzlebigkeit, das ständig auf allen 
,,KanälenJ' präsent sein müssen uns 

mit unseren eigenen Ansprüchen, 
eben keine Phrasendrescher zu sein, 
eben Kritikfähigkeit und Perspektive 
miteinander zu verbinden, in Konflikt 
bringt. Schlussfolgerungen daraus 
sind bisher nicht offen genug ange- 
sprochen worden. In einer Mischung 
aus Selbstbestätigungsbedürfnis auf 
der einen Seite und Selbstüberschät- 
zung der eigenen Möglichkeiten auf 
der anderen Seite wird kaum regi- 
striert, dass der Aufwand politisch 
auch nach Außen wirken zu können 
und durchsetzungsfähig zu sein, sich 
dramatisch erhöht hat. Das gilt es zu 
verstehen und in die eigenen strategi- 
schen und politischen Planungen mit 
einzubeziehen. 

Einige persönliche Anmerkun- 
gen möchte ich anfügen: 
Adressenfragen sind Strategiefragen. 
Wir müssen unsere Kommunikations- 
absichten klären. An wen richtet sich 
unser Politikangebot jeweils. Masse 
der Bevölkerung, Parteitag, Kleine Ge- 
meinde DL 21?! Das ist nicht nur eine 
Frage, die den Vorstand angeht. 

Wir bieten Demokratie, Diskussi- 
on und Position. Wir reiten nicht jede 
,Welle1. Wir verknüpfen politische 
Kommunikation im Internet, im Ver- 
bund mit politischen Partnern und 
mit allen Parteigliedern. Wir kommu- 
nizieren gezielt und sind dabei gleich- 
zeitig offen. 

Der dominierende politisch-media- 
le Komplex verlangt professionelles 
Auftreten und geschicktes Ausnutzen 
der Chancen. Bescheiden formuliert 
geht es zunächst darum, für linke Poli- 
tikansätze das Bewusstsein zu schaffen 
und zu schärfen. Gegebenenfalls (s. 
Rente) können einzelne Streitfragen in 
unserem Sinne durchgesetzt werden. 
Medien und Politik stehen sich immer 
weniger >gegenüber<. Wie Zwillinge 
geben sie wechselseitig Takt, Methode 
und Inhalt von Politik vor. 

Wir setzen Schwerpunkte unsere 
Arbeit für die nächsten 2-4 Jahre fest. 
Nur so lassen sich nachhaltige Diskur- 
se und öffentliche Aufmerksamkeit 
miteinander vereinbaren. Wir lassen 
uns Zeit für die eigene Positionsfin- 
dung, aber wir schließen uns auf - 
sind Forum, geben Impulse und neh- 
men Debatten Dritter auf. In diesem 
Sinne stellen wir eine inhaltliche Platt- 
form des Vorstandes der DL 21 ab Fe- 
bruar im lnternet zur Diskussion, wer- 
den wir 2-3 mal im Jahr als reales 
>Forum< in Berlin präsent sein. 

Wir fangen mit der Diskussion 
dieser Schlussfolgerungen genau jetzt 
an. Forum DL2l 
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Adresse und Strategie - Zwischenbilanz eines 
unvollständigen Jahres 
Von Andrea Nahles* 

D ie Ziele und Erwartungen an 
das neu gegründete Forum 

Demokratische Linke 21 sind 
in 2000 klar bestimmt worden. Ge- 
stärkt werden soll das organisatori- 
sche Rückgrat der Linken in der SPD, 
die Kräfte der kommunalen und über- 
regionalen Ebenen sollen gebündelt 
und neue Positionsfindungen einge- 
leitet werden. Notwendig erscheint 
eine grundlegende strategische und 

* Andrea Nahles, MdB, ist Vorsitzende des Forum Demokratische Linke 2 1 

inhaltliche Neuausrichtung unserer 
Arbeit. Die Durchsetzbarkeit linker Po- 
litik zu erhöhen, ist das zentrale Vor- 
haben des Übergangs vom Frankfur- 
ter Kreis hin zu einer neuen Formation 
im Forum DL21. 

Bestandsaufnahme 
Für Bilanzen -auch vorläufiger Art - 
ist es zu früh. Dennoch ist eine kurze 
Bestandsaufnahme sinnvoll. Nach- 
dem wir unliebsame Bekanntschaft 
mit dem deutschen Notarwesen und 

Vereinsrecht gemacht haben, stehen 
wir nunmehr als eingetragener Verein 
unmittelbar vor der Einlösung einiger 
der zentralen organisatorischen Ver- 
besserungen, die wir uns vorgenom- 
men hatten. Es wird mit dieser Ausga- 
be der spw ein regelmäßig erschei- 
nenden ,,Newsletter" von DL 21 ge- 
ben. Mit  Hilfe einer Agentur richten 
wir ab Februar ein professionelles In- 
ternet-Forum ein und werden voraus- 
sichtlich (bei weiter steigenden Mit- 
gliederzahlen sogar gewiss!) schon 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 

uf dem Cottbusser Parteitag A hat die neue PDS-Vorsitzende 
Gabi Zimmer mit einem 

,,Tabu1' gebrochen hat: Als Linke hat 
sie öffentlich zugegeben, dass sie 
Deutschland liebe. Sie wollte damit, 
so Zimmer in einem taz-Interview, die 
eigene Partei ,,provozieren". 

Was heißt es für Gabi Zimmer, 
dass sie Deutschland ,,liebe"? Jeden- 
falls nicht, so betont sie aufgeregt, 
dass sie stolz sei, eine Deutsche zu 
sein: ,,Ich lasse mich nicht in die Nähe 
von Leuten rücken, die mit diesem 
berüchtigten Ausruf eine bestimmte 
politische Grundhaltung zum Aus- 
druck bringen wollen." Vielmehr liebe 
sie es, über die Hessische Rhön zu flie- 
gen und alte ,,deutsche Städte wie Er- 
furt oder Marburg" etc. Wollte Gabi 
Zimmer etwa damit ihre Partei ,,pro- 
vozieren"? 

Wohl nicht. Eigentlich geht es um 
etwas völlig anderes. Gabi Zimmer hat 
durchaus eine berechtigte Frage aufge- 
worfen - nämlich: Wie muss eine sozia- 
listische Linke mit dem Nationen-Pro- 
blem umgehen? Kann man sinnvoller- 
weise ,,Deutschland, halt's Maul!" oder 
,,Deutschland verrecke!" skandieren? 
Lässt sich mit Hass die Bevölkerung ge- 
winnen? Die meisten Diskutanten las- 
sen sich nun auf diese Entscheidungs- 
frage ein und begründen entweder, 
warum man Deutschland irgendwie lie- 
ben oder hassen müsse. Was aber, 
wenn Gabi Zimmer uns vor eine falsche 
Alternative gestellt hat? Ist es richtig, 
dass die Linke nur zwischen den beiden 
Möglichkeiten wählen kann, Deutsch- 
land entweder zu lieben oder zu has- 
sen? Und dass es Zimmer schließlich 
um mehr geht als nur schöne Land- 
schaften, ist klar: ,,Ich bin auf der Suche 
nach einer neuen Identität. Man kann 
Thüringerin, Europäerin, Weltbürgerin 
sein, wie man will -für mich gibt es dar- 
über hinaus eine nationale Identität." 
Für Gabi Zimmer gibt es also das, wo- 
mit die CDU ihren Anspruch auf eine 
Leitkultur begründet: „Wir Deutschen 
haben auf der Grundlage der europäi- 
schen Zivilisation im Laufe der Ge- 
schichte unsere nationale Identität und 
Kultur entwickelt, die sich in unserer 
Sprache und in Künsten, in unseren Sit- 
ten und Gebräuchen, in unserem Ver- 
ständnis von Recht und Demokratie, 
von Freiheit und Bürgerpflicht nieder- 
schlägt." (CDU 2000: 1) Auch wenn 
Zimmers Liebesbekenntnis mit der Leit- 
kultur-Debatte recht wenig zu tun ha- 
ben dürfte, so verweisen derartige 
Überschneidungen doch offenbar auf 
ein erhebliches Problem: Wesentliche 
Teile der sozialistischen Linken sind dem 

Nationen-Begriff bereits auf den Leim 
gegangen. 

Zur Fiktivität der Nation 
Von einer sich herausbildenden Nation 
kann in Deutschland frühestens seit 
dem Jahr 1871 (Reichsgründung) die 
Rede sein. Die dynamischsten Teile der 
damaligen Gesellschaft, Bürgertum 
und politischer Liberalismus, drängten 
spätestens seit 1848 stark auf einen 
Zusammenschluss der vielen deut- 
schen Klein-Staaten. Der Grund hierfür 
lag zunächst und vor allem in ökono- 
mischen Motiven: Bewegungsfreiheit 
für Güter, Kapital, Arbeit, Einheitlich- 
keit der Maße und Währungen, Frei- 
heit der Unternehmen von Zunftbe- 
Stimmungen Aufhebung der Zölle, ver- 
einheitlichtes Börsenrecht, Patentge- 
setze, standardisiertes Post- und Tele- 
graphenwesen, Ausbau der Verkehrs- 
infrastruktur, Regelung der Außenbe- 
ziehungen, der Kolonialfrage etc. Der 
deutsche Nationalstaat ist daher nicht 
das Ergebnis einer Volksbewegung, 
sondern - besonders mit Blick auf die 
entwickelteren Staaten Frankreich und 
England - die Umsetzung einer Mo- 
dernisierungsideologie aufstrebender 
Eliten. Zunächst wurde nicht mehr als 
eine äußere politische Struktur ge- 
schaffen, die erst noch mit einer ,,na- 
tionalen Identität" gefüllt werden 
musste. ,,Es ist unklar, wie weit die po- 
litischen Manöver der 1860er Jahre 
das Bewußtsein der meisten gewöhnli- 
chen Deutschsprachigen zumal auf 
dem Land erreichten, und im Weiteren 
hatte der neue Staat langfristig damit 
zu kämpfen, seine Legitimität im Volk 
zu verankern. In diesem Sinne zog die 
Einigung einen späteren Prozeß der 
kulturellen Verschmelzung nach sich ... 
In diesem grundlegenden Sinne war 
die Schaffung des Kaiserreichs der An- 
fang und nicht das Ende der Eini- 
gung." (Eley 1996: 38) Dies geschah 
(und geschieht) auf drei Ebenen: 

auf der ökonomischen Ebene: Zu- 
nehmende wirtschaftliche Aktivitäten 
und Verflechtungen, Handel etc. 
brachten die Menschen miteinander 
in Kontakt und konstituierten unter 
staatlicher Regie einen nationalen 
Wirtschaftsraum; 

auf zivilgesellschaftlicher Ebene: 
Der Nationalismus als politische Ideo- 
logie agierte in Form von Parteien, 
Vereinen und anderen zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen in der 
Gesellschaft und versuchte die durch 
die ökonomischen Entwicklungen be- 
günstigten Vorstellungen von einer 
,,Nation" politisch zu kanalysieren 
und synthetisieren; 

Was ist deutsch an 
Gabi Zimmer? 

Über "nationale Identität" und  Gramscis Strategie 
des Popular-Nationalen 

Von Mathias Brodkorb * 

auf staatlicher Ebene: Eine .der 
wichtigsten Funktionen bei der Schaf- 
fung einer ,,nationalen Identität" 
übernahm (und übernimmt) der 
Staat. Im Zentrum stand dabei die 
kulturelle Vereinheitlichung der Bevöl- 
kerung mittels ,,ideologischer Staats- 
apparate" (Althusser): z.B. durch 
Schulen, durch Wehrpflichtigen-Ar- 
meen, durch Einflussnahme auf die 
Beschäftigten des öffentlichen Sek- 
tors, Feiertage, Denkmäler (häufig in 
Interaktion mit zivilgesellschaftlichen 
Akteuren): ,,Eine Gesellschaftsforma- 
tion reproduziert sich nur in dem 
Maße als Nation, wie das Individuum 
von seiner Geburt bis zu seinem Tod 
durch ein Netz von Apparaten und 
täglichen Praktiken den Status des 
horno nationalis, horno oeconomicus, 
politicus, religiosus.. . erhält." (Balibar 
1998: 114) 

DieVorstellung von einer ,,nationa- 
len Identität" beruht auf der Annah- 
me, dass alle, die als einer Nation zu- 
gehörig klassifiziert werden, auf ir- 
gendeine Art und Weise substanziell 
miteinander verbunden sind. Die 
,,Substanz" wird innerhalb der Nation 
weitergereicht und bildet das Unter- Wie muss eine 
scheidungsmerkmal der Nationen un- sozialistische Linke 
tereinander. Diese ,,Schicksalsgemein- mit dem Nationen- 
schaft" (Smith 1998: 132) kann so- Problem umgehen? . 
wohl biologisch als auch im weitesten 
Sinne kulturell definiert werden. Ent- 
scheidend ist allerdings, dass diese 
,,Substanz" historisch konstruiert ist: 
,,Schon bei oberflächlicher Betrach- 
tung erweist sich ... das Nationale als 
ein in langen und komplizierten Pro- 
zessen entstandenes historisch-politi- 
sches Konstrukt und nicht als quasi-na- 
türliche Gegebenheit." (Lodovico 
1992: 190) Die Konstruktion dieser 
,,Substanz" erfolgt mittels Feiertagen, 
Mythen, einer bestimmten Interpreta- 
tion der Geschichte, der Förderung 
und lnstitutionalisierung bestimmter 
kultureller Praxen, der Vereinheitli- 

Mathias Brodkorb ist Mitglied im SPD-Landesvorstand Mi( Student der 
Philosophie und des Altgriechischen an der Universität Rostock 
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Oder: Das große Fressen 

chung der Sprache etc. - und das 
braucht seine Zeit. Von einem nationa- 
len Bewusstsein lasst sich in Deutsch- 
land daher wohl erst zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts sprechen, das insbeson- 
dere im Zuge des Ersten Weltkrieges 
eine erhebliche Radikalisierung erfuhr. 
Dieser Nationalismus wurde im Zuge 
des Aufstiegs der Nazis von biologisch- 
rassistischen Mustern stark überwölbt. 
Die Nation ging sozusagen in der Ras- 
se auf: Ihre Grenzen wurden von Be- 
dürfnissen der ,,arischen Rasse" (,,Er- 
oberung von Lebensraum im Osten") 
bzw. ihrer geographischen Verbrei- 
tung (,,Heim-ins-Reich-Holung") über- 
determiniert. Nach dem Zweiten Welt- 
krieg schließlich kam es - gerade infol- 
ge der Kriegsauswirkungen - und 
durch die weitreichenden Eingriffe des 
modernen Wohlfahrtsstaats in die 
Struktur der Gesellschaft zu einem bis 
dahin nicht dagewesenen Ausmaß an 
,,ethnischer Homogenität". Gerade 
deshalb wird ja auch in modernen For- 
men des Rechtsextremismus nicht ein 
biologisch definierter Mensch zum 
Feindobjekt, sondern der ,,Fremde2' 
schlechthin, zumal dann, wenn es zu 
sozialen und ökonomisch tiefgreifen- 
den Umbrüchen kommt. 

Die ,,d&utsche Nation" 
Dass sich die ,,deutsche Nation" in ihren 
heutigen Grenzen zeigt, ist nicht nur 
mit historischen Zufällen verbunden, 
sondern vor allem aus einer sinn- und 
Gemeinschaft stiftenden ,,Substanz" 
nicht zu begründen. Dies wäre ja nur 
möglich, wenn diese ,,Substanz", in un- 
serem Fall die ,,nationale Identität", be- 
reits vor oder jedenfalls mindestens 
gleichzeitig mit dem Nationalstaat auf- 
treten würde. Gerade dies ist ja aber 
gerade nicht der Fall. Vielmehr ist die 
,,nationale Identität" nicht die Voraus- 
setzung, sondern das Ergebnis des 
deutschen Nationalstaats. Die Nation ist 
folglich nicht mehr als ,,ein vielschichti- 
ges und formbares historisches Produkt 
der kapitalistischen Weltwirtschaft" 
(Wallerstein 1998: 106). Zwar gibt es 
,,Nationen", also geographisch definier- 
te Gebiete, die von staatlichen Appara- 
ten sowohl ökonomisch als auch kultu- 
rell bewirtschaftet werden, aber hieraus 
Iässt sich nicht begründen, warum man 
sich mit Menschen, dieauch auf diesem 
Territorium leben, mehr verbunden füh- 
len soll als mit Menschen auf einem an- 
deren Kontinent. Es mag daher in der 
subjektiven Vorstellung mancher Men- 
schen so etwas wie eine ,,nationale 
Identität" geben, aber diese hat selbst 
nur eine fiktive, ideologisch konstruierte 
Grundlage. ,,Fiktiv1' meint hier freilich 
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nicht, dass es die Vorstellung von einer 
,,nationalen Identität" nicht tatsächlich 
gibt, sondern dass sich ihre Vorausset- 
zungen nicht sinnvoll begründen las- 
sen. ,,Keine Nation besitzt von Natur 
aus eine ethnische Basis, sondern in 
dem Maße, wie die Gesellschaftsforma- 
tionen einen nationalen Charakter be- 
kommen, werden die Bevölkerungen 
,ethnizisiert', die sie umfassen, die sie 
sich teilen oder die sie dominieren; d.h., 
diese werden für die Vergangenheit 
und Zukunft so dargestellt, als würden 
sie eine natürliche Gemeinschaft bilden, 
die per se eine herkunftsmäßige, kultu- 
relle und interessenmäßige Identität 
hat, welche die Menschen und die ge- 
sellschaftlichen Bedingungen transzen- 
diert.'' (Balibar 1998: 1 18) In diesen 
Kontext wäre dann auch das berühmte 
Zitat aus dem ,,Manifest der Kommuni- 
stischen Partei" zu stellen, dass die Ar- 
beiter kein Vaterland hätten. Dies be- 
sagt nichts anderes, als dass die bloße 
Existenz des modernen Nationalstaats 
uns keinen Grund gibt, uns mit denjeni- 
gen, die auf dessen Territorium wohnen 
und ,,zu ihm gehören", mehr verbun- 
den zu fühlen als mit anderen Men- 
schen dieser Welt. Zwar hat Anthony 
Smith zu Recht darauf hingewiesen, 
dass ,,Nationen in einem doppelten Sin- 
ne sowohl als Konstrukte wie als reale 
Prozesse zu betrachten sind" (Smith 
1998: 146), also nicht wirklich nur Kon- 
strukte sind, sondern ihrerseits als Vor- 
aussetzung zur Nationenbildung be- 
stimmter identitätsstiftender Momente 
bedürfen. Allerdings Iässt sich hieraus 
nicht die mit modernen Nationalstaa- 
ten verbundene Ex- und Inklusionspra- 
xis mit Berufung auf eine ursprüngliche 
,,Substanz" legitimieren. Denn damit 
würde man das tun, was in der Philoso- 
phie ,,naturalistischer Fehlschluss" ge- 
nannt wird: Von Tatsachen kann man 
nicht ohne weiteres auf Normen schlie- 
ßen. 

Dies ist übrigens keine Analyse des 
Nationen-Problems, die nur von Ver- 
tretern der politischen Linken lanciert 
wird. Der Begründer der Neuen Rech- 
ten, Alain de Benoist, argumentiert in 
einem Interview mit der NPD-Zeitung 
,,Deutsche Stimme" ganz ähnlich ge- 
gen den Nationalismus, um ihn durch 
einen Regionalismus und damit regio- 
nale Substanzen zu ersetzen (Benoist 
2000). Es wäre übrigens ein Fehler, 
diese Position deshalb nicht mehr als 
,,rechtsextremistisch" anzusehen, nur 
weil bei ihr der Nationalismus gestri- 
chen wird. Im Gegenteil: Diese Ideolo- 
gievariante verschärft sogar noch die 
politischen Konsequenzen, weil Migra- 
tionsströme eben nicht nur internatio- 
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Liebe Leserin, lieber Lese6 

wie ihr seht, hat sich der inhaltlichen 
Aufbau der SPW im Jahr 2001 etwas 
geändert. Mit  Beginn dieses Jahres 
wird das Forum Demokratische Linke 
21 eine redaktionell eigenständige 
Beilage in der SPW abdrucken. 

Die SPD-Linke hatte sich mit dem 
Anspruch neuorganisiert, die pro- 
grammatischen und politischen Auf- 
gaben der Linken in der SPD effektiver 
gestalten zu können. Um diesen An- 
spruch zu verwirklichen, ist u.a auch 
eine Vernetzung linker Zusammen- 
hänge innerhalb der SPD und eine 
stärkere Kooperation mit Partnern 
ausserhalb der Partei dringend gebo- 
ten. Diese Zusammenarbeit von Fo- 
rum DL 21 und SPW ist dazu ein 

wichtiger Schritt, für dessen unbüro- 
kratische Umsetzung der Vorstand 
des Forums DL 21 sich ausdrücklich 
bei den Herausgebern und der Redak- 
tion der SPW bedankt. 

In diesem Zusammenhang arbei- 
tet das Forum DL 21 mit der SPW an 
einem Angebot, das ein Abonne- 
ment der SPW und eine gleichzeitige 
Mitgliedschaft im Forum DL 21 mög- 
lichst günstig macht. Gewerkschafts- 
beiträge, Parteibeiträge, Abonne- 
ments und nun auch Beiträge für 
eine Mitgliedschaft bei DL 21 stellen 
für einige von Euch, die noch nicht 
verdienen, eine Belastung dar, die 
wir mit  dem Doppelpack abmildern 
möchten. Näheres dazu werdet ihr in 
der nächsten Ausgabe der SPW er- 
fahren. 

Neben dieser Kooperation sind 
aber auch weitere Maßnahmen zur 
Vernetzung der Parteilinken in Ar- 
beit. Vor allem das lnternet bietet 
eine Vielzahl von Möglichkeiten, po- 
litische Inhalte zu vermitteln, abzuru- 
fen und Diskurse zu führen. Diese 
wollen wir nutzen. Die Verhandlun- 
gen bezüglich unseres Internetauft- 
ritts sind weitestgehend abgeschlos- 
sen, so daß wir im Februar 2001 im 
lnternet vertreten sein können. Unse- 
re Domaln wird www.forum-dl2l.de 
sein. 

Wir würden uns sehr freuen, 
wenn Ihr dann auch dieses Angebot 
nutzt, wünschen Euch jetzt aber eine 
interessante und informative Lektüre. 

Der Vorstand von Forum DL 2 1 

Demokratische Linke 21 

Ich möchte ordentliches Mitglied im Forum Demokratische Linke 21 werden. Bitte schickt mir die 
Satzung, Beitragsordnung und Aufnahmeantrag zu. 

Angaben zur Person: 

(Titel), Vorname, Name: 

TelefonIFax (privat): 

TelefonIFax (dienstlich): 



Ketzer im Kommunismus 
Von Frank Schauff 

lnsgesamt stellt 
dieser Band eine 

gelungene Einfüh- 
rung dar, die insbe- 

sondere jüngeren 
Interessierten ans 

Herz gelegt sei. 

Dr Frank Schauft; Historikec Ir 
und Düren 

Theodor Bergmann, Marion Keßler 
(Hg.), Ketzer im Kommunismus. 23 
biographische Essays. VSA. Hamburg 
2000, 464 Seiten. D M  49,80. ISBN 3- 
87975-768-2. 

B ei dem Band handelt es sich um 
die zweite erweiterte und über- 
arbeitete Auflage einesTitels, 

der zu Beginn der 90er Jahre bereits 
herausgekommen ist. Die beiden Her- 
ausgeber Bergmann und Keßler ver- 
suchen stringent, bedeutende Persön- 
lichkeiten der Linken vor dem Verges- 
sen zu bewahren. Bei diesem Vorha- 
ben, das 21 Biographien und zwei 
Parteien - nämlich die Kommunisti- 
sche Partei Jugoslawiens und der 
Tschechoslowakei - behandelt, ist wie 
bei den meisten Sammelbänden die 
Qualität der Beiträge heterogen. 

Der Band enthält neben den un- 
vermeidlichen und meist soliden Bei- 
trägen zu Rosa Luxemburg, Leo Trok- 
kij, August Thalheimer, Antonio 
Gramsci, Nikolai Bucharin, auch inter- 
essanterweise solche über Persönlich- 
keiten, die weithin unbekannt sind, 
aber auch solche, die gemeinhin nicht 
als Ketzer in Betracht gezogen wür- 
den. Zu letzteren gehören sicherlich 
Nikita Chruschtschow und Michail 
Gorbatschow, die beiden Generalse- 
kretäre der KPdSU, mit deren Namen 
sowohl Aufbruch und Reform als 
auch Krise und Gefahr verbunden 
wird. Zu den starken Beiträgen des 
Bandes gehören jener über den sehr 
interessanten, aber kaum noch be- 
kannten Arthur Rosenberg, der sich 
mit verschiedenen Grundfragen des 
Marxismus theoretisch auseinander- 
gesetzt hat. Er gehört sicher zu den 
kritischten Geistern des deutschen 
Kommunismus. Ebenfalls weniger be- 
kannt ist Christian Rakowski, der Bol- 
schewik rumänischer Herkunft, der 
Opfer des Stalinschen Terrors wurde, 

~ternationaler Sekretär der Jusos, lebt in Berlin 

Martemjan Rjutin, einer der führen- 
den Köpfe der KPdSU, der als promi- 
nenter Fall zu Beginn der 30er Jahre in 
Konflikt mit Stalin geriet und auf- 
grund seiner fundierten Kritik an In- 
dustrialisierung und Kollektivierung 
ebenfalls beseitigt wurde. Hervorzu- 
heben sind ebenso die in einer Dop- 
pelbiographie behandelten katalani- 
sche Aktivisten, die sich einerseits ge- 
gen Stalins Generallinie wie auch ge- 
gen Trotzkis Sektierertum abgrenzten 
und mit ihrer Partei, dem POUM, 
während des Spanischen Bürgerkrie- 
ges untergingen. Nin wurde unter bis 
heute ungeklärten Umständen umge- 
bracht, während Maurin politisch jeg- 
lichen Einfluß im Exil verlor. Interes- 
sante Einblicke gewähren auch die 
Biographien des kosmopolitischen 
Revolutionärs Victor Serge, der bei- 
den mit Mao Zedong in Konflikt ste- 
henden Parteiführer Liu Shaoqi und 
Sun Yefang, die beide eine Bucharin 
ähnelnde Linie in den Auseinander- 
setzungen um den richtigen Kurs in 
der chinesischen Industrialisierungs- 
politik vertraten. Zuletzt sei hier noch 
auf zwei deutsche Linke der neueren 
Zeit verwiesen, die in dem Band be- 
handelt werden. Hierbei handelt es 
sich um den Schriftsteller Peter Weiss, 
der der Arbeiterbewegung mit Die 
Ästethik des Widerstands ein literari- 
sches Monument setzte, ohne sich an 
Dogmen zu stören, und Robert Ha- 
vemann, der vom orthodoxen Anhän- 
ger des Stalinismus zu dessen be- 
kanntesten Kritiker in der DDR wurde. 

Die Biographien der bekannteren 
Figuren in diesem Band sind gut be- 
schrieben und geben einen Überblick 
über die theoretischen Ansätze, die 
von diesen verfolgt worden sind. 
Fragwürdig erscheint mir die Zuord- 
nung von Nikita Chruschtschow und 
Michail Gorbatschow unter die Rubrik 
der Ketzer. Erstens weil beide die füh- 
renden Figuren der kommunistischen 
Weltbewegung waren und damit 
schlichtweg keine Ketzer sein konn- 
ten. Zudem ist es Chruschtschow zu- 
viel der Ehre angetan, da dieser prak- 
tisch keinerlei neue Position formuliert 
hat und die Entstalinisierung nur 
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halbherzig einleitete, um verständli- 
cherweise das sowjetische System 
nicht insgesamt in Gefahr zu bringen. 
In dem Beitrag Lothar Kölms wird zu- 
dem Chruschtschows Rolle in den 
dreißiger Jahren heruntergespielt, ob- 
wohl er als Chef der Moskauer Partei 
seit Anfang der dreißiger Jahre und 
der ukrainischen Partei in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrzehnts sowie mit sei- 
ner Mitgliedschaft im Poliotbüro der 
KPdSU bereits seit langem an den 
Schalthebeln der Macht saß. Dass er 
sich während des Terrors den zweifel- 
haften Ruf des Schlächters der Ukrai- 
ne erwarb, wird ebenso allenfalls ge- 
streift wie die ,,soziale Revolution des 
Nikita Chruschtschow" (Heinz Brandt) 
bei der Millionen von Lagerinsassen in 
aller Stille in den fünziger und sechzi- 
ger Jahren freigelassen wurden. 

Ähnlich unzureichend ist aus mei- 
ner Sicht der Beitrag zu Bucharin, der 
nur unzusammenhängend dessen 
Aktivitäten in den dreißiger Jahren 
darzustellen vermag, obwohl Wladis- 
law Hedeler sicherlich einer der besse- 
ren Kenner der Materie ist und es neu- 
es Material dazu gibt. In einer Biogra- 
phiensammlung originell plaziert, 
aber inhaltlich ebenfalls nicht befrie- 
digend sind die beiden Darstellung 
der KP Jugoslawiens und der Tsche- 
choslowakei. Bei beiden bezieht sich 
das Essay nur auf sicherlich entschei- 
dende, aber sehr kurze Perioden, 
nämlich die Anfangsphase des kom- 
munistisch regierten Jugoslawien und 
die Tschechoslowakei der sechziger 
Jahre. In bezug auf die jugoslawi- 
schen Kommunisten werden der Kon- 
flikt mit Stalin, die Arbeiterselbstver- 
waltung sowie die mit ihr verbunde- 
nen Probleme skizziert. Dabei spielt 
aber der springende Punkt, nämlich 
die Nationalitätenpolitik der jugosla- 
wischen KP, überhaupt keine Rolle. Im 
tschechoslowakischen Falle ist zwar 
die Zielsetzung der KP dargestellt, 
aber es werden keine Akteure be- 
nannt, zudem fehlt jeglicher Hinweis 
auf weiterführende Literatur. 

Überhaupt hat der Band eine gro- 
ße Schwäche: jeder der Autoren 
konnte sich offensichtliche seine Zi- 
tierweise selbst aussuchen und damit 
sind die Verweise sehr unübersichtlich 
gestaltet. Ein ausführlicheres Litera- 
turverzeichnis wäre angemessen ge- 
wesen, da diese Biographien ja nur ei- 
nen einführenden Überblick bieten 
können. 

Insgesamt stellt dieser Band eine 
gelungene Einführung dar, die insbe- 
sondere jüngeren Interessierten ans 
Herz gelegt sei. SPW 

THEORIE & STRATEGIE 

nal, sondern interregional unterbun- 
den werden sollen. 

Gramscis Strategie des ,,Popular- 
Nationalen" 
Es gibt für die Linke mindestens noch 
eine dritte Möglichkeit, mit dem Natio- 
nen-Problem umzugehen. Man muss 
als LinkeIr Deutschland weder hassen 
noch lieben, sondern man kann auch 
schlicht zur Kenntnis nehmen, dass sich 
der Kapitalismus über Nationalstaaten 
organisiert und daher eine anti-natio- 
nale Haltung, wenn sie kohärent durch- 
geführt wird, zum Scheitern verurteilt 
sein muss, weil dann jeglicher Zugang 
zu entscheidenden (nationalen) politi- 
schen Strukturen verbaut ist: ,,Seit mehr 
als hundert Jahren beklagt die Linke in 
der ganzen Welt das Dilemma, daß die 
Arbeiterschaft sich allzu häufig als 
,Volk' organisiert hat. Das Dilemma Iäßt 
sich jedoch nicht lösen, weil es aus den 
Widersprüchen des Systems selbst er- 
wächst ... Wir können innerhalb dieses 
Systems den Begriff des Volkes [daher, 
M.B.] nicht einfach eliminieren oder 
ihm eine Nebenrolle zuweisen. Ande- 
rerseits sollten wir uns auch nicht durch 
die ihm zugeschriebenen Tugenden 
einlullen lassen, weil wir sonst blind 
werden für die Art und Weise, in der er 
das bestehende System legitimiert." 
(Wallerstein 1998: 106) 

Diese Gleichzeitigkeit der Anerken- 
nung der Existenz der modernen Natio- 
nalstaaten und des Willens, die beste- 
henden Strukturen dennoch nicht so zu 
belassen, wie sie sind, macht (vielleicht) 
den Kern der Strategie des ,,Popular- 
Nationalen" bei Gramsci aus. Gramsci 
gehört zu den ersten Intellektuellen, die 
begreifen, dass der Kapitalismus des 
20. Jahrhunderts beginnt eine ,,Sphäre" 
auszuweiten, die sich mit den Hegel- 
schen Kategorien des „Staates" und der 

' ,,bürgerlichen Gesellschaft" nicht mehr 
fassen lässt. Der junge Marx griff auf 
diese Begriffe zurück, um den Selbstwi- 
derspruch der bürgerlichen Gesellschaft 
zwischen dem Postulat des citoyen und 
der gesellschaftlichen Realität des bour- 
geois zu charakterisieren: „Der vollen- 
dete politische Staat ist seinem Wesen 
nach das Gattungsleben des Menschen 
im Gegensatz zu seinem materiellen L e  
ben. Alle Voraussetzungen dieses egoi- 
stischen Lebens bleiben außerhalb der 
Staatssphäre in der bürgerlichen Gesell- 
schaft bestehen, aber als Eigenschaften 
der bürgerlichen Gesellschaft. Wo der 
politische Staat seine wahre Ausbildung 
erreicht hat, führt der Mensch nicht nur 
im Gedanken, im Bewußtsein, sondern 
in der Wirklichkeit, im Leben ein dop- 
peltes, ein himmlisches und ein irdi- 

sches Leben, das Leben im politischen 
Gemeinwesen, worin er sich als Ge- 
meinwesen gilt, und das Leben in der 
bürgerlichen Gesellschaft, worin er als 
Privatmensch tätig ist, die andern Men- 
schen als Mittel betrachtet, sich selbst 
zum Mittel herabwürdigt und zum 
Spielball fremder Mächte wird." (MEW 
113540 Diese Differenzierung, die von 
Beginn an unzureichend gewesen ist, 
weil sie private Betätigung der Individu- 
en jenseits der ökonomischen Sphäre 
ausschloss, wird sinnenfällig problema- 
tisch zu einem Zeitpunkt, wo der Kapi- 
talismus infolge seiner wachsenden 
Reichtumsbasis sowie seiner fortschrei- 
tenden Ausdifferenzierung der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung jene Sphäre 
zwischen Staat und bürgerlicher Gesell- 
schaft stark ,,aufbläht", die wir im An- 
schluss an Gramsci heute ,,Zivilgesell- 
schaft" nennen. Insofern ist es auch un- 
präzise davon zu sprechen, dass sich im 
Laufe der Zeit die Zivilgesellschaft zwi- 
schen den Staat und die bürgerliche 
Gesellschaft ,,schob". 

Der moderne Kapitalismus, so 
Gramsci, organisiert seine Stabilität 
nicht nur über den Zwang des Staates, 
sondern vor allem über den Konsens in 
der Zivilgesellschaft. Die Zivilgesellschaft 
erweist sich damit als die Instanz, die 
die Überwindung des Kapitalismus ver- 
hindert. Wenn der Konsens der Gesell- 
schaft aber in der Zivilgesellschaft orga- 
nisiert wird, muss die Linke, bevor sie 
die Gesellschaft insgesamt erobern 
kann, die Hegemonie innerhalb der Zi- 
vilgesellschafterrungen haben. Gramsci 
differenziert deutlich zwischen Hege- 
monie und Herrschaft. Herrschaft ist 
das, was man gegenüber denjenigen 
ausübt, deren Konsens man nicht ge- 
wonnen hat, und Hegemonie ist der 
Einfluss über diejenigen, die einem zu- 
stimmen (Gramsci 1991 ff: 1947). Die 
Zivilgesellschaft erweist sich daher nicht 
-wie es manche Diskutanten heute of- 
fenbar glauben - per seals der Hortvon 
Demokratie und Freiheit, sondern als 
umkämpftes Feld. Wie aber erlangt die 
Linke die Hegemonie innerhalb der Zi- 
vilgesellschaft? Hier setzt Gramscis Stra- 
tegiedes Popular-Nationalen ein. Er un- 
terscheidet hauptsächlich zwischem ei- 
nem philosophischen Standpunkt, den 
er ,,kritisch kohärente Weltauffassung" 
(Gramsci 1991ff: 1376) nennt, und 
dem Alltagsverstand (der ,,einfachen1' 
Leute). Der Alltagsverstand stellt - als 
historisches Produkt - „die verbreiteten 
und zusammenhanglosen Eigenschaf- 
ten eines allgemeinen Denkens einer 
bestimmten Epoche in einem bestimm- 
ten Volksmilieu" (ebd.: 1381) dar: Er 
setzt sich sowohl aus fortschrittlichen 

als auch aus reaktionären Elementen 
zusammen, die einander nicht selten 
widersprechen und den Alltagsverstand 
inkohärent machen: „Die Philosophie 
ist die Kritik sowie die Überwinduns ... 
des Alltagsverstands und fällt in diesem 
Sinn mit dem ,gesunden Menschenver- 
stand' zusammen, der sich dem All- 
tagsverstand entgegensetzt." (ebd.: 
1377) Grarnsci sieht dafür insofern eine 
Möglichkeit, als er das Bedürfnis nach 
Kohärenz und rationalem Weltverste- 
hen als den ,,gesunden Kern des All- 
tagsverstandes" (ebd.: 1 379) begreift. 
Die Kohärenz des Denkens erweist sich 
insofern als fundamentale Kategorie 
politischer Strategie, als ein Individuum, 
um Handlungsfähigkeit zu gewinnen, 
„ein gewisses Maß an Kohärenz errei- 
chen" (Haug 1996: 21) muss. Aus ei- 
nem inkohärenten und in sich wider- 
sprüchlichen Bewusstsein Iässt sich kein 
klares politisches Handeln ,,gewinnen". 
Um zur zielgerichteten politischen Akti- 
on fähig zu sein, bedarf es daher der 
Ausbildung eines - möglichst - einheit- 
lichen, kohärenten Bewusstseins. Daher 
formuliert Gramsci die Aufgabenstel- 
lung: ,,Es handelt sich darum, eine Phi- 
losophie auszuarbeiten, die, indem sie 
bereits eine Verbreitung oder eine Ver- 
breitungstendenz besitzt, weil sie mit 
dem praktischen Leben verbunden und 
ihm implizit ist, zu einem erneuerten 
Alltagsverstand wird, mit der Kohärenz 
und der Kraft der individuellen Philoso- 
phien: dazu kann es nicht kommen, 
wenn nicht ständig das Erfordernis des 
kulturellen Kontakts mit den ,Einfachen' 
verspürt wird." (ebd.: 1382) In diesen ,,Nationale Identität,, 
Zusammenhang ist auch Gramscis be- beruht der 
rühmte Aussage über die Vergesell- Annahme, dass alle, 
schaftung des Wissens zu stellen: ,,Eine die zur Nation 
neue Kultur zu schaffen bedeutet nicht gehören, 
nur, individuell ,originelle' Entdeckun- miteinander 
gen zu machen, es bedeutet auch und sind, 
besonders, bereits entdeckte Wahrhei- 
ten kritisch zu verarbeiten, sie sozusa- 
gen zu ,vergesellschaften' und sie da- 
durch Basis vitaler Handlungen, Ele- 
ment der Koordination und der intellek- 
tuellen und moralischen Ordnung wer- 
den zu lassen. Daß eine Masse von 
Menschen dahin gebracht wird, die 
reale Gegenwart kohärent und auf ein- 
heitliche Weise zu denken, ist eine ,phi- 
losophische' Tatsache, die viel wichtiger 
und ,origineller' ist, als wenn ein philo- 
sophisches ,Genie' eine neue Wahrheit 
entdeckt, die Erbhof kleiner Intellektuel- 
lengruppen bleibt." (ebd.: 1377) 

Kultur, Alltagsverstand und das 
Volk 
Wie aber, so fragt Gramsci, werden 
neue Weltauffassungen ,,populär" 
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(ebd.: 1388), gehen also als aktive Be- populär organisiert wird, d.h. wenn an len." (Haug 1998: 351) 
standteile eines neuen, gehobenen die fortschrittlichen, bereits bestehen- Dass Gramscis Votum für eine na- 
Alltagsverstandes ein? Angenom- den Elemente des Alltagsverstandes tionale Orientierung rein strategisch 
men, ein Mann aus dem ,,Volke" träfe angeknüpft wird mit dem Ziel, sie zu begründet und er dem Mythos ,,Nati- 
auf einen Intellektuellen, dessen Ar- synthetisieren und gleichzeitig die re- on" also keineswegs auf den Leim ge- 
gumenten er nichts entgegensetzen aktionären Elemente zu eliminieren. gangen ist, wird schnell deutlich, 
könnte: ,,Sollte der Mann aus dem Hierzu ist die Hegemonie der entspre- wenn man sich eine Stelle aus den 
Volk deswegen seine Überzeugungen chenden Gruppe unerlässlich. Die af- ,,Gefängnisheftenl' ansieht, die meist 
ändern? ... Das wichtigste Element hat fektive Ablehnung, die die Leitkultur- sehr unvollständig zitiert wird: Zur Zeit 
unzweifelhaft nichtrationalen Charak- Debatte der CDU bei vielen Linken aus- der Oktoberrevolution war die Haupt- 
ter, ist Glaube. [kurs. V. M.B.] Aber an löst, ist daher ein ganz grundsätzlicher aufgabe nämlich ,,national" (!), das 
wen und an was? Besonders an die strategischer Irrtum. Ohne den Begriff heißt, die Zeit erforderte ,,eine Erkun- 
gesellschaftliche Gruppe, der er ange- der Leitkultur verliert der der Hegemo- dung des Terrains und eine Fixierung 
hört, insofern sie in allen Einzelheiten nie jeden Sinn. Wer den Begriff der der Elemente von Schützengraben 
so denkt wie er: der Mann aus dem Leitkultur dem Inhalt nach ablehnt, und Festung ..., die durch die Elemente 
Volk denkt, dass sich so viele nicht ir- kann nicht nur kein politisches Ziel der Zivilqesellschaft repräsentiert wur- - 
ren können, ... daß er zwar unfähig mehr formulieren, sondern hat auch den, usw. Im Osten war der Staat alles, 
ist, die eigenen Gründe so zu vertre- keinerlei Kriterien für die Ablehnung die Zivilgesellschaft war in ihren An- 
ten und darzulegen, wie der Gegner z.B. rechsextremistischer Positionen. fängen und gallertenhaft; im Westen 
die seinen, daß es aber in seiner Grup- Die oftmals postulierte Gleichwertig- bestand zwischen Staat und Zivilge- 
pe jemanden gibt, der es tun könnte, keit der Kulturen und Weltanschauun- sellschaft ein richtiges Verhältnis, und 
und zwar besser als dieser bestimmte gen würde ja auch rechtsextremisti- beim Wanken des Staates gewahrte 
Gegner ... Er entsinnt sich der Gründe schen Weltanschauungen dieselbe Le- man sogleich eine robuste Struktur der 
nicht konkret und wüßte sie nicht zu gitimität zusprechen wie der eigenen - Zivilgesellschaft. Der Staat war nur ein 
wiederholen, aber er weiß, daß es sie eine Konsequenz, die man nicht wirk- vorgeschobener Schützengraben, hin- 
gibt, denn er hat gehört, wie sie dar- lich akzeptieren kann. Der ,,Fehlern der ter welchem sich eine robuste Kette 
gestellt worden sind, und er ist davon CDU ist daher nicht, über eine Leitkul- von Festungen und Kasematten be- 
überzeugt worden." (ebd.: 1389) Auf tur zu diskutieren, sondern sie borniert fand; von Staat zu Staat mehr oder 
subtile Weise erweist sich das Wissen an die ,,deutsche Nation" binden zu weniger, versteht sich, aber gerade 
also als ,,demokratisch" organisiert. 
Um eine neue Weltauffassung popu- 
lär zu machen, d.h. im Volk zu veran- 
kern, ist vielmehr dreierlei nötig: 1. 
das beharrliche Wiederholen der ei- 
genen Argumente in abgewandelten 
Kontexten, 2. der Versuch, Intellektu- 
elle eines neuen Typus aus der ,,Mas- 
se'' zu gewinnen, die ,,gleichwohl mit 
ihr in Kontakt" (ebd.: 1390) stehen 
und so zu ihren ,,Korsettstangen8' 

Die ,,nationale werden und 3. eine linke Kulturpoli- 
Identität" ist nicht tik, die es auf der Grundlage eigener 

die Voraussetzung, Organisationen (Parteien, Vereine, 
sondern das Verbände, Bürgerinitiativen, Zeitun- 
Ergebnis des gen etc.) erlaubt, in die Zivilgesell- 

deutschen National- schaft zu intervenieren, sie zu trans- 
Staats. formieren und große Teile des ,,Vol- 

kes" in einem eigenen kulturellen Mi- 
lieu dauerhaft an sie zu binden. Dabei 
plädiert Gramsci von Anfang an für 
eine Strategie der Vielfalt: ,,Sich auf 
den Standpunkt einer ,einzigen' Linie 
fortschrittlicher Bewegung zu stellen, 
für die jede neue Errungenschaft ak- 
kumuliert und zur Voraussetzung 
neuer Errungenschaften wird, ist ein 
schwerer Irrtum: die Linien sind nicht 

wollen. Die Antwort darauf kann nicht 
sinnvoll die vollständige Ablehnung ei- 
ner ,,Leitkultur", nämlich einer Pro- 
grammatik mit Anspruch auf gesell- 
schaftliche Fuhrung, sein, sondern nur 
die Formulierung einer eigenen ,,Leit- 
kultur" im Sinne eines ,,modernen Hu- 
manismus" (Gramsci), der bereits per 
definitionem einen internationalisti- 
schen Standpunkt einschließt. Von die- 
ser Sachebene ist freilich die semanti- 
sche strikt zu unterscheiden: Wer dem 
Inhalt nach den Begriff der Leitkultur 
für sinnvoll hält, muss auf semanti- 
scher Ebene das Wort ,,Leitkultur" 
noch lange nicht sinnvoll finden, eben 
weil es durch die Debatte der CDU auf 
die Bedeutung einer ,,nationalen Leit- 
kultur" verengt ist. Allerdings ist dies 
eher eine taktische Frage. 

National muss diese Strategie in- 
sofern sein, als der moderne National- 
staat aufgrund seiner lnstitutionen 
den Rahmen vorgibt, in dem eine Lin- 
ke sich zunächst organisieren muss, 
um die entscheidenden lnstitutionen 
zu erringen, mit deren Hilfe sich eine 
wirksame internationalistische Politik 

dies verlangte eine genaue Erkundung 
nationaler Art." (Gramsci 1991 ff: 874; 
kurs. V. M.B.) SPW 
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reffen marxistische Kategorien 
auch auf vermeintlich neue Phä- T nomene wie die ,,New Econo- 

my" oder die ,,Neue Weltordnung" 
zu, und können Jusos aus verschiede- 
nen Zusammenhängen zu gemeinsa- 
men Positionen kommen? Das marxi- 
stische Profil, das die Programmatik 
der Jusos seit der Linkswende 1969 
bestimmt, sollte angesichts des Abge- 
sangs auf Regulierung, Solidarität, 
Klassenspaltung und natürlich Marx 
selbst auf Aktualität überprüft wer- 
den. Mit dem Kongress sollte eine 
Ebene angeboten werden, in der sich 
verschiedene Sichtweisen auf aktuelle 
Entwicklungen von Wirtschaft und 
Gesellschaft gegenseitig befruchten. 
Zusätzlich erschienen waren Jusos aus 
Hessen-Süd. 

Relevanz der New Economy 
Die zentrale Arbeit fand in zweimal 
drei Arbeitsgruppen statt, in denen 
die 50 Teilnehmenden anhand von 
den vier Bezirken erstellten Thesen 
diskutierten. So konnten auch die ein- 
geladenen Referenten auf die Ein- 
schätzung der Jusos Bezug nehmen 
und die Diskussion auf die Knack- 
punkte konzentrieren. 

In der Arbeitsgruppe „New vs. Old 
Economy" schloss sich Klaus Dräger, 
Fraktionsmitarbeiter der Konfödera- 
len Fraktion der Vereinigten Europäi- 
schen Linken/ Nordische Grüne Linke, 
Einschätzung an, auch die „New Eco- 
nomy" falle unter die Gesetze des Ka- 
pitalismus und sei damit krisenanfäl- 
lig. Er warnte aber auch davor, durch 
Negation der „New Economy" sich 
völlig aus der Diskussion auszukop- 
peln. Auch die Arbeitsgruppe ,,Krise" 
fand in den jüngsten Entwicklungen 
eine Bestätigung der Argumente. 
Marxistische Analytik könne eins zu 
eins auch auf die heutige Zeit übertra- 
gen werden. 

Globalisierung 
Im Zusammenhang mit dem ,,Ende 
der Lohnarbeit?" war schnell geklärt, 
dass auch ein am Unternehmen Betei- 
ligter objektiv ein Lohnabhängiger sei 
und die Abhängigkeit auch auf viele 
neue Selbstständige zutreffe. Interes- 
santer war jedoch, wie sie zu einer 
Regulierung in ihrem eigenen Sinne 
gebracht werden könnten. In der Ar- 
beitsgruppe ,,Nationalstaat und Glo- 
balisierung" wartete Christian 
Schmitz, Landesvorsitzender der Ju- 
sos Rheinland-Pfalz mit einem Raum- 
konzept auf, um ein Gegengewicht 
zur forcierten Internationalisierung zu 
schaffen. Denn hier wie auch bei der 

Arbeitsgruppe ,,Internationale Fi- 
nanzmärkte" war allen klar, dass das 
Rad nicht zurückgedreht werden 
kann. Die Probleme mit weltweiten 
Handel von Waren, Dienstleistungen 
und Kaital blieben jedoch bestehen. 
Conny Gilges MdB, DGB-Vorsitzender 
aus Köln, analysierte dies auch für die 
,,Neue Weltordnung". Die Möglich- 
keiten des Eingriffs sind aufgrund der 
Schwäche der Linken schlechter ge- 
worden und über andere Instrumente 
der Konfliktverhütung müsse nachge- 
dacht werden. Aber die Grundthesen 
über eine gerechte Weltwirtschafts- 
ordnung, die Frieden sichert, blieben 
auch nach Ende des Systemgegensat- 
zes gültig. 

Wellenreiter 
Einen guten Abschluss des Wochen- 
endes bildete die Podiumsdiskussion 
mit Klaus Wiesehugel MdB, PD Win- 
fried Thaa, Antje Trosien und Chri- 
stoph Vietzke. Klaus Wiesehügel 
wandte sich im starken Maße gegen 
die gängigen Meinungen über die 
,,Jobmaschine New Economy". Die 
Zahl aller Beschäftigten in der IT- 
Branche machten noch nicht einmal 
die Arbeitsplatzverluste im Bauge- 
werbe des letzten Jahres wett. Doch 
kämen ihm viele Mitkämpfer abhan- 
den, die weiterhin auf arbeitsplatz- 
schaffende Maßnahmen in der „Old 
Econorny" drängten und manchmal 
habe er den Eindruck, dass selbst 
Jungsozialistlnnen diese Entwicklung 
begrüßten. Diesen Eindruck versuch- 
te der Autor zurechtrücken. Die Ju- 
sos verfolgten keine Strategie, die 
sich isoliert auf die „New Econorny" 
beziehe. Trotzdem müsse die Aus- 
strahlungsfähigkeit der extrem flexi- 
blen und hierarchiearmen Arbeits- 
weise beachtet werden, die sich im 
Endeffekt auf die Ladenschlusszeiten 
auswirke. Auch im internationalen 
Bereich sei vieles anders geworden 
durch das Ende des Systemgegensat- 
zes, führte Antje Trosien (Juso- und 
SPD Landesvorstand Bayern) aus. Der 
Analysen aus dem Anfang des Jahr- 
hunderts, wonach Kapitalinteressen 
zu Krieg führen, sei wenig hinzuzu- 
fügen. Jedoch seien die politischen 
Voraussetzungen für die Durchset- 
zung einer Friedenspolitik extrem 
schwierig geworden. Die Schwäche 
der Friedensbewegung und der feh- 
lende Austausch von Friedenstheore- 
tikern mache die Arbeit schwierig, 
aber ändere nichts an der grundsätz- 
lichen Aktualität der antimilitaristi- 
schen und antiimperialistischen Poli- 
ti k. 

What's left of 

Tagung der Jusos Mittelrhein, Bayern 
und Rheinland-Pfalz 

von Christoph Vietzke 

Winfried Thaa von der Uni Trier stellte 
den Unterschied zu den 70er Jahren 
vordringlich auf die Klassenlage ab. Es 
könnten sich Linke nicht mehr als 
Sprecher einer abhängigen Klasse ge- 
rieren, da erstens das Klassenbe- 
wusstsein an Qualität eingebüßt und 
zweitens prominente Probleme nicht Die ,,New Economy" 
mehr anhand von Klassenlinien disku- mit ihren ca. 
tiert werden könnten. Als Beispiele 700.000 Beschäftig- 
nannte Thaa die Gentechnik, die Bio- ten ist den ,,Hype" 
technologie und die Landwirtschaft. darum nicht wert. 
An genau denselben Punkten sei es 
Linken jedoch möglich, ,,Wellenreiter- 
politik" zu betreiben. Krisenerschei- 
nungen in diesen Bereichen sollten 
genutzt werden, die erhöhte Medien- 
aufmerksamkeit auf vorhandene Al- 
ternativkonzepte zu lenken. 

Fazit 
Mit dieser gesunden Mischung aus 
innerer und äußerer Sichtweise der 
SPD und der Linken ergab sich ein 
zwar wenig optimistisches, aber kla- 
res Bild von der Lage der Linken und 
der Jusos. Die Jungsozialistlnnen kön- 
nen nicht erfolgreich sein, wenn sie 
außerhalb der aktuellen Debatten ihre 
Inhalte präsentieren. Jedoch wird ihr 
Weg zur Marginalisierung unumkehr- 
bar, wenn sie traditionslos agieren 
und ihre analytische Stärke zugunsten 
von Realpolitik vernachlässigen. Die 
Jusos müssen sich auf kommende De- 
batten vorbereiten, um ihre Analytik 
nicht nur auf Kongressen zu präsen- 
tieren, sondern Ausstrahlung entwik- 
keln zu können. SPW 

Christoph Vietzke, 26, Historiker, Vorsitzender der Jusos Mittelrhein, 
lebt i n  Jülich und Koln. 
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Guerilleros aus Mexiko, spanischen 
Nonnen, tschechischen Anarchisten 
und internationalen NGO-Lobbyisten 
im einzelnen heißt, ist noch lange 
nicht ausgemacht. Dabei durchzieht 
die Nord-Süd-Spaltung im System der 
Nationalstaaten auch die NGOs und 
die sozialen Bewegungen und bringt 
die oppositionellen Kräfte der Metro- 
polengesellschaft auf internationaler 
Ebene strukturell in Widerspruch zu 
Regierungen, im Extremfall aber auch 
zu sozialen Bewegungen des Südens. 
Deshalb ist eine offene Debatte inner- 
halb der internationalen Globalisie- 
rungsopposition erheblich wichtiger 
als die eilfertige Beteiligung am ,,kon- 
struktiven Dialog", durch den die sog. 
,,Zivilgesellschaft" an den Katzentisch 
der Regierungs- und Finanzbürokrati- 
en gelockt werden soll. Die in dieser 
Debatte zwangsläufig zentrale Frage 

,,D;e Nord-Süd- - w i e  halten wirs mit IWF und Welt- 
Spaltung im system bank, sind wir ,nur' für deren radikale 
der Nationalstaaten und universelle Demokratisierung 
durchzieht auch die oder gleich für deren Abschaffung? - 

N ~ ~ s  und die muss dabei nicht schon zu Beginn 
Bewegungen3, und nicht unmittelbar beantwortet 

werden. Zuerst einmal sollte über die 
unterschiedlichen Interessenlagen, Er- 
fahrungen und Forderungen gespro- 
chen werden -von ihnen her beant- 
wortet sich die Frage zuletzt wahr- 
scheinlich „von selbst". 

Einen ersten wesentlichen Schritt 
zu einer solchen Debatte hat die inter- 
nationale Konferenz gehen können, 
zu der die Jubilee South-Bewegung 
im Dezember 2000 rund 300 Vertre- 
terlnnen von grassroots-Organisatio- 
nen, sozialen Bewegungen, Gewerk- 
schaften, Kirchen und NGOs aus der 
ganzen Welt nach DakarISenegal ge- 
laden hat. Jubilee South ist ein Zu- 
sammenschluss nationaler Kampa- 
gnen aus Afrika, Asien und Latein- 
amerika, die in ihren jeweiligen Län- 
dern für die einseitige Einstellung des 
Schuldendienstes kämpfen und zu- 
gleich von IWF, Weltbank und (nördli- 
chen) ,,Geber"-ländern den bedin- 

gungslosen Erlass dieser Schulden for- 
dern. Ursprünglich Teil der von der ka- 
tholischen Kirche initiierten Erlassjahr- 
kampagne Jubilee 2000, haben sich 
die Südkampagnen vor über einem 
Jahr von denen des Nordens abge- 
setzt, weil sie mit deren Forderung 
nach einem bedingten Schuldenerlass 
nur für die ärmsten Länder nicht Iän- 
ger einverstanden sein konnten. Die- 
sem historischen Dissens folgte die 
Konferenz, die als interne Generalver- 
sammlung der afrikanischen Kampa- 
gnen begann und erst dann zum all- 
gemeinen ,,Nord-Süd-Dialog" erwei- 
tert wurde. Verabschiedet wurden ein 
Dakar-Manifest und eine auch kon- 
krete strategische Schritte umfassen- 
de Deklaration. Die Verschuldung der 
Länder des Südens wird darin als we- 
sentliches lnstrument zur Aufrechter- 
haltung der gegebenen Herrschafts- 
und Ausbeutungsverhältnisse und als 
zentrale Ursache der fortschreitenden 
Verelendung von Millionen benannt. 
Die Forderung nach einseitiger Ein- 
stellung des Schuldendienstes ,,ohne 
Warnung und Verzögerung" wird 
nicht mehr wie anfangs mit der fakti- 
schen Nichtrückzahlbarkeit der Schul- 
den, sondern mit ihrer politischen Ille- 
gitimität begründet; zugleich wird 
umgekehrt eine umfassende Schuld 
des Nordens eingeklagt: ,,blutige 
Schuld der Sklaverei; ökonomische 
Schuld der Kolonialisierung und der 
Plünderung menschlicher und natürli- 
cher Ressourcen und des ungleichen 
Tausches; ökologische Schuld durch 
die Zerstörung der Natur; soziale 
Schuld der Erwerbslosigkeit und der 
Massenarmut; kulturelle Schuld durch 
die Erniedrigung der afrikanischen Zi- 
vilisationen zur Rechtfertigung der 
Kolonialisierung" (Dakar Declaration, 
5 2). Die politische Umkehrung des 
Schuldverhältnisses begründet dann, 
über die Forderung nach Einstellung 
des Schuldendienstes hinaus, die Zu- 
rückweisung jeglicher Strukturanpas- 
sungsprogramme unter explizitem 
Einschluss der neuen ,,Armutsbe- 
kämpfungsstrategien" und schlies- 
slich die Forderung nach umfassender 
,,Kompensation für die menschlichen, 
moralischen, physischen, materiellen 
und ökologischen Verluste infolge der 
Schuldenlast, der Strukturanpas- 
sungsprogramme und der Vernich- 
tung der Reichtümer Afrikas und der 
Dritten Welt überhaupt" (5 13). For- 
derungen werden aber auch an die 
,,eigenenM Regierungen gestellt: diese 
sollen nicht nur den Schuldendienst 
einstellen, sondern sich gegen zu er- 
wartende Repressionen des Nordens 
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regional und international zusam- 
menschliessen, Auflagen des IWF zu- 
rückweisen, Menschenrechte, soziale 
Rechte und umfassende demokrati- 
sche Partizipation garantieren, nach- 
haltige und vor allem endogene, an 
den eigenen Bedürfnissen und nicht 
den Weltmarktgeboten ausgerichtete 
Entwicklungspolitiken umsetzen und 
sich kohärent und wiederum in inter- 
nationalem Zusammenschluss gegen- 
über den USA, der EU und den von 
diesen dominierten Finanzinstitutio- 
nen behaupten, auch und gerade 
durch eine eigenständige ökonomi- 
sche Integration. 

Das unmittelbare Ziel der Jubilee 
South-Bewegung und ihrer Unterstüt- 
zerlnnen in den Ländern des Nordens 
ist die Brechung des neoliberalen Wa- 
shington Consensus und seine Ablö 
sung durch eine neue, in Dakar mit Be- 
zug auf den eigenen Kontinent zu- 
nächst African Peoplei Consensus ge- 
nannte soziale Übereinkunft, von dei 
es heisst, dass sie ,,from the bottom 
up" erzielt werden muss, gegründet 
auf das ,,fundamentale Recht allei 
Menschen auf Entwicklung und auf 
Beseitigung der Armut" (012). Zur Er- 
reichung dieses ersten Ziels setzt Jubi- 
lee South auf die Entfaltung und Ver- 
netzung nationaler, kontinentaler und 
internationaler Widerstandsbewegun- 
gen um ej,nen solchen Consensus her- 
um. Diese Bewegungen sind dann 
selbst die Alternative, nach der die Da- 
kar-Konferenz in ihrem Titel - From Re- 
sistance to Alternatives - gesucht hat. 

Wie die klassischen Nationalstaa- 
ten ist auch der transnationale Kapi- 
talstaat, der sich in der fortschreiten- 
den Vernetzung der G7-Allianz, der 
OECD, der W O ,  des IWF und der 
Weltbank herausbildet, nicht einfach 
ein lnstrument der mächtigen Kapital- 
gruppen, sondern eine Verdichtung 
der unausgesetzt umkämpften 
(welt)gesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nisse. Diese umschliessen auch die so- 
zialen Oppositionen, die sich der He- 
gemonie der Staaten des Nordens 
und der Transnationalen Konzerne 
widersetzen. 

Die nächste Gelegenheit zur Ver- 
breiterung dieser Debatte wird sich im 
Sommer des nächsten Jahres in Genua 
ergeben, anlässlich der Zusammen- 
kunft der G7-Regierungen. Christophe 
Aguiton, Sprecher der französischen 
Erwerbslosenbewegung AC!, rechnet 
mit 200.000 Demonstrantlnnen. Das 
dürfte reichten, den People's Consen- 
sus ein gutes Stück voranzubringen, 
der den Washington Consensus ablö- 
sen wird. SPW 
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Brachte die deutsche Einheit das 
deutsche Modell industrieller 
Beziehungen zu Fall? 

D iese Frage ist in den letzten 
Jahren vielfach positiv beant- 
wortet worden. Offensichtlich 

ist, dass auch elf Jahre nach dem 
Ende der DDR die industriellen Bezie- 
hungen in den fünf neuen Ländern 
alles andere als konsolidiert sind. Be- 
lege dafür sind ein anhaltender Mit- 
gliederrückgang bei den Verbänden 
und mannigfaltige Abweichungen 
vom Flächentarifvertrag bis hin zu 
dessen grundlegender ordnungspoli- 
tischer Infragestellung. Zudem ist der 
Anpassungsprozess an das westdeut- 
sche Tarifniveau seit 1996 blockiert. 
Statt eines konstruktiven, dynami- 
schen Beziehungsgeflechts innerhalb 
und zwischen den Verbänden sind die 
verbandlichen Akteure mit einer ge- 
wissen Verselbstständigung ihrer je- 
weiligen betrieblichen Basis konfron- 
tiert, so dass mit fortschreitender Di- 
stanz zur Startphase die intermediä- 
ren Organisationen immer weniger 
als ,,Herren des Verfahrens" agieren. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage: Ist die ostdeutsche Entwick- 
lung der Beginn des Endes des deut- 
schen Modells industrieller Beziehun- 
gen? 

Kontroverse Positionen 
Die sozialwissenschaftlichen Einschät- 
zungen über den Einigungsprozess 
fallen auch elf Jahre nach dem Mauer- 
fall höchst gegensätzlich aus. Bestim- 
mend ist einerseits die These von „ei- 
ner im wesentlichen gelungenen 
nachholenden Modernisierung Ost- 
deutschlands" und andererseits ihre 
komplementäre Gegenthese, der zu- 
folge der lnstitutionentransfer als mis- 
slungen betrachtet werden müsse, da 
die Angleichung der Lebensverhält- 
nisse noch lange nicht vollendet sei 
und auch in absehbarer Zeit nicht ge- 
lingen werde. Die Optimisten gehen 
davon aus, dass die Vereinigung bis- 
her deshalb erfolgreich verlaufen sei, 
weil der lnstitutionentransfer schnell 
und effizient vollzogen wurde, die 
Angleichung der Lebensbedingungen 
weit fortgeschritten sei und somit die 
Gewinne der Einheit über die Verluste 
dominierten. Demgegenüber führen 
die Skeptiker an, dass die transferier- 
ten Institutionen den Ostdeutschen 
übergestülpt wurden und von deren 
Lebenswelt abgekoppelt seien. Der 
Akt der ,,Landnahme8' sei dafür ver- 
antwortlich, dass ein ,,Gefälle der Un- 
sicherheit" und ein neuer ,,regionaler 
Verteilungskonflikt" zwischen Ost 

und West entstanden sei. Zwar habe 
der lnstitutionentransfer eine schnelle 
Systemintegration bewirkt, doch füh- 
re dies bisher zu keiner wirklichen So- 
zialintegration. Andere monieren, 
dass zwar ein formal erfolgreicher In- 
stitutionentransfer festzustellen sei, 
dass aber dieser Prozess zu sehr auf 
die westdeutschen und zu wenig auf 
die neuen internationalen Herausfor- 
derungen abgestellt sei. 

Die Übertragung des westdeut- 
schen Modells nach Ostdeutsch- 
land 
Mit der Zusammenführung zweier 
höchst unterschiedlicher Volkswirt- 
schaften wurden an die politischen 
Akteure Anforderungen gestellt, wie 
sie nie zuvor in der Nachkriegsge- 
schichte bewältigt werden mussten. 
Unter enormem Zeitdruck sollten 
Antworten auf Massenarbeitslosig- 
keit, Deindustrialisierung, den institu- 
tionellen Zerfall und den grundlegen- 
de Wandel der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen sowie der politischen 
Kultur gefunden werden. Die maß- 
geblichen Impulse gingen zunächst 
von der Bundesregierung aus, die in 
der Phase der Startprogrammierung 
entgegen den üblichen Gepflogen- 
heiten des ,,semi sovereign state" auf 
eine enge Konsultationspolitik mit der 
parlamentarischen Opposition und 
den intermediären Organisationen 
verzichtete. Deren Beteiligung stand 
erst auf der Tagesordnung, nachdem 
die Regierung die wichtigsten Eck- 
punkte des außenpolitischen Abstim- 
mungsprozesses geklärt hatte. Ent- 
sprechend der Struktur des deutschen 
politischen Systems erfolgte dann die 
Transformation im Kontext des föde- 
ralen und sektoralen Mehrebenensy- 
stems, wobei sich in der Startphase 
ein hoher Grad an Gemeinsamkeiten 
zwischen den Akteuren herstellen 
ließ. 

Die richtungsweisende Kraft des 
lnstitutionentransfers war die stabili- 
tätsorientierte Machtstrategie der 
westdeutschen Akteure, deren kurz- 
und mittelfristige Ziele dabei recht er- 
folgreich verwirklicht werden konn- 
ten: In der Frühphase desTransforma- 
tionsprozesses stieg die Mitglieder- 
zahl rasch an, der Flächentarifvertrag 
wurde anstelle des verschiedentlich 
geforderten Vorrangs betrieblicher 
Regelungen weitgehend akzeptiert, 
die Tarifverbände leisteten durch un- 
konventionelles, improvisiertes Han- 
deln einen nachhaltigen Beitrag zur 
politischen Abpufferung des Transfor- 
mationsschocks, und es konnte ein 

10 Jahre Tarifpolitik 
in Ostdeutschland 

von Wolfgang Schroeder 

Fahrplan zur materiellen Angleichung 
an das westdeutsche Tarifniveau ver- 
einbart werden, ohne dass unauflös- 
bare Konflikte zwischen den Tarifpar- 
teien entstanden 

In der Startphase, die vom Som- 
mer 1990 bis zum Abschluss des Stu- 
fentarifvertrages im Jahre 1991 reich- 
te, dominierte eine politische Tarifpo- 
litik, die den Systemwechsel sozial 
friedlich flankierte und damit die ma- 
terielle Basis für die Akzeptanz eines 
transparenten Angleichungsprozes- 
ses legte. Die Startlogik der Tarifpolitik 
war auf Kontinuität, Stabilisierung 
und Sicherheit bedacht. Um eine Ver- 
betrieblichung der Tarifpolitik zu ver- 
hindern und ein damit einhergehen- Brachte die deutsche 
des Machtvakuum abzuwehren, ei- Einheit das deutsche 
nigten sich die Tarifparteien auf eine Modell industrieller 
schnelle Übertragung des Flächenta- Beziehungen zu Fall? 
rifvertrages. Die tarifpolitische Flan- 
kierung des Einigungsprozesses wur- 
de durch die Treuhandanstalt und die 
aktive Arbeitsmarktpolitik geleistet. 
Verhindert werden sollten mit der 
schnellen Angleichung einerseits poli- 
tische Turbulenzen, Abwanderung 
und langfristige Disparitäten zwi- 
schen Ost- und Westdeutschland, an- 
dererseits wollte man durch eine der 
Produktivität vorauseilende Tarifpoli- 
tik die wirtschaftliche Dynamik forcie- 
ren. 

Auch wenn die Tarifparteien auf 
die Angleichungslogik, als einer der Ta- 
rifpolitik vorgelagerten raisons d'etre, 
keinen direkten Einfluss ausüben 
konnten, so war damit noch nichts 
über die konkrete Geschwindigkeit 
und den Modus dieses Prozesses ge- 
sagt. Es kam also für sie darauf an, In- 
strumente und Verfahren zu bestim- 
men, um diesen Prozess zu steuern 
und zu kontrollieren. Im Dickicht wi- 
derstreitender Ziele, ökonomischer 
und politischer Sachzwänge, Interes- 
senlagen und Erwartungshaltungen 
entschieden sich die Tarifparteien der 

Dr Wolfgang Schrödec Politikwissenschaftle~ Referent beim 
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Metallindustrie im Gegensatz zu ande- 
ren Branchen wie der Chemieindustrie 
schließlich für einen mehrjährigen Ta- 
rifvertrag, mit dem binnen vier Jahren 
(bis 1994) das westdeutsche Nominal- 
lohnniveau erreicht werden sollte. 
Maßgeblich für die lange Laufzeit wa- 

Die Startlogik der ren indes die Arbeitgeberverbände. 
Tarifpolitik war auf Während die IG Metall zunächst aus 

Kontinuität, Stabili- demokratiepolitischen Gründen gegen 
sierung und Sicher- eine längere Laufzeit votierte, verspra- 

heit bedacht. chen sich die Arbeitgeberverbände da- 
von nicht nur Planungssicherheit, son- 
dern auch einen großen Schritt hin zu 
einer neuen sozialen Friedensordnung 
zwischen den Verbänden. 

Mit  dem Stufentarifvertrag ent- 
schieden sich die Tarifparteien ange- 
sichts der unsicheren ökonomischen 
Entwicklungsperspektive für das ris- 
kanteste aller Projekte. Gleichzeitig 
wirkte dieser Vertrag, wie dessen po- 
sitive öffentliche Aufnahme zeigte, 
zunächst stabilisierend. Gerade weil 
klar war, dass Deindustrialisierung 
und massiver Beschäftigtenabbau da- 
nach erst beginnen würden (aus der 
Perspektive Frühjahr 1991), zündeten 
dieTarifparteien mit diesem Abschluss 
ein Licht am EndedesTunnels und de- 
finierten die Krise auf dem Arbeits- 
markt als Teil einer zeitlich begrenzten 
Übergangssituation. Damit gaben sie 
der prognostizierten Normalität 
(Weststandard) in einer Situation un- 
gewisser Verhältnisse eine materiell 

greifbare Vertrauensbasis und trans- 
formierten so das Angleichungsver- 
sprechen von der Ebene der politi- 
schen Propaganda auf die der materi- 
ellen Naherwartung. Dass es den Ta- 
rifparteien möglich war, einen schnel- 
len Konsens zu finden, ist neben der 
Normativität des Faktischen vermut- 
lich auch auf prognostische Fehlein- 
schätzungen (über die ökonomische 
Substanz und Investitionsbereit- 
schaft) sowie auf weitere Komplexi- 
tätsreduzierungen zurückzuführen. 
Aus dieser Konstellation heraus ent- 
wickelte sich die tarifpolitische Praxis 
der Startphase zum Sprungbrett da- 
für, dass aus der alternativlosen Insti- 
tution Tarifautonomie in den folgen- 
den Jahren eine der umstrittensten In- 
stitutionen der Republik wurde, mit- 
hin ein idealer Sündenbock, um die 
Verwerfungen des Transformations- 
Prozesses zu erklären. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
mit der angleichungsorientierten Ta- 
rifpolitik das Einigungsversprechen 
vom Kopf auf die Füße gestellt wurde. 
In der Revolutionsphase war die Ori- 
entierung am westdeutschen Kon- 
sumniveau mitunter die wichtigste 
Triebkraft für einen schnellen Beitritt, 
weshalb wir auth von einer Konsu- 
mentenrevolution sprechen können. 
Da auch die westdeutschen Akteure 
ihre Strategien an dieser Präferenz 
ausrichteten, avancierte die Beteili- 

gung der ostdeutschen Bevölkerung 
am westdeutschen Lebensstandard 
zu einem der wichtigsten Bestim- 
mungsfaktoren für die Richtung des 
Transformationsprozesses. In der Ent- 
scheidung für eine vertraglich abgesi- 
cherte Anbindung an das westdeut- 
sche Einkommensniveau wurden be- 
stimmte Elemente der DDR-Sozialpo- 
litik, wie die Entkopplung von Ein- 
kommen, Leistung und Produktivität, 
fortgeschrieben und damit auch die 
sogenannte Schocktherapie relati- 
viert. Zu berücksichtigen ist auch, 
dass der dramatische Beschäftigungs- 
einbruch durch umfangreiche arbeits- 
marktpolitische Maßnahmen und So- 
zialtransfers aufgefangen wurde. In- 
dem die Perspektive einer schnellen 
Einkommensangleichung zum legiti- 
matorischen Kernelement der ,,Ein- 
heitspolitik" wurde, wuchs auch die 
Bedeutung der sozialstaatlichen und 
intermediären Organisationen der 
Verteilungspolitik vorübergehend 
über das in Westdeutschland bekann- 
te Maß hinaus. 

Vereinigungskrise Ost u n d  
Standortkrise West 
In der zweiten Phase der tarifpoliti- 
schen Entwicklung (1 992 bis 1994) 
verknüpfen sich die Vereinigungskrise 
Ost und die Standortkrise West zu ei- 
ner spannungsreichen Mischung. Die 
tarifpolitische Flankierung des Sy- 

Es gibt 

Blätter fiar 

Politik droht von der Weltökonomie 
untetworfen zu werden. Dann sind 
sich kritische Autoren mit den Ideo- 
logen des Tubokapitalismus einig. 
Gerhard Schröder, Joschka Fischer 
und Hans Eichel verfüaen also über 
genug Argumente, ihr- Handeln als 
alternativlos zu begründen. Doch die 
Durchsetzung ihres Anpassungspro- deutsche und aramms st6ßt auf aeaenliiufiae lnter- 

nf ernaf i ~ n a l e  Bssen und übe&iungen. Die Ge- 
sellschaft ist resistenter als gedacht. 

Politik Bodo Zeuner über die unvollstän- 
dige Abschaffung der Politik. 
(,,Blätter", 1012000) 
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Wer Kosten und Segnungen der 
Altersversorgung steuern will, der 
kann an einer Vielzahl von Rädern 
drehen. Gegenwärtig stehen aber 
nur bestimmte Steuerungsmöglich- 
keiten im Blickpunkt. Geradezu ent- 
schlossen werden wesentliche Ent- 
wicklungen ausgeblendet. Tobias 
Nickel begutachtet die Renten- 
pläne der Bundesregierung. 
(,,Blätteru, 1112000) 

Zweistellige Wachstumsraten beim 
Güterverkehr, just-in-time-Systeme 
statt Lagerhaltung, Verlagerung von 
der Schiene auf die Straße ... Die 
Industriestaaten werden ihre Klima- 
schutzziele auf diesem Weg nicht 
erreichen. Mohssen Massarrat 
erklärt, warum das so  ist und wie 
ein Ausweg aussehen könnte. 
(,,Blätterc', 12/2000) 
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nen besetzten. Marianne Wellershof: 
,,Frauen müssen vor allem lernen, 
strategisch zu denken und sich in der 
heutigen Mediengesellschaft ange- 
messen zu präsentieren." 

Kontrovers wurde auch die The- 
menwahl in der Frauenpolitik disku- 
tiert. Während erfahrene ASF-Frauen 
eine - auch von der Zeitschrift 
,,Emma" initiierte - öffentliche De- 
batte gegen Pornographie führen 
wollen, sehen jüngere Frauen vor al- 
lem die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie im Mittelpunkt des Interes- 

ses. Auch Frauenministerin Birgit Fi- 
scher plädierte für eine Verbesserung 
der politischen Rahmenbedingungen 
in diesem Feld: ,,Gerade für junge 
Frauen i s t  es selbstverständlich, Beruf 
und Familie gleichermaßen zum Le- 
bensziel zu erklären. Hier muss die 
Politik zum Beispiel mit der Flexibili- 
sierung von Arbeitszeiten und flä- 
chendeckender Kinderbetreuung an- 
setzen." 

Bei allen Kontroversen waren sich 
die Teilnehmerinnen darin einig, das 
gestiegene Selbstbewusstsein junger 

Frauen als Erfolg der Frauenbewe- 
gung zu werten. In der SPD wollen sie 
in Zukunft mit einem Mentoring-Pro- 
gramm mehr junge Frauen zum poli- 
tischen Engagement ermutigen. 

Nach der Diskussion wählte die 
AsF auf ihrer Landeskonferenz eine 
neue Vorsitzende als Nachfolgerin für 
llse Ridder-Melchers, die zur Ehren- 
vorsitzenden ernannt wurde. Mit gro- 
ßer Mehrheit stimmten die Frauen für 
die Landtagsabgeordnete Renate 
Drewke (geb. 1952, Hagen) aus dem 
Bezirk Westliches Westfalen. 

Von Seattle nach Prag, von Dakar nach Genua - 
Stationen einer anderen Globalisierung 

Von Thomas Seiberl 

M edico international hat die 
Bildung der Jubilee South- 
Bewegung politisch und fi- 

nanziell von Anfang unterstützt. Das 
Dakar Manifesto und die Dakar Decla- 
ration for the total and unconditional 
Cancellation of African and Third 
World Debt (beide englisch) können 
über die Geschäftsstelle bezogen wer- 
den: info@medico.de, www.medi 
co.de. 

Im Vorfeld des Prager Treffens von 
Weltbank und IWF im September war 
der Presse ein treffendes Urteil zur ge- 
genwärtigen Entwicklungspolitik zu 
entnehmen. Der entscheidende Satz 
war ebenso knapp wie wahr formu- 
liert und lautete: „Die Kürzung der öf- 
fentlichen Entwicklungshilfe ist ein 
Verbrechen". Ausgesprochen wurde 
er nicht von einem der Gewerk- 
schafts-, NGO- oder grassroots-Aktivi- 
stlnnen, die zu dieser Zeit die Gegen- 
demonstrationen organisierten. Die 
Sentenz stammt von keinem Geringe- 
ren als dem Präsidenten der Welt- 
bank, James D. Wolfensohn. Gegen- 
über der britischen Tageszeitung The 
Independent legte Wolfensohn noch 
einmal nach und bekundete der Öf- 
fentlichkeit seine Symphatie für die zu 
dieser Zeit bereits auf dem Weg nach 
Prag befindlichen Demonstrantlnnen: 
,,Meine Sicht der Demonstrationen ist 
nicht völlig negativ. Ich begrüsse die 
weltweit zunehmende Besorgnis über 
Themen wie Gleichheit und Armut." 

Die vom martialischen Einsatz der 
staatlichen Repressionsorgane gleich 

wieder dementierte neue Empfind- 
samkeit der Globalisierungsstrategen 
hat zwei Gründe: der eine hat mit ih- 
rem kaum noch zu verbergenden 
Bankrott zu tun, der andere damit, 
dass weltweit immer mehr Menschen 
beginnen, aus diesem Bankrott ihre 
Lehren zu ziehen. 

In nur zwei Jahrzehnten hat die 
auch und gerade von IWF und Welt- 
bank vorangetriebene Globalisierung 
zu einer historisch nie zuvor gekann- 
ten Verarmung von Millionen ge- 
führt. Wie wenig sie jetzt noch anzu- 
bieten haben, belegen die sog. ,,Po- 
verty Reduction Strategy Programs" 
(PRSP), die den neo-liberalen ,,Struk- 
turanpassungsprogrammen" seit 
neuestem angeheftet werden. Nach- 
dem die afrikanischen Staaten auf 
Druck des IWF 15 Jahre lang ihre Aus- 
gaben für Gesundheitspolitik absen- 
ken mussten -was gemessen am zu- 
vor erreichten Stand einer Reduktion 
um 20% entsprach - soll ihnen ab 
2000 erlaubt werden, ihr Budget um 
jährlich 2% zu erhöhen. Damit kann - 
im Klartext gesprochen - im Jahr 
201 0 das Ausgabenniveau des Jahres 
1985 wieder erreicht werden - wäh- 
rend sich die gesundheitspolitische Si- 
tuation zwischenzeitlich dramatisch 
verschärft hat. 

Seit im Dezember 1999 Massen- 
proteste von grassroots-Aktivistlnnen, 
Gewerkschaften und NGOs und inne- 
re Widersprüche zwischen USA und 
EU sowie zwischen beiden und einer 
bedeutenden Gruppe-von Entwick- 

lungsstaaten die IWF-Tagung von Se- 
attle platzen liessen, scheint wenig- 
stens die ideologische Hegemonie des 
Neoliberalismus ins Wanken geraten. 
Jedes Treffen von IWF und W O ,  der 
G7- oder der EU-Staaten sieht sich 
mit z.T. militanten Demonstrationen 
konfrontiert, deren Ziel wenigstens 
die umfassende Demokratisierung der 
internationalen Finanzinstitutionen, 
oft deren Abschaffung ist. Die Vielfalt 
und Verschiedenartigkeit dieser - so ,,Ich begrüsse die 
die Wirtschaftswoche - „Neuen Inter- weltweit zunehmen- 
nationale" offenbart ihre Stärke und de Besorgnis über 
ihre Schwäche. lhre Stärke, weil Sicht- Themen wie 
bar wird, wie weit verbreitet der Pro- Gleichheit und 
test ist und wie schnell die verschie- Armut." (Welfen- 
densten Strömungen der sozialen sohn, Weltbank) 
Opposition zusammenfinden, ohne 
auf eine zentrale Steuerung oder eine 
bürokratische Führung angewiesen 
zu sein. lhre Schwäche, weil die Breite 
der Allianz enorme Unterschiede der 
Erfahrung, der Motive und der Inter- 
essen überbrücken muss und sich 
deshalb bis jetzt nur auf einen vagen 
Konsens stützen kann: den, irgend- 
wie gegen den Neoliberalismus, die 
Globalisierung und das Finanzkapital 
zu sein. Was das dann aber bei indi- 
schen Kleinbauern, us-amerikani- 
schen Stahlarbeitern, indianischen 

Thomas Se~bed ist Mitarbeiter von medico international 
und lebt In Frankfurt 
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Am 09. Dezember 2000 veranstal- 
tete spw mit den Jusos Niedersachsen 
und HKS 13 eine Tagung zum Thema 
,,Moderne Sozialpolitik", dessen we- 
sentlichen Beiträge wir im Schwer- 
punkt dieses Heftes dokumentieren. 

In der im Anschluss an die Tagung 
durchgeführten Mitgliederversamm- 
lung des Vereins zur Förderung von 
Demokratie und Völkerverständigung 
am 10. Dezember 2000 ging es dann 
um ein neues Selbstverständnis und 
eine Funktionsbestimmung, die Leitli- 
nie für die Arbeit des neu gewählten 
Vorstandes sein soll. 

Grundorientierung für ein linkes 
Zukunftsprojekt, das Tageskompetenz 
und Zukunftskompetenz gewinnen 
soll, kann nur darin liegen, dieses Pro- 
jekt als arbeitsteiliges Netzwerk 
durchaus unterschiedlicher Akteure 
zu verstehen. Sie müssen sich also ar- 
beitsteiliger Bestandteil der Gesamt- 
linken bei Bewahrung der eigenen hi- 
storisch gewachsenen Identität be- 
greifen. Entscheidend für ein Netz- 
werk ist dabei, was der einzelne Teil- 
nehmer des Netzwerkes einbringen 

kann. Die Kooperation mit dem Fo- 
rum DL21, das ab dieser Ausgabe ei- 
nen eigenen publizistischen Platz in- 
nerhalb der spw haben wird, ist ein 
konkreter Ausdruck, wie ein solches 
Netzwerk erfolgreich konkrete Ergeb- 
nisse hervorbringt. 

Für spw bedeutet dies aber noch 
mehr, nämlich aus den Abonnentln- 
nen und Leserlnnenn der spw Dis- 
kursteilnehmer zu machen. Dazu soll- 
ten wir in drei Richtungen weiterar- 
beiten: 

Erstens sollten wir ähnliches wie 
das Forum des Netzwerks in Berlin als 
Modell, das die Gelegenheit bietet Ta- 
geskompetenz in einem größeren Be- 
zugsrahmen des in der Zeitschrift ge- 
führten Diskurses rückzu koppeln 
auch in anderen Regionen, die dafür 
eine Basis bieten, etablieren. Vielleicht 
könnten solche ,,Netzwerkknoten8' ei- 
gene Schwerpunkte in Praxisfelden 
setzen, beispielsweise Sozialstaat und 
veränderte Arbeit, ökologisch orien- 
tierte Politik. 

Zweitens sollten wir die Präsenta- 
tions-, Kommunikations- und Koope- 
rationsfunktion des lnternet als Träger 
des Diskurses mit dem Ziel der weite- 
ren Vernetzung und Öffnung nutzen. 

Drittens sollten wir das, was wir 
am besten können, den theoretischen 
Diskurs um eine moderne sozialisti- 
sche Perspektive als Basis einer linken 
Zukunftskompetenz weiterführen um 
neue Dimensionen und Fragestellun- 
gen erweitern, Träger dieses Projekts 

MAGAZIN 

ist unsere Theoriegruppe. 
Einstimmig zum neuen Vorsitzen- 

den des Vereins zur Förderung von 
Demokratie und Völkerverständigung 
wurde Horst Peter aus Kassel gewählt. 
Thomas Westphal (Dortmund), der 
aus beruflichen Gründen nicht wieder 
für den Vorsitz kandidierte, wurde 
ebenso in den Vorstand gewählt wie 
Ulf-Birger Franz (Hannover), Ulrike 
Hensel (Hamburg), Oliver Kaczmarek 
(Kamen), Felix Welti (Lübeck) und Bir- 
git Zoerner (Dortmund). 

Auf der Jahrestagung wurden 
auch Herausgeberlnnenkreis sowie 
Redaktion erweitert. Neu in den Her- 
ausgeberlnnenkreis aufgenommen 
wurden Andrea Nahles MdB aus Wei- 
ler, Thomas Sauer MdB aus Mölln, 
Rene Röspel MdB aus Hagen, Benja- 
min Mikfeld, Bundesvorsitzender der 
Jusos, Bochum, Prof. Michael Krätke, 
Amsterdam, Dr. Klaus Dörre, Reck- 
linghausen und Prof. Ulrich Zachert, 
~pensen.  

Neu in der spw-Redaktion sind 
Oliver Kaczmarek, die Bochumerln- 
nen Lars Neumann und Anja Kruke,, 
Thorben Albrecht und Björn Böhning 
aus Berlin sowie Svea Reiners aus 
Leipzig. Verabschiedet wurden Clau- 
dia Walther und Joachim Schuster. 
Für ihre langjährige Mitarbeit in Re- 
daktion und Geschäftsführung be- 
danken wir uns an dieser Stelle noch- 
mals ganz herzlich. 

Horst PeterlReinhold Rünker 

II Frauen wollen nicht mehr Opfer sein!" 
SPD-Frauen in Nordrhein-Westfalen suchen neue Strategien 

Von Barbara König 

,,Mich stört, dass die 
Frauenbewegung 
der 70er Jahre die 
Frauen immer als 

Opfer sieht. Opfer 
sind aber zur 

Ohnmächtigkeit 
verdammt. " 

,,Jammerfeminismus contra Jugend- 
wahn" lautete der provokante Titel ei- 
ner Podiumsdiskussion, zu der die 
,,Arbeitsgemeinschaft sozialdemokra- 
tischer Frauen" (AsF) gemeinsam mit 
den Jungsozialistlnnen (Jusos) in 
Nordrhein-Westfalen eingeladen hat- 
ten. 

NRW-Frauenministerin Birgit Fi- 
scher (SPD) hatte es sich nicht neh- 
men lassen, persönlich an der Talkrun- 

Barbara König, Politikw~ssensachafilerin, arbeitet als Jugendbilderungs- 
referentin derJusos NRW Sie lebt in Bonn und ist 
Mitglied der spw-Redaktion. 
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de teilzunehmen. Neben ihr diskutier- 
ten ,,Spiegel"-Redakteurin Marianne 
Wellershof, die gemeinsam mit Su- 
sanne Weingarten Autorin des Bu- 
ches „Die widerspenstigen Töchter" 
ist, sowie Bettina Kohlrausch, stellver- 
tretende Juso-Bundesvorsitzende, 
und Dorothee Vorbeck, die erste stell- 
vertretende Bundesvorsitzende der 
AsF nach ihrer Gründung im Jahre 
1973. 

Während der engagierten Diskus- 
sion wurde der Generationenkonflikt 
in der Frauenbewegung sehr deutlich. 
Bettina Kohlrausch, 24 Jahre, brachte 
es auf den Punkt: ,,Mich stört, dass 
die Frauenbewegung der 70er Jahre 

die Frauen immer als Opfer sieht. Op- 
fer sind aber zur Ohnmächtigkeit ver- 
dammt." Vor allem mit Alice Schwar- 
zer, der Ikone der Frauenbewegung, 
könnten sich jüngere Frauen heute 
nicht mehr identifizieren. 

Keineswegs würde sie die Leistun- 
gen der Emanzipationsbewegung 
schmälern wollen, versicherte auch 
Marianne Wellershof (37). Dadurch 
sei heute selbstverständlich gewor- 
den, was sich die Frauen in den 70er 
Jahren hart erkämpfen mussten. 
Trotzdem brauche die Frauenbewe- 
gung heute einen neuen Ansatz. Der 
könnte sein, dass Frauen Netzwerke 
bilden und dadurch wichtige Positio- 
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stemwechsels wurde seit 1992 als 
problematische Belastung für den 
Aufbau einer leistungsfähigen Öko- 
nomie in Ostdeutschland gedeutet. 
So wuchs der teils marktinduzierte 
und teils politikinduzierte Druck auf 
eine Differenzierung der tariflichen In- 
strumente wie auf eine Reduzierung 
der Kosten. Im Zentrum dieser Etappe 
stand infolgedessen der Kampf um 
die Stufentarifverträge. Während die 
Arbeitgeber nunmehr eine grundle- 
gende Korrektur der Startpolitik ver- 
langten, agierte die IG Metall als An- 
walt der inneren Einheit und der 
Glaubwürdigkeit des Westens. Da die 
von den Arbeitgebern angestrebte 
Korrektur zudem rechtlich umstritten 
war, kam es in Ostdeutschland zu ei- 
ner stellvertretenden Auseinanderset- 
zung mit gesamtdeutscher Relevanz, 
nämlich um die Legitimität des Tarif- 
vertrages als solchem. 

Das Ziel der Arbeitgeberverbände, 
den Stufentarifvertrag zu korrigieren, 
folgte sowohl dem eigenen ostdeut- 
schen Mitgliederdruck als auch dem 
in Westdeutschland schon länger ver- 
folgten Ziel einer grundlegenderen 
Veränderung der Tarifverträge. Letzte- 
res wurde in der ostdeutschen Mit- 
gliedschaft nicht einhellig akzeptiert, 
so dass der von westlicher Seite orga- 
nisierte Konflikt immer auch eine 
Überforderung der ostdeutschen Kli- 
entel zur Folge haben konnte. Ein be- 
sonderes Moment dieses Konfliktes 
bestand darin, dass der Staat durch 
die Treuhandanstalt direkt zugunsten 
einer Partei intervenierte und damit 
substantiell in die Tarifautonomie ein- 
griff, ohne dafür ein Mandat zu besit- 
zen. Dieser Konflikt war ein Test dafür, 
inwieweit die Verbände auf die Folge- 
bereitschaft ihrer Mitglieder zählen 
konnten. Die Arbeitgeber befürchte- 
ten, dass eine Fortschreibung des Stu- 
fentarifvertrages die Motivation zur 
Verbandsmitgliedschaft enorm ab- 
schwächen würde, weil die Betriebe 
ihre Handlungsfähigkeit durch die 
Geschwindigkeit des Angleichungs- 
prozesses zu stark eingeschränkt sa- 
hen. Die IG Metall befürchtete, dass 
ein Abrücken vom Stufentarifvertrag 
zu einer Schwächung ihrer Stellung in 
der ostdeutschen Arbeitnehmerschaft 
beitragen könnte. 

Kennzeichnend für den Verlauf des 
ersten ostdeutschen Großkonfliktes im 
Frühjahr 1993 war, dass er den bisheri- 
gen Einigungsprozess nicht infrage 
stellte. Vielmehr setzten die Verbands- 
funktionäre beider Seiten darauf, 
durch eine gewissermaßen nachholen- 
de Mitgliederpartizipation die eigene 

Organisation zu stärken. Da diese Aus- 
einandersetzung in die gesamtdeut- 
sche Konfliktdynamik über die Finan- 
zierung der deutschen Einheit und die 
zukünftige Richtung des Modells 
Deutschland eingebunden war, han- 
delt es sich um einen gesamtdeut- 
schen Konflikt, der an seiner schwäch- 
sten Stelle ausgetragen wurde. Das 
wichtigste materielle Ergebnis des Ta- 
rifkonfliktes bestand darin, dass der 
Stufentarifvertrag als Instrument erhal- 
ten blieb, gleichwohl - den veränder- 
ten wirtschaftlichen Bedingungen und 
politischen Kräfteverhältnissen Rech- 
nung tragend - zeitlich gestreckt wur- 
de. Die entscheidende Neuerung be- 
stand in einer konditionierten Öffnung 
im Flächentarifvertrag. Mit  der soge- 
nannten Härtefallklausel, die es Betrie- 
ben unter definierten Bedingungen 
gestattet, vom geltenden Tarifvertrag 
abzuweichen, vollzog sich in der noch 
jungen Tarifgeschichte der ostdeut- 
schen Metall- und Elektroindustrie eine 
institutionelle Veränderung bei der Ge- 
staltung der Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen, die es bislang in West- 
deutschland in dieser ausformulierten 
Form nicht gegeben hatte. 

Die dritte Phase begann nach der 
Revision des Stufentarifvertrages. Die- 
ser fuhrte nicht zu einer Konsolidie- 
rung des Verhältnisses zwischen den 
Tarifparteien. Im Gegenteil, seit 1994 
nahm der Prozess der Differenzierung 
zu und die Pluralisierung der Ver- 
handlungsarenen wurde zementiert. 
Die Auflösung der Treuhandanstalt, 
der Druck einzelner Unternehmen 
und eine schwach ausgeprägte Ko- 
operationsfähigkeit auf der Verhand- 
lungsebene trugen dazu bei, dass es 
bei fast allen westdeutschen Tarifer- 
gebnissen, die auf die fünf neuen 
Länder übertragen werden sollten, zu 
Unstimmigkeiten, Verzögerungen 
und Ungleichzeitigkeiten kam, so 
dass Legitimation und Effizienz des 
Tarifsystems auch auf dieser Ebene 
sukzessive belastet wurden. 

Eine besondere Zuspitzung ging 
von der Politik des sächsischen Arbeit- 
geberverbandes aus, der teilweise in 
Reaktion auf Unzufriedenheiten in 
der eigenen Mitgliedschaft und teil- 
weise in Eigeninitiative das Verhand- 
lungsmonopol der IG Metall auf Ar- 
beitnehmerseite öffentlich in Frage 
stellte. Dabei setzten die Arbeitgeber- 
funktionäre darauf, dass relevante Be- 
triebsräte sich mit ihnen für eine spe- 
zifisch ostdeutsche Tarifpolitik gegen 
die IG Metall aussprechen würden. 
Da sich die IG Metall ihren Vorstellun- 
gen von einer ostdeutschen Tarifpoli- 

tikverweigerte, schufen sie auch eige- 
ne Tarifverträge. Zu diesem Zweck 
bauten sie die Christliche Gewerk- 
schaft Metall zu einem Verhandlungs- 
Partner auf. 

In der dritten Phase gesellte sich 
neben die Verhandlungen zwischen 
den Tarifparteien zur Entwicklung des 
Flächentarifvertrages unmittelbare 
betriebliche Verhandlungen, die zu 
einer forcierten Differenzierung der 
Arbeitsbedingungen führten. Aber 
auch diese aus Sicht der Arbeitgeber 
positive Entwicklung konnte nicht ver- 
hindern, dass der Organisationsgrad 
in den Arbeitgeberverbänden sank. 
Auf diese zusätzliche Belastung rea- 
gierte die IG Metall mit sogenannten 
II. Tarifrunden, mit denen sie nach 
Ablauf der regulären Tarifrunde ver- 
sucht mit nichtverbandsgebundene 
Betrieben Tarifverträge abzuschlie- 
ßen. So konnte die Zahl der Firmenta- 
rife gesteigert werden und den Ar- 
beitgberverbänden neue Mitglieder 
zugeführt werden. 

Auf einen Nenner gebracht: In 
Ostdeutschland existiert mittlerweile 
eine entwickelte Form der tariflichen 
und marktlichen Entgeltdifferenzie- 
rung. Wenngleich der Flächentarifver- 
trag weiterhin die wichtigste normati- 
ve Referenzkategorie ist, prägte er nur 
noch für eine Minderheit der Beschäf- 
tigten das konkrete Entgeltniveau. 
Trotz ökonomischer Konsolidierung in 
der Metall- und Elektroindustrie (seit 
etwa 1996 werden jährliche Umsatz- 
zuwächse von 5 bis 15% erreicht) ist 
die Angst vor Arbeitslosigkeit nicht 
gesunken. Im Gegenteil. Die anglei- 
chungsorientierte Tarifpolitik der Ge- 
werkschaften hat nach wie vor viele 
Hürden in der eigenen Mitgliedschaft 
zu überwinden. 

Die Geltungskraft des Flächenta- 
rifvertrages 
Kommt schon unter ,,normalen" Bedin- 
gungen die Tarifautonomie nicht ohne 
Legitimationskrisen aus, so galt dies erst 
recht für die außerordentliche Bela- 
stungssituation des Transformations- 
prozesses. Da im Zentrum derTarifauto- 
nomie in Deutschland der Flächentarif- 
vertrag steht, möchte ich kurz auf des- 
sen Vorzüge zu sprechen kommen: Der 
Flächentarifvertrag ist ein überbetriebli- 
cher Vertrag, der sich in Deutschland an 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitts- 
werten orientiert. Auf diese Weise 
konnten in der Vergangenheit ein rela- 
tiv egalitäres Lohnniveau , eine außeror- 
dentlich hohe Produktivität, ein kurzes 
und intensives Arbeitszeitregime, eine 
flexible Anpassungsfähigkeit sowie ein 
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geringes Konfliktniveau erreicht wer- 
den. Damit der Flächentarifvertrag eine 
möglichst umfassende Geltung er- 
reicht, bedarf es mitglieder- und ver- 
pflichtungsstarker Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände. 

Auf der Ebene des Flächentarifver- 
trages erfolgte bis zum 1.7.1 996 eine 
fast vollständige Angleichung an das 
nominale westdeutsche Monats- 
grundlohnniveau. Seitdem ist dieser 
Angleichungsprozess blockiert: Die 
im Sommer 1996 noch offenen Posi- 
tionen konnten mit Ausnahme der 
vermögenswirksamen Leistungen bis- 
lang nicht geschlossen werden. Dies 
gilt insbesondere für die um drei 
Stunden längere Arbeitszeit (38 statt 
35 Stunden). Die vermögenswirksa- 
men Leistungen werden erst im Jahre 
2005 das westdeutsche Niveau errei- 
chen. Infolgedessen liegt auch das ta- 
rifliche Lohnniveau in der ostdeut- 
schen Metall- und Elektroindustrie 
noch nicht bei 100 Prozent, sondern 
ungefähr bei 91 Prozent des ver- 
gleichbaren westdeutschen Niveaus. 

Vertieft wird die blockierte Anglei- 
chung dadurch, dass die Bemessungs- 
basis der Arbeitsleistung für Leistungs- 
Iöhner in Ostdeutschland ungünstiger 
ausfällt als in den westdeutschen Be- 
trieben. Zudem gibt es einen geringe- 
ren Anteil der Akkordlöhner und einen 
höheren Anteil von Prämienlöhnern. 
Seit einigen Jahren lasst sich beobach- 
ten, dass die effektive Lohndifferenz zu 
Westdeutschland wieder ansteigt, 
wozu vor allem die abnehmende Gel- 
tungskraft des Flächentarifvertrages 
beigetragen hat. Im Jahr 2000 lagen 
die statistisch erhobenen Arbeitsko- 
sten in der ostdeutschen Metallindu- 
strie bei etwa 70 Prozent des west- 
deutschen Niveaus, die Produktivität 
jedoch schon bei etwa 75 Prozent. 
In der ostdeutschen Metall- und Elek- 
troindustrie lässt sich eine bestandig 
abnehmende Geltungskraft des FIä- 
chentarifvertrages konstatieren. Im 
Verhältnis zur Norm des Flächentarif- 
vertrages lassen sich die Betriebe in 
drei Gruppen einteilen: Erstens jene, 
die sich an den Mindestnormen des 
Flächentarifvertrages orientieren oder 
sogar darüber hinausgehen. Zweitens 
solche Betriebe, die eine durch den FIä- 
chentarifvertrag legitimierte Härtefall- 
oder Beschäftigungssicherungsrege- 
lung in Anspruch nehmen, oder durch 
Firmentarifverträge eine direkte Rege- 
lung mit der Gewerkschaft vereinba- 
ren. Neben diesen ordnungspolitisch 
konformen Regelungen, die allerdings 
im Niveau durchaus eine erhebliche 
Lohnspreizung besitzen, befinden sich 

in der dritten Kategorie jene Betriebe, 
deren Arbeitsbedingungen primär 
nach betrieblichen Gesichtspunkten 
geregelt werden. Aus der Perspektive 
der Gewerkschaften ist der Beschäftig- 
tenorganisationsgrad der Arbeitgeber- 
verbände entscheidend, um den Gel- 
tungsgrad des Flächentarifvertrages zu 
bestimmen. In der ostdeutschen Me- 
tallindustrie halbiert sich dieser zwi- 
schen 1992 und 2000 von ca. 60 Pro- 
zent auf etwas 30 Prozent. Will man 
jedoch die Zahl der Beschäftigten erhe- 
ben, für die das Niveau des Flächenta- 
rifvertrags relevanz hat, so reicht es 
nicht aus, nur auf die Verbandsmit- 
gliedschaft der Betriebe zu schauen, 
denn durch die steigende Zahl der An- 
erkennungs- und Haustarifverträge 
konnte in den letzten Jahren seitens 
der IG Metall in einer Reihe von ver- 
bandsungebundenen Betrieben eine 
Tarifbindung hergestellt werden, so 
dass für etwa 50 bis 60 Prozent der 
Beschäftigten die Mindestnormen des 
Flächentarifvertrages relevant sind. 

Der Ost-West-Vergleich ergibt, 
dass die Zahl der Beschäftigten, die in 
den fünf neuen Ländern direkt unter 
den Flächentarifvertrag fielen, nur halb 
so hoch war wie im Westen der Repu- 
blik. Zweitens sind die Arbeitsbedin- 
gungen von mehr Beschäftigten durch 
einen Firmentarifvertrag geregelt als 
im Westen. In  der Debatte über die Ur- 
sachen der ,,negativen Lohndrift" wer- 
den neben der Hypothek der Startpro- 
grammierung zwei weitere Erklä- 
rungsstränge herangezogen: 

1. Verschiebung der politischen 
Kräfteverhältnisse: 
Durch die mittlerweile erreichte relati- 
ve Konsolidierung der ostdeutschen 
Metallindustrie und durch die Mög- 
lichkeit, für ökonomisch prekäre Be- 
triebe eine Härtefallklausel einzuset- 
zen, ist die betriebliche Anwendung 
der Tarifverträge weniger zu einer Fra- 
ge des Könnens als vielmehr des Wol- 
l e n ~  geworden, zumindest, wenn 
man dies im Vergleich zu West- 
deutschland betrachtet. Der maßgeb- 
liche Anreiz zur Unterschreitung tarif- 
licher Mindestnormen dürfte im poli- 
tischen Gesamtklima zu suchen sein. 

2. Kleinbetriebliche Struktur: 
lnfolge der Privatisierungs- und Zerle- 
gungspolitik kam es in der ostdeut- 
schen Metallindustrie zu einer ,,Ver- 
kleinbetrieblichung". Zwar ist der kol- 
lektive Organisationsbedarf kleiner 
Betriebe grundsätzlich sogar höher 
als jener der größeren Betriebe; 
gleichwohl gibt es hinsichtlich der 
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Zu den Spontizeiten von Joschka Fi- 
scher ist alles und von allen gesagt. 
Eine ernste Debatte über die gesell- 
schaftliche Funktion der 68er Revolte 
und über die Entwicklung des terrori- 
stischen Flügels war ja ohnehin riicht 
zu erwarten. Statt dessen der 
krampfhafte Versuch, etwa von Mi- 
chael Wolfssohn, den Historikerstreit 
in Miniatur wieder zu beleben. 
Ebenso krampfhaft aber auch der 
Versuch von Antje Vollmer, die Zei- 
ten, in denen der heutige Bundesau- 
ßenminister sich noch Joseph Martin 
Fischer nannte, zum Mythos der Ge- 
schichte der Bundesrepublik zu erhe- 
ben. 

Einen unbeabsichtigten, aber 
treffenden Beitrag zu der ganzen 
Aufführung steuerte im übrigen der 
Altkanzler Helmut Schmidt bei. Man 
müsse schon ein Idealist vom Schlage 
Fischers sein, um den Kosovo-Feldzug 
rechtfertigen zu können und eine 
europäische Einheitspolitik gegen alle 
ökonomischen Daten zu betreiben, 
ließ er in der ,,Zeit" weit vor der Ver- 
gangenheitsdebatte vernehmen. In 
der Tat, bei allen biographischen Brü- 
chen und Wandlungen im Leben von 
Fischer, scheint eine Konstante den- 
noch zu existieren: Der politische 
Idealismus! 

Kurzum: Ich brauche keine Ent- 
schuldigungen des Bundesaußenmi- 
nisters, ich benötige keine Beweise 
dafür, ob er Steine nur in die Luft 
oder doch Molotow-Cocktails auf 
Polizeibeamte geworfen hat, mich 
interessiert nicht, wer sich aus der 
Sympathisantenszene vor 2 5  Jahren 
in Fischers Wohnung aufgehalten 
hat. Mir würde es reichen, wenn Fi- 
scher erkennen würde, dass die Leh- 
re des politischen Idealismus auch im 
Gewande des Staatsmannes kein gu- 
ter Ratgeber für verantwortliche Poli- 
tik ist. 

Aufschlussreich an der Fischer- 
Debatte sind aber die lebenskulturel- 
len Seitenarme und Ausläufer der 
Diskussion in den Tageszeitungen und 
Magazinen. Die Süddeutsche Zeitung 
organisierte z. B. einen Schlagab- 

tausch auf ihre Feuilletonseiten zu 
der Frage ob Fischer ein typisch deut- 
scher Opportunist sei oder ein Mann 
der eine aufregende Vita vorweisen 
kann, anders etwa als der langweili- 
ge Spießer Friedrich Merz, der seine 
Jugend mit ausgedachten Geschich- 
ten künstlich befruchten musste. 
Nicht die Antworten auf diese Fra- 
gen sind aufschlussreich, sondern die 
Tatsache, dass der historische Sach- 
verhalt der Mitgliedschaft von Fischer 
in der Frankfurter Putzgruppe, poli- 
tisch entkernt und nach heutigen 
kulturellen Maßstäben beurteilt wird. 
Es geht um die allgemeine Bewer- 
tung von biographischen Brüchen, 
die persönliche Bewusstseinslage ei- 
nes Menschen mit solch einer Vita. 

Kurzum: Zur Debatte steht die all- 
gemeine Beurteilung von Charakter 
und Persönlichkeit solcher Menschen 
die sich veränderten Lebensbedin- 
gungen anpassen. Darin liegt wohl 
auch die eigentliche Faszination des 
Vorgangs. 

Es kann keinen Zweifel geben: Fi- 
scher war für viele, unabhängig von 
der eigenen Zugehörigkeit zum poli- 
tisch-gesellschaftlichen Lager, schon 
immer ein Opportunist und politi- 
scher Schauspieler. Interessant an der 
nun wieder entflammten Debatte ist 
die Umkehrung der Werte. Wieder- 
um unabhängig von der eigenen po- 
litischen Orientierung, bewerten im- 
mer mehr Menschen die Wandlungs- 
fähigkeit von Fischer und seine thea- 
tralische Begabung als äußerst posi- 
tiv. Politiker mit solchen Attributen 
werden als kreativ, faszinierend, ma- 
gnetisch, kurz als menschlich beur- 
teilt. Sie sind die Lieblinge der Medi- 
en und ihnen fliegen die Sympathie- 
werte zu. 

Dieser Sachverhalt, der am Rande 
der Fischer-Debatte für kurze Mo- 
mente zum Vorschein kam, verweist 
auf einen grundlegenderen Werte- 
wandel in unserer Gesellschaft: Auf 
den Einzug einer neuen flexiblen Be- 
wusstseinsform von Selbstwert und 
menschlichem Miteinander. Amerika- 
nische Soziologen verfolgen seit Iän- 

gerem einen gesellschaftlichen Trend 
zur Veränderung des Selbstbildes der 
Individuen. Das Selbstbild des Indu- 
striezeitalters war geprägt vom pro- J 

testantischen Arbeitsethos und dem 
kleinbürgerlichem ldeal etwas aus 
sich zu machen, eine fleißige, inte- 
gre, hart arbeitende und selbststän- 
dige Persönlichkeit zu werden. Heute 
sind die Menschen an viel mehr Be- 
ziehungen in viel größerer Vielfalt 
und mit größerer Intensität beteiligt 
als jemals zuvor. Dies scheint sich auf 
das Selbstbild und dem Entwick- 
lungsideal von Persönlichkeiten dra- 
stisch auszuwirken. Jeremy Rifkin 
schreibt: „Die (...) Explosion sozialer 
Interaktionen zieht und zerrt an je- 
dem individuellen Bewusstsein und 
zwingt, das zentrierte Selbst aufzuge- 
ben. In den Wellen miteinander kon- 
kurrierender und oft widersprüchli- 
cher Diskurse, verteilen wir verzwei- 
felt unsere begrenzte Aufmerksam- 
keit, indem wir Bereiche unseres Be- 
wusstseins allem widmen, das uns 
begegnet und Anspruch auf unsere 
Zeit erhebt. Wir riskieren uns im Netz 
kurzlebiger (...) Verbindungen zu ver- 
lieren." 

Kenneth Gergen, Psychologe in 
Swarthmore beschreibt die Tendenz, 
dass die Vielzahl inkohärenter und 
gegenseitig isolierter Beziehungen 
uns einladen, viele verschiedene Rol- 
len zu spielen, dass das eigentliche 
authentische Selbst mit erkennbarem 
Charakter dabei in Zukunft immer 
weiter aus dem Blick gerät. Die selb- 

I 

ständige Persönlichkeit mit einem er- 
arbeitetem Ich aus dem Industrie- 
zeitalter, wird abgelöst durch die ver- 
mittelte, relative Persönlichkeit, die 
wiederholte Gestaltveränderung als 
ldeal anstrebt. 

Kurzum: Wenn Wandelbarkeit 
zum übergreifenden Konsens der mo- 
dernen Gesellschaft im menschlichen 
Miteinander wird, dann hat Joschka Fi- 
scher noch Chancen mehr zu werden 
als ,,nur" Bundesaußenminister. Wie 
ging noch das Lied des alten Sponti- 
Kumpanen Rio Reiser: ,,Wenn ich Kö- 
nig von Deutschland wär!" SPW 

mie. Bedenkt man, dass im durch- Fünftens operieren die Tarifpartei- 
schnittlictien ostdeutschen Metallbe- en unter arbeitsmarktpolitischen Be- 
trieb 1998 etwa 87 Beschäftigte und dingungen, die sich einerseits durch 
im durchschnittlichen Westbetrieb Überfluss (Massenarbeitslosigkeit) ., , 1 
etwa 175 Beschäftigte waren, so wird 
deutlich, dass wir über unterschiedli- 
che lndustrielandschaften sprechen. 
Die tarifpolitische Schieflage zwischen 
Ost- und Westdeutschland wird stark 
relativiert, wenn man nicht die klein- 
betriebliche Struktur zum Maßstab 
macht, sondern die Entwicklung in 
den großen ostdeutschen Betrieben, 
die am ehesten mit den typischen 
westdeutschen Verbandsbetrieben 
vergleichbar sind und in denen insge- 
samt etwa 20 Prozent aller in der ost- 
deutschen Metallindustrie Beschäftig- 
ten arbeiten. Die Häufigkeit der Tarif- 
bindung in den größeren Betrieben 
unterscheidet sich kaum von der 
westdeutschen Praxis in diesem Be- 
triebssegment. Denn etwa 90 Prozent 
der Beschäftigten, die in den großen 
ostdeutschen Betrieben arbeiten, 
können sich auf kollektivvertraglich 
geregelte Arbeitsbedingungen beru- 
fen. 

Schlussfolgerungen 
Zusammenfassend kann die tarifpoli- 
tische Problemkonstellation in Ost- 
deutschland auf fünf Hauptlinien 
konzentriert werden: 

Erstens ist eine abnehmende Gel- 
tungskraft des Flächentarifvertrages 
festzustellen. 

Zweitens ist eine Verbetriebli- 
chung und Pluralisierung der Arbeits- 
bedingungen erfolgt. Bezogen auf 
die Gesamtbranche resultiert daraus 
eine ,,negative Lohndrift" zwischen 
tariflichem Mindestlohn und effekti- 
vem Lohn- und Gehaltsniveau. 

Drittens ist der Tarifprozess durch 
eine stecken gebliebene Angleichung 
geprägt, die seitens der Arbeitgeber- 
verbände durch eine offensive Infra- 
gestellung des Repräsentationsmono- 
pols der IG Metall verschärft wurde. 
Die Arbeitgeberverbände haben Ver- 
träge mit dem CGM abgeschlossen, 
obwohl diese Organisation keine für 
dieTarifautonomie hinreichende Basis 
in den Betrieben besitzt. 

Viertens erklärt sich diese Situation 
nicht nur durch ökonomische und po- 
litische Einflüsse, sondern auch durch 
die im Zuge von Privatisierung und 
Outsourcing entstandene kleinbetrieb- 
liche Struktur. Zwar fehlen größere Be- 
triebe in den fünf neuen Ländern nicht 

und andererseits durch Knappheit 
(Fachkräftemangel) auszeichnen. 

Die ostdeutsche Metallindustrie 
hat sich mittlerweile als abhängige ost- 
deutsche Regionalökonomie mit 
durchaus dynamischem Charakter 
konsolidiert. Während die Arbeitgeber 
auf einer spezifisch ostdeutschen Ver- 
tragspolitik insistieren, fordert die IG 
Metall die Übernahme westdeutscher 
Pilotabschlüsse und die Schließung der 
noch vorhandenen Unterschiede zu 
Westdeutschland. Auf dem Feld der 
Abkopplungspolitik schwankten die 
Arbeitgeberverbände in den vergange- 
nen Jahren zwischen einer offensiven 
und einer defensiven Gangart. Ange- 
sichts des von den Arbeitgebern selbst 
festgestellten drohenden Facharbeiter- 
mangels, der sich alleine für das verar- 
beitende Gewerbe in Sachsen auf per- 
spektivisch etwa 30.000 Beschäftigte 
belaufen kann, wären die Arbeitgeber- 
verbände aus eigenem Interesse gut 
beraten, sich wieder auf eine kalkulier- 
barere Kooperation mit den Gewerk- 
schaften einzulassen. 

Ostdeutschland ist zu einem Ne- 
benschauplatz des deutschen Modells 
geworden. Gegen skeptischen Stim- 
men kann festegestellt werden, dass 
die Arbeit der Tarifparteien beim Auf- 
bau Ost eher für als gegen das deut- 
sche Modell industrieller Beziehungen 
spricht. Die Gründe für die schwache 
Akzeptanz der Tarifparteien liegen nur 
zu einem kleinen Teil im Erbe der DDR 
und der spezifischen Transformations- 
problematik. Vielmehr sind die Proble- 
me auf dynamische Veränderungspro- 
zesse in der gesamtdeutschen Ökono- 
mie im Kontext von Europäisierung, 
Globalisierung und sozialem Wandel 
zurückzuführen, die weitgehend un- 
abhängig von den Einflüssen des 
Transformationsprozesses verlaufen. 
Durch die abweichende Praxis in Ost- 
deutschland wird das deutsche Modell 
nicht in Frage gestellt. Im Hinblick auf 
die weitere Entwicklung bedeutet dies, 
dass es nicht die Leistungsfähigkeit der 
vorhandenen Institutionen ist, die sich 
belastend für die Zukunftsfähigkeit des 
deutsche System industrieller Bezie- 
hungen auswirken, sondern die Bereit- 
schaft der Akteure, dieses System - 
wenn auch in veränderter Form - flexi- 
bel zu nutzen. SPW 




